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Ergänzungen und Abänderungen 

der 

Preussischen 

■ 

Gesetzbücher 

oder 

Sammlung 

aller 

das Allgemeine Iiandrecht* die Allgemeine 
Gerichts-, Crimlnal-, Hypotheken- und Bepo- 
sital- Ordnung ergänzenden» abändernden 

und erläuternden 

Gesetze und Königlichen Verordnungen 

verbunden mit einem Repertorinm 

der 

Justiz - HUnisterial - Rescripte 



der in der Simon - und v. Strampflschen Sammlung von Rechts- 
sprüchen der Preussischen Gerichtshofe enthaltenen Judicate; 



4 1 

den Materien der Gesetzbücher geordnet. 



In sechs Bänden. 



Mit 

Genehmigung Eines Hohen Justiz -Ministerii 

herausgegeben 



A. J. Mannkopff 

KÖnigl. Prems. Kreis- Justisrath und Stadtgerichts -Director. 



Berlin, 1835. 

Im Verlage der Nauckscben Buchhandlung. 
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Ergänzungen nnd Abänderungen 



der 



Gesetzbücher, 



Mit 



Genehmigung Eines Hohen Justiz - Ministerii 



herausgegeben 



A. J. Mannkopff 

Konigl. Preuas. Krda - Juf tiirath und Stadtgericht! - Director. 



enthaltend 

das AUg. Landrecht Theil I. Tit. 1-23. 



Berlin, 1835. 

Im Verlage der Nauckachen 
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V o r r e d 



Die grosse Anzahl der seit Emanation der Prcussi- ' 
sehen Gesetzbücher ergangenen Gesetze und Verord- 
nungen, welche die Gesetzbücher in ihren einzelnen 
Bestimmungen ergänzen, abändern und erläutern, hat 
sowohl für das Studium, als auch besonders in der 
Anwendung für den, oft mit Arbeiten Überhäuften, 
praktischen Juristen gewiss mehrfache Schwierigkeiten. 
Es ist demselben nicht wohl möglich, alle diese neuern 
Bestimmungen so im Gedächtnisse zu behalten, dass 
ihm solche stets gegenwärtig sind, und leicht kann 
der richterliche Beamte bei Anwendung einer Vor- 
schrift des Allgemeinen Landrechts, der Gerichtsord- 
nung etc. in sofern fehlen, als er eine hierauf bezüg- 
liche neuere Verordnung ausser Acht lässt, oder bei 
der Berücksichtigung einer solchen vergisst, dass noch 
eine , dieselbe wiederum modificirende Bestimmung 
existirt. 

Diesem Uebelstande ist zwar durch die von Zeit 
zu Zeit erschienenen Repertorien, besonders durch die 
von Strombeckschen Ergänzungen des Allgemeinen 

Mannkopff Ergänz, t. d. Preus». Geietib. I. . * 
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Landrechts, der Gerichtsordnung etc. wesentlich abge- 
holfen; die Repertorien weisen indess blos das Vor- 
handensein einer neueren Verordnung nach und die 
gedachten Ergänzungen enthalten blosse Auszüge, 
welche, da sie oft unvollständig und dadurch selbst 
unrichtig sind, für die praktische Anwendung nicht 
genügen, vielmehr das Nachschlagen der angeführten 
Verordnungen selbst gleichfalls nölhig und zur Pflicht 
machen. 

Diese befinden sich aber in mehreren voluminösen 
Sammlungen, deren Gebrauch beim Aufsuchen einer 
Verordnung oft zeitraubend, deren Besitz aber auch 
nicht einmal jedem richterlichen Beamten möglich ist. 

Zweckmässig und einem wirklichen Bedürfnisse 
für das juristische Publicum entsprechend, dürfte da- 
her eine systematische Zusammenstellung der 
neuern Gesetzgebung sein, in welcher sich sämmt- 
liehe, seit Emanation des Allgemeinen Landrechts, der 
Gerichtsordnung, der Criminal-, Hypotheken- und 
Deposilal - Ordnung ergangenen Gesetze und Verord- 
nungen, nach den Materien der Gesetzbücher 
geordnet, in extenso vorfinden. An einer solchen 
fehlte es bisher, und um einem, wie ich glaube, viel* 
seitig gefühlten Mangel abzuhelfen, fasste ich schon 
vor einigen Jahren den Entschloss, mich der Bearbei- 
tung einer Sammlung der gedachten Art zu unterzie- 
hen, welche nicht sowohl die eigentliche Gesetzgebung, 
sondern auch die ministeriellen Verordnungen umfas- 
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sen sollte» Bald nach dem Beginn der Arbeit , der 
ich nur meine Massestcmden widmen und die daher 
nur langsam vorschreiten konnte, erschien jedoch die 
Graeffsche Sammlung der in den von Kamptz-» 
sehen Jahrbüchern enthaltenen Verordnung 
gen. In dieser sind die Justizministerial - Reskripte der 
neueren Zeit seit dem Jahre 1812, gleichfalls nach den Ma- 
terien der Gesetzbücher zusammengestellt, vollständig ent- 
halten! die älteren ministeriellen Verordnungen dagegen 
sind tbeils schon in deji Anhang zum Allgemeinen Land* 
recht und zur Gerichtsordnung aufgenommen, theils 
jetzt nur noch von geringerem practischen Interesse» 
Ich änderte deshalb nunmehr den Plan meiner Samm- 
long dahin, dass ich dieselbe auf die eigentliche 
Legislatur — Gesetze und Königliche Cabi- 
nets ordern beschränkte, um so mehr, als die 
Mitaufnahme der fiescripte den Umfang des Werks 
fast om das Dreifache vermehrt und dadurch die An« 
Schaffung desselben, namentlich den zahlreichen Be- 
sitzern der Graeffschen Sammlung, für welche der 
nochmalige Abdruck der in letzterer enthaltenen Re- 
scripte ganz entbehrlich erscheinen musste, sehr er* 
schwert haben würde. 

Bei der Zusammenstellung dieser Sammlung 
bin ich: 

1) davon ausgegangen, in dieselbe alle Gesetze 
und Königlichen Verordnungen, aber auch nur 
solche aufzunehmen, welche Bestimmungen der all- 
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gemeinen Preussischen Gesetzbücher abändern, ergän* 
zen oder erläatern, and daher besonders für den rich- 
terlichen Beamten von Interesse und wichtig sind« 
Es sind mithin nicht aufgenommen diejenigen Gesetze 
und Verordnungen, welche rein administrative oder 
polizeiliche Bestimmungen enthalten, in sofern solche 
nicht auch zugleich Gegenstände der Rechtsverwaltung 
berühren oder staatsrechth'che Verhältnisse betreffen, 
wie z. B. das Gesetz über die polizeilichen Verhält- 
nisse der Gewerbe, die Steuergesetze, die Gesetze über 
die Militair- Verfassung, die Gesetze über die Anord- 
nung der Provinzial- und Kreisstände etc. Eben so 
schienen mir zur Aufnahme nicht geeignet die, einzel- 
nen Corporationen ertheilten Statuten, Bestimmungen 
in Betreff provinzialrechtlicher Verordnungen und die 
in der Gesetzsammlung enthaltenen Verträge und Con- 
ventionen mit auswärtigen Staaten, welche letztere in* 
dess, so weit sie für den richterlichen Beamten von 
Interesse sein können, bei der betreffenden Verord- 
nung historisch angeführt und nachgewiesen sind, wie 
z. B. die Convcntionen wegen gegenseitiger Aufhe- 
bung des Abschosses. und Abfahrtsgeldes und die. 
Conventionen zum Schutze der Schriftsteller und Ver- 
leger wider den Nachdruck etc. 

2) Hat die Sammlung die systematische Anord- 
nung erhalten, dergestalt, dass dieselbe in der Rei- 
henfolge der Titel und Paragraphen der Gesetzbücher, 
unter Allegalion der betreffenden Stelle des Gesetz- 
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buchs in margine, die einzelnen Gesetze nnd Verord- 
nungen mit einer den Inhalt knrz andeutenden Ueber- 
schnft wörtlich vollständig enthält, und nur zur 
Ersparung des Raumes die gewöhnliche Eingangs- und 
Schlassformel , so wie auch die Allerhöchste Unter- 
zeichnung weggelassen worden. Hierbei sind indes s 
diejenigen Gesetze, welche sich auf mehrere Bestim- 
mungen der Gesetzbücher beziehen, nur bei einer Stelle 
vollständig aufgeführt, bei allen übrigen aber nur mit 
der Ueberschrift und dem Datum, unter Bemerkung 
der betreffenden Paragraphen, angeführt, indem dabei 
auf den Ort der Sammlung, wo sich solche in extenso 
finden, verwiesen wird. Ebenso sind diejenigen Ge- 
setze, welche durch spätere wieder ganz aufgehoben 
sind, nur dem Datum und kurzen Inhalte nach, an- 
gegeben. 

Zugleich ist bei jeder Verordnung bemerkt, wo 
sich solche resp. in der Edikten- Sammlung, und der 
von Rabeschen Sammlang, oder in der Gesetzsammlung 
abgedruckt findet. 

In Folge hoher Anweisung des Herrn Staats - 
und Justizministers Mühler Excellenz habeich 
hiernächst jedoch mit dieser Sammlung noch ein Repcr- 
torinm der zur Erläuterung der Gesetzbücher 
ergangenen Justiz-Ministerial-Rescripte ver- 
bünden, dergestalt, dass auch letztere, indess nur dem 
Datum nach nnd mit kurzer Angabe ihres Inhalts, bei 
den betreffenden Stellen der Gesetzbücher angeführt 
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sind und bemerkt ist, wo sich solche resp. in der von 
Eiabeschen Sammlung, in den von Kamptzschen Jahr- 
büchern und in der Graeffschen Sammlung abgedruckt 
finden. Auf diese Weise ist die vorliegende Samm- 
lung zugleich mit der Graeffschen Sammlung der 
Ministerial - Verordnungen in Verbindung gesetzt 
und umfasst mit der letztern zusammen daher, zu 
dem oben ausgesprochenen Zwecke, das ganze Gebiet der 
neuen Gesetzgebung im weitern Sinne. 

Später habe ich auf Veranlassung einer sehr schät- 
zenswerihen Aufforderung des Herrn Geheimen 
Ober - Tribunalraths Busse dies Repertorium 
auch noch anfeine Nachweisung der Judicate aus- 
gedehnt, welche in der von den Herren, Geheimen Ober« 
Justiz- und Ohcr - Bevisionsralh Simon und Kammerge- 
richts -Rath von Strampff herausgegebenen Sammlung 
von Rechtssprüchen Preussischer Gerichtshöfe enthalten 
sind, dergestalt, dass auch diese Judicate mit kurzer An- 
gabe der darin beurtheilten Rechtsfragen bei den be- 
treffenden Gesetzstellen allegirt worden. Bei der prak- 
tischen Wichtigkeit, welche namentlich die Entschei- 
dungen des Geheimen Obertribunals insonderheit noch 
durch die Verordnung über das Rechtsmittel der Re- 
vision und Nichtigkeitsbeschwerde vom 14. Decbr. 1833 
erlangt haben, dürften auch diese, über den ursprüng- 
lichen Plan des Werks hinausgehenden, Zusätze ange- 
messen erscheinen. 
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Endlich ist der Sammlung ein chronologisches 
V erz eich ni ss der darin enthaltenen oder nachge- 
wiesenen Verordnungen, und zwar mit Angabc des 
Inhalts, beigefügt, welches zugleich das Register zu 
derselben gewährt und das Aufschlagen einer dem Da- 
tum nach bekannten Vorschrift erleichtert. 

Indem ich mich entschlossen habe, das hiernach voll- 
endete Werk welches in 4 Bänden die Zusätze zum Allge- 
meinen Landrecht und in 2 Bänden die Zusätze zur Allge- 
meinen Gerichts-Ordnung, Criminal-, Hypotheken- nnd 
Deposital- Ordnung, das Stempelgesetz nnd die Ge- 
bührentaxen nebst den hierauf Bezug habenden Ver- 
ordnungen, so wie das chronologische Repertorium 
enthalten wird, — dem Druck zu übergeben, verkenne 
ich nicht, dass mein Verdienst bei demselben ein ge- 
ringes ist nnd nur in einer möglichsten Zweckmässig- 
keit der Zusammenstellung und Richtigkeit des Tex- 
tes nnd der Nachweisuug der einzelnen Verordnungen 
beruhen kann. In wie weit ich dies Ziel, nach dem 
ich mit möglichster Sorgfalt gestrebt, erreicht habe, 
muss ich höherer Beurtheilung überlassen. 

Mit ehrfurchtsvollem Danke muss ich es aber als 
eine besondere Gunst erkennen, dass Ihre Excellen- 
zien die Herren Staats- nnd Justizminister 
von Kamptz und Mühler das Unternehmen nach 
dem vorgelegten Plane Ihres hohen Beifalls gewürdigt 
und die Gnade gehabt haben, nicht nur die aus- 
drückliche hohe Genehmigung zur Hcraus- 
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gäbe der Sammlung zu erlheilen, sondern dersel- 
ben auch Hochdero Beförderung, namentlich durch 
Bewilligung der Anschaffung für die Obergerichte und 
grösseren Untergerichte, huldreichst zu verleihen. 

Pasewalk, den 14. April 1835. 

Mannkopff. 
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Erklärung einiger Abkürzungen. 



A. L. R Allgemeines Land recht für die Freussi*» 

sehen Staaten. ( 

A.Q.O. Allgemeine Gerichtsordnung für die Preus- 

sischen Staaten« 

Cr. 0* ••••••• . Criminal- Ordnung für die Preussischen 

Staaten. 

H. 0. ........ Hypotheken- Ordnung für die Preussi- 

schen Staaten. 

Dep. O. ....... Deposital- Ordnung für die Frenssischen 

Staaten« 

Puhl. Fat Pnblicationspatente des neuen Allgemei- 

nen Landrechts für die Preussischen Staa- 
ten vom 5. Februar 1794 und vom 1. April 

1803. 

CO • Cabinetsordre. 

Rescr. . . . Justiz -Ministerial-Rescript. 

N.C.C. Novum corpus constitutionutn Marchi- 

carum. ( Edicten - Sammlung. ) 

G. S. Gesetz -Sammlung für die Preussischen 

Staaten. 

v. K. Jhrb von Kamptz Jahrbücher für die Preußi- 
sche Gesetzgebung , Rechtswissenschaft 
und Rechtsverwaltung. 

V.R. I.II. etc. . . . von Rabe's Sammlung Preussischer Ge- 
setze und Verordnungen etc. Band 1.11. etc. 



Gr. /. //. $te. . . • GraefTs Sammlung sämmtlicher Verord- 
nungen, welche in den von Kamptzschen 
Jahrbüchern für Preussische Gesetzge- 
bung enthalten sind ; Berlin in der Mau- 
rerschen Buchhandlung 1830, und Bres- 
lau bei Aderholz 1834. Band I. II. etc. 

S. u. v. S. Rchttspr. Simon und von Strampfi Sammhing von 

Rechtssprüchen der Preussischen Gerichts- 
höfe. 

Erk Erkenntnis*. 

G. Ob. Trib Geheimes Ober- Tribunal. 

0. L. Ger Oberlandes - Gericht« 

B. Band. 

S. . Seite. 

#. siehe. 
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Allgemeines Landrecht. 



PllblicationS - Patent. Jiescr. vom 14. Ju/i 1820, Atfr. <fe« 
Uebit -und Preis des Allgemeinen Landrechts , Cr. /. 5. 1. 

PllM. Fat. Jfebcf rom 28. Miirz 1794, •Mg'«* <fer Gesetze und 
Rechte 9 nach weichen in Stldprcussen verfahren und geurtheih werden 
««//, v. R.II. S. 60». 

In Rücksicht, dass die Verwaltung einer prompten und 
soliden Justiz die Haupteiuelle des Wohlstandes und des bür- 
gerlichen Glückes aller Einwohner im Staate abgiebt, haben 
Wir, gleich beim Antritt Unserer Herrschaft über die Provinz 
Südpreussen, es Unser erstes Geschäft sein lassen, solche Ein- 
richtungen zu treffen, wodurch dieser heilsame Endzweck 
am sichersten erreicht werden könnte. 

Wir haben zu dem Ende bereits in Unserm Notifications- 
Fatent vom 8. Mai des vorigen Jahres Unsere hierunter he- 
gende Absicht umständlich zu erkennen gegeben, die darinnen 
angekündigten beiden Landesregierungen zu Posen und Petri- 
kau etablirt und ihnen aufgetragen, auch das fernere zu Ein- 
richtung der untern Gerichtsbarkeiten bis zu Unserer Allerhöch- 
sten Genehmigung zu besorgen, so dass hierunter schon ein 
grosser Theil Unserer Absichten erfüllt worden, und damit 
noch weiter vorgegangen werden soll. 

Da inzwischen zu Erreichung eben dieses Endzwecks 
nicht weniger nothwendig ist, dass sowohl die im Lande eta- 
blirten Ober- und Untergerichte, als auch sämmt liehe Landes- 
Eingesessene wissen mögen , nach welchen Gesetzen und 
Rechten erstere die vor sie gebrachten Rechtsstreitigkeiten 
entscheiden, letztere aber beurtheilt und gerichtet werden 
sollen, damit nicht, bei ermangelnder Vorschrift i*>diesem 
Stück, das Recht zweifelhaft und Unsere Unterthanen in der 
Ungewissheit sein, und der Willkühr der Gerichte sich aus- 
gesetzt glauben mögen, haben Wir, durch gegenwärtiges all- 
gemeines öffentliches Edict, Unsere Allerhöchste landesherr- 
liche Wlllensmeinung darüber jedermänniglich bekannt ma- 
chen wollen. 

1. Wollen Wir, dass nicht nur in Ansehung derjenigen 
Rechtsstreitigkeiten, welche aus Handlungen, Geschäften und 
Begebenheiten entspringen, die vor Unserer Besitznehmung 

Mannkopff Ergänr. z. d. Preuss. Gesctib. I. 1 
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dieser Lande vorhergegangen, sondern auch in Ansehung ge- 
genwärtiger und künftiger Fälle die bisher im Lande üblich 
gewesenen und darinnen für gültig anerkannten Gesetze, Con- 
stitutionen und wohlhergebrachten Gewohnheiten, in so fern 
solche gehörig bescheinigt werden, fernerhin und so lange 
beibehalten, und nach solchen die unter den Partheien vor- 
kommenden Rechtsstreitigkeiten entschieden werden sollen, 
bis dahin, dass ein förmliches Provinzial- Gesetzbuch für die 
Provinz, woran sogleich die Hand gelegt werden soll, zu 
Stande gebracht und von Uns bestätigt sein wird. 

Hierbei wollen Wir jedoch 

2. dass von solchen bisher im Lande gültig gewesenen Ge- 
setzen und deren Verbindungskraft ausgeschlossen sein sollen: 

a. alle auf die Gerichtsverfassung und gerichtliche Verfah- 
rungsart Beziehung habende Gesetze und Constitutionen, 
so wie 

b. alle diejenigen, die irgend einem in Unsern übrigen 
Staaten vorgegangenen allgemeinen Verbolsgesetze oder 

c. Unserer Regierungsform überhaupt, oder 

d. solchen Grundsätzen entgegen sind, nach welchen jed- 
wedem, ohne Unterschied des Standes, Recht widerfah- 
ren muss; 

als auf welche in judicando et decidendo gar keine Rücksicht 
genommen werden kann und soll. 

3. Da diese Beibehaltung der bisher im Lande üblichen 
Rechte und Constitutionen so lange statt haben soll, bis ein 
vollständiges Provinzialrecht für die Provinz Südpreussen zu 
Stande gebracht sein wird, so befehlen Wir zur Bewirkung 
dieses letztern hierdurch Unsern Landes- Regierungen , ohne 
Anstand, alle bisher üblich gewesenen Gesetze, Constitutionen, 
Rechte und Gewohnheiten, welche in der Folge beizubehal- 
ten sein mögten, zu sammeln, solche in Ordnung zu bringen, 
sie, mit einigen dazu zu erwählenden Deput irren, sowohl aus 
dem Adel als den Städten, sorgfältig zu revidiren, welchem 
vorgängig das daraus erwachsende vollständige Provinzialrecht 
Uns zur Allerhöchst landesherrlichen Bestätigung und Sank- 
tionirung vorgelegt werden, und künftig das statutarische 
Recht in Südpreussen abgeben soll. 

k. Bis dahin, dass solches statutarische Recht bestätiget sein 
wird, wollen Wir, dass Unsere Regierungen und Gerichte die 
im Jahre 1785 zu Warschau durch den Anton Trebicki edirte 
Sammlung der Polnischen Constitution in so fern annehmen, 
und solche in judicando zum Grunde legen sollen, dass die- 
jenige Parthei, wflche ihr Gesuch in einem in dieser Samm- 
lung enthaltenen Gesetz gründet, die Präsumtion für sich ha- 
ben und darnach geurtheilet werden soll; in so fern nicht der 
Gegentheil nachweisen kann, entweder, dass die allegirte 
Constitution in dem District, von welchem die Rede ist, nicht 
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recipirt, oder dass sie durch ein neueres Gesetz wieder auf« 
gehoben sei. Sollte sich hingegen eine Parthei auf ein Gesetz 
gründen, dessen die Trebickische Sammlung nicht erwähnt, 
so liegt derselben ob, solches gehörig und aus irgend einer 
sonstigen authentischen Sammlung nachzuweisen, und, in so 
fern es polnisch verfasset ist, in einer beglaubten deutschen 
oder lateinischen Uebersetzung beizubringen. 

5. Betretend dahingegen alle diejenigen Geschäfte und 
Rechtsangelegenheiten, bei welchen es nicht auf besondere 
Provinzial - Constitutionen , Gesetze und Rechte ankommt, so 
soll dabei das in Unsern gesammten Staaten eingeführte und 
übliche Gemeine Recht die Richtschnur sein, nach welchem 
nicht nur alle Handlungen und Geschäfte eingerichtet, sondern 
auch von den Regierungen und Gerichten beurtheilt und ent- 
schieden werden sollen. 

Demnach Wir nun durch ein besonderes Patent vom 
5. Febr. d. J. 

Ein Allgemeines Land -Recht 

lür Unsere gesammten Staaten' öffentlich bekannt machen 
lassen, und demselben vom 1. Juni d. J. an die gesetzliche 
Kraft in Unsern gesammten Staaten, folglich auch in Unserer 
Provinz Südpreussen, beigelegt haben, so wollen und verord- 
nen Wir hierdurch, dass dieses A. L. R. auch in Südpreussen 
von ermeldetem 1. Juni d. J. an, völlige Kraft und Verbind- 
lichkeit haben soll, dergestalt, dass nicht nur die Rechtsan- 
gelegenheiten Unserer sämmtlichen Vasallen und Unterthanen, 
welche nicht nur die oben angeführten vorerst beibehaltenen 
ehemals Polnischen Provinzial - Constitutionen und Rechte, 
oder durch das in der Folge von Uns zu sanctionirende Süd- 
preussische statutarische Recht ihre Bestimmung erhalten, 
und welche von Gegenständen nach dem i. Juni cLJ. herrüh- 
ren, nach diesem A. L. R., als dem einzigen Iure communi et 
subsidiario in Unsern sämmtlichen Landen, von Unsern Re- 
gierungen und Gerichten beurtheilt und entschieden werden, 
sondern auch sämmtliche Einwohner sich darnach in Reguli- 
rung ihrer Handlungen und Geschäfte richten sollen. 

Damit auch bei dem noch nicht genugsam ausgebreiteten 
Gebrauch der deutschen Sprache in Unserer Provinz Süd- 
preussen die Kenntniss dieses A. L. R. desto leichter und 
allgemeiner bewirkt werden möge, haben Wir eine lateini- 
sche Uebersetzung desselben, so wie des Patents vom 5. Febr. 
d.J. veranstalten lassen, welche in kurzem ans Licht treten, 
und einem jeden Gelegenheit geben wird, durch sich selbst 
oder andere im Lande so viel Kenntniss von den allgemei- 
nen in Unserm Staat vorgeschriebenen Rechten zu erhalten, 
als ihm zu Beobachtung seiner Pflichten als Staatsbürger und 

1* 
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zu vorsichtiger Einleitung und Betreibung seiner Geschäfte 
davon zu wissen nöthig ist. 

6. Betreffend dahingegen eben solche, durch die beizube- 
haltenden Provinzial- Constitutionen und Rechte nicht bestimm- 
ten Rechtsangelegenheiten, welche von Handlungen und Ge- 
schäften herrühren, die vor dem 1. Juni d. J. vorgegangen 
sind, und welche folglich auch nach einem altern Iure com- 
muni et subsididrio entschieden werden müssen, sollen Unsere 
Regierungen und Gerichte solche nach dem bis dahin die 
Stelle des subsidiarischen Rechts vertreten habenden Römischen, 
oder, in so fern in einer oder der andern Stadt das lus Saxonia 
cum commune recipirt gewesen, nach diesem beurtheilen und 
entscheiden, und sich dabei überhaupt in allen Stücken nach 
der Vorschrift Unseres Patents vom 5. Febr. d. J. richten. 

Wir befehlen Unsern Südpreussischen Landes -Regierun- 
gen, sämmtlichen Gerichten und sonst jedermänniglich, sich 
hiernach auf das genaueste und eigentlichste zu achten. 

N. C. C. T. IX. No. 33. de 1794. S. 2097. 

Publ« Pat* Declaratton des vorstehenden Edicts vom 2S. Marz 
1794, vom 30. April 1797. v.R.IF. S. 104. 

Wir haben in dem Edict vom 28. März 1794 verordnet: 
dass nicht nur in Ansehung der Unsrer Besitznehmung von 
Südpreussen vorhergegangenen, sondern auch in Ansehung 
gegenwärtiger und künftiger Fälle, die bis dahin üblich ge- 
wesenen und für gültig anerkannten Statuten, Constitutionen 
und Observanzen ferner beibehalten, gesammelt, in Ordnung 
gebracht und in ein besonderes vollständiges Provinzial -Ge- 
setzbuch verfasst werden sollten. 

Die Erfahrung hat aber gelehrt, dass diese unbedingte 
Beibehaltung der altern Constitutionen dem wahren Besten 
Unserer dasigen Unterthanen nicht völlig angemessen sei, 
und dieselben von der Wohlthat eines festen und gewissen 
Rechts, wovon Sicherheit des Eigenthums und Ruhe der Fa- 
milien wesentlich abhängen, noch allzulange entfernen würde. 

Die Mängel der ehemaligen Gesetzgebung, welche selbst 
von gutgesinnten und wohl unterrichteten Mitgliedern der 
Nation nicht ^verkannt werden; die Dunkelheiten, Widersprü- 
che und Antinomien, welche in jenen altern Constitutionen 
so häufig vorkommen; die Ungewissheit: ob eine Constitution 
überall durch Einschreibung in sämmtliche Grods gehörig 
promulgirt und angenommen worden, oder ob ihre Kraft nur 
auf gewisse Districte sich einschränke; besonders aber auch 
die so häufigen Verschiedenheiten und Abweichungen des 
Gerichtsbrauches, setzen der angeordneten Redigirung aller 
altern Constitutionen in ein geordnetes und zusammenhangen- 
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des Provinzial- Gesetzbuch unüberwindliche Schwierigkeiten 
entgegen. 

Ueberdem ergiebt sich aus einer allgemeinen üebersioht 
des Inbegriffs jener älteren Constitutionen, dass die mehresten 
derselben, wie auch schon in dem Edict vom 28. Marz 1794 
angedeutet worden, bei der gegenwartigen Staats- und Regie- 
rungs - Verfassung nicht mehr Anwendung finden können. 
Die jetzt vorgeschriebene gerichtliche Verfanrungs- Art, die 
nunmehr beendigte Einrichtung des Hypothekenwesens, die 
Unsern Pupillen- Collegiis aufgetragene Obsorge für die Per- 
son und das Vermögen der Minorennen, der Fundamental- 
Grundsatz Unserer Regierungs- und Justiz- Verfassung, dass 
einem jeden ohne Unterschied des Standes rechtliches Gehör 
verstattet, und gleiche Jüstiz administrirt werden muss, ma- 
chen alle fernere Beziehung auf einen grossen Theil jener 
altern Constitution ganz unzulässig. 

Mehrere derselben sind durch einzeln seit der Besitzneh- 
mung ergangene Verordnungen theils schon wirklich aufge- 
hoben, theils näher modificirt worden. 

Noch andere sind offenbar so beschaffen, dass sie ganz 
unnöthige und daher unzulässige Einschränkungen der Lan- 
des- Einwohner in ihrem Eigenthum und der freien Disposi- 
tion darüber enthalten, oder noch das Gepräge der dunkeln 
Jahrhunderte des Vorurtheils und des Aberglaubens, in wel- 
chen sie ergangen sind, an sich tragen. 

Es bleiben daher bei einer solchen alicemeinen Uebersicht 
nur noch einige Materien übrig, die wegen der genauen Be- 
ziehung, in welcher sie auf die besondere- Lage der Provinz, 
auf den Character der Nation, und auf gewisse Familien- Ein- 
richtungen und Verhältnisse stehen, eine nähere Prüfung, 
mit Zuziehung sachkundiger Männer aus der Nation, und bis 
diese geschehen, ihre vorläufige Beibehaltung erfordern. 

Durch vorstehende Gründe haben Wir Uns bewogen ge- 
funden, den in dem Patent vom 28. März 1794 vorgezeichne- 
ten Plan, wegen Beibehaltung und Redigirung der älteren 
Constitutionen mehr zusammen zu ziehen, und überhaupt 
Unsere Allerhöchste Willensmeinung wegen der künftig in 
der Provinz Südpreussen geltenden Gesetze und Rechte nach- 
Stehendermassen zu erklären: 

Wir verordnen also zuvörderst: 4 
„dass in Zukunft, 

vom 1. Septbr. dieses Jahres an gerechnet, 
* „die in Unsern übrigen Staaten eingerührten Rechte und 
„Gesetze, so wie dieselben in dem A. L. R. für die preussi- 
„ sehen Staaten enthalten sind, auch in der Provinz Süd- 
„preussen gelten, und bei allen von dieser Zeit an eintre- 
tenden Fällen, Begebenheiten und rechtlichen Handlungen, 
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„so wie bei der Entscheidung aller darüber vorkommenden 
„Streitigkeiten und Prozesse zum Grunde gelegt werden 
„sollen. 4 * 

Zu mehrerer Erleichterung der Kenntniss dieser desetze 
haben Wir nicht nur einen Auszug in polnischer Sprache, 
sondern auch eine vollständige lateinische Üebersetzung des 
ganzen Werkes veranstalten lassen; also dass niemand mit 
dem Mangel an Gelegenheit, den Inhalt der Gesetze, unter 
welchen er leben, und nach denen er seine Handlungen ein- 
richten soll, kennen zu lernen, sich in Zukunft wird ent- 
schuldigen können. 

Was nun aber die bisherigen Polnischen Statuten und 
Constitutionen betrifft, so erklären Wir über deren fernere 
Beibehaltung oder Abschaffung folgendes: 

Nähere Bestimmungen I. wegen der Succcssions- Ordnung. 

§.1. In Ansehung der gesetzlichen Erbfolge, oder succes- 
sionis ab intestato, sollen die bisherigen Gesetze vor der Hand 
noch beibehalten werden ; da Wir bei deren Prüfung gefunden 
haben, dass in dieser Materie sehr viele und wesentliche Ab- 
weichungen von den Vorschriften der gemeinen Rechte, und 
des darauf gegründeten A. L. R. vorkommen; deren manche 
in den besondern Verfassungen und Bedürfnissen der Provinz 
ihren Grund, und auf die Familien- Einrichtungen wesentli- 
chen Einfluss zu haben scheinen; worin Wir also auch nicht 
anders, als nach abermaliger genauerer Erwägung aller Um- 
Stande, und vernommenen Gutachten sachkundiger Männer 
aus der Nation selbst, eine Abänderung treffen wollen. 

Wir behalten uns also vor, diese Materie für die Zukunft 
besonders zu bestimmen, und sollen, bis dies geschehen ist, 
die auch nach dem 1. Septbr. d. J. sich ereignenden Erbanfälle 
ab intestato annoch fernerhin nach den bis daher in jedem 
Districte bestandenen Gesetzen und Gewohnheiten beurtheilt 
und regulirt werden. 

Wir haben auch dieses um so unbedenklicher gefunden, 
da einem jeden, welcher bei der bisherigen gesetzlichen Suc- 
cessions- Ordnung, in Ansehung seines Nachlasses, nicht ste- 
hen bleiben will, oder den Zweifeln und Streitigkeiten, wel- 
che darüber aus der Ungewissheit und Unbestimmtheit der 
älteren Gesetze und Gewohnheiten entstehen könnten, vorzu- 
beugen wünscht, unbenommen ist, letztwillig deshalb zu ver- 
ordnen; indem Wir die Einschränkungen, welchen dieBefug- 
niss Testamente zu errichten, und darin von Todeswegen 
über einen künftigen Nachlass zu disponiren, nach bisherigen 
Gesetzen in Ansehung gewisser Formen und Gegenstände 
unterworfen war, gänzlich aulheben, und bei dieser Materie 
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von Testamenten und letztwilligen Verordnungen das A. L. R. 
für die Zukunft *ur alleinigen Richtschnur vorschreiben. 

II. Wegen der Ehe insonderheit. 

§. 2. In Ansehung der Ehe und der daraus entspringenden 
bürgerlichen Rechte und Verbindlichkeiten , folgt zwar aus 
Unserer obigen allgemeinen Erklärung, dass die letzteren, in 
Ansehung der nach dem 1. Septbr. d. J. geschlossenen Ehen, 
nach den Vorschriften des A. L. R ; in Ansehung der frühe- 
ren aber, nach den zur Zeit der geschlossenen Ehe bestan- 
denen älteren Gesetzen beurtheilt werden müssen. Da jedoch 
bei dieser Materie vorzüglich mancherlei Abweichungen und 
Antinomien bisher statt gefunden haben, so finden Wir nö- 
thig, Unsere Allerhöchste Willensmeinung darüber nächst e- 
hendermaassen noch bestimmter zu erklären. 

1. Rechte der Eheleute in Ansehung der Personen. 

§. 3. So weit es auf die persönlichen Rechte einer Ehefrau 
und auf ihre Befugniss ankommt, mit oder ohne Zuziehung 
des Ehemannes, mit diesem selbst, oder auch mit Fremden, 
Verträge zu schli essen, und andere rechtsgültige Handlungen 
vorzunehmen, sollen diese Gegenstände lediglich nach der 
Vorschrift des A. L. R. beurtheilt werden; die Ehe mag vor 
oder nach dem 1. Septbr. d. J. geschlossen sein. 

2. In Ansehung des Vermögens» 

§. 4. So weit es aber auf die Rechte ankommt, welche durch 
die geschlossene Ehe einer der Ehegatten auf die Güter und das 
Vermögen des andern unter Lebendigen erworben hat, bleibt 
es zwar im Allgemeinen bei der Bestimmung des §.2., wo- 
nach der Zeitpunkt der geschlossnen Ehe die Gesetze bestimmt, 
welche bei der Beurtheilung dieser Rechte zur Richtschnur 
dienen müssen. 

3« Wegen der Brautschätze. 

§.5. Da jedoch die übertriebenen Vorrechte, welche die 
ehemaligen Gesetze den Brautschätzen oder sogenannten Evictio- 
nal- Summen verliehen haben, auf der einen Seite dem bür- 
gerlichen Verkehr Fesseln anlegen, dem Credit der Gutsbesiz- 
zer höchst nachtheilig sind, und mit den Grundsätzen der 
nunmehr in Südpreussen eingeführten Hypothekenverfassung 
nicht bestehen können; so wie auf der andern Seite diese 
bisherigen gesetzlichen Verordnungen die Frau sowohl, als 
selbst den Ehemann unter einer beständigen Curatel halten, 
dadurch den Hausfrieden stören, und einem für das Wohl 
seiner Familie wirklich besorgten, thätigen und vorsichtigen 
Ehemann und Vater die Mittel beschränken, das Vermögen 
seiner Frau, selbst mit ihrer Einwilligung, und zu ihrem eig- 
nen Besten, vortheilhaft zu benutzen; so wollen Wir jene 
Gesetze und Vorschriften wegen der Brautschätze und Evic- 
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tional- Summen, wenn auch diese schon vor dem 1. Septbr. 
d. J. bestellt worden, hiermit gänzlich aufheben, und verord- 
nen, dass diese Brautschätze von nun an lediglich nach den 
Vorschriften Unseres A. L. R. und der A. G. 0., von dem ein- 
gebrachten Vermögen der Ehefrauen, beurtheilt werden sollen; 
indem durch diese Vorschriften für die Sicherheit des Vermö- 
gens solcher Ehefrauen und für die Verwahrung desselben 
gegen alle nachtheiligen Dispositionen des Ehemannes, und 
gegen alle Verleitungen oder Uebereilungen der Ehefrau selbst, 
so weit es nölhig, und dem allgemeinen Besten zuträglich, 
genugsam gesorgt ist. (A. L. R. Thl. II. Tit.I. §.199-201. 
231 seqq. 254. 341 seqq. A. G. O. Thl. I. Tit. 50. §. 406 seqq.) 

4. Wegen Succesaion. 

§. 6. "Wegen der Succession der Eheleute, so weit sie nicht 
durch Verträge oder letztwillige Verordnungen bestimmt ist, 
hat es bei den Vorschriften des §. 1. sein Bewenden, und 
sollen daher diese Successionsrechte, so lange, bis die daselbst 
erwähnte nähere Bestimmung erfolgt sein wird , nach den 
Vorschriften der bisherigen Gesetze, die Ehe mag vor oder 
nach dem 1. Septbr. d. J. geschlössen sein, lediglich beurtheilt 
werden. 

5. Wegen der Advitalitäts - Verschrei bungen. 

§. 7. Da.es jedoch in den an jetzt zu Südpreussen gehörigen 
Districten bisher sehr gewöhnli6h gewesen, dass Eheleute 
einander durch inscribirte Verträge gegenseitige Lebetags- 
oder Niessbrauchsrechte auf ihren künftigen Nachlass bestellt 
haben, so wollen "Wir zwar diese sogenannten Advitaliläts- 
Verschreibungen und die darüber ergangenen ältern Gesetze, 
fernerhin bestehen lassen; zumalen Wir diese Einrichtung 
in manchem Betracht für die besondere Lage und Verfassung 
der Provinz überhaupt genommen, sehr zuträglich finden. 

Es sind aber durch die allzuweite Ausdehnung dieser 
Lebetagsrechte, und ihrer Dauer, verschiedene Unbilligkeiten 
nnd Missbräuche entstanden, denen "Wir für die Zukunft 
vorzubeugen, nothig erachten. 

"Wir verordnen also hierdurch 

1. dass die bisher und bis zum 1. Septbr. geschlossenen 
und verlautbarten Advitalitäts - Verschreibungen, in ihrem 
vollen Umfange nach den bisherigen Gesetzen aufrecht erhal- 
ten werden sollen; 

2. dass eben so auch die künftig zu bestellenden Lebetags« 
Rechte nur nach eben diesen Gesetzen beurtheilt werden sol- 
len, wenn der zuerst versterbende Ehegatte keine Kinder 
hinterlässt; 
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3. dass, wenn Kinder vorhanden sind, sie mögen aus die- 
ser oder aus einer früheren Ehe erzeugt sein, der überlebende 
Ehegatte das ihm bestellte Advitalitätsrecht nach dem ganzen 
Umfange der bisherigen Gesetze, und ohne Unterschied, ob 
er zu einer fernem Ehe schreitet oder nicht, nur so lange 
geniessen soll, bis der vorhandene Sohn, oder, wenn ihrer 
mehrere sind, der jüngste unter denselben, die Majorennität 
erreicht hat; 

A. dass hingegen, so bald dieser Fall eintritt, den Kindern 
erlaubt sein soll, darauf anzutragen, dass der Natural -Besitz 
und Genuss der Substanz des väterlichen oder mütterlichen 
Vermögens ihnen eingeräumt, und der- oder diejenige, wel- 
che bisher das Advitalitätsrecht genossen hat, mit einer be- 
stimmten jährlichen Rente dafür abgefunden werde. 

5. dass diese Rente, in Ermangelung eines gütlichen Ab- 
kommens so zu bestimmen, damit den Kindern der Genuss 
ihres nach dem A. L. R. zu berechnenden Pflicht Lheils frei 
bleibe. 

6. dass bei dieser Bestimmung, wenn Grundstücke vorhan- 
den sind, ein nach billigen und massigen Sätzen gefertigter 
Ertrags- Anschlag zum Grunde gelegt und die auszusetzende 
Rente von dem reinen Ertrage, nach Abzug der öffentlichen 
Abgaben, der Wirthschaftsausgaben und der Zinsen der vor- 
handenen Schulden bestimmt werden soll; 

7. dass der bisher im Lebetags- Besitz befindlich gewesene 
Theil die Sicherslellung dieser Rente, so weit sie durch Im- 
mobilien oder Activ-Capitalien, die im Nachlasse vorhanden 
sind, geleistet* werden kann, zu verlangen berechtigt sei. 

Nach diesen Grundsätzen soll von nun an bei Aufnehmung 
und Beurtheilung der Lebetags- Verschreibu ngen durchgehends 
verfahren werden: also dass es den contrahirenden Theilen 
zwar freistehen soll, das sich gegenseitig bestellte Lebetags- 
Recht durch den Vertrag noch mehr einzuschränken, nicht 
aber dasselbe über die hier gesetzmässig bestimmten Grenzen 
zu erweitern. 

§. 8. Wir behalten Uns vor, auch diese Materie von Lebe- 
tagsrechten in der Folge noch genauer zu bestimmen, und da- 
mit zugleich einige bisher streitig gewesene Fragen der altern 
Rechte zu entscheiden. Vorläufig setzen Wir aber schon so 
viel fest, dass eine Lebetags -Verschrei bung, selbst wenn sie 
inscribirt, oder gar in das Hypothekenbuch eingetragen wäre, 
den Besteller in der Freiheit, unter Lebendigen zu disponiren, 
nicht einschränke; da die ganze Wirkung eines solchen Ad- 
vitalitäts -Rechts sich nur auf dasjenige erstrecken kann, was 
nach dem Tode des Bestellers in dem Nachlasse desselben 
wirklich vorhanden ist. 



Digitized by Google 



10 Allgemeines Landrecht. Publications - Patent. 



III. Wegen der Erbunterthanen und Bürger in den Mediat - Städten. 

§.9. Da die Verfassung der Erbunterthanen, ingleichen der 
Bürger in den Mediat- Städten , eine besondere sehr genaue 
nach den Umständen und Bedürfnissen der Provinz, so wie 
nach dem Character, der Denkungsart, und dem Grade der 
Kultur dieser Klassen abzumessende Bestimmung erfordert, so 
werden "Wir darüber Unsere Allerhöchste "Willensmeinung 
nächstens umständlicher zu erkennen geben. Bis dahin, dass 
solches geschiehst, soll es zwar bei den bisherigen Gewohn- 
heiten verbleiben, jedoch mit Ausnahme dererjenigen, die in 
dem Patent vom 28. März 1794 § 2. bereits angedeutet sind. 

* 

Auch hat es wegen der Verfassung der Mediat -Städte 
in Südpreussen bei den Declarationeu vom 7. Juli und 
10. August v. J. sein Bewenden. 

IV. Wegen der Geistlichen Zinsen and Zehnten. 

§. 10. In Ansehung der Geistlichen Zehnten und Zinsen 
sind in vorigen Zeiten mancherlei Gesetze und Verordnungen 
ergangen, welche, besonders bei der eingetretenen Abänderung 
in der Verwaltung der Güter und des Vermögens der Geist- 
lichkeit, annorh einer genaueren Prüfung bedürfen. Wir sez- 
zen also hierdurch fest, dass es in Ansehung dieser Materie 
bei jenen bisherigen Gesetzen, auch nach dem l.Septbr. d.J., 
vor der Hand sein Bewenden haben solle. 

Sammlung der beibehaltenen älteren Gesetze in ein Prorinzial- 

Gesetzbuch. 

§.11. So weit im Vorstehenden (§.1-10.) (die fernere 
Beobachtung der bisherigen Gesetze unter dem Vorbehalt nä- 
herer Bestimmungen verordnet ist, werden Wir Sorge tragen, 
dass alle diese beizubehaltende Vorschriften, mit Inbegriff 
der in gegenwärtiger Declaration schon hinzugefügten, und 
in der Folge etwa noch nothig gefundenen nqjieren Festsez- 
zungen, ohne Zeitverlust, mit Zuziehung sachverständiger 
Männer aus der Nation, in ein eigenes Provinzial- Gesetzbuch 
zusammen gefasst, und dasselbe in der Landessprache zur 
allgemeinen Wissenschaft bekannt gemacht werde. 

Verordnung wegen der Übrigen in der Folge nicht mehr 
Anwendung findenden Constitutionen. 

§.12. In Ansehung aller übrigen Rechts -Materien hinge- 
gen, welche im Vorstehenden nicht ausgenommen sind, bleibt 
es lediglich bei der im Eingänge dieser Declaration enthaltenen 
Verordnung, dass vom 1. Septbr. d. J. an nur die Vorschrif- 
ten des A. L. R. darin zur Richtschnur dienen müssen, und 
daher*keine Beziehung mehr auf ältere Gesetze, Statuten und 
Constitutionen statt findet. 

§. 13. Sollte es sich wider Vermuthen finden, dass unter 
den in Ansehung einzelner Rechtsmaterien ergangenen Statuten 
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und Constitutionen, welche durch die gegenwärtige Verord- 
nung ausser Anwendung gesetzt worden, dennoch eine oder 
die andere befindlich sei, die von den Vorschriften des A. 
L. R. abweicht, und deren Beibehaltung gleichwohl dem ge- 
meinen Besten und dem Wohlstande der Provinz zuträglich 
sein könnte, so werden "Wir Uns nicht abgeneigt finden las- 
sen, eine solche Constitution, als ein neues Gesetz besonders 
publiciren, und in das §.11. erwähnte Provinzial- Gesetzbuch 
aufnehmen zu lassen. 

§. 14. In wie fern übrigens ein vorkommender Fall zu den 
vergangnen oder künftigen zu rechnen sei, soll lediglich nach 
den Vorschriften des A. L. R. in der Einleitung §. 14-20. und 
des Publ. Pat. vom 5. Febr. 1794 betirtheilt werden. 

§. 15. Was hingegen ältere Fälle, Begebenheiten und recht- 
liche Handlungen betrifft, welche sich vor dem l.Septbr. d.J. 
ereignet haben, so hat es deshalb bei dem Patent vom 28. März 
1794 und insonderheit bei den darin §.4 und 6 enthaltenen 
näheren Bestimmungen sein Bewenden. 

§. 16. Es muss also, wenn über das Dasein, die Gültigkeit 
und verbindende Kraft eines solchen ehemaligen Polnischen oder 
Littauischen Gesetzes gestritten wird, so wie alsdann, wenn 
es auf Observanzen und Gewohnheitsrechte ankommt, die 
Instruction des Prozesses nach Vorschrift der A. G. O. Thl. I. 
Tit. 10. §.53.54.55. auch darauf mit gerichtet, und mit Auf- 
nehmung des Beweises darüber, wie bei jeder andern streiti- 
gen Thatsache, um so sorgfältiger verfahren werden, da die 
Erfahrung schon gelehrt hat, welchen schädlichen Einiluss die 
Mängel, Ungewissheiten und Dunkelheiten der bisherigen Ge- 



auf wahre und wesentliche Gerechtsame der Partheien geäus- 
sert haben. 

§.17. Bei der ^Erklärung dieser ehemaligen statutarischen 
und gemeinen Rechte, auch in der Anwendung auf vergangene 
Fälle, findet die Vorschrift §.9. des Publ. Pat. vom 5. Febr. 
1794 statt, nach welcher, im zweifelhaften Falle, derjenigen 
Auslegung, welche mit den Vorschriften des A. L. R. über- 
einstimmt, oder denselben am nächsten kommt, der Vorzug 
gegeben werden soll. 

Wir befehlen also hierdurch ünsern Süd preussi sehen 
Regierungen und Gerichten, so wie den säramtlichen Landes- 
einwohnern, sich nach dem Inhalte der gegenwärtigen Decla- 
ration überall auf das genaueste zu achten. 
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Plllll» P&t* Pubh'candum vom \\. März 1797, wegen Einführung 
des A. L, R. bei den IMlUairgerichten. v. R, IV. S. 4t. 

"Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König etc. 
Thun kund und fügen hiermit zu -wissen: dass Wir um Un- 
sern sämmtlichen getreuen Unterthanen die Wohnhaften einer 
gleichförmigen, und also auch festen und zuverlässigen Ge- 
setzgebung angedeihen zu lassen, resolvirt haben, das A. L. R. 
auch bei den Militair- Gerichten einzuführen, und dieselben 
auf dessen Vorschriften in ihren Urteln und Entscheidungen 
zu verweisen. 

Da aber eines Theils bei einigen Stellen des A. L. R. 
aus der Erfahrung sich ergeben hat, dass dieselben bei ihrer 
Anwendung auf Militair - Personen gewisser Modifikationen 
nach der Verfassung ünsrer Armee bedürfen, und da andern 
Theils wegen verschiedener Vorschriften Zweifel und Miss- 
verständnisse bei den Militair - Gerichten entstanden sind, 
welche nähere und deutlichere Bestimmungen darüber noth- 
wendig machen, so haben "Wir gut gefunden, bei der anjetzt 
verordneten Einführung des A. L. R. für die Kriegsgerichte, 
zugleich Unsre allerhöchste Willensmeinung wegen obgedach- 
ter Funkte nachstehendermassen zu erklären : 

1. ad Part. I. Tit. 1. §.35. sind die Kriegsgerichte zweifel- 
haft gewesen: ob durch diese Vorschrift die Bestimmung des 
Edicts vom 17. Novbr. 1764 §.6. abgeändert sein solle. Wir 
erklären also hiermit, dass in dem hier vorausgesetzten Falle: 

wenn nämlich ein Soldat im Kriege eine schwere Wunde 
erhalten hat, und innerhalb Eines Jahres nach geschlosse- 
nem Frieden von seinem Leben und Aufenthalt keine Nach- 
richt eingegangen ist, 

die Kriecseerichte einen solchen Menschen für keinen Deser- 
teur annehmen, vielmehr denselben, wie auch schon das Edict 
vorschreibt, von der Anklage der Desertion freisprechen, und 
ohne Ertheilung eines besondern Todtenscheins die weitere 
Verfügung in Ansehung seines Vermögens den Civil - Gerich- 
ten überlassen sollen, welche letztere sich dabei nach den 
ihnen ertheilten gesetzlichen Vorschriften lediglich zu achten 
haben. 

In allen übrigen Stücken wegen des Verfahrens gegen 
Deserteurs, und was dem anhängig, bleibt es bei den Vor- 
schriften des Edicts vom 17. Novbr. 1764, worauf auch die 
Militair- Gerichte in dem A.L. R. TheiUl. Titel 20. §. 463 seqq. 
bereits verwiesen sind. 

2. ad PaTt. I. Tit. XI. §.686. verordnen Wir, dass wegen 
einer gehörig consentirten , oder sonst nach den Gesetzen 
rechtsgültigen Schuld eines Offiziers, die Execution auch in 
das Mobiliar -Vermögen des Schuldners, welches derselbe in 



Digitized by Google 



Allgemeines Landrecht. Pub lications - Patent. 13 



der Garnison besitzt, zwar statt finden solle, dass aber dem 
Schuldner die Mondiriingsstücke, nebst not hdürltiger Wäsche, 
Betten und sonstigen Meubles gelassen werden müssen. 

3. ad Part. I. Tit XI. §.702. 703. setzen Wir hiermit fest, 
dass dasjenige, was von Schulden solcher Militairpersonen, 
die ein bürgerliches Gewerbe treiben, hier verordnet ist, auf 
diejenigen unter ihnen, welche das Bürger- und Meisterrecht 
gewonnen haben, nach seinem vollen Umfange Anwendung 
finden solle. Dagegen soll zu den Schulden derjenigen, wel- 
che sonst als Freiwächter oder Beurlaubte irgend ein Gewerbe 
treiben, die gerichtliche Abschliessung des Darlehns oder son- 
stigen Schuldvertrages, zur Gültigkeit der Schuld erforderlich 
sein; und muss diese gerichtliche Abschliessung in der Gar- 
nison bei der vorgesetzten Militair- Behörde, im Fall des Ur- 
laubs aber bei den Gerichten des Wohn- oder Aufenthaltsorts 
erfolgen. 

4. ad Part. I. Tit. XII. §. 177 bis 179 finden Wir Uns bewo- 
gen, diese Vorschriften wegen der militärischen Testamente 
folgendermassen zu modificire/i : 

a. Was §. 1S3 bis §. 1 S7- von schriftlichen militärischen 
Testamenten verordnet ist, soll ohne Unterschied statt 
finden, ob der Aufsatz in einer gegenwärtigen Kriegsge- 
lahr, oder ob derselbe in Cantonirungs- oder Winter- 
Quartieren errichtet worden. Die Vorschriften des §.188 
bis 19t. bleiben also ausser Anwendung, allermassen nach 
der gegenwärtigen Methode den Krieg zu führen, auch 
Cantonirungs - und AVinter - Quartiere sehr oft durch 
wirkliche Krieges - Operationen unterbrochen werden. 

b. Wegen der mündlichen Testamente bleibt es zwar bei 
der Vorschrift des §. 1^2, doch soll es hinreichend sein, 
wenn die mündliche Verordnung auch nur vor einem 
Oberofficier erklärt worden; und eine solche mündliche 
Verordnung soll nicht, wie §. 1.93. verordnet ist, ihre 
Gültigkeit verlieren, wenn der Testator die gegenwärtige 
Gefahr überlebt h.it, sondern es soll dabei, "wenn kein 
Widerruf oder Abänderung erfolgt i>t, so lange sein Be- 
wenden haben, bis nach geendiglem Krieg« die Regimen- 
ter in ihre Stand - Quartiere wieder eingerückt sind. 

5. ad Part.I. Tit. XII. §.2i0. declariren Wir diese Vorschrift 
dahin: 

dass die Kriegesgerichte dergleichen schriftliche militäri- 
sche Testamente selbst publiciren, und so weit es den bei 
sich habenden militärischen Nachlass des Testatoris betrifft, 
sogleich vollstrecken, alsdann aber das Testament den Ci- 
vil - Gerichten Eur weitern Besorgung in Ansehung de* 
übrigen Nachlasses zusenden sollen. 
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6. ad Part. II. Tit. I. §. 152. 153. versteht es sich von selbst, 
dass wegen Dispensation beim Aufgebot eines militairischen 
Brautpaars, es bei den Vorschriften des Militair-Consistorial- 
Reglements vom 15. Juli 1750 sein Bewenden habe. 

7. ad Part. II. Tit. I. §. 688 sqq. versteht es sich zuvörderst 
von selbst, dass die Ehefrau eines heimlich entwichenen und 
also desertirten Soldaten, sofort, und ohne Abwart ung irgend 
einer Frist, auf die Trennung der Ehe antragen könne ( A. G. O« 
Thl. I. Tit. 40. §.63.). AVenn aber die Frau sich entfernt 
hat, so soll es zwar bei den Vorschriften des A. L. R. in 
der Regel sein Bewenden haben; doch soll in besonderen 
Fällen, und bei obwaltenden vorzüglich dringenden Umstän- 
den, das Kriegs- Consistorium von dieser Vorschrift zu dispen- 
siren und den Scheidungsprozess noch vor dem Ablaufe der 
bestimmten Frist zu veranlassen berechtigt sein. 

8. ad Part. II. Tit. I. §.1027 bis 1088. finden Wir nöthig, 
die hierin enthalteneu Vorschriften wegen Abfindung ausser 
der Ehe geschwängerter "Weibspersonen und Ernährung un- 
ehelicher Kinder, in Ansehung der Militairpersonen folgender- 
massen näher zu bestimmen: 

1. der Betrag der für ein uneheliches Kind zu bezahlenden 
Verpflegungs - und Erziehungskosten, welchen das A. 
L.R. Thl. II. Tit. II. § 626. 627- der richterlichen Bestim- 
mung, nach Unterschied der Fälle, überlassen hat, wird, 
wenn der Vater ein gemeiner Soldat ist, auf 16 Gr., 
wenn er ein Unter- Officier ist auf 20 Gr., bei Ober-Of- 
ficiers aber, nach Unterschied des Ranges, auf 2 bis 4 
Rthlr., monatlich festgesetzt. 

2. Für Tauf-, Enlbindungs- und Wochenkosten soll einem 
Unter - Officier und gemeinen Soldaten nicht mehr als 
1 Rthlr. 8 Gr. bis 2 Rthlr. abgefordert werden. 

3. Wegen der Alimente des Kindes soll von dem Tracta- 
mente eines Unter- Officiers oder gemeinen Soldaten kein 
Abzug statt finden. Wenn also ein solcher Schwängerer 
ausser seinem Solde weiter kein Vermögen oder Erwerb 
hat, so muss inzwischen die Mutter für die Ernährung 
des Kindes sorgen, und bis zu verbesserten Vermögens- 
umständen des unehelichen Vaters sich gedulden. 

4. In Ansehung derjenigen Militair- Personen, welche sol- 
chergestalt von ihrem Solde keinen Abzug leiden dürfen, 
kann auch die §. 1032 bis 1035 verordnete vorläufige 
Niederlegung der Tauf-, Enlbindungs- und Wochenkosten 
nicht statt finden. 

5. So wie es sich nach den Vorschriften des A. L. R. 
schon von selbst versteht, dass eine Frauensperson, wel- 
che mit einem Officier, Unter - Officier oder gemeinen 
Soldaten in unerlaubten Umgang sich einlässt, und dem- 
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selben auch unter dem Versprechen der Ehe, den Bei- 
schlaf gestattet, auf die Entschädigung, welche das Gesetz 
einer unter dem Versprechen der Ehe verführten und 
geschwängerten Person bestimmt hat, niemals Anspruch 
machen könne, sondern diese Art der Entschädigung nur 
in dem einzigen Falle statt finde, wenn der Schwängerer 
den erforderlichen Consens zur Heirath schon erhalten 
halte, und hiernachst gleichwohl die Ehe mit der Ge- 
schwängerten wirklich zu vollziehen sich weigert; so 
soll auch die in dem §. 1072. verordnete mindere Abfin- 
dung der Geschwängerten gänzlich wegfallen, wenn der 
Schwangerer nur zu den Unter -Officiers oder gemeinen 
Soldaten gehört. In Ansehung der Ober-Officiers aber, 
welche eine unschuldige Person durch allerlei Künste, 
durch Vorspiegelungen des schon nachgesuchten und in 
kurzem zu erwartenden Consenses und so weiter, zum 
Beischlaf verleitet haben, soll es bei den Vorschriften 
des A. L. R. §. 1077. 1078 und 1079. sein Bewenden haben« 

9. ad Part. II. Tit. I. §. M29 - IUI. versteht es sich von 
selbst, dass die Alimente, wozu ein Deserteur seinem zurück- 
gelassenen unehelichen Kinde rechtlich verpflichtet ist, eben 
so, wie bei ehelichen, von dem der Invaliden- Casse anheim 
fallenden Vermögen, gleich andern rechtmässigen Schulden 
abgezogen, oder darin sicher gestellt werden müssen. 

10. ad Part. II. Tit. 2. §.212 a.b. finden Wir nöthig, naher 
zu bestimmen, dass ein Oflicier durch Erlangung der Majo- 
rennität von der väterlichen Gewalt nur alsdann befreit werde, 
wenn er zu einem solchen Posten avancirt, in welchem er 
der väterlichen Hülfe zu seinem Unterhalte nicht mehr bedarf, . 
welches in'dem Falle angenommen werden soll, da er entwe- 
der eine Compagnie oder Escadron erhält, oder doch zum 
Rittmeister oder Oapitain ernannt wird, und das mit dieser 
Charge verknüpfte Gehalt zu gemessen hat. 

11. ad Part. II. Tit. 2. §.639- 640. setzen Wir fest, dass un- 
• eheliche Söhne der Canton- und dienstpflichtigen Soldaten, 

wenn die Mutter an einen Cantonfreien Ort gehört, dem Stande 
des Vaters dahin folgen sollen, dass sie als Soldaten -Söhne 
dem Regiment oder Bataillon, zu Melchem der Vater gehört, 
obligat sind, woraus sich von selbst ergiebt, dass die Wahl 
der Lebensart eines solchen unehelichen Sohnes, wenn er zum 
Dienst und zur Einstellung tüchtig ist, von dem Regiment 
oder Bataillon abhänge. 

12. ad Part. II. Tit. 10. §. 16. Wegen des Gerichtsstandes 
der Militair- Personen werden sowohl die Militair- als Civil- 
Gerichte auf die Vorschrift der A. G. O. Thl. I. Tit. 2. §. 161., 
wornach keine Prorogation dieses privilegirten Gerichtsstandes 
statt findet, ausdrücklich verwiesen. 
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13. ad Part. II. Tit. 18. §. 78. wird hierdurch näher bestimmt: 
dass, wenn den Kindern eines noch in wirklichen Kriegs- 
diensten stehenden Vaters Grundstücke zufallen, von deren 
eigenen Verwaltung der Vater ausgeschlossen ist, die Admi- 
nistration derselben zwar den Civil -Gerichten der Sache (fo- 
ru?n rei sitae) verbleibe, diese jedoch schuldig sein sollen, 
in allen Vorfallenheiten, welche nicht den gewöhnlichen 
Wirthschaftsbetrieb angehen, den Militair-Gerichten Nachricht 
zu geben und mit ihnen Rücksprache zu nehmen. 

iL ad Part. II. Tit. 18. §.80. werden die Militair-Gerichte 
wegen der A r erfügung über das von einer im Felde verstor- 
benen Militair-Persou hinterlassene, und bei der Armee be- 
findliche Mobiliar- Vermögen auf die Vorschrift des Reglements 
vom 30. Novbr. 1772 §.2 und 17 und die damit übereinstim- 
mende Disposition der A. G. O. Thl. 2. Tit. 5. §.17. 18. noch- 
mals verwiesen. 

15. ad Part. II. Tit. 18. §. 160. erklären Wir hierdurch, dass 
Generals und Staabs- Officiers, wenn sie nicht für ihre eige- 
nen Kinder die natürliche Vormundschalt führen, sondern für 
fremde Kinder und Verwandte eine Curalel übernehmen wol- 
len, Unsere unmittelbare Erlaubniss dazu nachsuchen, andere 
Militair -Personen aber dergleichen Consens von ihrem Chef 
oder Commandern* einholen müssen. 

16. ad Part. II. Tit. 20. §.85 und SS. setzen AVir fest, dass 
vermöge dieser Verordnung auch gegen Unter- Officiers und 
gemeine Soldaten, welche, ohne wirkliche Bürger zu sein, in 
Treibung eines bürgerlichen Nahrungsgewerbes eine Polizei- 
Contravention begehen, worauf die Polizei - Gesetze eine Geld- 
Strafe verordnen, von den Polizei- Behörden auf diese gesetz- 
liche Strafe zwar erkannt, das Urtel aber den Regiments -Ge- 
richten zugeschickt und diesen überlassen werden soll, die 
erkannte Geldbusse nach Befinden der Umstände in eine ver- 
haltnissmassige Leibesslrafe zu verwandeln. 

Ferner: 

dass bei Unter- Officiers und gemeinen Soldaten 5 Rthlr. 
Geldbusse einer Arreststrafe von 3 Tagen und darunter 12 
Stunden krumm geschlossen, gleich geachtet werden soll. 

17. ad Part.II. Tit. 20. §. 645. werden die Militair-Gerichte 
auf die näheren Bestimmungen des Reglements vom 31. Julius 
1788 verwiesen. * 

18. ad Part.II. Tit. 20. §.463. ist zwar in den unterm 
18. Novbr. 1787 ergangenen Kriegs- Artikeln verordnet, dass 
gemeine Verbrechen der Militair-Personen, welche den Dienst 
nicht betreffen und in den Kriegs- Artikeln nicht besonders 
genannt sind, nach den allgemeinen Vorschriften der Landes- 
gesetze bestraft werden sollen. Weil aber die nach diesen 
Gesetzen statt findenden Zuchthaus - oder Festungsstrafer 
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dem Militärdienste nachtheilig sind, und die Subjecte, wel- 
che sie treffen« in den meisten Fällen dazu untauglich ma- 
chen, so behalten Wir uns vor, in den besonders zu publi- 
cirenden neuen Kriegs - Artikeln, "wegen- zu bestimmender 
mehr zweckmässiger Strafarten solcher gemeinen Verbrechen 
der Militair - Personen, Unsere Allerhöchste Willensmeinung 
ausführlich bekannt zu machen. 

Nach vorstehenden Verordnungen sollen übrigens sämmt- 
liche, sowohl Militair- als Civil -Gerichte in allen künftig 
vorkommenden Fällen sich pflichtmässig achten, und in allen 
andern Stücken , % worin durch die gegenwärtige Verordnung 
nichts geändert ist, sollen auch die Militair - Gerichte die 
Vorschriften des A, L. R. sich zur Richtschnur dienen lassen. 
Es soll daher das gegenwärtige Publicandtim sowohl in der 
Armee, als den sämmtlichen Civil -Gerichten und Behörden 
gewöhnlichermassen bekannt gemacht werden. 

N. C. C. T. X. No. 20. de 1 797. and Auszug 8. 236. 

PllM. Pat« Patent vom 30. April 1797, ***** der Rechte und 
Gesetze, welche in Neu-Ostpreussen gelten sollen, v. Jl. IV» S, 112. 

Nachdem Wir durch das Patent vom 23. April d. J. die 
Justiz- Verfassung in Unserer Provinz Neu-Ostpreussen an- 
geordnet, die Formirung der Ober- und üntergerichte, so 
wie ihren Geschäftsbezirk festgesetzt, und die Verfahrungs- 
art in gerichtlichen Angelegenheiten vorgeschrieben haben, 
so finden Wir nö'thig nunmehr auch wegen der Gesetze und 
Rechte, nach welchen die Landeseinwohner künftig ihre 
Handlungen einrichten und die Gerichte die vor sie gebrachten 
Rechtsstreitigkeiten beurtheilen und entscheiden sollen, Un- 
sere Allerhöchste Willensmeinung durch das gegenwärtige 
Patent zu erklären, und zur allgemeinen Wissenschaft gelan- 
gen zu lassen. 

Wir finden es nöthig, diese Unsere Erklärung um so 
mehr zu beschleunigen, als die Art und Weise, wie nach 
ehemaliger Verfassung Gesetze entworfen, abgefasst, publicirt, 
erklärt, und in den Gerichten zur Anwendung gebracht wor- 
den, so viel schwankende Unbestimmtheit, so viel Zweifel 
und Dunkelheiten, so- mannigfaltige Widersprüche einzelner 
Gesetze unter sich, und mit dem eingeführten Gerichtsbrau- 
che, und so viel Willkühr in der Anwendung bei Entschei- 
dungen streitiger Rechlsfälle hervorgebracht hat, dass Wir 
Unsere dasigen Unterthanen den zahllosen Uebeln, die für 
den bürgerlichen Wohlstand und die innere Ruhe der Fami- 
lien aus einer solchen Ungewissheit der Rechte entstehen, 
nicht länger ausgesetzt lassen können. 

Wir verordnen also zuvörderst: 

„dass in Zukunft: 
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A. bei Fällen, die nach dem 1. Septbr. d. J. 

vorkommen, 

„vom ersten September dieses Jahres angerechnet, die in 
,,Unsern übrigen Staaten eingeführten Rechte und Gesetze, 
„ so wie dieselben in dem A. L. R. für die Preuss. Staaten 
„enthalten sind, auch in der Provinz Neu - Ostpreussen 
„gelten, und bei allen von dieser Zeit an eintretenden 
„Fällen, Begebenheiten und rechtlichen Handlungen, so 
„wie bei der Entscheidung aller darüber vorkommenden 
„Streitigkeiten und Prozesse, zum Grunde gelegt werden 
„sollen/ 4 

Dieses A. L. R., welchem Wir hiermit, so wie dem un- 
term 5. Febr. 1794 darüber ergangenen ,Publ. Pat. , auch in 
Neu - Ostpreussen, vom besagten Termine an, gesetzliche 
Kraft und Wirkung beilegen, ist zwar in deutscher Sprache 
abgefasst; Wir haben aber, zu mehrerer Erleichterung der 
Kenntnis« desselben, nicht nur einen Auszug in polnischer 
Sprache, sondern auch eine vollständige lateinische Ueber- 
setzung des ganzen Werks veranstalten lassen; also dass 
niemand mit dem Mangel an Gelegenheit, die Gesetze, unter 
welchen er leben, und nach denen er seine Handlungen ein- 
richten soll, kennen zu lernen, sich in Zukunft wird entschul- 
digen können. 

Was nun aber die bisherigen Polnischen und Litthauischen 
Gesetze, Statuten und Constitutionen betrifft, so erklären Wir 
über deren fernere Beibehaltung oder Abschaffung folgendes: 

Nähere Bestimmungen. I. Wegen der Succeasions- Ordnung. 

§. 1 . In Ansehung der gesetzlichen Erbfolge oder der succes- 
sionis ab intestato, sollen die bisherigen Gesetze vor der Hand 
noch beibehalten werden, da Wir bei deren Prüfung gefunden 
haben, dass in dieser Materie sehr viele und wesentliche Ab- 
weichungen von den Vorschriften der gemeinen Rechte, und 
des darauf gegründeten A. L. R. vorkommen , deren manche 
in den besondern Verfassungen und Bedürfnissen der Provinz 
ihren Grund, und auf die Familien- Einrichtungen wesentli- 
chen Einfluss zu haben scheinen; worin Wir also auch nicht 
anders, als nach abermaliger genauerer Erwägung aller Um- 
stände, und vernommenen Gutachten sachkundiger Männer 
aus der Nation selbst, eine Abänderung treffen wollen. 

Wir behalten Uns also vor, diese Materie für die Zukunft 
besonders zu bestimmen; und sollen', bis dieses geschehen 
ist, die auch nach dem 1. Septbr. d. J, sich ereignenden 
Erbaufälle ab intestato annoch fernerhin nach den bis daher 
in jedem Districte bestandenen Gesetzen und Gewohnheiten 
beurtheilt und regulirt werden. Wir haben auch dieses um 
so unbedenklicher gefunden, da einem jeden, welcher bei der 
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bisherigen gesetzlichen Successions- Ordnung, in Ansehung 
seines Nachlasses, nicht stehen bleiben will, oder den Zwei- 
feln und Streitigkeiten, welche darüber aus der Ungewissheit 
und Unbestimmtheit der altern Gesetze und Gewohnheiten 
entstehen könnten, vorzubeugen wünscht, unbenommen ist, 
letzwillig deshalb zu verordnen; indem Wir die Einschrän- 
kungen, welchen die Befugniss, Testamente zu errichten und 
darin von Todeswegen über einen künftigen Nachlass zu 
disponiren, nach -bisherigen Gesetzen, in Ansehung gewisser 
Formen und Gegenstände unterworfen war, gänzlich aufheben, 
und bei dieser Materie von Testamenten und letztwilligen 
Verordnungen das A. L. R. für die Zukunft zur alleinigen 
Richtschnur vorschreiben. 

II* Wegen der Ehe insonderheit« 

§. 2. In Ansehung der Ehe und der daraus entspringenden 
bürgerlichen Rechte und Verbindlichkeiten, folgt zwar aus 
Unserer obigen allgemeinen Erklärung, dass die letzteren, in 
Ansehung der nach dem 1. Septbr. d. J. geschlossenen Ehen, 
nach den Vorschriften des A. L. R. , in Ansehung der frühe- 
ren aber, nach den zur Zeit der geschlossenen Ehe bestan- 
denen älteren Gesetze beurtheilt werden müssen. Da jedoch 
bei dieser Materie vorzüglich mancherlei Abweichungen und 
Antinomien bisher statt gefunden haben, so finden Wir nö- 
thig, Unsere Allerhöchste Willensmeinung darüber nachste- 
hendermassen noch bestimmter zu erklären. 

1. Rechte der Eheleute in Ansehung der Personen. 

§. 3. So weit es auf die persönlichen Rechte einer Ehefrau, 
und auf ihre Befugniss ankommt, mit oder ohne Zuziehung 
des Ehemanns, mit diesem selbst, oder auch mit Fremden, 
Verträge zu schliessen, und andere rechtsgültige Handlungen 
vorzunehmen, sollen diese Gegenstände lediglich nach der 
Vorschrift des A. L. R. beurtheilt werden, die Ehe mag vor, 
oder nach dem 1. Septbr. d. J. geschlossen sein. 

2.~ In Ansehung des Vermögens. 

§. 4. So weit es aber auf die Rechte ankommt, welche durch 
die geschlossene Ehe einer der Ehegatten auf die Güter und 
das Vermögen des andern unter Lebendigen erworben hat, 
bleibt es zwar im Allgemeinen bei der Bestimmung des §. 2., 
wornach der Zeitpunkt der geschlossenen Ehe die Gesetze 
bestimmt, welche bei der Beurtheilung dieser Rechte zur 
Richtschnur dienen müssen. 

3* Wegen der Brautschätze. 

§. 5. Da jedoch die übertriebenen Vorrechte , welche die 
ehemaligen Gesetze den Brautschätzen, oder sogenannten Evic- 
tional- Summen verliehen haben, auf der einen Seite dem Cre- 
dit der Gutsbesitzer höchst nachtheilig sind, dem bürgerlichen 
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Verkehr Fesseln anlegen, und mit den Grundsätzen der auch 
in Neu-Ostpreussen bald mögliehst einzuführenden Hypothe- 
ken-Verfassung nicht bestehen können; so wie auf der an« 
dern Seite diese bisherigen gesetzlichen Verordnungen die 
Frau sowohl^ als selbst den Ehemann, unter einer beständigen 
Curatel halten, dadurch den Hausfrieden stören, und einem 
für das Wohl seiner Familie wirklich besorgten thätigen 
und Torsichtigen Ehemann und Vater die Mittel beschränken, 
das Vermögen seiner Frau, selbst mit ihrer Einwilligung, 
und zu ihrem eignen Besten, vorteilhaft zu benutzen; so 
wollen Wir jene Gesetze und Vorschriften wegen der Braut- 
schätze und Evictional- Summen, wenn auch diese schon vor 
dem 1. Septbr. d.J. bestellet worden, hiermit gänzlich aufhe- 
ben, und verordnen, dass diese Brautschätze von nun an le- 
diglich nach den Vorschriften Unsers A. L. R. und der A. G. 0. f 
von dem eingebrachten Vermögen der Ehefrauen, beurtheilt 
werden sollen; indem durch diese Vorschriften für die Sicher- 
heit des Vermögens solcher Ehefrauen, und für jdie Verwah- 
rung desselben gegen alle nachtheiligen Dispositionen des 
Ehemannes, und gegen alle Verleitungen oder Ueberredungen 
der Ehefrau selbst, so weit es nöthig und dem allgemeinen 
Besten zuträglich, genugsam gesorgt ist. (A. L. R. Thl. II. 
Tit. I. §. 199-201. 231 seqq. 254. 34t seqq. A. G. 0. Thl. I. 
Tit. 50. §.406 seqq.) 

4. Wegen der Succeision. 

§. 6. Wegen der Succession der Eheleute, so weit sie nicht 
durch Verträge oder letztwillige Verordnungen bestimmt ist, 
hat es bei den Vorschriften des §.1. sein Bewenden; und 
sollen daher diese Successions- Rechte, so lange bis die da- 
selbst erwähnte nähere Bestimmung erfolgt sein wird, nach 
den Vorschriften der bisherigen Gesetze, die Ehe mag vor 
oder nach dem 1. Septbr. d. J. geschlossen sein, lediglich 
beurtheilt werden. 

5. Wegen der Advitalitäts - Verschreibungen. 

§. 7* Da es jedoch in den anjetzt zu Neu-Ostpreussen gehö- 
rigen Districten bisher sehr gewöhnlich gewesen ist, dass 
Eheleute einander durch inscribirte Verträge gegenseitige Le- 
betags- oder Niessbrauchs- Rechte auf ihren künftigen Nach- 
lass Destellet haben; so wollen Wir zwar diese sogenannten 
Advitalitäts - Verschreibungen und die darüber ergangenen 
altern Gesetze fernerhin bestehen lassen, zumalen Wir diese 
Einrichtung in manchem Betracht für die besondere Lage 
und Verfassung der Provinz überhaupt genommen, sehr zu- 
träglich finden. 

Es sind aber durch die allzuweite Ausdehnung dieser 
Lebetags- Rechte und ihrer Dauer verschiedene Unbilligkeiten 
und Missbräuche entstanden, denen Wir für die Zukunft 
vorzubeugen nöthig erachten. Wir verordnen also hierdurch: 
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1. dass die bisher und bis zum 1. Septbr. d. J. geschlosse- 
nen und verlautbarten Advitalitäts - Verschreibt! n gen in ihrem 
vollen Umfange nach den bisherigen Gesetzen aufrecht erhal- 
ten werden sollen. 

2. dass eben so auch die künftig zn bestellenden Lebetags- 
rechte nur nach eben diesen Gesetzen beurtheilt werden sol- 
len , wenn xler zuerst verstorbene Ehegatte keine Rinder hin- 
terlasse 

3. dass, wenn Kinder vorhanden sind, sie mögen aus die- 
ser oder aus einer früheren Ehe erzeugt sein, der überlebende 
Ehegatte das ihm bestellte Advitalitäts - Recht, nach «lern 
ganzen Umfange der bisherigen Gesetze, und ohne Unterschied, 
ob er zu einer fernem Ehe schreitet oder nicht, nur so lange 
geniessen soll, bis der vorhandene Sohn, oder, wenn ihrer 
mehrere sind, der jüngste unter denselben, die Majorennität 
erreicht hat. 

4. dass hingegen, so bald dieser Fall eintritt, den Kindern 
erlaubt- sein soll, darauf anzutragen, dass der Natural -Besitz 
und Genuss der Substanz des vaterlichen oder mütterlichen 
Vermögens, ihnen eingeräumt, und der- oder diejenige, wel- 
che bisher das Advitalitäts-Recht genossen hat, mit einer be- 
stimmten jährlichen Rente dafür abgefunden werde. 

5. dass diese Rente, in Ermangelung eines gütlichen Ab- 
kommens, so zu bestimmen, damit den Rindern der Genuss 
ihres nach dem A. L, R. zu berechnenden Pflichtlheils frei 
bleibe. 

6. dass bei dieser Bestimmung, wenn Grundstücke vorhan- 
den sind, ein nach billigen und massigen Grundsätzen gefer- 
tigter Ertrags- Anschlag zum Grunde gelegt, und die auszu- 
setzende Rente von dem reinen Ertrage, nach Abzug der 
öffentlichen Abgaben, der Wirrhschaftsausgaben, und der Zin- 
sen der vorhandenen Schulden, bestimmt werden soll. 

7* dass der bisher im Lebetagsbesitz befindlich gewesene 
Theil die Sicherstellung dieser Rente, so weit sie durch Im- 
mobilien oder Activ- Capitalien, die im Nachlasse vorhanden 
sind, geleistet werden kann, zu verlangen berechtigt sei. 

Nach diesen -Grundsätzen soll von nun an bei Aufnehmung 
und Beurtheilung der Lebetags- Verschreibungen durchgehends 
verfahren werden; also dass es den contrahirenden Theilen 
zwar frei stehen soll, das sich gegenseitig bestellte Lebetags- 
recht durch den Vertrag noch mehr einzuschränken, nicht 
aber dasselbe über die hier gesetzmässig bestimmten Grenzen 
zu erweitern. 

§•8. Wir "behalten Uns vor, auch diese Materie von Le- 
fcetagsrechten in der Folge noch genauer zu bestimmen, 
und damit zugleich einige bisher streitig gewesenen Fragen 
•der altern Rechte zu entscheiden. Vorläufig setzen Wir aber 
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schon so viel fest, dass eine Lebetags- Verschrei bung, selbst 
wenn sie inscribirt, oder gar in das Hypothekenbuch einge- 
tragen wäre, den Eigenthümer in der Freiheit, unter Leben- 
digen zu disponiren, nicht einschränke; da die ganze Wirkung 
eines solchen Advitalitäts- Rechts sich nur auf dasjenige er- 
strecken kann, was nach dem Tode des Bestellers in dem 
Nachlasse desselben wirklich vorhanden ist. 

III. Wegen der Erbuni erthanen und Bürger in den Mediat- Städten. 

§.9. Da die Verfassung der Erbuntertlianen, so wie der 
Bürger in den Medial- Städten , eine besondere sehr genaue, 
nach den Umständen und Bedürfnissen der Provinz, so wie 
nach dem Character, der Denkungsart, und der Cultur dieser 
Klassen abzumessende Bestimmung erfordert, so werden "Wir 
auch hierüber Unsere Allerhöchste Willensmeinung besonders 
zu erkennen geben. Bis dahin, dass solches geschiehet, soll 
es zwar bei den bisherigen Gesetzen und Gewohnheiten sein 
Bewenden haben, jedoch mit Ausnahme dererjenigen, die 
auf eine, in Unsern Staaten nirgend zu duldende persönliche 
Sclaverei und Leibeigenschaft sich beziehen; ingleichen de- 
rerjenigen, welche dem Grundgesetz Unserer Regierungs- und 
Justiz- Verfassung, 

nach welchem einem jeden, ohne Unterschied des Standes, 
der Schutz der Gesetze angedeihen, und rechtliches Gehör 
verstattet werden muss, 
entgegen sind. 

Auch hat es in Ansehung der Dienste der Unterthanen, 
und des den Gutsherrn zukommenden Dienstzwanges bei den 
vorläufigen Verordnungen vom 15. Febr. d. J. überall sein Be- 
wenden. 

IV. Wegen der Geistlichen Zinsen und Zehnten. 

§. 10. In Ansehung der Geistlichen Zehenten und Zinsen 
sind in vorigen Zeiten mancherlei Gesetze und Verordnungen 
ergangen, welche, besonders bei der eingetretenen Abänderung 
in der Verwaltung der Güter und des Vermögens der Geist- 
lichkeit, annoch einer genaueren Prüfung bedürfen. Wir 
setzen also hierdurch fest, dass es in Ansehung dieser Materie 
bei jenen bisherigen Gesetzen, auch nach dem 1. Septbr. d.J., 
vor der Hand sein Bewenden haben solle. 

Sammlung der beibehaltenen altern Gesetze in ein Provinrial- 

Gesetzbuch. 

§.11. So weit im Vorstehenden (§. 1-10.) die fernere 
Beobachtung der bisherigen Gesetze unter dem Vorbehalt nä- 
herer Bestimmungen verordnet ist, werden Wir Sorge tragen, 
dass alle diese beizubehaltenden Vorschriften, mit Inbegriff 
der im gegenwärtigen Patent schon hinzugefügten, und in 
der Folge etwa noch nöthig gefundenen näheren Festsetzun- 
gen, in ein eigenes Provinzial- Gesetzbuch zusammen gefasst, 
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und dasselbe in der Landessprache zur allgemeinen Wissen« 
schaft bekannt gemacht werde. 

Verordnung wegen der übrigen in der Folge nicht mehr 
Anwendung findenden Constitutionen. 

§.12. In Ansehung aller übrigen Rechts -Materien hinge- 
gen» welche im Vorstellenden nicht ausgenommen sind, bleibt 
es lediglich bei der im Eingange dieses Patents enthaltenen 
Verordnung, dass vom l.Septbr. d. J. an, nur die Vorschrif- 
ten des A. L. R. darin zur Richtschnur dienen müssen, und 
daher keine Beziehung mehr auf ältere Gesetze, Statuten und 
Constitutionen statt findet. Wir haben auch um so weniger 
Anstand nehmen dürfen, die besagten altern Gesetze für die 
Zukunft aufzuheben und abzustellen, da die meisten und 
wichtigsten derselben durch die Veränderung in der Regie- 
Tiingsform und Staats- Verfassung, durch die Einführung Un- 
serer Verfahrtingsart in den Gerichten, durch die Ton Uns 
den Pupillen- Collegiis übertragene Vorsorge und Aufsicht über 
die Person und das Vermögen der Minorennen, und durch 
die im Werke begriffene Einrichtung des Hypothekenwesens 
von selbst ausser Anwendung kommen. 

§. 13. Sollte es sich aber wider Vermuthen finden, dass 
unter den in Ansehung einzelner Rechts- Materien ergangenen 
Statuten und Constitutionen, welche durch die gegenwärtige 
Verordnung ausser Anwendung gesetzt werden, dennoch eine 
oder die andere befindlich sei, die von den Vorschriften des 
A. L. R. abweicht, und deren Beibehaltung gleichwohl dem 
gemeinen Besten und dem Wohlstande der Provinz zuträglich 
sein könnte; so werden Wir Uns nicht abgeneigt finden las- 
sen, eine solche Constitution, als ein neues Gesetz, besonders 
publiciren, und in das §.11. erwähnte Provinzial- Gesetzbuch 
aufnehmen zu lassen. 

B. In Ansehung der älteren Fälle vor dem 

1. Septbr. 1 797. 
§. 14. In wiefern übrigens ein vorkommender Fall zu den 
vergangenen oder künftigen zu rechnen sei, soll lediglich nach 
den Vorschriften des A. L. R. in der Einleitung §. 14-20. 
und des PubJ. Pat. vom 5. Febr. 179* beurtheilt werden. 

Was hingegen ältere Fälle, Begebenheiten und rechtliche 
Handlungen betrifft, die sich vor dem 1. Septbr. d.J. ereignet 
haben, und woraus also den Interessenten wirkliche und 
wohlerworbene Rechte bereits erwachsen sind , so müssen 
diese nach den damals bestandenen Gesetzen allerdings noch 
beurtheilt werden. Wir setzen also hiermit fest: 
dass in Ansehung dieser vergangenen Fälle, die bisher im 
Lande üblich gewesenen, und darin für güllig anerkannten 
Gesetze, Constitutionen und Gewohnheits- Rechte fernerhin 
gelten, und die unter den Partheien vorkommenden Strei- 
tigkeiten und Prozesse darnach entschieden werden sollen. 
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Um jedoch auch hierin der Ungewissheit des bisherigen 
Rechts, so weit es ohne Kränkung wohl erworbener Befug- 
nisse geschehen kann, abzuhelfen, und den Partheien sowohl 
als den Gerichten, in der Anführung, Erklärung und Anwen- 
dung dieser Gesetze eine gewisse Richtung, welche die Will- 
kühr so viel als möglich ausschliesst, zu ert heilen, finden 
"Wir folgende nähere Bestimmungen nöthig: 

Verfahren bei der Anführung und NacbweUung der allem Gesetze. 

§. 15. Wenn eine Parthei in einem Statut oder einer 
Constitution sich gründet, wodurch etwas von den gemeinen 
Rechten abweichendes festgesetzt sein soll; so rauss sie dies 
specielle Gesetz bestimmt anführen, die Sammlung, woraus 
es genommen sei, angeben, uud wenn es in der Polnischen 
oder Lilthatiischen Sprache abgefasst ist, eine beglaubte Deut- 
sche oder Lateinische üebersetzung davon, über deren Rich- 
tigkeit der Gegentheil jedesmal zu vernehmen ist, beibringen« 

§. 10. Wenn das angeführte Gesetz in der zu Warschau 
im Jahre 1789 herausgegebenen Tremb ick i sehen Sammlung 
enthalten ist, so hat der AHegant die Vermuthung für sich; 
insofern nicht der Gegentheil nachweisen kann, entweder« 
dass die angeführte Constitution nicht für den District, von 
welchem die Rede ist, ergangen, oder daselbst nicht reeipirt 
worden sei, oder dass die Vorschriften desselben durchwein 
neueres Gesetz wieder aufgehoben worden. 

Ist aber das angeführte Gesetz in der Trembickischen 
Sammlung nicht enthalten, so muss der Allegant besonders 
nachweisen, dass selbiges entweder in einer andern, unter 
öffentlicher Autorität veranstalteten, oder durch den allgemei- 
nen Gerichtsgebrauch sanetionirten Sammlung enthalten; oder 
überhaupt, dass es von der damaligen gesetzgebenden Macht 
verfassungsmässig gegeben, und in dem Distncte, wovon die 
Rede ist, gehörig promulgiret und angenommen worden, wo 
jedoch auch in diesem Falle dem Gegentheile der Nachweis, 
dass diesem Gesetze durch ein spateres derogirt worden, 
gleichmässig vorbehalten bleibt. 

§. 17. Es muss also, wenn über das Dasein, die Gültig- 
keit, und verbindende Kraft eines solchen ehemaligen Polni- 
schen oder Litthauischen Gesetzes gestritten wird; so wie als- 
dann, wenn es auf Observanzen und Gewohnheiten ankommt, 
die Instruction des Prozesses, nach Vorschrift der A. G. O. 
Thl. 1. Tit. 10. §. 53. 54, 55., auch darauf mit gerichtet, und 
mit Aufnehmung des Beweises darüber, wie bei jeder andern 
streitigen Thatsache, um -so sorgfältiger verfahren werden, da 
die Erfahrung schon gelehrt hat, welchen schädlichen Einfluss , 
die Mängel, Ungewissheiten und Dunkelheiten der bisherigen 
Gesetzgebung, bei minder sorgfältiger Kntwickelung derselben, 
auf wahre und wesentliche Gerechtsame der Partheien geäus- 
sert haben. 
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Gesetze in den Städten. 

§.18. In den Städten, wo bisher nach ihren Locations- 
Privilegiis, oder nach einer wohl hergebrachten ununterbro- 
chenen Observanz, das Magdeburgsche oder Culmsche Recht 
statt gefunden hat, soll es dabei in Ansehung der vergange- 
nen Fälle, von welchen hier die Rede ist, sein Bewenden 
haben; und versteht es sich von selbst, dass dasjenige, was 
in §. 1. wegen der auch für die Zukunft noch beizubehalten- 
den gesetzlichen Erbfolge - Ordnung vorgeschrieben ist, in 
Ansehung der Städte gleichergestalt Anwendung finde. 

■ 

Aelteres gemeines Recht. 

§. 19. So weit vergangene Fälle nicht nach besondern 
Statuten oder Constitutionen entschieden werden können, sind 
dabei die Vorschriften der auch in diesen Provinzen ehemals 
subsidiarisch aufgenommenen gemeinen Römischen und Ca- 
nonischen Rechte zum Grunde zu legen. 

Erklärung der älteren Rechte. 

§.20. Bei der Erklärung dieser ehemaligen statutarischen 
und gemeinen Rechte, auch in Anwendung auf vergangene 
Fälle, findet die Vorschrift §.9. des Publ. Pat. vom 5. Febr. 
1794 statt; nach welcher im zweifelhaften Falle derjenigen 
Auslegung, welche mit den Vorschriften des A. L. R. tiber- 
einstimmt, oder denselben am nächsten kommt, der Vorzug 
gegeben werden soll. 

Von Strafgesetzen. 

§. 21. Auch in Ansehung der Strafgesetze bleibt es bei 
den Vorschriften §. 18. des Publ. Pat. vom 5. Febr. 1794, ver- 
möge welcher, bei Bestimmung der Strafe eines Verbrechens, 
wenn auch solches schon vordem l.Septbr. d. J. begangen wor- 
den, nur die mildere Festsetzung des A. L. R. statt finden soll. 

§.22. Wenn Handlungen, die weder durch allgemeine 
göttliche und menschliche Rechte noch durch vormalige 
Landesgesetze verboten waren, im A. L. R„ oder durch be- 
sondere Preussische Landesgesetze für unerlaubt erklärt, und 
bei einer gewissen Strafe verboten sind; so kann diese Strafe, 
wenn die Handlung vor dem 1. Septbr. dieses Jahres vorge- 
fallen ist, nur alsdann statt finden, wenn das Verbotsgesetz 
schon, früher besonders publicirt worden, oder der Thäter 
überführt werden kann, dass ihm das Verbot schon vorhin 
bekannt gewesen sei. 

Wir befehlen also hierdurch TJnsern Neu-Ostpreussischen 
Regierungen und Gerichten, so wie den sümmtlichen Landes- 
Einwohnern, sich nach dem Inhalte des gegenwärtigen Patents 
überall auf das genaueste zn achten. 

N.C.C. T.X. No.35. de 1797. 

Mannkopff Ergib», x. <L Prem». Gesetib. I. 1 



Digitized by Google 



26 Allgemeines Landrecht. Publications • Patent. 



Fubl. Pat. Patent vom 24. Marz 1303, wegen Einführung des 
A. L. R. in das Fürstenthum Eichsfeld > die Städte Mülhausen^ * 
Nordhausen , Erfurt und das Erfurter Gebiet. v.R. Vll. S. 333. 

Nachdem Wir beschlossen haben, die Uns angefallenen 
Entschädigungsländer an den Vortheilen der verbesserten Ge- 
setzgebung in ünsern übrigen Staaten Theil nehmen zu las- 
sen, so setzen Wir hiermit fest: dass vom 1. Junius 1804 an 
das A.L. R. mit Rüchsicht auf die unterm 5. Febr. 1794 schon 
durch den Druck bekannt gemachten Veränderungen in Un- 
serm Erbfürstenthume Eichsfeld, in den Städten Mühlhausen, 
Nordhausen und Erfurt und in dem Erfurter Gebiete, volle 
Kraft des Gesetzes haben und nach dem benannten Tage bei 
Vollziehung und Beurtheilung aller rechtlichen Handlungen 
und -deren Folgen, so wie bei Entscheidung der entstehenden 
Rechtsstreitigkeiten, zum Grunde gelegt werden soll. 

Damit auch über die Anwendbarkeit dieses A. L. R. nach 
gedachtem Zeitpunkte kein Zweifel übrig bleiben möge, so 
finden Wir nölhig, deshalb folgende nähere Bastimmungen 
zu ertheilen. 

Es tritt an die Stelle des bisherigen gemeinen Recht«. 

§. 1. Das A. L. R. soll an die Stelle des in dem Erbfür- 
stenthume Eichsfeld, den Städten Mü'hlhausen, Nordhausen 
und Erfurt bisher geltend gewesenen gemeinen Rechts treten, 
und vom 1. Junius 1804 an auf dieses gemeine Recht nicht 
mehr zurück gegangen , sondern nur nach den Vorschriften 
des A. L. R. bei allen Ober - und Untergerichten erkannt 
werden. 

Die besonderen Gesetze, Constitutionen und Gewohnheiten behalten 
noch ihre Kraft, sollen aber innerhalb zwei Jahren 

gesaranilet werden. 

g. 2. Die bisher in dem Erbfürstenthume Eichsfeld, den 
Städten Mühlhausen, Nordhausen und Erfurt für gültig aner- 
kannten Gesetze wnd Constitutionen über einzelne Rechtsma- 
terien, imgletchen die wohlhergebrachten Gewohnheiten, be- 
halten noch ihre gesetzliche Kraft und Gültigkeit, dergestalt, 
dass die vorkommenden Rechtsangelegenheiien zuerst nach 
denselben, und nur in deren Ermangelung nach den Vorschrif- 
ten des A. L. R. beurtheilt und entschieden werden sollen. 
Damit jedoch die zum Wohl Unserer getreuen Unterthanen 
nützliche Verbesserung der Gesetze vollständig erreicht werde, 
so befehlen Wir hiermit Unserer Regierung zu Heiligenstadt, 
dass sie mit den Deputirten der Stände des Fürstenthums 
Eichsfeld und der Städte Mühlhausen, Nordhausen und Er- 
furt ohne Zeitverlust sich znsammeftthun, die vorhandenen 
besonderen Gesetze und Gewohnheitsrechte nach dem Plane 
des A. L. R. ordnen, sie genau durchsehen, die Abweichung 
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gen derselben von den Vorschriften des A. L. R. gehörig an- 
merken, und alsdann gemeinschaftlich erwägen soll, welche 
yon diesen Abweichungen ferner beibehalten und in das Pro- 
vinzialrecht für das frürstenthum Eichsfeld und die Städte 
Mühlhausen, Nordhausen und Erfurt aufgenommen werden 
müssen. 

Bei dieser Bearbeitung ist darauf zu sehen, dass die Ge- 
setzgebung in dem Fiirstenthume Eichsfeld und in den Städ- 
ten Mühlhausen, Nordhausen und Erfurt mit der allgemeinen ' 
so viel als möglich in Gleichförmigkeit gebracht, und abwei- 
chende Bestimmungen nur aus sehr erheblichen Gründen, 
welche auf die besondere Verfassung, natürliche Beschaffen- 
heit und Lage der Provinz, oder auf gewisse eigenthüraliche 
Arten von Gewerben der Einwohner sich beziehen, in das 
Provinzial - Recht aufgenommen werden. 

Zur Abfassung dieses Provinzial- Rechtes bestimmen Wir 
hiermit einen Zeitraum von 5 Jahren, bis zum 1. Junius 1808, 
nach dessen Ablauf besondere Gesetze oder Gewohnheitsrechte, 
welche von den Vorschriften des A. L. R. abweichen, nur 
in so weit gelten sollen, als sie entweder dem Provinzial -Rechte 
einverleibt sind, oder das A. L. R. selbst in der Art darauf 
verwiesen hat, dass die gesetzlichen Bestimmungen nur für 
den Fall gelten sollen, wenn über den Gegenstand durch 
wohlhergebrachte Gewohnheiten eines Orts oder Districts 
nicht ein anderes eingeführt wäre. 

§. 3^ Auf gleiche Art soll es in allen Lehnssachen bei 
den bisherigen Gesetzen und Verfassungen so lange verblei- 
ben, bis "Wir darüber nähere Vorschritten ertheilen werden. 

Wenn jedoch die bisher geltend gewesenen Lehngesetze 
dunkel, zweifelhaft oder unvollständig sind, so müssen sie 
nach den Vorschriften des A.L.R. erklärt oder ergänzt werden. 

Das A. L. R. soll auf vergangene Fälle nicht gezogen 

werden. 

§.4. Auf die schon vor dem 1. Junius 1804 vorgefalle- 
nen Handlungen und Begebenheiten soll das A. L. R. nicht 
angewendet, sondern dabei nach den §§. l4 bis 20. der Einlei- 
tung vorgeschriebenen Grundsätzen verfahren werden. Auch 
soll ein jeder, welcher zur Zeit der Publication des A.L.R. 
in einem nach bisherigen Rechten gültigen und zu Recht be- 
ständigen Besitze irgend einer Sache oder eines Rechts sich 
befindet, dabei gegen Jedermann geschützt und Niemand in 
dem Genüsse seiner wohlerworbenen Gerechtsame, unter ir- 
gend einem aus dem A. L. R. entlehnten Vorwande, gestört 
oder beeinträchtigt werden. 

Wenn jedoch aus einer älteren Handlung oder Begeben- 
heit Prozesse entstehen und die damals vorhandenen auf den 
vorliegenden Fall anzuwendenden Gesetze dunkel oder zwei- 
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felhaft sind, so ist derjenigen Meinung, welche mit den Vor- 
schriften des A. L. R. übereinstimmt, oder denselben am näch- 
sten kömmt, der Vorzug zu geben. 

Von Verträge«. 

§.5. Alle Verträge, welche vor dem 1. Junius 1804 er- 
richtet sind, müssen in Ansehung ihrer Form und ihres In- 
halts, so wie auch der daraus entstehenden rechtlichen Folgen 
nach den zur Zeit des geschlossenen Contracts geltend gewe- 
senen Gesetzen beurtheilt werden, wenn gleich erst spater 
daraus auf Erfüllung, Aufhebung oder Leistung des Interesse 
geklagt würde. 

Von Testamenten. 

§. 6. Eben so müssen alle Testamente und alle letztwil- 
ligen Verordnungen, welche vor dem 1. Junius 1804 errichtet 
sind, durchgehend* nach den Vorschriften der älteren Gesetze 
beurtheilt werden, wenn gleich das Ableben des Erblassers 
erst später erfolgt sein sollte. 

Von der gesetzlichen Erbfolge. 

§•7» Die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und Kin- 
dern, auch andern Familien -Mitgliedern, so weit dieselbe 
nicht auf Verträgen, Fideicommiss- Stiftungen und dergleichen 
mehr beruhet, ist in allen bis zum 1. Junius 1804 entstehen- 
den Erbfällen nach den bisherigen Gesetzen, nachher aber, 
wenn der Erblasser keine rechtsgültigen Abänderungen gemacht 
hat, nach den Vorschriften des A. L. R., jedoch unter dem 
§.3. in Absicht der Gewohnheitsrechte bemerkten Vorbehalte, 
zu beurtheilen und zu entscheiden. 

Von «lern Verbaltnisse der Eheleute. 

$.8. Das rechtliche Verhältniss der Eheleute die sich 
vor dem 1. Junius 1S04 verheirathet haben, soll in Absicht 
der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, so wie auch der 
Grundsätze wegen Trennung der Ehe, nach den zur Zeit der 
geschlossenen Ehe bestandenen Gesetzen bestimmt werden. 
Bei der Erbfolge hingegen, wenn sie nicht durch Verträge, 
letztwillige Verordnungen oder Statuten bestimmt wird, son- 
dern nach gemeinen Rechten anzuordnen ist, soll der überle- 
bende Ehegatte die Wahl haben, ob er nach den zur Zeit 
der geschlossenen Ehe geltend gewesenen Gesetzen oder nach 
den Vorschriften des A. L. R. erben wolle. 

Von der Verjährung. 

§•9. Die Verjährung soll in denjenigen Fällen, bei 
welchen sie schon vor dem 1. Junius 1804 vollendet gewesen 
ist, lediglich nach bisherigen Rechten beurtheilt werden, 
wenn gleich die daraus entstandenen Befugnisse oder Einwen- 
dungen erst nachher geltend gemacht würden. In solchen 
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Fallen aber, bei welchen die bisherige gesetzmassige Frist 
zur Verjährung mit dem 1. Junius 1804 noch nicht abgelaufen 
ist, sollen die Vorschriften des A. L. R. zur Anwendung ge- 
bracht werden. 

Sollte jedoch zu Vollendung einer schon vor dem 1. Ju- 
nius 1804 angefangenen Verjährung in dem A. h. R. eine 
kürzere Frist als nach bisherigen Gesetzen Torgeschrieben 
«ein, so kann derjenige, welcher in einer solchen kürzeren 
Verjährung sich gründen will, die Frist derselben nur vom 
1. Junius 1S04 an berechnen. 

Von Strafsachen. 

§. 10. Die in dem A. L. R. enthaltenen Strafgesetze 
können bei dem vor dem 1. Junius 1804 begangenen Verbre- 
chen nur alsdann angewendet werden, wenn die dadurch ge- 
ordneten Strafen gelinder sind als diejenigen, welche nach 
bisherigen Gesetzen auf das vorliegende Verbrechen statt ge- 
funden hätten. Bei den Verbrechen aber, welche nach dem 
1. Junius 1804 begangen werden, treten die Vorschriften des 
A. L. R. ohne Unterschied ein. 

Wach den vorstehenden Bestimmungen wollen Wir ver- 
möge der Uns zustehenden landesherrlichen und gesetzgeben- 
den Macht, das A. L. R. als ein wahres Landes -Gesetz iür das 
Erbfürstenthum Eichsfeld, die Städte Mühlhausen, Nordhausen 
und Erfurt, und das Erfurter Gebiet, hierdurch vorschreiben 
und bekannt machen, dergestalt, dass nach den darin enthal- 
tenen Vorschriften verfahren und erkannt, und dasselbe in 
allen und jeden, sowohl gerichtlichen als aussergerichtlichen 
Angelegenheiten von Jedermann, der zu Unseren Unterthanen 
gehört, oder in dem Fürstenthume Eichsfeld, den Städten 
Mühlhausen, Nordhausen und Erfurt, und in dem Erfurter 
Gebiete Geschäfte zu betreiben hat, genau beobachtet, beson- 
ders aber bei allen Ober- und Untergerichten in Beurtheilung 
der vorfallenden oder zu ihrer Entscheidung gelangenden An- 
gelegenheiten zum Grunde gelegt werden soll. 

Nach dieser Unserer Allerhöchsten Willensmeinung haben 
alle, die es angehet, besonders summtliche Landes- Collegia, 
Beamte und Gerichtsobrigkeiten sich genau und pflichtmässig 
zu achten. 

N. C.C. T.XI. S.1457. No. 15. de 1803. 

Pllbl. Fat. Patent vom $. April 1S03, wegen Einführung des A. 
L. R. in die Fürstentümer Paderborn und Münster und die Abteien 
Essen , Werden und Elten, v. R. FJI. S. 422. 

Nachdem Wir beschlossen haben, die Uns angefallenen 
Entschädigungsländer an den Vortheilen der verbesserten Ge- 
setzgebung in Unsern übrigen Staaten Theil nehmen zu lassen, 
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so setzen Wir hiermit fest, dass vom 1. Junins 1804 an das 
A. L. R. für die Preussischen Staaten, mit Rücksicht auf die 
durch das Patent vom 5. Febr. 1794 schon durch den Druck 
bekannt gemachten Veränderungen, in Unsern Erbfürstenthü- 
mern Paderborn und Münster, und in den Abteien Essen, 
Werden und Elten, volle Kraft des Gesetzes haben und nach 
dem benannten Tage bei Vollziehung und Beurtheilung aller 
rechtlichen Handlungen und deren Folgen, so wie bei Ent- 
scheidung der entstehenden Rechtsstreitigkeiten zum Grunde 
gelegt werden soll. 

Damit auch über die Anwendbarkeit dieses A. L R. nach 
gedachtem Zeitpuncte kein Zweifel übrig bleiben möge, so 
finden Wir nöthig, deshalb folgende nähere Bestimmungen 
zu ertheilen. 

Es tritt an die Stelle des bisherigen gemeinen Rechts. 

§. 1. Das A.L. R. soll an die Stelle des in den Erbfürsten- 
thümerii Paderborn und Münster, und in den Abteien Essen, 
Werden und Elten, bisher geltend gewesenen gemeinen Rechts 
treten, und vom 1. Junius 1804 an auf dieses gemeine Recht 
nicht mehr zurück gegangen, sondern nur nach den Vorschriften 
des A. L.R. bei allen Ober- und Untergerichten erkannt werden. 

Die besonderen Gesetze, Constitutionen and Gewohnheiten behalten noch 
ihre Kraft, sollen aber innerhalb 5 Jahren gesammelt werden. 

§. 2. Die bisher in den Erbfürstenthümern Paderborn 
und Münster und in den Abteien Essen, Werden und Elten 
für gültig anerkannten Gesetze und Constitutionen über ein- 
zelne Rechtsmaterien, imgleichen die wohlhergebrachten Ge- 
wohnheiten, behalten noen ihre gesetzliche Kraft und Gültig- 
keit, dergestalt, dass die Vorkommenden Rechtsangelegenheiten 
zuerst nach denselben, und nur in deren Ermangelung nach 
den Vorschriften des A. L. R. beurtheilt und entschieden 
werden sollen. Damit jedoch die zum Wohl Unserer getreuen 
Unterthanen nützliche Verbesserung der Gesetze vollständig 
erreicht werde, so befehlen Wir hiermit Unsern Landes -Ju- 
stiz- Collegien, dass sie mit den Deputirten der Stände aus 
den Erbfürstenthümern Paderborn und Münster, und den Ab- 
teien Essen, Werden und Elten, sich zusammen thun, die 
vorhandenen besonderen Gesetze und Gewohnheitsrechte nach 
dem Plane des A. L. R. ordnen, sie genau durchsehen, die 
Abweichungen derselben von den Vorschriften des A. L. R. 
gehörig anmerken, und alsdann erwägen sollen, welche von 
diesen Abweichungen ferner beibehalten und in das Provin- 
zialrecht für die Erbfürstenthümer Paderborn und Münster, 
und für die Abteien Essen, Werden und Elten, aufgenommen 
werden müssen. 

Bei dieser Bearbeituug ist darauf zu sehen, dass die Ge- 
setzgebung in den Erbfürstenthümern Paderborn und Münster, 



Digitized by CjOOqIc 



Allgemeines Landrecht. Puhlications- Patent. 31 



und in den Abteien Essen, Werden und Elten, mit der all- 
gemeinen so viel als möglich in Gleichförmigkeit gebracht, 
und abweichende Bestimmungen nur aus sehr erheblichen 
Gründen, welche auf die besondere Verfassung, natürliche 
Beschaffenheit und Lage der Provinz, oder auf gewisse eigen- 
thümliche Arten von Gewerben der Einwohner sich beziehen, 
in das Provinzial- Recht aufgenommen werden. 

Zur Abfassung dieses Provinzial -Rechtes bestimmen Wir 
hiermit einen Zeitraum von 5 Jahren, bis zum 1. Junius 1808, 
nach dessen Ablauf besondere Gesetze oder Gewohnheitsrechte, 
welche von den Vorschriften des A. L. R. abweichen, nur in 
so weit gelten sollen, als sie entweder dem Provinzial-Rechte 
einverleibt sind, oder das A. L. R. selbst in der Art darauf 
verwiesen hat, dass die gesetzlichen Bestimmungen nur für 
den Fall gelten sollen, wenn über den Gegenstand durch 
wohlhergebrachte Gewohnheit eines Orts oder Districts nicht 
ein anderes eingeführt wäre. 

€.3. Auf gleiche Art soll es in allen Lehnssachen bei 
den bisherigen Gesetzen und Verfassungen so lange verblei- 
ben, bis Wir darüber nähere Vorschriften ertheilen werden. 

Wenn jedoch die bisher geltend gewesenen Lehnsgesetzt 
dunkel, zweifelhaft oder unvollständig sind, so müssen sie 
nach den Vorschriften des A.L.R. erklärt oder ergänzt werden. 

Das A. L. R toll auf vergangene Fälle nicht gezogen 

werden. 

§.4. Auf die schon vor dem 1. Junius t$0\ vorgefalle- 
nen Handlungen und Begebenheiten soll das A. L. R. nicht 
angewendet, sondern dabei nach den §. \k bis 20 der Einlei- 
tung vorgeschriebenen Grundsätzen verfahren werden. Auch 
soll ein jeder, welcher zur Zeit der Publication des A.L.R. 
in einem nach bisherigen Rechten gültigen und zu Recht be- 
ständigen Besitze irgend einer Sache oder eines Rechts sich 
befindet, dabei gegen Jedermann geschützt, und Niemand in 
dem Genüsse seiner wohlerworbenen Gerechtsame unter ir- 
gend einem aus dem A.L.R. entlehnten Vorwande, gestört 
oder beeinträchtigt werden. 

Wenn jedoch aus einer älteren Handlung oder Begeben- 
heit Prozesse entstehen, und die damals vorhandenen auf den 
vorliegenden Fall anzuwendenden Gesetze dunkel oder zwei- 
felhaft sind, so ist derjenigen Meinung, welche mit den Vor- 
schriften des A.L.R. übereinstimmt, oder denselben am näch- 
sten kömmt, der Vorzug zu geben. 

Von Verträgen. 

§. 5. Alle Verträge, welche vor dem 1. Junius 1804 er- 
richtet sind, müssen in Ansehung ihrer Form und ihres In- 
halts, so wie auch der daraus entstehenden rechtlichen Fol- 
gen, nach den zur Zeit des geschlossenen Contracts geltend 
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gewesenen Gesetzen beurtheilt werden, wenn gleich erst spä- 
ter daraus auf Erfüllung, Aufhebung oder Leistung des In- 
teresse geklagt würde. 

Von Testamenten. 

§. 6. Eben so müssen alle Testamente und andere letzt- 
willige Verordnungen, welche vor dem 1. Junius 1804 errich- 
tet sind, durchgehend* nach den Vorschriften der alteren Ge- 
setze beurtheilt werden, wenn gleich das Ableben des Erb- 
lassers erst spater erfolgt sein sollte. 

Von der gesetzlichen Erbfolge. 

§. 7. Die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und Kin- 
dern, auch andern Familien -Mitgliedern, so weit dieselbe nicht 
auf Verträgen, Fideicommiss-Stiftungen und dergleichen mehr 
beruhet, ist in allen bis zum 1. Junius 1804 entstehenden Erb- 
fällen nach den bisherigen Gesetzen, nachher aber, wenn der 
Erblasser keine rechtsgültige Abänderungen gemacht hat, nach 
den Vorschriften des A. L. R., jedoch unter dem §. 3. in Ab- 
sicht der Gewohnheitsrechte bemerkten Vorbehalte, zu beur- 
theilen und zu entscheiden. 

Von den Verhältnissen der Eheleute. 

§. 8. Das rechtliche Verhältniss der Eheleute, die sich 
vor dem 1. Junius 1804 verheirathet haben, soll in Absicht 
der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, so wie auch der 
Grundsätze wegen Trennung der Ehe, nach den zur Zeit der 
geschlossenen Ehe bestandenen Gesetzen bestimmt werden. 
Bei der Erbfolge hingegen, wenn sie nicht durch Verträge, 
letztwillige Verordnungen oder Statuten bestimmt wird, son- 
dern nach gemeinen Rechten anzuordnen ist, soll der überle- 
bende Ehegatte die Wahl haben, ob er nach den zur Zeit 
der geschlossenen Ehe geltend gewesenen Gesetzen oder nach 
den Vorschriften des A.L. R. erben wolle. 

Von der Verjährung. 

§. 9« Die Verjährung soll in denjenigen Fällen, bei wel- 
chen sie schon vor dem 1. Junius 1804 vollendet gewesen ist, 
lediglich nach bisherigen Rechten beurtheilt werden, wenn 
gleich die daraus entstandenen Befugnisse oder Einwendungen 
erst nachher geltend gemacht würden. In solchen Fällen aber, 
bei welchen die bisherige gesetzmassige Frist zur Verjährung 
mit dem 1. Junius 1804 noch nicht abgelaufen ist, sollen die 
Vorschriften des A. L. R. zur Anwendung gebracht werden. 

Sollte jedoch zu Vollendung einer schon vor dem 1. Jn- 
nius 1804 angefangenen Verjährung in dem A. L. R. eine kür- 
zere Frist als nach bisherigen Gesetzen vorgeschrieben sein, 
so kann derjenige, welcher in einer solchen kürzeren Verjäh- 
rung sich gründen will, die Frist derselben nur vom 1. Junius 
t SO i an berechnen. 
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Von Strafsachen. 

§.10. Die in dem A. L. R. enthaltenen Strafgesetze kön- 
nen bei den vor dem 1. Jan ins 1804 begangenen Verbrechen 
nur alsdann angewendet werden, wenn die dadurch geordne- 
ten Strafen gelinder sind als diejenigen, welche nach bishe- 
rigen Gesetzen auf das vorliegende Verbrechen statt gefunden 
hätten. Bei den Verbrechen aber, welche nach dem 1. Junius 
1804 begangen werden, treten die Vorschriften des A. L. R. 
ohne Unterschied ein. 

Nach den vorstehenden Bestimmungen wollen Wir, ver- 
möge der Uns zustehenden landesherrlichen und gesetzge- 
benden Macht, das A. L. R. als ein wahres Landesgesetz für 
die Erbfürstenthümer Paderborn und Münster, und die Ab- 
teien Essen, Werden und Elten, hierdurch vorschreiben und 
bekannt machen, dergestalt, dass nach den darin enthaltenen 
Vorschriften verfahren und erkannt, und dasselbe in allen 
und jeden, sowohl gerichtlichen als aussergerichtlichen An- 
gelegenheiten von Jedermann, der zu Unseren Unterthanen 
gehört, oder in den Erbfürstenthümern Paderborn und Mün- 
ster, und den Abteien Essen, Werden und Elten Geschäfte 
zu betreiben hat, genau beobachtet, besonders aber bei allen 
Ober- und Untergerichten in Beurtheilung der vorfallenden 
oder zu ihrer Entscheidung gelangenden Angelegenheiten 
zum Grunde gelegt werden soll. 

Nach dieser Unsrer Allerhöchsten Willensmeinung haben 
Alle, die es angehet, besonders sämmtliche Landes- Collegia, 
Beamte und Gerichtsobrigkeiten sich genau und pflichtmässig 
zu achten. 

Stengels Beitr. Bd. 17. S.235. 

PuM* Pat« Patent vom 9» Septbr. 1814, wegen Einführung des A. 
L. R m und der A. G. O, in die von dem Preuss, Staat getrennt ge- 
wesenen, mit demselben wieder vereinigten Provinzen* C. S. S, 89. 

Seit der Wiedervereinigung der, zu Unserer Monarchie 
gehörigen und von derselben getrennt gewesenen, Provinzen 
mit Unseren übrigen Staaten sind Wir darauf bedacht gewe- 
sen, selbige an den Wohlthaten Unserer Gesetzgebung und 
Gerichtsverfassung von neuem Theil nehmen zu lassen, und 
obgleich die dazu nöthigen mannigfaltigen Vorbereitungen 
noch nicht haben beendigt werden können; so finden Wir 
Uns dennoch, durch die dringenden Wünsche der unter Un- 
sern Scepter zurückgekehrten Unterthanen, bewogen, mit der 
Wiedereinführung Unserer Gesetze schon jetzt vorzugehen 
und dadurch das Band der Vereinigung mit Uns und dem 
gemeinsamen Vaterlande noch fester zu knüpfen. 
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Wir verordnen demnach Folgendes: 

Das A. L. R, soll vom 1. Januar IS 15 an gesetzliche Kraft haben. 

§. 1. Vom 1. Januar 1815 an soll Unser A. L. R. nebst 
den dasselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Be- 
stimmungen in den, mit den Preussischen Staaten wieder 
vereinigten, Provinzen von neuem volle Kraft des Gesetzes 
haben und nach dem benannten Tage bei Vollziehung und 
Beurtheilung aller rechtlichen Handlungen und deren Folgen, 
so wie bei Entscheidung der entstehenden Rechtsstreitigkeiten 
zum Grunde gelegt werden. 

Provinxial- Gesetze und Gewohnheiten, 

§. 2. Die in einzelnen Provinzen und Orten bestandenen 
besonderen Rechte und Gewohnheiten sollen, in sofern sie 
durch die, unter den vorigen Regierungen, eingeführten Ge- 
setze aufgehoben und abgeschafft worden, auch fernerhin 
nicht mehr zur Anwendung kommen. An deren Stelle treten 
die Bestimmungen des A. L. R. Dahingegen hat es bei den- 
jenigen Provinzialgesetzen und Gewohnheiten, welche deshalb, 
weil sich über den Gegenstand derselben in den bisherigen 
Gesetzen keine Vorschriften finden, als fortbestehend beibe- 
halten werden, auch künftig noch sein Bewenden, wie denn 
auch die aufgehobenen Provinzialrechte wieder volle "Wirk- 
samkeit in allen den Fällen erhalten, in welchen das A. L. R. 
über den Gegenstand derselben keine Bestimmungen enthält. 

Das A. L. R. soll auf die, während der Gesetzeskraft der fremden 
Rechte Torgefallenen, Handlungen und Begebenheiten 
nicht gezogen werden. 

§.3. Auf die vor dem 1. Januar 1815, während der Ge- 
setzeskraft der fremden Rechte vorgefallenen, Handlungen 
und Begebenheiten, soll das A. L.R. nicht angewendet werden; 
es finden vielmehr dabei die im §. 14 bis 20. der Einleitung 
vorgeschriebenen Grundsätze statt. Auch soll ein jeder, wel- 
cher zur Zeit der wiedereingetretenen Gesetzeskraft des A. 
L.R. in einem, nach bisherigen Rechten gültigen, und zu 
Recht beständigen Besitze irgend einer Sache oder eines Rechts 
sich befindet, dabei gegen jeden privatrechtlichen Anspruch 
geschützt und Niemand in dem Genüsse seiner, in dem Ver- 
kehr mit anderen Privatpersonen wohlerworbenen, Gerechtsame 
unter irgend einem aus dem A. L. R. entlehnten Vorwande 
gestört oder beeinträchtiget werden. 

Wenn die bisherigen Gesetze dunkel oder zweifelhaft sind, so findet 

das A. L. R. Anwendung. 

§. 4. Wenn jedoch aus einer älteren Handlung oder 
Begebenheit Prozesse entstehen, und die damals vorhandenen 
auf den vorliegenden Fall anzuwendenden Gesetze dunkel 
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oder zweifelhaft sind; so ist derjenigen Meinung, welche mit 
den Vorschriften des A. L. R. übereinstimmt oder denselben 
am nächsten kommt, der Vorzug zu geben. 

Von \ ertragen. 

§.5. Alle Verträge, welche yor dem 1. Januar 1815 er- 
richtet sind, müssen in Ansehung ihrer Form und ihres In- 
halts, so wie auch der daraus entstehenden rechtlichen Folgen 
nach den, zur Zeit des geschlossenen Vertrags geltend gewe- 
senen, Gesetzen beurtheilt werden, wenn gleich erst später 
daraus auf Erfüllung, Aufhebung oder Leistung des Interesse 
geklagt würde. Die Ausnahme wegen der, vor den Notarien 
abgeschlossenen, Verträge ist im 27* §• festgesetzt. 

Von Testamenten. 

§.6. Alle Testamente und letztwillige Verordnungen, 
welche vor dem 1. Januar 1815 errichtet worden, müssen in 
Rücksicht ihrer Form, durchgehends nach den Vorschriften 
der alteren Gesetze beurtheilt werden, wenn gleich das Able- 
ben des Erblassers erst später erfolgt sein sollte. 

Gültigkeit der holographischen und yor Notarien errichteten 

Testamente. 

§•7* Es sollen aber die von den Erblassern eigenhändig 
ge- und unterschriebenen, ohne Beobachtung einer weiteren 
Form bisher gültig gewesenen Testamente, imgleichen dieje- 
nigen, welche vor Notarien aufgenommen worden, nur noch 
während eines Jahres, vom 1. Januar 18t 5 angerechnet, als 
rechts beständig erachtet werden. 

Nach Ablauf dieses Zeitraums tritt, in Ermangelung einer 
anderweitig gültig aufgenommenen Disposition, die gesetzliche 
Erbfolge ein, wofern nicht nachgewiesen werden kann, dass 
der Erblasser während des ganzen einjährigen Zeitraums von 
Errichtung eines Testaments nach den Vorschriften des A. 
L. R. verhindert gewesen ist. Uebrigens soll in allen Fällen, 
in welchen Personen, die vor Notarien ihr Testament errich- 
tet haben, solches gerichtlich auf- oder annehmen lassen, die 
Gebührenfreiheit statt linden, so dass selbige nur die entstan- 
denen baaren Auslagen zu entrichten verbunden sind. 

Von der gesetzlichen Erbfolge. 

§. 8. Die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und Kin- 
dern, auch andern Familienmitgliedern, soweit dieselbe nicht 
auf rechtsgültigen Verträgen beruhet, ist in allen bis zum 
1. Januar 1815 entstehenden Erbfällen nach den bisherigen 
Gesetzen, nachher aber, wenn der Erblasser keine rechtsgül- 
tige Abänderungen gemacht hat, nach den Vorschriften des 
A. L. R. zu beurtheilen und zu entscheiden. 



36 Allgemeine* Landrecht. Publications- Patent. 



Von dem Verhältnisse der Eheleute. 

§. 9. Das rechtliche Verhältniss der Eheleute , die sich 
vor dem 1. Januar 1815 verheirathet haben, soll in Absicht 
der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, so wie auch der 
' Grundsätze wegen Auseinandersetzung bei Trennung der Ehe, 
nach den, zur Zeit der geschlossenen Ehe bestandenen, Ge- 
setzen bestimmt werden. Die Gründe einer nach dem 1. Ja- 
nuar 1S15 nachgesuchten Ehescheidung werden dagegen nach 
den Vorschriften des A.L. R. beurtheilt, und können nicht 
auf Thatsachen gegründet werden, welche sich früher ereig- 
neten, und die das damals geltende Gesetz nicht für einen Ehe- 
scheidungsgrund geachtet nat. Bei der Erbfolge, wenn sie 
nicht durch rechtsgültige Verträge oder letztwillige Verord- 
nungen bestimmt wird, sondern nach dem allgemeinen Recht 
anzuordnen ist; soll der überlebende Ehegatte die Wahl ha- 
ben, ob er nach den zur Zeit der geschlossenen Ehe geltend 
gewesenen Gesetzen, oder nach den Vorschriften des A. L. R. 
erben wolle. 

Vom väterlichen und mütterlichen Niesbrauch. 

§. 10. Der dem Vater von dem Vermögen seiner Kinder 
nach den Vorschriften des A. L. R. zustehende Niesbrauch tritt 
mit dem 1. Januar 1815 wieder ein; wohingegen mit diesem 
Tage der Niesbrauch der Mutter, von dem Vermögen der 
Kinder in Ermangelung rechtsgültiger darüber geschlossener 
Verträge aufhört, in sofern das A. L. R. diesen Niesbrauch 
der Mutter nicht beilegt. 

Von den rechtlichen Folgen des unehelichen Beischlafs. 

§.11. Die vor dem 1. Januar 1815 gebornen unehelichen 
Kinder erhalten mit diesem Tage die im A. L. R. ihnen bei- 
gelegten Rechte, in sofern ihnen solche durch die bisherigen 
Gesetze entzogen waren. Dagegen finden, in Ermangelung 
eines gültigen Anerkenntnisses der Vaterschaft, weder Ent- 
schädigungsansprüche von Seiten der Geschwächten, noch 
Alimentenforderungen für die Zeit bis zum 1. Januar 1815 
von Seiten des unehelichen Kindes statt. Ist die Niederkunft 
nach dem 1. Januar 1815 erfolgt; so werden die rechtlichen 
Folgen des unehelichen Beischlafs nachdem A.L. R. beurtheilt. 

Von der Verjährung. 

§• 1 2. Die Verjährung soll in denjenigen Fällen, bei 
welchen sie schon vor dem 1. Januar 1815 vollendet gewesen 
ist, lediglich nach den bisherigen Rechten beurtheilt, wenn 
gleich die daraus entstandenen Befugnisse oder Einwendungen 
erst nachher geltend gemacht würden. In solchen Fällen 
aber, bei welchen die bisherige gesetzmässige Frist zur Ver- 
jährung mit dem 1. Januar 1 8 1 5 noch nicht abgelaufen ist, 
sollen die Vorschriften des A. L.R. zur Anwendung gebracht 
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werden. Sollte jedoch zu Vollendung einer, schon yor dem 
1. Januar 1815 angefangenen, Verjährung im A. L. B. eine 
kürzere Frist, als nach den aufgehobenen Gesetzen vorge- 
schrieben sein; so kann derjenige, welcher in einer solchen 
kürzeren Verjährung sich gründen will, die Frist derselben 
nur von dem 1. Januar 1815 an berechnen. 

Vom Zinsfuss. 

§. 13. In Absicht der Höhe der erlaubten Zinsen treten 
nach dem 1. Januar 1815 die Bestimmungen des A. L. B. und 
der darauf Bezug habenden späteren Verordnungen dergestalt 
ein, dass, wenn in einem früheren Vertrage höhere Zinsen 
verabredet worden, als die Preussischen Gesetze verstatten, 
von dem Tage der Wirksamkeit des letzteren, der Schuldner 
nur zur Zahlung der erlaubten niedrigen Zinsen verpflichtet ist. 

Von der Volljährigkeit. 

§. 14. Die Volljährigkeit tritt in Absicht aller derjenigen 
Personen, welche solche vor dem 1. Januar 1815 nach den 
bisherigen Gesetzen noch nicht erreicht haben, erst mit dem 
vollendeten vier und zwanzigsten Jahre ein. 

Von der Klassißkation der Gläubiger. 

§.15. Wenn es auf eine Klassiiikation der Forderungen 
mehrerer Gläubiger ankömmt, so sind in allen Fullen, in 
welchen der Streit zwischen mehreren Gläubigern über das 
Vorzugsrecht erst nach dem 1. Januar 1 815 eintritt, die Vor- 
schriften der Preussischen Gesetze, ohne Bücksicht auf die, 
zur Zeit der Entstehung der Forderung geltend gewesenen 
Gesetze, zum Grunde der Entscheidung zu legen. Ist aber 
ein wirldiches Pfandrecht bestellt worden, so muss der Gläu- 
biger bei demselben geschützt werden. Gleichergestalt ver* ' 
bleibt den aus Urtheilen eingetragenen, so wie den stillschwei- 
genden und gesetzlichen Hypotheken ihr bisheriges Vorzugs- 
recht. 

Von Strafsachen. 

§. 16. Die im A.L.K, enthaltenen Strafgesetze können, 
in sofern sie unter der vorigen Regierung nicht beibehalten 
worden sind, bei den vor dem 1. Januar 1815 begangenen, 
noch nicht bestraften, Verbrechen nur alsdann angewendet 
werden, wenn die dadurch geordneten Strafen gelinder sind 
als diejenigen, welche nach bisherigen Gesetzen auf das vor- 
liegende Verbrechen statt gefunden hätten. Bei den Verbre- 
chen aber, welche nach dem 1. Januar 1815 begangen worden, 
treten die Vorschriften des A. L. R. ohne Unterschied ein. 

Die A.G. O. toll vom 1. Januar 1815 an gesetzliche Kraft haben. 

§.17. Vom 1. Januar 1815 an, soll die A. G. O. für die 
Preussischen Staaten, mit Rücksicht auf die seit dem Jahre 
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1795 erfolgten Abänderungen, Zusätze und Erläuterungen 
derselben, in den §. 1. erwähnten Provinzen ebenfalls gesetz- 
liche Kraft haben, so dass solche bei allen Ober- und Unter- 
gerichten sowohl in den entstehenden Rechtsstreitigkeiten, 
als auch in allen übrigen gerichtlichen Angelegenheiten zur 
einzigen Richtschnur des Verfahrens zu nehmen ist und von 
dem gedachten Zeitpunkte an die bisherigen Vorschriften, 
wegen des gerichtlichen Verfahrens, insbesondere auch wegen 
der Zulässigkeit der Beweismittel als abgeschafft und aufge- 
hoben zu betrachten sind. 

Einrichtung der Landes -Justiz- Kollegien. 

$.18. Ks sollen Landes - Justiz - Kollegien unter der Be- 
nennung 

Ober -Land es- Gerichte 

angeordnet werden, welche nicht allein in erster Instanz die 
Gerichtsbarkeit über die eximirten Personen und Grundslücke 
ausüben, sondern auch die Aufsicht über sämmtliche Unter- 
gerichte ihres Bezirks führen, und zugleich für die, von den 
letztern gefällten, Erkenntnisse in den gesetzlich zulässigen 
Fällen die Apellationsinstanz bilden. 

Land- und Stadt- Gerichte. 

§. 19. Die Gerichtsbarkeit in den Städten und auf dem 
platten Lande wird da, wo solche Uns als Landesherrn zu- 
stehet, durch 

Land- und Stadt - Gerichte 

ausgeübt. 

Patriaonial - Gerichte. 

§. 20. In denjenigen Provinzen, in welchen die Patrimo- 
nial- Gerichtsbarkeit, vor deren unter den vorigen Regierun- 
gen erfolgten Aufhebung, mit dem Besitz der Grundstücke 
verbunden gewesen ist, wird solche, die Kämmereigüter aus- 
genommen, mit Ausschluss der Kriminal- Jurisdiktion, den 
Grundbesitzern vom 1. Januar 1815 an, wieder beigelegt. 
Es müssen jedoch dabei die Vorschriften des A. L. R. Tneil 2. 
Tit. 17* §• Ii und ferner auf das Genaueste beobachtet wer- 
den, und den Jurisdiktions- Berechtigten ist nicht zu gestat- 
ten, andere als richterliche Personen, zu ihren Justitiarien zu 
wählen. Es soll über die innere Einrichtung dieser Palrirao- 
nial-Gerichte und dass solche in der Regel als Gesammt- 
Gerichte mehrerer Jurisdiktionen zu einem Kollegium orga- 
nisirt werden sollen, — in sofern ein solches Kollegium nicht 
von einem Gerichtsherrn bestellt wird, — eine besondere 
Vorschrift erfolgen und zur Ausübung gebracht werden, wenn 
nicht die Gerichtsherren es vorziehen, sich schon an beste- 
hende Untergerichte anzuschliessen. Die Ober- Landes -Ge- 
richte haben sich übrigens die Zusammenziehung mehrerer 
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solcher Privat -Jurisdiktionen zu Kreis- Gerichten, oder deren 
Vereinigung mit den anzuordnenden Land- und Stadt-Ger 
richten, möglichst angelegen sein zu lassen. 

Weg«! Herstellung der Gerichte wird der Just» - Minister 

Verfügungen erlassen. 

§. 21. Unser Justiz -Minister ist beauftraget, hiernach we- 
gen "Wiederherstellung der Gerichte die nö'thigen Verfügungen 
mit Unserer Genehmigung zu erlassen, und dabei für die an- 
gemessene Wiederanstellung oder Versorgung aller vorgefun- 
denen unbescholtenen Justiz- Bedienten zu sorgen. 

lieber das Verfahren in schwebenden Prozessen sollen Anweisungen 

ertheilt werden. 

§. 22. Ueber das Verfahren bei Anwendung der A. G. O, 
auf die schwebenden Prozesse, werden besondere Anweisun- 
gen ertheilt werden. 

Oeposital- Geschürte. 

§.23. In Absicht der Deposital- Geschäfte wird auf die 
Vorschriften der D.O. vom 15. Dezember 1783 Bezug genom- 
men, und deren genaue Befolgung vom I. Januar 1815 an 
sämmtlichen Ober- und Untergerichten zur Pflicht gemacht. 

H y potheken - Wesen. 

§. 2h» Das Hypothekeuwesen soll wieder nach den Grund- 
sätzen der H. 0. vom 20. Dezember 1783 eingerichtet, und 
darüber besondere Verordnung ergehen. 

Vormundschafts - Wesen. 

§.25. Das Vormundschafts -Wesen ist nach dem 1. Januar 
1815 wieder, ganz den Vorschriften Unserer Gesetze gemäss, 
einzurichten. 

Die Geschäfte der Civil -Standes -Beamten btfrea auf. 

§.26. Die Obliegenheiten und Verrichtungen der, nach 
den vorigen Verfassungen angesetzten, Civilstands-Beamten 
hören mit dem 1. Januar 1815 auf und in Absicht der Beglau- 
bigungen der Geburten, Verheirathungen und Sterbefälle, tre- 
ten die Vorschriften Unserer Gesetze ein. 

Eingeschränkte Befugnisse der Notarien. 

§. 27* Vom Tage der Bekanntmachung dieses Patents durch 
die Gouvernementsblätter oder Amtsblätter, sollen sich die 
Notarien, um^den bisherigen Missbräuchen ungesäumt Einhalt 
zu thun, bei Vermeidung der Nichtigkeit aller Handlungen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit enthalten, welche nach den 
Prenssischen Gesetzen den Gerichten beigelegt sind, und sich 
auf diejenigen Instrumente und Beglaubigungen einschränken, 
welche die A. G. O. den Notarien beilegt. Alle andere Actus 
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der freiwilligen Gerichtsbarkeit, gehen sogleich auf die Ge- 
richtshöfe über. 

Stempel - Weira. 

§. 28. Ueber den Gebrauch des Stempelpapiers enthalten 
das Stempelgesetz vom 20. November 1810« die Deklaration 
vom 27. Juni 1811, die Instruktion vom 5. September 1811 
und die bisher durch die Amtsblätter bekannt gemachten Er- 
läuterungen die nöthigen Vorschriften. 

Von den Gerichts -Gebuhren. 

§. 29* Die Gerichtsgebühren sollen vom 1. Januar 1815 
an, bei den Oberlandesgerichten und grösseren Untergerichten, 
nach der, durch das Edikt vom 11. August 1787 vorgeschrie- 
benen, Sportultaxe und bei den übrigen Untergerichten, nach 
der, für die Untergerichte in der Kurmark emanirten interi- 
mistischen, Sporteltave angesetzt und entrichtet werden. 

Vom Verfahren in Kriminal- Sachen. 

§. 30. Das Verfahren in Kriminalsachen richtet sich nach 
den Vorschriften der Cr. O. vom 11. Dezember 1805 und den 
dieselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Bestim- 
mungen. Zur Führung der Untersuchungen sollen 

Inqu isitoriate 

errichtet werden, wohingegen die Civilgerichte alle diejenigen 
vorläufigen Verfügungen zu treffen verpflichtet sind, welche 
keinen Aufschub leiden und zur Erforschung der Wahrheit, 
Festmachung des Thälers und dazu dienen, damit der That- 
bestand des Verbrechens nicht verändert werde. Bis zur 
Einrichtung der lnqu isitoriate werden die Untersuchungen 
von den dazu ernannt gewesenen oder noch zu ernennenden 
Richtern geführt. 

"Wir befehlen allen und jeden Unserer Unterthanen in 
den wiedervereinigten Provinzen, besonders aber den Ober- 
und Untergerichten und übrigen Beamten, sich nach den Be- 
stimmungen dieses Patents in allen Punkten genau zu achten. 

Plllll* Pfit* Verordnung vom 31. März 1833, betr. die Einführung 
des A. L. Ii. in Beziehung auf die Verwaltungs - Angelegenheiten der 
lAtndgemeinden in der zur Provinz Sachsen gehörigen, der Jfestph ii- 
iischen Zwischenherrschaft unterworfen gewesenen Landesthede. G. & 
£.61. (s. ad A. L.R.II. 1. §.18-86.) 

Pllbl. Pftt. Patent vom 9. Ifovhr. 1816, wegen Wiedereinführung 
des A. L. R. und der A. G. O. in die mit der Provinz JVestpreussen 
vereinigten Dist riete, den Kulm- und Michelauschen Kreis und die 
Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. G. S. 5.217. 

Durch Unser Patent vom 15. Mai v.J., wegen der Besitz- 
nahme der zu Unseren Staaten zurückgefallenen Theile des 
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ehemaligen Herzogthums Warschau, haben Wir den Kulm- 
und Michelauschen Kreis und die Stadt Thorn nebst ihrem 
alten und neuen Gebiete mit Unserer Provinz Westpreussen 
■wieder vereiniget Diesem gemäss wollen Wir Unsere Unter- 
thanen in den bezeichneten Distrikten an den Wohlthaten 
Unserer Gesetzgebung und Gerichts -Verfassung von neuem 
Theil nehmen lassen und verordnen demnach Folgendes: 

Das A. L. R. aoll vom I.Januar 1S17 an gesetzliche Kraft haben» 

§.1. Vom t. Januar 1817 an soll Unser A. L. R. nebst 
den dasselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Be- 
stimmungen, in den mit der Provinz Westpreussen vereinig- 
ten Distrikten, dem Kulm- und Michelauschen Kreise und 
der Stadt Thorn, i mgieichen deren altem und neuem Gebiete, 
wieder volle Kraft des Gesetzes haben, und, nach dem be- 
nannten Tage, bei Vollziehung und Beurtheilung aller recht- 
lichen Handlungen und deren Folgen, so wie bei Entschei- 
dung der entstehenden Rechtsstreitigkeiten, zum Grunde ge- 
legt werden. 

Provinzial - Gesetze und Gewohnheiten. 

§. 2. Die in den genannten Distrikten bestandenen beson- 
dern Rechte und Gewohnheiten sollen, in sofern sie durch 
die, unter der vorigen Regierung eingeführten Gesetze aufge- 
hoben, und abgeschafft worden, auch fernerhin nicht mehr 
zur Anwendung kommen. 

An deren Stelle treten die Bestimmungen des A. L. R., 
und wo diese fehlen sollten, die Analogie des Rechts nach 
Anleitung der in dem §. 49* der Einleitung zum A. L. R. ge- 
gebenen Vorschrift. 

Daa A. L. R. aoll auf die wahrend der Gesetzeskraft der fremden 
Rechte vorgefallenen Handlungen und Begebenheiten nicht 

gezogen werden. 

§.3. Auf die vor dem 1. Januar 18! 7 wahrend der Ge- 
setzeskraft der fremden Rechte vorgefallenen Handlungen und 
Begebenheiten, soll das A.L. R. nicht angewendet werden; 
es finden vielmehr dabei die in den §§. 14 bis 20. der Ein- 
leitung zum A. L. R. vorgeschriebenen Grundsätze statt. Auch 
soll ein jeder, welcher zur Zeit der wieder eingetretenen Ge- 
setzeskraft des A. L. R. in einem nach bisherigen Rechten 
gültigen und zu Recht beständigen Besitze irgend einer Sache 
oder eines Rechts sich befindet, dabei gegen jeden privat- 
rechtlichen Anspruch geschützt und Niemand in dem Genüsse 
seiner in dem Verkehr mit andern Privatpersonen wohl er- 
worbenen Gerechtsame unter irgend einem aus dem A. L. R. 
entlehnten Vorwande gestört oder beeinträchtigt werden. 
Dieser Grundsatz ist jedoch mit Vorbehalt der noch zu er- 
lassenden Bestimmung über die Gerechtsame derjenigen Unter- 
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thanen aus den alten Provinzen anzuwenden, welche früher- 
hin, durch willkührliche Eingriffe der Behörden des vorma- 
ligen Herzogthums Warschau in die Jurisdiktionsrechte Unse- 
res Staats, vor die Herzoglich- Warschau sehen Gerichte vor- 
geladen und, trotz der diesseitigen Protestationen und Wei- 
gerung, die Vorladungen zu insinuiren, durch Kontumazial- 
Erkenntnisse verurtheilt worden sind. 

Wenn die bisherigen Gesetze dunkel oder zweifelhaft sind, so 
findet das A. L. R. Anwendung. 

§. 4. Wenn jedoch aus einer älteren Handlung oder Be- 
gebenheit Prozesse entstehen, und die damals vorhandenen, 
auf den vorliegenden Fall anzuwendenden Gesetze dunkel 
oder zweifelhaft sind, so ist derjenigen Meinung, welche mit 
den Vorschriften des A. L. R. übereinstimmt oder denselben 
am nächsten kommt, der Vorzug zu geben. 

Wenn die Gültigkeit eines frühern Gesetzes zweifelhaft ist, so soll 
darüber der Justiztnioister entscheiden. 

§. 5. Sollte ein Zweifel darüber entstehen, welches Gesetz 
in einer gewissen Zeitperiode bis zum 1. Januar 1817 gegol- 
ten hat, so ist deshalb die Entscheidung Unsers Justizmini- 
sters einzuholen. 

Wie es wegen der zur Zeit der Publikation noch schwebenden 
älteren Fälle und Rechtsangclegenheitcn zu halten sei; 

besonders : 

§.6". In den Fällen, wo die Handlung oder Begebenheit, 
aus welcher streitige Rechte unter den Parteien entspringen, 
zwar schon vor der Einführung des A. L. R. sich ereignet 
haben, die rechtlichen Folgen derselben aber erst nachher 
eintreten; soll darauf Rücksicht genommen werden, ob es 
noch in der Gewalt desjenigen, von dessen Rechten oder 
Pflichten die Rede ist, gestanden, die rechtlichen Folgen der 
frühern Handlung oder Begebenheit zu bestimmen, und auf 
andere Art , als in dem A. L. R. geschehen ist, festzusetzen; 
oder ob eine solche abändernde Bestimmung in der Gewalt 
und einseitigen EntSchliessung desjenigen, den die Handlung 
oder Begebenheit angeht, nicht mehr gestanden habe. Im 
letzten Falle sollen die auch später eintretenden rechtlichen 
Folgen dennoch nur nach den alteren Gesetzen, welche zur 
Zeit der vorgefallenen Handlung oder Begebenheit gültig ge- 
wesen sind, beurt heilt werden. Im ersten Falle hingegen 
soll, wenn auch die Handlung oder Begebenheit älter, aoer 
keine solche abändernde Bestimmung vorhanden wäre, bei 
Beurtheilung der erst nach dem 1. Januar 181? eintretenden 
rechtlichen Folgen, dennoch nur die Vorschrift des A. L. R. 
Anwendung finden. 
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Von Verträgen. 

§.7« Es sind daher alle Verträge, welche vor dem 1. Ja- 
nuar 1817 errichtet worden, in Ansehung ihrer Form und ih- 
res Inhalts, so wie auch der daraus enstehenden rechtlichen 
Folgen, nach den, zur Zeit des geschlossenen Vertrages gel- 
tend gewesenen Gesetzen zu beurtheilen , wenn gleich erst 
später daraus auf Erfüllung, Aufhebung oder Leistung des 
Interesse geklagt würde. 

Von Testamenten. 

§. 8. Alle Testamente und letztwillige Verordnungen, 
welche vor dem 1. Januar 1817 errichtet worden, sind in 
Rücksicht ihrer Form durchgehends nach den Vorschriften 
der älteren Gesetze zu beurtheilen. Auch der Inhalt dieser 
Testamente ist gültig, in sofern nicht Prohibitivgesetze zur 
Zeit des Erbanfalles ihm entgegen stehen. In letzterer Rück- 
sicht ist insbesondere die Lehre von der Erbfähigkeit der in- 
stituirten Erben und vom Pflichtlheil nach den zur Zeit des 
Erbanfalles geltenden Gesetzen zu beurtheilen. 

Gültigkeit der holographischen und vor Notarien errichteten 

Testamente. 

§.9* Es sollen aber die von den Erblassern eigenhändig 
ge- und unterschriebenen, ohne Beachtung einer weitern Form, 
bisher gültig gewesenen Testamente, imgleichen diejenigen, 
welche vor Notarien aufgenommen worden, nur noch wahrend 
eines Jahres vom 1. Januar 1817 an gerechnet, als rechtsbe- 
ständig erachtet werden. 

Nach Ablauf dieses Zeitraums tritt, in Ermangelung ei- 
ner anderweitig gültig aufgenommenen Disposition, die gesetz- 
liche Erbfolge ein, wofern nicht nachgewiesen werden kann, 
dass der Erblasser während des ganzen einjährigen Zeitraums 
von Errichtung eines Testaments nach den Vorschriften des 
A. L. R. verhindert gewesen ist. Uebrigens soll in allen Fäl- 
len, in welchen Personen, die vor Notarien ihr Testament er- 
richtet haben, solches gerichtlich auf- oder annehmen lassen, 
die Gebührenfreiheit statt finden, so dass solche nur die ent- 
standenen baaren Auslagen zu entrichten verbunden sind. 

Von der gesetzlichen Erbfolge. 

§.10. Die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und Kin- 
dern, auch andern Familienmitgliedern, so weit dieselbe nicht 
durch rechtsgültige Verträge abgeändert ist, ist in allen bis 
zum 1. Januar 1817 entstehenden Erblallen, nach den bisheri- 
gen Gesetzen, nachher aber, wenn der Erblasser keine rechts- 
gültige Abänderungen gemacht hat, nach den Vorschriften 
des A. L. R. zu beurtheilen und zu entscheiden. 
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Von dem Verhaltnisse der Eheleute. 

§.11. Das rechtliche Verhällnisa der Eheleute, die sich 
vor dem 1. Januar 1817 verheiralhet haben, soll in Absicht 
der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, so wie auch der 
Grundsätze wegen Auseinandersetzung bei Trennung der Ehe, 
nach den zur Zeit der geschlossenen Ehe bestandenen Gesez- 
zen bestimmt werden. 

Die Gründe, aus welchen eine vor dem 1. Januar 1817 
geschlossene Ehe von nun an für nichtig und ungültig zu 
erklären, oder auch zu scheiden, werden dagegen nach den 
Vorschriften des A. L. R. beurlheilt, in sofern sie nicht aus 
Thatsachen hergenommen worden, welche sich früher ereig- 
neten und die das damals geltende Gesetz für keinen hinrei- 
chenden Grund geachtet hat. 

Eheliche Gütergemeinschaft und Erbfolge. 

§. 12. Die Gemeinschaft der Güter unter Eheleuten bür- 
gerlichen und bäuerlichen Standes wird beibehalten. Sie er- 
streckt sich auch auf Eximirte bürgerlichen Standes, und auf 
solche Eheleute, von welchen die Ehefrau adelicher Geburt, 
oder der Ehemann erst während der Ehe in den Adelstand 
erhoben ist. 

In Absicht aller vom 1. Januar 1817 an zu schliessenden 
Ehen vorgedachter Art, wird die Gemeinschaft der Güter le- 
diglich nach den Vorschriften des A. L. R. Theil 2. Titel 1. 
§• 36l u. f. beurtheilet. 

Bei der Erbfolge, wenn sie nicht durch rechtsgültige 
Verträge oder letzt willige Verordnungen bestimmt wird, son- 
dern nach dem allgemeinen Recht anzuordnen ist, soll der 
überlebende Ehegatte die Wahl haben, ob er nach den zur 
Zeit der geschlossenen Ehe geltend gewesenen, oder nach den 
Vorschriften des A. L R. über die Erbfolge bei vorhandener 
ehelicher Gütergemeinschaft, erben wolle. 

■ 

Vom väterlichen und mütterlichen Miessbrauche. 

§.13. Der dem Vater von dem Vermögen seiner Kinder 
nach den Vorschriften des A. L. R. zustehende Niessbrauch 
tritt mit dem 1. Januar 1S17 wieder ein; wohingegen mit die- 
sem Tage der Niessbrauch der Mutter von dem Vermögen 
der Kinder, in Ermangelung rechtsgültiger darüber geschlos- 
sener Verträge, aufhört, in sofern das A. L. R. diesen Niess- 
brauch der Mutter nicht beilegt. 

Von den gesetzlichen Folgen des unehelichen Beischlafs. 

§. 14. Die vor dem 1. Januar 1817 gebornen unehelichen 
Kinder erhalten mit diesem Tage die in dem A. L. R. ihnen 
beigelegten Rechte, in sofern ihnen solche durch die bisheri- 
gen Gesetze entzogen waren. Dagegen finden, in Ermangelung 
eines gültigen Anerkenntnisses der Vaterschaft, weder Ent- 
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schädigungsanspriiche von Seilen der Geschwächten, noch 
Alimentenforderungen für die Zeit bis zum 1. Januar 1817 
von Seiten des unehelichen Kindes statt. Ist die Niederkunft 
nach dem 1. Januar 1817 erfolgt; so werden die gesetzlichen 
Folgen des unehelichen Beischlafs nach dem A.L.R. beurtheilt. 

Von dem Verhältnisse der bäuerlichen Unterthanen. 

§. 15. Bei der bereits erfolgten Aufhebung der Unlertha- 
nigkeit soll es verbleiben und dem gemäss das gegenwärtige 
Verhältniss zwischen den Gutsbesitzern und den auf ihren 
Gütern befindlichen nicht erblichen Bauern und Landleuten 
aufrecht erhalten werden, nach welchem diese Leute als völ- 
lig persönlich freie Menschen anzusehen sind, welche die ih- 
nen vom Grundbesitzer überlassenen Grundstücke in Nutz- 
niessung haben, und dafür eine bestimmte Prästation, gleich- 
viel, ob in baarem Gelde oder m natura y oder durch Dienste, 
abführen. Die Art und Weise, wie das Edikt wegen der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse vom 14. Septem- 
ber 1811 und dessen Deklaration vom 29* Mai d. J. in diesen 
Distrikten, mit Beachtung der Gerechtsame aller Betheiligten« 
in Anwendung zu bringen sei, bleibt der Bestimmung durch 
eine besondere Verordnung vorbehalten. 

Von der Verjährung. 

§. 16. Die Verjährung soll in denjenigen Fällen, bei wel- 
chen sie schon vor dem 1, Januar 1817 vollendet gewesen 
ist, lediglich nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, 
wenn gleich die daraus entstandenen Befugnisse oder Einwen- 
dungen erst nachher geltend gemacht würden. 

In solchen Fällen aber, bei welchen die bisherige gesetz- 
mässige Frist zur Verjährung mit dem 1. Januar 1817 noch 
nicht abgelaufen ist, sollen die Vorschriften des A.L.R. zur 
Anwendung gebracht werden. Sollte jedoch zur Vollendung 
einer vor dem 1. Januar 1817 angefangenen Verjährung im 
A. L. R. eine kürzere Frist, als nach den aufgehobenen Gesez- 
zen, vorgeschrieben sein, so kann derjenige, welcher in einer 
solchen kürzeren Verjährung sich gründen will, die Frist der- 
selben nur von dem l. Januar 1817 an berechnen. 

Vom Zinsfusse. 

§. 17« In Absicht der Höhe der erlaubten Zinsen treten 
nach dem 1, Januar 1817 die Bestimmungen des A.L.R. der- 
gestalt ein, dass in allen Fällen, wo das A.L.R. den Zins- 
fuss zu Fünf vom Hundert bestimmt, die Zinsen zu Sechs 
vom Hundert zulässig und landüblich sind, und dass, wenn 
in einem früheren Vertrage höhere Zinsen verabredet worden, 
als die Preussischen Gesetze verstatten, von dem Tage der 
Wirksamkeit der letzteren der Schuldner nur zur Zahlung 
der erlaubten niedrigen Zinsen verpflichtet ist. 
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Von der Volljährigkeit. 

§. 18. Die Volljährigkeit tritt in Absicht aller derjenigen 
Personen, welche dieselbe vor dem 1. Januar 1817 nach den 
bisherigen Gesetzen noch nicht erreicht haben, erst mit dem 
vollendeten Vier und Zwanzigsten Jahre ein. 

Von der Klassifikation der Gläubiger. 

§. 19» Wenn es auf eine Klassifikation der Forderungen 
mehrerer Gläubiger ankommt, so sind in allen Fällen, in 
welchen der Streit zwischen mehreren Gläubigern über das 
Vorzugsrecht erst nach dem 1. Januar 1817 eintritt, die Vor- 
schriften der Preussischen Gesetze, ohne Rücksicht auf die 
zur Zeit der Entstehung der Forderung geltend gewesenen 
Gesetze, zum Grunde der Entscheidung zu legen. Ist aber 
ein wirkliches Pfand- oder Hypoth^kenrecht bestellt oder er- 
worben worden, so muss der Gläubiger bei demselben ge- 
schützt werden. Gleichergestalt verbleibt den gerichtlichen, 
so wie den stillschweigenden oder gesetzlichen Hypotheken 
ihr bisheriges Vorzugsrecht, so dass den Pfandrechten die 
zweite Klasse, den Hypotheken aber die dritte Klasse der in 
der A. G. O. vorgeschriebenen Konkursordnun«*, und in diesen 
Klassen der locus nach der Folge, welche den Vorschriften 
der bisherigen Gesetze gemäss ist, gebührt, bis das von neuem 
zu regulirende Hypothekenwesen (§.28.) die Rangordnung 
der Hypothekengläubiger bestimmt haben wird. 

Von Strafrachen. 

§.20. Die in dem A. L. R. enthaltenen Strafgesetze kön- 
nen, in sofern sie unter der vorigen Regierung "nicht beibe- 
haltenworden sind, bei den, vor dem 1. Januar 1317 begange- 
nen, noch nicht bestraften Verbrechen nur alsdann angewendet 
werden, wenn die dadurch geordneten Strafen gelinder sind, 
als diejenigen, welche nach den bisherigen Gesetzen auf das 
vorliegende Verbrechen statt gefunden hätten. Bei den Ver- 
brechen aber, welche nach dem I.Januar 1817 begangen wor- 
den, treten die Vorschriften des A. L. R. ohne Unterschied ein. 

Die A. G. O. soll vom 1. Januar 1817 an gesetzliche Kraft 

haben. 

§.21. Vom 1. Januar 1817 an soll die A. G. 0. für die 
Preussischen Staaten, nebst dem Anhange zu selbiger und 
den nachher erfolgten Abänderungen, Zusätzen und Erläute- 
rungen in den §. t. erwähnten Distrikten ^ebenfalls gesetzliche 
Kraft haben; so dass solche in allen entstehenden Rechtsstrei- 
tigkeiten und übrigen gerichtlichen Angelegenheiten zur ein- 
zigen Richtschnur des Verfahrens zu nehmen ist, sowohl in 
Hinsicht der Form, als der darin enthaltenen materiellen Be- 
stimmungen, wohin unter andern die wegen der Zulässigkeit 
der Beweismittel gehören. 
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Landes - Justiz - Kollegium ftr die neuen Distrikte Westpreussens. 

§ 22. Dem Oberlandesgericht von Westpreussen wird die 
Gerichtsbarkeit über die eximirten Personen und Grundstücke, 
so wie die Aufsicht über sämntfliche üntergerichte in dem 
Kulmschen und Michelau sehen Kreise, der Stadt Thorn und 
deren altem und neuem Gebiete übertragen. 

Gedachtes Oberlandesgericht bildet zugleich die höhere 
Instanz für die von den Uniergerichten in den genannten Di- 
strikten gefällten Erkenntnisse, in sofern gegen solche Er- 
kenntnisse nach den Gesetzen ein Rechtsmittel zulässig ist. 

Land- und Stadtgerichte. 

§. 23. Die Gerichtsbarkeit in den Städten und auf dem« 
platten Lande wird durch Land- und Stadtgerichte ausgeübt. 

Geistliche Gerichte. 

§. 24. Für die Ehesachen katholischer Religionsverwand- 
ten, in sofern beide Theile katholisch sind, sollen geistliche 
Gerichte nach der in Westpreussen bestehenden "Verfassung 
wieder hergestellt werden. 

Wegen Einrichtung der Gerichte wird der Justizminister 

Verfügungen erlassen. 

§. 25. Unser Justizminister ist beauftragt, hiernach wegen 
Wiederherstellung der Gerichte und Mas die geistlichen Ge- 
richte betrifft, unter Mitwirkung Unsers Ministers des Innern, 
die nöthigen Verfügungen mit Unserer Genehmigung zu erlas- 
sen, und dabei für die angemessene Wiederanstellung oder 
Versorgung aller vorgefundenen unbescholtenen Justizbedien- 
ten zu sorgen. 

Ueber das Verfahren in schwebenden Prozessen sollen 
Anweisungen ertheilt werden. 

§. 26. Ueber das Verfahren bei Anwendung der A. G. O. 
auf die schwebenden Prozesse, werden vom Justizminister 
besondere Anweisungen ertheilt werden. 

Deposital - Geschäfte. 

§. 27* In Absicht der Depositalgeschäfte wird auf die 
Vorschriften der D.O. vom 15. Dezember 1783 Bezug genom- 
men, und deren genaue Befolgung vom 1. Januar 1817 an, 
sämmtlichen Gericliten zur Pflicht gemacht. 

» Hypotheken- Wesen. 

§. 28. Das Hypothekenwesen soll wieder nach den Grund- 
sätzen der H. O. vom 20. Dezember 1783 eingerichtet werden 
und darüber besondere Verfügungen ergehen. 
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Vormundschaft 9- Wesen. 

§. 29. Das Vormundschaftswesen ist nach dem 1. Januar 
1817 wieder ganz den Vorschriften Unserer Gesetze gemäsi 
einzurichten. 

Die Geschäfte der Civilstands - Beamten hSren auf. 

§♦ 30. Die Obliegenheiten und Verrichtungen der, nach 
der vorigen Verfassung angesetzten Civilstandsbeamten hören 
mit dem 1. Januar 1817 auf und in Absicht der Beglaubigun- 
gen der Geburten, Verheirathungen und Sterbefalle, treten 
die Vorschriften Unserer Gesetze ein, 

Stempel- Wesen. 

§.31. Ueber den Gebrauch des Stempelpapiers enthalten 
das Stempelgesetz vom 20. November 1810, die Deklaration 
vom 27. Juni 1811, die Instruktion vom S.September 1811 
und die bisher durch die Amtsblatter bekannt gemachten 
Erlauterungen die nöthigen Vorschriften. 

Sportul - Wesen. 

§.32. Die Gerichtsgebühren sollen vom 1. Januar 1817 
an, nach den durch das Patent vom 23. August v.J. einge- 
führten allgemeinen Gebührentaxen angesetzt und entrichtet 
werden. 

Vom Verfahren in Kriminal -Sachen. 

§.33. Das Verfahren in Kriminalsachen richtet sich nach 
den Vorschriften der Cr. O. vom 11. Dezember 1805 und den 
dieselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Bestim- 
mungen. Zur Führung der Untersuchungen soll ein InciUi- 
sitoriat errichtet werden, wobei jedoch die Civilgenchte 
verpflichtet bleiben, alle diejenigen vorläufigen Verfügungen 
zu treffen, welche keinen Aufschub leiden und zur Erforschung 
der Wahrheit, Festmachung des Thäters und dazu dienen, 
damit der Thätbestand des Verbrechens nicht verändert werde. 
Bis zur Einführung des Inquisitoriats werden die Untersu- 
chungen von den Land- und Stadtgerichten in ihren Bezirken 
geführt. 

"Wir befehlen allen und jeden Unserer Unterthanen in 
dem Kulmschen und Michelauschen Kreise und in der Stadt 
Thorn, so wie deren altem und neuem Gebiete, besonders 
aber Unserem Oberlandesgerichte von Westpreussen, den 
Land- und Stadtgerichten und Unseren übrigen Behörden 
und Beamten, sich nach den Bestimmungen dieses Patents in 
allen Punkten genau zu achten. 
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Publ* Fat» Declaration des 12« «fr* vorstehenden Patents, vom 
28. «War* 1820. G. S. S. 62. 

"Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc., haben Uns die Zweifel vortragen lassen, welche 
über die Anwendung des §. 12. Unsers Patents vom 9. No- 
vember 1816, wegen Wiedereinführung Unserer Gesetze in 
den Kulm- und Michelauschen Kreis und die Stadt Thorn, 
in Hinsicht auf die Erbfolge der Ehegatten entstanden , und 
erklären solche, nach erfordertem Gutachten Unseres Staats- 
raths, folgendergestalt: 

1) Die Bestimmung des vorgedachten §.12., nach welcher 
der überlebende, nicht aus Verträgen oder letztwilligen Ver- 
fügungen erbende Ehegatte, die Wahl hat: ob er nach den, 
zur Zeit der geschlossenen Ehe geltend gewesenen, oder nach 
den Vorschriften des A.L.R. bei vorhandener ehelicher Gü- 
tergemeinschaft, erben wolle, ist nur von solchen Ehen zu 
verstehen, welche vor dem 1. Januar 1817, als dem Tage, 
mit welchem das A. L. R. in den vorgedachten Landestheilen 
Gesetzeskraft erhalten hat, geschlossen sind. 

2) Diese Bestimmung betrifft ferner nur die Ehen unter 
Personen solchen Standes, für welche die Gemeinschaft der 
Güter nach dem Eingange des §. 12. auch jetzt beibehalten 
worden ist. 

3) Diejenigen überlebenden Ehegatten dagegen, welche zu 
der Klasse von Personen gehören, für welche die Güterge- 
meinschaft nicht beibehalten ist, haben bei der Auseinander- 
setzung nur die Wahl zwischen den Rechten, die ihnen die 
Gesetze geben, welche zur Zeit der geschlossenen Ehe gegol- 
ten, und zwischen dem Erbfolgerecht des A. L. R. bei nicht 
vorhandener Gütergemeinschaft. 

Publ. Fat« Patent vom 9. November 1316, wegen fFiedereinftih- 
rung der Preuss. Gesetze im Grossherzogthum Posen, G, S. S, 225. 

Wir haben bereits die Wiedereinführung des A.L.R. in 
Unser Grossherzogthum Posen angeordnet, und im Allgemei- 
nen die Grundsätze festgestellt, welche bei Organisation der 
Justizverfassung in demselben befolgt werden sollen. 

Damit nun Unsere dortige Unter thanen an den Wohltha- 
ten Unserer Gesetzgebung baldmöglichst' wieder Theil nehmen 
mögen, verordnen Wir hierdurch Folgendes: 

Das A.L.R. coli von 1. März 1317 an gesetzliche Kraft haben. 

§.1. Vom I.März 1817 an, soll Unser A.L.R., nebst 
dem dasselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden 
Bestimmungen, in dem Grossherzogthum Posen von neuem 

Maunkopff Ergänz, z. d. Preuss. Gesetzt). I. 3 
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volle Kraft des Gesetzes haben, und nach dem benannten 
Tage, bei Vollziehung und Beurtheilung aller rechtlichen 
Handlungen und deren Folgen, so wie bei Entscheidung der 
entstehenden Rechtsstreitigkeiten, zum Grunde gelegt werden. 

Provinxial - Gesetze und Gewohnheiten» 

§. 2. Die in dem Grossherzog! hu me Posen bestandenen 
besondern Rechte und Gewohnheilen sollen, in sofern sie 
unter der vorigen Regierung aufgehoben und abgeschafft 
worden, auch fernerhin nicht mehr zur Anwendung kommen. 
An deren Stelle treten die Bestimmungen des A.L. R., Und 
wo diese fehlen sollten, die Analogie des Rechts nach Anlei- 
tung der in dem §. 4°. der Einleitung zum A. L.R. gegebe- 
nen Vorschrift. 

Das A. L. R. soll auf die wahrend der Gesetzeskraft der fremden 
Rechte vorgefallenen Handlungen und Begebeuheiten nicht 

gezogen werden. 

§.3. Auf die vor dem 1. März 1817 während der Gesez- 
zeskraft der fremden Rechte vorgefallenen Handlungen und 
Begebenheiten soll da» A. L. R. nicht angewendet werden j es 
finden vielmehr dabei die in den §§. l4 bis 20. der Einleitung 
vorgeschriebenen Grundsätze statt. Auch soll ein jeder, 
welcher zur Zeit der wieder eingetretenen Gesetzeskraft des 
A. L. R., in einem nach bisherigen Rechten gültigen und zu 
Recht beständigen Besitze irgend einer Sache oder irgend ei« 
nes Rechts sich befindet, dabei gegen jeden privatrechtlichen 
Anspruch geschützt, und Niemand in dem Genüsse seiner 
in dem Verkehr mit andern Privatpersonen wohlerworbenen 
Gerechtsame, unter irgend einem, aus dem A. L. R. entlehn- 
ten Vorwande gestört oder beeinträchtigt werden. Dieser 
Grundsatz ist jedoch mit Vorbehalt der noch zu erlassenden 
Bestimmung über die Gerechtsame derjenigen Unterthanen 
aus den alten Provinzen anzuwenden, welche früher hin, durch 
willkührltche Eingriffe der Behörden des vormaligen Herzog- 
thums Warschau in die Jurisdiktionsrechte Unseres Staats, 
vor die Herzoglich- "YVarscha tischen Gerichte vorgeladen und, 
trotz der diesseitigen Protestationen tind Weigerung, die Vor- 
ladungen zu insinuiren, durch Kontumazial - Erkenntnisse 
▼erurtheilt worden. 

Weno die bisherigen Gesetze dunkel oder zweifelhaft sind, so findet 

das A. L. R. Anwendung. 

§.4. Wenn jedoch aus einer älteren Handlung oder Be- 
gebenheit Prozesse entstehen, und die damals vorhandenen, 
auf den vorliegenden Fall anzuwendenden Gesetze dunkel 
oder zweifelhaft sind; so ist derjenigen Meinung, welche mit 
den Vorschriften des A. L. R. übereinstimmt, oder denselben 
am nächsten kommt, der Vorzug zu geben. 
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Wenn die Gültigkeit eine« früheren Gesetzes zweifelhaft ist, 00 
soll darüber der Justizminister entscheiden. 

§. 5. Sollte ein Zweifel darüber entstehen, welches Gesetz 
in einer gewissen Zeitperiode bis zum 1. März 1817 gegolten 
hat; so ist deshalb die Entscheidung Unsers Justizministers 
einzuholen. 

Wie es wegen der cur Zeit der Publikation noch schwebenden 
alteren Falle und Bechts - Angelegenheiten tu halten eei; 

besonders : 

§. 6. In den Fallen , wo die Handlung oder Begebenheit, 
aus welcher streitige Rechte unter den Partheien entspringen, 
zwar schon vor der Einführung des A.L.R. sich ereignet ha- 
ben, die rechtlichen Folgen derselben aber erst nachher ein- 
treten; soll darauf Rücksicht genommen werden, ob es noch 
in der Gewalt desjenigen, yon dessen Rechten oder Pflichten 
die Rede ist, gestanden, die rechtlichen Folgen der frühem 
Handlung oder Begebenheit zu bestimmen und auf andere 
Art, als in dem A. L. R. geschehen ist, festzusetzen: oder ob 
eine solche abändernde Bestimmung in der Gewalt und ein- 
seitigen Entschliessung desjenigen, den die Handlung oder 
Begebenheit angehet, nicht mehr gestanden habe. Im letzten 
Falle sollen die auch später eintretenden rechtlichen Folgen 
dennoch nur nach den alteren Gesetzen, welche zur Zeit der 
Torgefallenen Handlung oder Begebenheit gültig gewesen sind, 
beurt heilt werden. Im ersten Falle hingegen soll, wenn auch 
die Handlung oder Begebenheit älter, aber keine solche ab- 
ändernde Bestimmung vorhanden wäre, bei Beurtheilung der 
erst nach dem 1. März 1817 eintretenden rechtlichen Folgen, 

dennoch nur die Vorschrift des A. L. R. Anwendung finden. 

— 

Wegen der Verträge. 

§. 7* Es sind daher alle Verträge, welche vor dem I.März 
1817 errichtet worden, sowohl in Ansehung ihrer Form und 
ihres Inhalts, so wie auch der daraus entstehenden rechtli- 
chen Folgen, nach den, zur Zeit des geschlossenen Vertrages 
bestandenen Gesetzen zu beurtheilen, wenn gleich erst später 
daraus auf Erfüllung, Aufhebung oder Leistung des Interesse 
geklagt würde. 

Wegen der Testamente. 

§. 5. Alle Testamente und letztwillige Verordnungen, 
welche vor dem 1. März 1817 errichtet worden, sind in 
Rücksicht ihrer Form durchgehends nach den Vorschriften 
der älteren Gesetze zu beurtheilen. Auch der Inhalt dieser 
Testamente ist gültig, in sofern nicht Prohibitiv- Gesetze zur 
Zeit des Erbanfalles ihm entgegenstehen. In letzterer Rück- 
sicht ist insbesondere die Lehre von der Erbfähigkeit der 
instituirten Erben und vom Pfltchttheil nach den zur Zeit des 
Erkanfalls geltenden Gesetzen zu beuttheilen. 
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Gültigkeit der holographischen und vor Notarien errichteten 

Testamente« 

§•9- Es sollen aber die von den Erblassern eigenhändig 
ge- und unterschriebenen, ohne Beobachtung einer weiteren 
Form, bisher gültig gewesenen Testamente, imgleichen dieje- 
nigen, welche vor Notarien aufgenommen worden, nur noch 
während eines Jahres, Tom 1. März 1817 an gerechnet, als 
rechtsbeständig erachtet werden. Nach Ablauf dieses Zeit- 
raums, tritt in Ermangelung einer anderweitig gültig aufge- 
nommenen Disposition, die gesetzliche Erbfolge ein, wofern 
nicht nachgewiesen werden kann, dass der Erblasser wahrend 
des ganzen einjährigen Zeitraums von Errichtung eines Testa- 
ments nach den Vorschriften des A. L. R. verhindert gewe- 
sen ist. 

Uebrigens soll in allen Fällen, in welchen Personen, die 
vor Notarien ihr Testament errichtet haben, solches gericht- 
lich auf- oder annehmen lassen, die Gebührenfreiheit statt 
finden, so dass selbige nur die baaren Auslagen zu entrich- 
ten verbunden sind. 

Von der gesetzlichen Erbfolge. 

§. 10. Die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und Kin- 
dern, auch andern Familien - Mitgliedern, so weit dieselbe 
nicht durch rechtsgültige Vertrage abgeändert ist, ist in allen 
bis zum 1. Marz 1817 entstehenden Erbfällen, nach den bis- 
herigen Gesetzen, nachher aber, wenn der Erblasser keine 
rechtsgültige Abänderungen gemacht hat, nach den Vorschrif- 
ten des A. L. R, zu beur (heilen und zu entscheiden. 

Von dem Verhältnisse der Eheleute. 

§.11. Das rechtliche Verhältniss der Eheleute, die sich 
vor dem 1. März 1817 verheirathet haben, soll in Absicht 
der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, so wie auch der 
Grundsätze wegen Auseinandersetzung bei Trennung der Ehe, 
nach den, zur Zeit der geschlossenen Ehe bestandenen Ge- 
setzen bestimmt werden. 

Die Gründe, aus welchen eine vor dem 1. März 1817 ge- 
schlossene Ehe von nun an für nichtig und ungültig zu er- 
klären, oder auch zu scheiden, werden dagegen nach den 
Vorschriften des A. L. R. beurtheilt , in sofern sie nicht aus 
Thatsachen hergenommen werden, welche sich früher ereig- 
neten, und die das damals geltende Gesetz für keinen hin- 
reichenden Grund geachtet hat. Bei der Erbfolge, wenn sie 
nicht durch rechtsgültige Verträge oder letztwillige Verord- 
nungen bestimmt wird, sondern nach dem allgemeinen Recht 
anzuordnen ist, soll der überlebende Ehegatte die Wahl haben, 
ob er nach den, zur Zeit der geschlossenen Ehe geltend ge- 
wesenen Gesetzen, oder nach den Vorschriften des A. L.R. 
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über die Erbfolge bei vorhandener ehelicher Gütergemein- 
schaft, erben wolle. 

Eheliche Gütergemeinschaft« 

§.12. Bei allen nach dem 1. Marz 1817 geschlossenen 
Ehen, soll die eheliche Gütergemeinschaft, so wie sie in dem 
A. L. R. Thl. 2. Tit.I. §. 36t n. f. bestimmt ist, eintreten, in 
sofern selbige nicht durch Verträge ausdrücklich ausgeschlos- 
sen worden ist. 

Vom väterlichen und mütterlichen IViessbrauch. 

§. 13. Der dem Vater von dem Vermögen seiner Kinder 
nach den Vorschriften des A. L. R. zustehende Niessbrattch, 
tritt mit dem 1. März 1817 wieder ein; wohingegen mit die- 
sem Tagp der Ni essbrauch der Mutter von dem Vermögen 
der Kinder, in Ermangelung rechtsgültiger, darüber geschlos- 
sener Verträge, aufhört, in sofern das A. L. R. diesen Niess- 
brauch der Mutter nicht beilegt. 

Von den rechtlichen Folgen des unehelichen Beischlafs. 

§. l4. Die vor dem 1. März 1817 gebornen unehelichen 
Kinder erhalten mit diesem Tage die im A. L. R. ihnen bei- 
gelegten Rechte, in sofern ihnen solche durch die bisherigen 
Gesetze entzogen waren. Dagegen finden, in Ermangelung 
eines gültigen Anerkenntnisses der Vaterschaft, weder Ent- 
schädigung^ -Ansprüche von Seiten der Geschwächten, noch 
Alimenten -Forderungen für die Zeit bis zum 1. März 1817 
von Seiten des unehelichen Kindes statt. Ist die Niederkunft 
nach dem 1. März 1817 erfolgt, so werden die rechtlichen 
Folgen des unehelichen Beischlafs nach dem A. L. R. beurtheilt. 

Von dem Verhältnisse der bauerlichen Unterthanen. 

§. 15. Bei der bereits erfolgten Aufhebung der Unterthä- 
nigkeit soll es verbleiben und demgemäss das gegenwärtige 
Verhaltniss zwischen den Gutsbesitzern und den auf ihren 
Gütern befindlichen nicht erblichen Bauern und Landleuten 
aufrecht erhalten werden, nach welchem diese Leute als völ- 
lig persönlich freie Menschen anzusehen sind , welche die 
ihnen vom Grundbesitzer überlassenen Grundstücke in Nutz- 
niessung haben und dafür eine bestimmte Prästation, gleich- 
viel, ob in baarem Gelde oder in natura, oder durch Dienste, 
abführen. Die Art und Weise, wie das Edikt wegen der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse vom l4. Septem- 
ber 1811 und dessen Deklaration vom 29. Mai d.J. im Gross- 
herzogthum Posen mit Beachtung der Gerechtsame aller Be- 
theiligten, in Anwendung zu bringen sei, bleibt der Bestim- 
mung durch eine besondere Verordnung vorbehalten. 

Von der Verjährung. 

§. 16. Die Verjährung soll in denjenigen Fallen, bei wel- 
chen sie schon vor dem 1. März 1817 vollendet gewesen ist, 
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lediglich nach den bisherigen Rechten betirtheilt werden, 
wenn gleich die daraus entstandenen Befugnisse oder Einwen- 
dungen erst nachher geltend gemacht wurden. In solchen 
Fällen aber, bei welchen die bisherige gesetzmässige Frist 
zur Verjährung mit dem 1, März 1817 noch nicht abgelaufen 
ist, sollen die Vorschriften des A. L. R. zur Anwendung ge- 
bracht werden. Sollte jedoch zur Vollendung einer schon 
vor dem 1. März 1817 angefangenen Verjährung, im A. L. R. 
eine kürzere Frist, als nach den aufgehobenen Gesetzen, vor- 

f eschrieben sein; so kann derjenige, welcher in einer solchen 
ürzeren Verjährung sich gründen will, die Frist derselben 
nur von dem 1. März 1817 an berechnen. 

Vom Zinsfutse. 

§. 1 7- In Absicht der Höhe der erlaubten Zinsen treten 
nach dem 1. März 1817 die Bestimmungen des A.L. R. und 
der darauf Bezug habenden späteren Verordnungen dergestalt 
ein, dass, wenn in einem früheren Vertrage höhere Zinsen 
verabredet worden, als die Preussischen Gesetze gestatten, von 
dem Tage der Wirksamkeit der letzteren, der Schuldner nur 
zur Zahlung der erlaubten niedrigen Zinsen verpflichtet ist. 

Von der Volljährigkeit. 

§.18. Die Volljährigkeit tritt in Absicht aller derjenigen 
Personen, welche solche vor dem l.März 1817 nach den bis- 
herigen Gesetzen noch nicht erreicht haben, erst mit dem 
vollendeten Vier und Zwanzigsten Jahre ein. 

Von der Klassifikation der Gläubiger. 

§. 19. Wenn es auf eine Klassifikation der Forderungen 
mehrerer Gläubiger ankommt, so sind in allen Fällen, in 
welchen der Streit zwischen mehreren Gläubigern über das 
Vorzugsrecht erst nach dem 1. März 1817 eintritt, die Vor- 
schriften der Preussischen Gesetze, ohne Rücksicht auf die 
zur Zeit der Entstehung der Forderung geltend gewesenen 
Gesetze, zum Grunde der Entscheidung zu legen. Ist aber 
ein wirkliches Pfand- oder Hypothekenrecht bestellt oder er- 
worben worden, so rnuss der Gläubiger bei demselben ge- 
schützt werden. Gleichergestalt verbleibt den gerichtlichen, 
so wie den stillschweigenden oder gesetzlichen Hypotheken, 
ihr bisheriges Vorzugsrecht; so, dass den Pfandrechten die 
zweite Klasse, den Hypotheken aber die dritte Klasse der in 
der A. G.O. vorgeschriebenen Konkursordnung, und in diesen 
Klassen der locus nach der Fol«e, welche den Vorschriften 
der bisherigen Gesetze gemäss ist, gebühret, bis das von 
neuem zu regulirende Hypothekenwesen (§.26 ) die Rang- 
ordnung der Hypothekengläubiger bestimmt haben wird. 
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Von Strafsachen. 

§. 20. Die im A. L. R. enthaltenen Strafgeselze können, 
m sofern sie unter der Torigen Regierung nicht beibehalten 
-worden sind, bei den, vor dem 1. März 1817 begangenen, 
noch nicht bestraften Verbrechen, nur alsdann angewendet 
werden, wenn die dadurch geordneten Strafen gelinder sind, 
als diejenigen, welche nach den bisherigen Gesetzen auf das 
vorliegende Verbrechen statt gefunden hätten. Bei den Ver- 
brechen aber, welche nach dem 1. März 1817 begangen wer- 
den, treten die Vorschriften des A. L. R. ohne Unterschied 
ein. 

Ton der Gericht« - Ordnung. 

§. 2t. Ueber die Beibehaltung des mündlichen Verfahrens 
in Prozessen, so wie über die Abweichungen der gerichtlichen 
Prozedur von der Vorschrift der A. G. 0. überhaupt, wird 
eine besondere Verordnung ergehen. Wo diese nichts abän- 
dert, tritt vom 1. März 1817 ab, die A. G. O. nebst ihrem 
Anhange und ihren späteren Abänderungen, Zusätzen und 
Erläuterungen, als Richtschnur ein, sowohl in Hinsicht der 
Form, als der darin enthaltenen materiellen Bestimmungen, 
wohin unter andern die wegen der Zulässigkeit der Beweis- 
mittel gehören. 

Einrichtung der Justizbehörden. 
§.22. Die Justiz wird vom 1. März 1817 an verwaltet: 

1) von Friedensgerichten, welchen für gewisse Ange- 
legenheiten die Ausübung streitiger Gerichtsbarkeit übertragen 
werden soll; 

2) von den Landgerichten, statt der bisherigen Civiltri- 
bunäle und Kriminalgerichte, jedoch in Absicht der Kriminal- 
sachen nur zur Abfassung der Erkenntnisse. Sie bilden 
wechselseitig die zweite Instanz; 

3) von dem Oberappellationsgerichte in Posen, wel- 
ches in Givilsachen in dritter Instanz, und in wichtigen Kri- 
minalsachen auf die geführte weitere Vertheidigung erkennt, 
und 

4) von Inquisitoriaten, als untersuchenden Behörden. . 

Die bisherige Verfassung, nach welcher keine Exemtion 
vom Gerichtsstande und keine Patrimonialgerichtsbarkeit statt 
findet, wird beibehalten. 

Geistliche Gericht«. 

§. 23. Die geistliche Gerichtsbarkeit soll vom 1. März 
1817 in der Art wieder ausgeübt werden, wie solche yor der 
Abtretung der Provinz nach Unsern frühern Verordnungen 
bestand. 
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Wegen Einrichtung der Gerichte wird der Just «minist er 

Verfügungen erlassen. 

§. 2h* Unser Justizminister ist beauftragt, hiernach wegen 
Einrichtung der Justizbehörden die nöthigen Verfügungen mit 
Unserer Genehmigung zu erlassen, und dabei für die ange- 
messene Wiederanstellung oder Versorgung aller vorgefunae- 
nen unbescholtenen Justizbedienten zu sorgen. 

Deposital- Wesen. 

§. 25. In Absicht der Depositalgeschafte sollen nach wie 
Tor die Vorschriften der D. O. vom 15, Dezember 1783 zur 
Anwendung gebracht werden. 

Hypotheken - Wesen. 

§. 26". Das Hypothekenwesen soll wieder nach den Grund- 
sätzen der H. O. vom 20. Dezember 1783 eingerichtet werden» 
und darüber besondere Verfügung ergehen. 

Vormundschaft« - Wesen. 

§. 27« Das Vormundschaftswesen ist nach dem 1. März 
1817 wieder ganz den Vorschriften Unserer Gesetze gemäss 
einzurichten. 

Die Geschäfte der Civilstandt- Beamten hSren auf. 

§. 28. JDie Obliegenheiten und Verrichtungen der, nach 
der vorigen Verfassung angestellten Civilstandsbeamten, hö- 
ren mit dem 1. März 1817 auf und in Absicht der Beglaubi- 
gungen der Geburten, Verheirathungen und Sterbefalle, treten 
die Vorschriften Unserer Gesetze ein. 

Stempel - Wesen und Sport el - Wesen. 

§.29« Die Preussischen Stempelgesetze sind bereits ein- 
geführt, und dabei hat es sein Bewenden. 

Ueber die Anwendung der unterm 23. August vorigen 
Jahres publicirten allgemeinen Gebührentaxen auf die Gerichte, 
Justizkommissarien und Notarien des Grossherzogthums Posen, 
werden aber besondere Bestimmungen in der schon oben 
§. 21. vorbehaltenen besonderen Verordnung ergehen. 

Vom Verfahren in Kriminal -Sachen. 

§. 30. Das Verfahren in Kriminalsachen richtet sich nach 
den Vorschriften der Cr. O. vom 11. Dezember 1805 und den 
dieselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Bestim- 
mungen, mit der Einschränkung, dass diejenigen Anordnun- 
gen nicht zur Anwendung kommen, welche durch die beson- 
dere Verfassung des Grossherzogthums ausgeschlossen worden. 
Dahin gehören die Festsetzungen wegen des Gerichtsstandes 
bei Ober- und Untergerichten und die nicht statt findende 
subsidiarische Verpflichtung der Kämmereien und Gutsbesiz- 
zer zur Entrichtung unerlässlicher Kriminalkosten. 
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Wir befehlen allen Unseren Unterthanen, Unsern Gerich* 
ten und übrigen Beamten im Grossherzogthum Posen, sich 
nach den Bestimmungen dieses Patents in allen Punkten ge- 
nau zu achten. 

Publ. Pat* Patent vom 15. Novbr. 1816, wegen BtnfUhntng' des 
A. L. ß. in die ehemals sächsischen Provinzen und Disiricie. G. & 
S. 233. 

Nachdem Wir beschlossen haben, die mit Unsern Staaten 
vereinigten ehemaligen Sächsischen Provinzen und Districte 
an den Vortheilen Unserer Gesetzgebung Theil nehmen zu 
lassen; so verordnen Wir hierdurch Folgendes: 

Das A. L. R. soll vom I.März k.J. an, gesetzliche Kraft haben. 

§.1. Vom 1. März des künftigen Jahres an soll Unser 
A. L. R. , nebst den dasselbe abändernden , ergänzenden und 
erläuternden Bestimmungen, in den gedachten Provinzen 
volle Kraft des Gesetzes haben, und von dem benannten 
Tage, bei Vollziehung und Beurtheilung aller rechtlichen 
Handlungen und deren Folgen, so wie bei Entscheidung der 
entstehenden Rechtsslreitigkeiten, zum Grunde gelegt werden. 

Es tritt an die Stelle der bisher gegoltenen Allgemeinen Landes- 
und subsidiarischen Gesetze. 

§. 2. Das A. L. R. mit den nachher erfolgten gesetzlichen 
Bestimmungen tritt an die Stelle der bisher zur Anwendung 
gekommenen Allgemeinen Landes - und subsidiarischen Ge- 
setze. Die Art und Weise, wie das Edict wegen der guts- 
herrlichen und bäuerlichen Verhältnisse vom l4. September 
1811 und dessen Deklaration vom 29- Mai 18 t 6 in den ehe- 
maligen Sächsischen Provinzen und Distrikten, mit Beachtung 
der Gerechtsame der Betheiligten in Anwendung zu bringen 
sei, bleibt der Bestimmung durch eine besondere Verordnung 
vorbehalten. 

Prorinzial- Gesetze und Gewohnheiten. 

§. 3. Die in den einzelnen Provinzen und Orten bisher 
bestandenen besonderen Rechte und Gewohnheiten behalten 
noch fernerhin ihre gesetzliche Kraft und Gültigkeit, derge- 
stalt, dass die vorkommenden Rechtsangelegenheiten haupt- 
sächlich nach diesen, und nur erst in deren Ermangelung 
nach den Vorschriften des A. L. R. beurtheilt und entschie- 
den werden sollen. 

Lehnrecht. 

§•4. Auf gleiche Art soll es in allen Lehnssachen bei 
den bisherigen Gesetzen und Verfassungen so lange verblei- 
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bell* bis Wir darüber nähere Vorschriften erl heilen werden. 
Wenn jedoch die bisher geltend gewesenen Lehngesetze dun- 
kel, zweifelhaft oder unvollständig sind; so müssen sie nach 
den Vorschriften des A. L, R. erklärt oder ergänzt werden. 

Auf vergangene Fülle soll daa A. L. R. nicht bezogen werden. 

§.5. Auf die vor dem 1. März 1817 vorgefallenen Hand- 
lungen und Begebenheiten, soll das A. L. R. nicht angewendet 
werden; es finden vielmehr dabei die im §. l4 bis 20. Her 
Einleitung desselben vorgeschriebenen Grundsätze statt. Auch 
soll ein jeder, welcher zur Zeit der eintretenden Gesetzeskraft 
des A. L. R. in einem, nach bisherigen Rechten gültigen und 
zu Recht, beständigen Besitze irgend einer Sache oder eines 
Rechts sich befindet, dabei gegen Jedermann geschützt und 
in dem Genüsse, oder in der Ausübung dieser seiner wohl- 
erworbenen Gerechtsame, unter irgend einem, aus dem A. 
L. R. entlehnten Vorwande nicht gestört oder beeinträchtigt 
werden. 

Wenn jedoch aus einer älteren Handlung oder Begeben- 
heit Prozesse entstehen, und die damals vorhandenen, auf 
den vorliegenden Fall anzuwendenden Gesetze, dunkel oder 
zweifelhaft sind, so ist derjenigen Meinung, welche mit den 
Vorschriften des A. L. R. übereinstimmt, oder derselben am 
nächsten kommt, der Vorzug zu geben. 

Allgemeiner Grundsatz, wenn die Handlung oder Begebenheit vor 
der Einführung des A. L. R.entiprang , die rechtlichen Folgen 
aber nach der Einführung desselben eintreten. 

§.6. In den Fällen, wo die Handlung oder Begebenheit, 
aus welcher streitige Rechte unter den Pariheien entspringen, 
zwar schon vor der Einführung des A. L. R. sich ereignet 
haben, die rechtlichen Folgen derselben aber erst nachher 
eintreten, soll darauf Rücksicht genommen werden, ob es 
noch in der Gewalt desjenigen, von dessen Rechten oder 
Pflichten die Rede ist, gestanden, die rechtlichen Folgen der 
frühern Handlung oder Begebenheit zu bestimmen, Und auf 
andere Art, als in dem A. L. R. geschehen ist, festzusetzen; 
oder ob eine solche abändernde Bestimmung in der Gewalt 
und einseitigen Elitschliessung desjenigen, den die Handlung 
oder Begebenheit angeht, nicht mehr gestanden habe. In 
letztem Falle sollen die auch' später eintretenden rechtlichen 
Folgen dennoch nur nach den altern Gesetzen, welche zur 
Zeit der vorgefallenen Handlung oder Begebenheit gültig ge- 
wesen sind, beurtheilt werden. Im ersten Fall hingegen soll, 
wenn auch die Handlung oder Begebenheit älter, aber keine 
solche abändernde Bestimmung vorhanden wäre, bei Beur- 
theilung der erst nach dem 1. März 1817 eintretenden recht- 
lichen Folgen, dennoch nur die Vorschrift des A.L.R. An- 
wendung finden. 
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on Verträgen» 

§. 7* Es müssen daher alle Verträge, welche vor dem 
l.Marz 1817 errichtet sind, in Ansehung ihrer Form und ih- 
res Inhalts, so wie auch der daraus entstehenden rechtlichen 
Folgen, nach den, zur Zeit des geschlossenen Vertrages gel- 
tend gewesenen Gesetzen beurtheilt werden, wenn gleich erst 
später daraus auf Erfüllung, Aufhebung oder Leistung des 
Interesse geklagt würde. 

Von Te»ta mcnten. 

§. 8. Alle Testamente und letztwillige Verordnungen, 
welche vor dem 1. März 1817 errichtet worden, sind in Rück- 
sicht ihrer Form durchgehends nach den Vorschriften der 
älteren Gesetze zu beurtheilen. Auch der Inhalt dieser Te- 
stamente ist gültig, in sofern nicht Prohibitivgesetze zur Zeit 
des Erbanfalles ihm entgegen stehen. In letzterer Rücksicht 
ist insbesondere die Lehre von der Erbfähigkeit der instituir- 
ten Erben und vom Pflichttheil nach den zur Zeit des Erb- 
anfalls geltenden Gesetzen zu beurtheilen. 

Von der gesetzlichen Erbfolge. 

§. 9* Die gesetzliche Erbfolge zwischen Eltern und Kin- 
dern, auch andern Familienmitgliedern, so weit dieselbe 
nicht durch rechtsgültige Verträge abgeändert ist, oder auf 
Fideikommissstiftungen beruhet, die nach Provinzialgesetzen 
und Gewohnheiten zu beurtheilen sind, ist in allen bis zum 
1. März 1817 entstehenden Erbfällen, nach den bisherigen 
Gesetzen, nachher aber, wenn der Erblasser keine rechtsgül- 
tige Abänderung gemacht, nach den Vorschriften des A.L.R. 
zu beurtheilen und zu entscheiden. Wegen der Lehns-Suc- 
cession hat es bei der Bestimmung des f. 4. sein Bewenden. 

Aufhebung der statutarischen Erbfolge. 

§. 10. Die durch die Verordnung des ehemaligen General- 
gouvernements von Sachsen Tom 24. Mai 1814 erfolgte Auf- 
nebung der statutarischen und der auf dem Herkommen be- 
ruhenden Erbrechte der Gerade und des Heergeräthes wird 
hierdurch bestätigt. 

Von den Verhältnisten der Eheleute. 

§. 11. Das rechtliche Verhältniss der Eheleute, die sich 
vor dem 1. März 1817 verheirathet haben, soll in Absicht 
der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, so wie auch der 
Grundsätze wegen Auseinandersetzung bei Trennung der Ehe, 
nach den zur Zeit der geschlossenen Ehe bestandenen Gesez- 
zen bestimmt werden. Die Gründe einer nach dem 1. März 
1817 nachgesuchten Ehescheidung oder Nichtigkeit, werden 
dagegen nach den Vorschriften des A.L.R. beurtheilt, kön- 
nen jedoch nicht aus Thatsachen hergeleitet werden , welche 
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sich früher ereigneten und die das damals geltende Gesetz 
nicht für einen Ehescheidungs- oder Nichtigkeits- Grund ge- 
achtet hat Bei der Erbfolge, wenn sie nicht durch rechts- 
gültige Verträge oder letztwillige Verordnungen bestimmt 
wird, sondern nach dem allgemeinen Recht anzuordnen ist, 
soll der überlebende Ehegatte die Wahl haben , ob er nach 
den zur Zeit der geschlossenen Ehe gellend gewesenen Ge- 
setzen, oder nach den Vorschriften des A. L, R. erben wolle. 

Von der Verjährung. 

§. 12. Die Verjährung soll in denjenigen Fällen, bei wel- 
chen sie vor dem 1. März 1817 vollendet gewesen ist, ledig- 
lich nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, wenn 
gleich die daraus entstandenen Befugnisse oder Einwendungen 
erst nachher geltend gemacht würden. In solchen Fällen 
aber, bei welchen die bisherige gesetzmässige Frist zur Ver- 
jährung mit dem 1. März 1817 noch nicht abgelaufen ist, sol- 
len die "Vorschriften des A. L. R. zur Anwendung gebracht 
werden. 

Sollte jedoch zur Vollendung einer schon vor dem l.März 
1817 angefangenen Verjährung im A. L. R. eine kürzere Frist, 
als nach den aufgehobenen Gesetzen vorgeschrieben sein: so 
kann derjenige, welcher in einer solchen kürzern Verjährung 
sich gründen will, die Frist derselben nur von dem 1. März 
1817 /berechnen. Es sollen auch da, wo in dem A. L. R. für 
gewisse Handlungen ausser dem Prozessv erfahren Fristen vor- 
geschrieben sind, bei deren Berechnung dieselben Grundsätze 
in Anwendung gebracht werden. 

Vom Zinsfuss. 

§.13. In Absicht der Höhe der erlaubten Zinsen, treten 
nach dem 1. März 1817 die Bestimmungen des A. L. R. und 
der darauf Bezug habenden spätem Verordnungen dergestalt 
ein, dass, wenn in einem frühern Vertrage höhere Zinsen 
verabredet worden, als die Preussischen Gesetze verstatten, 
von dem Tage der Wirksamkeit der letztern, der Schuldner 
nur zur Zahlung der erlaubten niedrigeren Zinsen verpflich- 
tet ist. 

Von der Volljährigkeit. 

$. l4. Die Volljährigkeit tritt in Absicht aller derjenigen 
Personen, welche solche vor dem 1. März 1817 nach den 
bisherigen Gesetzen noch nicht erreicht haben, erst mit dem 
vollendeten Vier und Zwanzigsten Jahre ein. 

Von der Klassifikation der Gläubiger. 

§.15. Wenn es auf die Klassifikation der Forderungen 
mehrerer Gläubiger ankommt, so sind in allen Fällen, in 
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welchen nach dem 1. Juni 181 6, als dem Tage der eingetre- 
tenen Gesetzeskraft der A. G. 0., der Konkurs- oder Liquida» 
tionsprozess eröffnet, oder das Kreditwesen eingeleitet wor- 
den, die Vorschriften der Preussischen Gesetze, ohne Rücksicht 
auf die zur Zeit der Entstehung der Forderung geltend gewe- 
senen Gesetze, zum Grunde der Entscheidung zu legen. Ist 
aber ein wirkliches Pfandrecht oder eine Hypothek vor Ein- 
führung der A. G. O. bestellt worden; so muss der Glaubiger 
auch bei der nach den Vorschriften der A. G. 0. statt finden- 
den Klassifikation als Pfand- und Hypothekengläubiger ange- 
sehen werden. Gleichergestalt verhält es sich mit den still- 
schweigenden oder gesetzlichen Hypotheken, in sofern durch 
sie das unbewegliche Vermögen in Anspruch genommen wird. 

Nach Verlauf des Termins, welcher zur Anmeldung der 
Realansprüche durch eine besondere Verordnung bekannt ge- 
macht werden wird, können auch ältere Hypothekenrechte 
nur nach Preussischen Gesetzen beurtheilt und klassifizirt 
werden. 

Hypotheken wesen. 

§. 16. Das Hypothekenwesen soll nach den Grundsätzen 
der Hypotheken -Ordnung vom 20. Dezember 1783 eingerich- 
tet, und darüber eine besondere Verordnung erlassen werden. 

Von Straf »achen. 

§.17. Die im A. L. R. enthaltenen Strafgesetze mit den 
nachher erfolgten Zusätzen und Erläuterungen erhalten vom 
1. März 1817 an gesetzliche Kraft; so dass von dieser Zeit 
an nur darnach erkannt werden soll. Es können jedoch 
diese Gesetze bei den vor dem I.März 1817 begangenen noch 
nicht bestraften Verbrechen nur in sofern angewendet wer- 
den, als die dadurch geordneten Strafen gelinder sind, als 
diejenigen, welche nach bisherigen Gesetzen auf das vorlie- 
gende Verbrechen statt gefunden habeu würden. 

Einrichtung der Lande«- Justiz- Kollegien. 

§. 18. Die uns zustehende Gerichtsbarkeit über eximirte 
Personen und Grundstücke wird von den Landes - Justiz - Kol- 
legien in TJnserm Namen ausgeübt. 

Sie bilden zugleich in den dazu angethanen Fällen die 
Appellations- una Revision« -Instanz, letztere nach der zu 
anheilenden näheren Anweisung für die Untergerichte, führen 
die Aufsicht über dieselben in allen ihren Amtsangelegenhei- 
ten und sind die Lehnskurien für ihren Bezirk. 

Patrimonialgerichte. 

§. 19. Die Patrimonialgerichtsbarkeit in Civilsachen wird, 
in sofern sie mit dem Besitze eines Grundstücks bisher ver- 
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bunden gewesen, und von Privatpersonen auf eine zu recht- 
beständige Weise atisgeübt worden , hierdurch vor der Hand 
bestätigt. Es müssen jedoch bei Ausübung derselben die in 
dem A. L. R. und der A. G. 0. enthaltenen Vorschriften genau 
beobachtet werden. 

Depotita lgcscbäfte. 

§. 20* In Absicht der Depositalgeschäfte wird auf die 
Vorschriften der D.O. vom 15. Dezember 1783 Bezug genom- 
men, und deren genaue Befolgung vom 1. März 1817 an, 
sämmtlichen Ober- und Untergerichten zur Pflicht gemacht. 

Stempel* csen. 

§.21. Das Stempelgesetz vom 20. November 1810, die 
Deklaration vom 27* Juni 1S11, die Instruktion vom S.Sep- 
tember 1811 und die spätem Zusätze und Erläuterungen die- 
ser Vorschriften sind vom 1. Juli 18 16 an, bereits in Anwen- 
dung gebracht worden. 

Von den Justiz - Salarienkasscn und Gerichtsgebuhren. 

§. 22. Die Einrichtung und Verwaltung der Justizsalarien- 
kassen soll in Gemässheit des Reglements vom 20. November 
1782, der Ansatz der Gerichtsgebühren aber, nach Verschie- 
denheit der Gerichtsbehörden, nach den durch das Patent 
vom 23. August vorigen Jahres bekannt gemachten allgemei- 
nen Gebührentaxen erfolgen. Die Justizkommissarien und 
Notarien aber haben sich nach der für sie bestimmten Ge- 
bührentaxe vom nämlichen Tage zu richten. 

Von der Ausübung der Kriminal • Gerichtsbarkeit und der 

Inquisitoriate. 

§.23. Zur Führung der Untersuchungen, so weit selbige 
nicht vor die Militärgerichte gehören, sollen mit Aufhebung 
jeder Exemtion und jeder Privat- oder PatrimoniaU Jurisdiktion 

Inquisitoriate 

errichtet werden, wohingegen die Civilgerichte alle diejenigen 
vorläufigen Verfügungen zu treffen verpflichtet sind, welche 
keinen Aufschub leiden, und zur Erforschung der Wahrheit, 
Festmachung des Thäters und dazu dienen, dass der That- 
bestand des Verbrechens nicht verändert werde. 

Wir befehlen allen und jeden ünrerer ünterthanen in 
den vormals Sächsischen Provinzen und Districten, besonders 
aber den Ober- und Untergerichten und übrigen Beamten, 
sich nach den Bestimmungen dieses Patents in allen Punkten 
genau zu achten. 

Plllll* l?at. Rescr. vom 22. Dezember 1820, wegen Gültigkeit der 
Verordnungen des ehemaligen Kaiserlich "russischen Gouvernements in 
Sachsen, Gr, I, S, 2. 
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Pulli. Fat. Verordnung vom 25. Mai ISIS, wegen Einführung 
des A. L. R. in den mit den Preussischen Staaten vereinigten, zwi- 
schen den ültern Provinzen belegenen Disirieten und Ortschaften und 
wegen Einführung des By^thekenwesens in denselben. G. S, S, 45. 

In verschiedenen mit Unserm Staate neu verein igten ein- 
zelnen Districten und Ortschaften, welche von grössern Uns 
zugehörigen Landes -Theilen umschlossen sind (Enklaven), 
ist die Einführung Unserer Gesetze, obgleich die Publications- 
Fatente vom 9. September 1814, 22. April, 9. und 15. Novem- 
ber 1816 auf selbige sich nicht beziehen, durch vorläufige 
Anordnungen bereits erfolgt; in andern sind die unter den 
vorigen Regierungen bestandenen Gesetze bisher noch gültig 
geblieben. 

Zur völligen Bestimmung der neuen Rechtsverhältnisse 
in den vorgedachten Bezirken und Ortschaften , verordnen 
Wir nach erfordertem Gutachten Unsers Staatsraths Folgendest 

§. 1. In denjenigen jener Districte und Ortschaften, wel- 
che im Jahre 1813 mit den mit Unserm Staate wiederverei- 
nigten Provinzen zwischen der Elbe und dem Rhein zugleich 
oder auch erst im Jahre 18l4, in Besitz genommen und da- 
rauf in Gemässheit der Wiener Kongressakte, mit Unserm 
Staate vereinigt worden sind, namentlich: 

dem Fürstenthum Corvey; 

den Besitzungen der Fürsten von Salm -Salm, Salm -Kir- 
burg und Salm -Horstmar, wie auch des Herzogs von Croyj 

dem Preussischen Antheile der Besitzungen des Herzogs 
von Looz - Corswaren ; 

den Grafschaften Rittberg, Steinfurt, Hohen - Limburg und 
Dortmund, Recklinghausen, Barby und Gommern nebst El- 
benau ; 

den mit dem aufgelÖseten Königreich Westphalen vereinigt 
gewesenen Theilen des vormals sächsischen Antheils der 
Grafschaft Mansfeld; 

der vormaligen Reichs -Baronie Schauen; 

den Herrschaften Rheda und Gütersloh, Anholt, Werth 
und Gehmen; den Aemtern Broich und Styrum; Treffurth 
und Dorla, sächsischen Antheils und so weiter, 

hat es bei den Bestimmungen des Patents vom 9« September 
18 14, mit Rücksicht auf welche Unsere Gesetze, nach Anlei- 
tung der Kabinetsorder vom 20. November 1814 bereits seit 
dem 1. Januar 1815 eingeführt sind, sein Bewenden. 

Ein Gleiches findet in Absicht der Stadt Lippstadt, zu- 
folge der Vereinbarung mit der Fürstlich - Lippe - Detmold- 
sehen Regierung, Statt. 
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§.2. In denjenigen später, in Gemässheit der Wiener 
Kongressakte, und besonderer Staats - Verträge mit den Kö- 
nigreichen der Niederlande und Hannover, mit dem Gross« 
herzöge zu Sachsen- Weimar und mit dem Fürsten zu Schwarz- 
burg, zu Unserm Staat gekommenen Ländertheilen und Ort- 
schaften, welche nachstehend benannt sind, nämlich: 

den vormals Hannoverschen Aemtern Reckenberg und Klötze, 
und den Dörfern Rüdigershagen und Ganseteich; 

dem Amte Bodeingen, den Gerichten Allersberg und Hain- 
röden, und den Ortschaften Utterode und Bruchslädt, welche 
aus Schwarzburg -Sondershausenscher Landeshoheit an Unsern 
Staat übergegangen sind ; den vormals zum Königreich Böh- 
men gehörigen, in den Preussischen Antheil der Oberlausitz 
eingeschlossenen Ortschaften Güntersdorf und Nieder -Gerlachs- 
heim, mit deren Zubehör; 

dem vormals Schwarzburg - Rudolstädtschen Dorfe Wohl- 
kramshausen; 

den Aemtern Heringen und Kelbra; 

dem vormals Sachsen- Weimarschen Dorfe Ringleben, und 
den durch den Grenz- Rezess vom 7* Oktober 1816 auf dem 
rechten Rheinufer von dem Königreiche der Niederlande zu 
Unserm Staate gekommenen Ortschaften, 

sollen das A. L. R. und die A. G. O. nebst den nachher er- 
folgten abändernden , ergänzenden und erläuternden Bestim- 
mungen vom 1. Oktober dieses Jahres an, gesetzliche Krait 
haben. 

§. 3. Es finden dabei die Bestimmungen der Patente we- 
gen Einführung Unserer Gesetze in den mit Unserm Staate 
vereinigten vormals sächsischen Provinzen vom 22. April und 
15. November 1 8 1 6 Anwendung, so weit sich selbige nicht 
auf den darin festgesetzten Termin der eintretenden Gesetzes- 
kraft, so wie auf die eigenthümliche Verfassung der gedach- 
ten Provinzen, beziehen. In Absicht der Niederländischen 
Abtretungen dient das Patent vom 9« September 1814 zur 
Richtschnur. 

§.4. In sämmtlichen, §§. 1 und 2. genannten Districten 
und Ortschaften sollen die Vorschriften des Hypotheken -Pa- 
tents vom 22. Mai 1815, in sofern es noch nicht geschehen 
ist, ebenfalls zur Ausführung gebracht werden. Die in den 
§§. 2 und 3. dieses Patents bestimmte Frist zur Nachweisung 
des Besitztitels, und zur Anmeldung der Real- Ansprüche, 
wird bis zum 1. Mai 1819 und die im §. 7* nachgelassene 
Frist zur Provokation auf die Ausmittelung des Vorzugsrechts 
wird bis zum 1. November 1819 hinausgesetzt. 

Wir befehlen allen und jeden Unserer Unterthanen in 
den §§. 1 und 2. genannten Districten und Ortschaften, beson- 
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ders den Gerichten und Beamten sich nach dieser Verord- 
nung genau zu achten« 

PuW. Fat. Verordnung vom 20. Octbr. 1819, wegen Anwendung 
der Preußischen Gesetze in den Aemtern Heringen und Ketbra. 
G, S. S. 246« 

Zur Beseitigung aller Zweifel und Ungewissheiten, wel- 
che aus der bisner unterbliebenen Anwendung Unserer, durch 
die Verordnung vom 25. Mai vorigen Jahres bereits einge- 
führten Gesetze in den vormals Schwarzburg- Rudolstädtschen 
Aemtern Heringen und Kelbra, entstehen können; verord- 
nen Wir, nach erfolgter Uebergabe dieser Aemter, hierdurch 
Folgendes: 

§. 1. Der, in der Verordnung vom 25. Mai vorigen Jah- 
res §. 2. festgesetzte Termin zur Einführung des A. L. R. und 
der A. G. 0. in den Aemtern Heringen und Kelbra, wird 
bis auf den 1. März künftigen Jahres hinausgesetzt. 

§. 2. Die Einrichtung des Hypothekenwesens soll in den 
gedachten Aemtern nach denjenigen Bestimmungen erfolgen, 
welche in der, im §. iS. des Patents vom 15. November 1816 
für die vormals Sächsischen Provinzen verheissenen Verord- 
nung enthalten sein werden. 

"Wir befehlen ünsern Unterthanen in den Aemtern He- 
ringen und Kelbra, ingleichen ünsern dortigen Behörden, 
wie auch Unserm Oberlandesgerichte zu Naumburg, sich 
nach dieser Verordnung genau zu achten. 

Publ. Pat. Patent vom 2 {.Juni 1825, wegen Einführung des A. 
L. R. und der A. G. O. in das Herzogthum JVestphalen^ das Fürsten- 
thum Siegen mit den Aemtern Burbach und Neuenkirchen und die 
Grafschaft Wittgenstein. G. S. S. 153. 

Um die mit Unserer Monarchie vereinigten Länder des 
Herzogsthums Westphalen, das Fürstenthum Siegen mit den 
Aemtern Burbach und Neuenkirchen (Freien- und Hucken- 
sehen Grund) und die Grafschaften Wittgenstein -Wittgenstein 
und Wittgenstein- Berleburg , in die Gemeinschaft des durch 
Unsere Gesetzgebung begründeten gemeinen Rechts und ge- 
richtlichen Verfahrens aufzunehmen und sie der aus dieser 
Gemeinschaft entspringenden Vortheile theilhaftig zu machen, 
verordnen Wir, nach erfordertem Gutachten Unsers Staats- 
raths, für die vorgenannten Landestheile hierdurch Folgendes: 

Das A. L. R. soll vom 1 . Dezbr. d. J. an, gesetzliche Kraft haben. 

§.1« Vom l. Dezember d J. an, soll das A.L. R., nebst 
den dasselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Be- 



Digitized by Google 



66 Allgemeines Landrecht. PuhUcat ton s- Patent. 



Stimmungen in den obgenannten Landest heilen rolle Kraft 
des Gesetzes haben und nach dem benannten Tage bei Voll- 
ziehung und Beurtheilung der rechtlichen Handlungen und 
deren Folgen, so wie bei Entscheidung der entstehenden 
Rechtsstreitigkeiten, 'unter folgenden nähern Bestimmungen, 
zum Grunde gelegt werden. 

§. 2. Das A. L. R. mit den darüber nachher erfolgten 
Bestimmungen, tritt an die Stelle der bisher geltend gewese- 
nen gemeinen Rechte und derjenigen Landesgesetze, oder der 
in ihnen enthaltenen Vorschriften, worin gemeines Recht 
aufgenommen, erläutert, ergänzt oder abgeändert worden ist. 

Provinzial- Gesetze und Gewohnheiten. 

§. 3. Die in den einzelnen vorgedachten Landestheilen 
und Orten bestehenden besondern Rechte und Gewohnheiten, 
desgleichen diejenigen Landes - Ordnungen oder Bestimmun- 
gen derselben, welche sich auf Provinzialrechtsverhältnisse 
beziehen, behalten noch fernerhin ihre gesetzliche Kraft und 
Gültigkeit, dergestalt, dass die vorkommenden Rechtsangele- 
genheiten hauptsächlich nach diesen und erst in deren Er«* 
mangelung nach den Vorschriften des A. L. R. (§.2.) beur- 
tlieilt und entschieden werden sollen. 

Damit aber jede Ungewissheit darüber beseitigt werde, 
welche Landes - Ordnungen oder welche Bestimmungen der- 
selben, im Gegensatze der mit Einführung des A. L. R. ausser 
Anwendung tretenden (§.2.) in Kraft bleiben; so behalten 
Wir Uns vor, ein vollständiges Verzeichnis« derselben anle- 
gen zu lassen und durch die Gesetzsammlung bekannt zu 
machen. 

Ausnahmen. 

§.4. Folgende Theile des A. L.R. bleiben jedoch vor 
der Hand von der Anwendung ausgeschlossen: 

1) Der vierte Abschnitt Titel 2t. Theil 1: 

Von den zur Kultur ausgesetzten Gütern und Grundstüc- 
ken. 

2) Der 23ste Titel des lsten Theils: 

Von Zwangs- und Banngerechtigkeiten. 

3) Die vollständigen drei ersten Titel des 2ten Theils: 
Von der Ehe, von den wechselseitigen Rechten und 

Pflichten der Eltern und Kinder, von den Rechten 
und Flüchten der übrigen Mitglieder einer Familie. 

4) Der 7»e Titel des 2ten Theils: 
Vom Baueriistande. 

5) Die sechs ersten Abschnitte des 8ten Titels des 2ten 
Theils: 
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Vom Bürgel-Stande, mit Ausnahme der §§.444-455. im 
5ten Abschnitte; 

nebst allen sich darauf beziehenden spätem Vorschriften. 

In Absicht der vorstehend benannten Gegenstände blei- 
ben die jetzt bestehenden gemeinen Rechte und die darauf 
sich beziehenden Landesordnungen (§.2.) noch vor der 
Hand gültig, bis neue gesetzliche Bestimmungen ergangen 
sein werden. 

In Bezug auf die gutsherrlichen und bäuerlichen Ver- 
hältnisse in dem Herzogthum Westphalen hat es bei den 
deshalb ergangenen Anordnungen sein Bewenden. 



§.5. Auf gleiche Weise soll es in Absicht der bestehen*» 



theilen werden. Wenn jedoch die bisher geltend gewesenen 
Lehngesetze dunkel, zweifelhaft oder unvollständig sind, so 
müssen sie nach den Vorschriften des A. L. R. erklärt oder 
ergänzet werden. 



§. 6. Unsere auf das Hypothekenwesen sich beziehenden 
Gesetze sollen, bis zur erfolgten Revision der Hypotheken- 
ordnung, ausser Anwendung bleiben und dafür folgende Vor- 
schriften eintreten. 

§. 7. Kein Besitzer von Grundstücken soll von Amtswe- 
gen angehalten werden, sein Eigenthum nachzuweisen. 

§.8. Wer vom 1. Dezember d. J. an auf ein Grundstück 
irgend einen Titel zu einer Hypothek oder überhaupt zu einem 
Realrechte erwirbt, welches diese Eigenschaft nach den Vor- 
schriften des A. L. R. nur durch das Mittel der Eintragung 
erlangen soll, hat denselben bei dem Gerichte, in dessen Ge- 
richtssprengel das Grundstück gelegen ist, anzumelden und 
nachzuweisen. 

§. 9. Das Gericht hat den angemeldeten Titel nicht blos 
genau aufzuzeichnen, sondern auch die Gültigkeit und Rechts- 
beständigkeit desselben, ohne dass jedoch der Nachweis des 
Eigenthums an dem Grundstück auf Seilen desjenigen, von 
welchem der Titel hergeleitet wird, amtlich zu erfordern ist 
(§. 7*)> zu prüfen und, wenn sich dabei nichts zu erinnern 
findet, demjenigen, von welchem die Anmeldung geschehen 
ist, eine Rekognilton über die erfolgte Prüfung und befundene 
Rechtsbeständigkeit, i mgieichen über die Zeit der Anmeldung, 
unter dem Original - Instrumente, worin die Hypothek oder 
das Realrecht bestellt worden, auszufertigen, sodann aber 



Lehnrecht. 




Hypotheken wesen. 
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sämmtliche Urkunden und Beweismittel dem Anmelder zu- 
rückzugeben. 

§.10. Der Realberechtigte oder Gläubiger (§.8.) erwirbt 
durch diese Anmeldung und Bescheinigung das Recht: 

a) seine Ansprüche gegen dritte Besitzer zu verfolgen; 

b) bei einem ausbrechenden Konkurse auf Ansetzung in 

die dritte Klasse nach dem Zeitpunkte der geschehenen 
Anmeldung anzutragen. 

§.11. Jeder Realberechtigte oder Gläubiger (§.8.), wel- 
cher diese Rechte geltend machen will, muss erforderlichen 
Falls das Eigenthum desjenigen, von welchem er sein Real- 
recht, oder seine Hypothek herleitet, nachweisen und wird 
von diesem Beweise durch die in Gemässheit des §. 9* 
theilte Rekognition nicht befreit. 

§. 12. Verlangt ein Gläubiger, welchem auf dem Grund 
der vorstehenden Bestimmungen ein Hypothekenrecht zuste- 
het, die Subhastation eines Grundstücks; so soll dabei nach 
den Vorschriften der A. G. O. Theil 1. Titel 51. §. 99 und 
folgenden verfahren werden. 

§. 13. Alle Bestimmungen Unserer Gesetze, welche mit 
dem Inhalte der §§.7-12. im Widerspruch stehen würden, 
oder das Dasein eingerichteter Hypothekenbücher voraussez- 
zen, namentlich die §§. 6, 12 und 13. Theil 1. Titel 10., §§.411 
und 412. Theil 1. Titel 20. des A.L.R., so wie der §.394. der 
A. G. O. Theil 1. Titel 50. bleiben vorläufig ausser Anwendung. 

Aut vergangene Fälle soll da« A, L. R. nicht gezogen werden. 

§. l4. Auf die vor dem 1. Dezember d. J. vorgefallenen 
Handlungen und Begebenheiten soll das A. L. R. nicht ange- 
wendet werden; es finden vielmehr die, in den §§. 14-20. 
der Einleitung des A.L.R. vorgeschriebenen, Grundsätze Statt. 
Auch soll ein Jeder, welcher zur Zeit der eingetretenen Ge- 
setzeskraft des A.L.R., in einem, nach bisherigen Rechten 
gültigen und zu Recht beständigen Besitze irgend einer Sache 
oder eines Rechts sich befindet, dabei gegen Jedermann ge- 
schützet und Niemand in dem Genüsse seiner, in dem Ver- 
kehr mit andern Privatpersonen, wohlerworbenen Gerechtsame 
unter irgend einem, aus dem A.L.R. entlehnten, Vorwande 
gestört oder beeinträchtigt werden. 

§. 15. Wenn jedoch aus einer altern Handlung oder Be- 
gebenheit Prozesse entstehen, und die damals vorhandenen, 
auf den vorliegenden Fall anzuwendenden Gesetze, dunkel 
oder zweifelhaft sind, so ist derjenigen Meinung, welche mit 
den Vorschriften des A.L.R. übereinstimmt, oder denselben 
am nächsten kommt, der Vorzug zu geben. 
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Allgemeiner Grundsatz, wenn die Handlung oder Begebenheit vor 
der Einführung des A.LR eich zugetragen hat , die 
rechtlichen Folgen aber nach der Einführung 
desselben eintreten. 

§. 46. In den Fällen, wo die Handlung oder Begebenheit, 
ans welcher streitige Rechte unter den Fartheien entspringen, 
zwar schon vor Einführung des A. L. R. sich ereignet hat, 
die rechtlichen Folgen derselben aber erst nachher eintreten, 
soll darauf Rücksicht genommen werden, ob es noch in der 
Gewalt desjenigen, von dessen Rechten und Pflichten die 
Rede ist, gestanden, die rechtlichen Folgen der frühern Hand- 
lang oder Begebenheit zu bestimmen und auf andere Art, 
als in dem A. L. R, geschehen ist, festzusetzen, oder ob eine 
solche abändernde Bestimmung in der Gewalt und einseitigen 
Entschliessun? desjenigen, den die Handlung oder Begeben- 
heit angeht, nicht mehr gestanden habe. Im letztern Falle 
sollen die auch später eintretenden rechtlichen Folgen dennoch 
nur nach den altern Gesetzen, welche zur Zeit der vorgefal- 
lenen Handlung oder Begebenheit gültig gewesen sind, beur- 
theilt werden. 

Im erstem Falle hingegen sollen, wenn auch die Hand- 
lung oder Begebenheit älter, aber keine solche abändernde 
Bestimmung vorhanden wäre, bei Beurtheilung der erst nach 
dem 1. Dezember d.J. eintretenden rechtlichen Folgen, dennoch 
nur die Vorschriften des A. L R. Anwendung finden. 

Von Verl rügen. 

§. 17* Es müssen daher alle Verträge, welche vor dem 
1. Dezember d. J. errichtet sind, in Ansehung ihrer Form und 
ihres Inhalts, so wie auch der daraus entstehenden rechtlichen 
Folgen, nach den zur Zeit des geschlossenen Vertrages geltend 
gewesenen Gesetzen beurtheilt werden, wenn gleich erst spä- 
ter daraus auf Erfüllung, Aufhebung oder Leistung des Inter- 
esse geklagt worden. ^ 

Von Testamenten. 

§.18. In Ansehung der Testamente und letztwilligen 
Verordnungen, welche vor dem 1. Dezember d.J. errichtet 
worden, setzen Wir besonders fest: dass sie in Rücksicht ih- 
rer Form durchgehends nach den Vorschriften der altem Ge- 
setze zu beurtheilen sind, wenn gleich das Ableben des Te- 
stirers erst spater erfolgte; und soll bei dieser Art von Ver- 
fügung auf den Unterschied, ob eine solche Disposition in 
der Zwischenzeit und bis zum 1. Dezember d.J. hätte ab- 
geändert werden können oder nicht, zur Vermeidung der 
sonst zu besorgenden grossen Weitläuftigkeiten und Kosten, 
keine Rücksicht genommen werden. 
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Auch der Inhalt dieser Testamente ist gültig, in sofern 
nicht Prohibiliv- Gesetze zur Zeit des Erbanfalles ihm entge- 
genstehen. In letzterer Rücksicht ist insbesondere die Lehre 
yon der Erbfähigkeit der eingesetzten Erben und vom Pflicht- 
theil nach den zur Zeit des Erbanfalls geltenden Gesetzen 
zu beurtheilen. 

Von der Verjährung. 

§.19. Die Verjährung soll in denjenigen Fallen, bei wel- 
chen sie vor dem 1. Dezember d. J. vollendet gewesen ist, 
lediglich nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, 
wenn gleich die daraus entstehenden Befugnisse oder Ein- 
wendungen erst nachher geltend gemacht würden. In sol- 
chen Fällen aber, bei welchen die bisherige gesetzmässtge 
Frist zur Verjährung mit dem 1. Dezember d. J. noch nicht 
abgelaufen ist, sollen die Vorschriften des A. L. R. zur An- 
wendung gebracht werden. 

Sollte jedoch zur Vollendung einer schon vor dem i, De- 
zember d. J. angefangenen Verjährung im A. L. R. eine kür- 
zere Frist, als nach den aufgehobenen Gesetzen, vorgeschrie- 
ben sein; so kann derjenige, welcher in einer solchen kürze- 
ren Verjährung sich gründen will, die Frist derselben nur 
von dem 1. Dezember d. J. an, berechnen. 

Es sollen auch da, wo in dem A. L. R. für gewisse Hand- 
lungen, ausser dem Prozess verfahren, Fristen vorgeschrieben 
sind, bei deren Berechnung dieselben Grundsätze in Anwen- 
dung gebracht werden. 

Vom Zinsfuß. 

§. 20. In Absicht der Höhe der erlaubten Zinsen, treten 
nach dem 1. Dezember d. J. die Bestimmungen des A. L. R. 
und der darauf Bezug habenden spätem Verordnungen der- 
gestalt ein, dass, wenn in einem frühern Vertrage höhere 
Zinsen verabredet worden, als die Preußischen Gesetze ge- 
statten, von dem Tage der Wirksamkeit der letztern, der 
Schuldner nur zur Zahlung der erlaubten niedrigem Zinsen 
verpflichtet ist. 

Von der Volljährigkeit. 

§.21. Die Volljährigkeit tritt in Absicht aller derjenigen 
Personen, welche dieselbe vor dem 1. Dezember d. J. nach 
den bisherigen Gesetzen noch nicht erreicht haben, erst mit 
dem vollendeten vier und zwanzigsten Jahre ein. 

Klassifikation der Gläubiger im Konkurse. 

§, 22. Wenn es auf die Klassifikation der Forderungen 
mehrerer Gläubiger ankommt, so sind in allen Fällen, in 
welchen nach dem 1. Dezember d. J. der Konkurs oder Li- 
quidation - Prozess eröffnet, oder das Kreditwesen eingeleitet 
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worden, die Vorschriften der Preussischen Gesetze, ohne 
Rücksicht auf die zur Zeit dar Entstehung der Forderung 
geltend gewesenen Gesetze, zum Grunde der Entscheidung 
zu legen. 

Ist ein wirkliches Pfand- oder Hypothekenrecht, es mag 
dies ein ausdrückliches oder stillschweigendes sein, vor Ein- 
führung der A. G. O. bestellt worden; so muss der Gläubiger 
auch bei der, nach den Vorschriften der A.G. O. Statt finden- 
den Klassiiikation als Pfand- oder Hypotheken - Gläubiger 
angesehen werden. Unter mehreren älteren Gläubigern wird 
die Priorität nach den bisherigen Gesetzen bestimmt. Der 
Anspruch auf die dritte Klasse kommt jedoch den altern 
Hypothekengläubigern nur in sofern zu gut, als sie sich vor 
dem 1. September 1826 melden, in welchem Fall sie nach 
der Vorschrift des §.9- zu behandeln sind, und dadurch die 
im §. 10« angegebenen Rechte erlangen, auch in Absicht der 
Bestimmung der Priorität die Zeit der Anmeldung nicht be- 
achtet werden soll. Wer sich bis zu jenem Tage nicht ge- 
meldet hat, verliert jeden Anspruch auf diese durch die al- 
tem Gesetze begründete Priorität und ist lediglich nach Un- 
sern gegenwärtig eingeführten Gesetzen zu beurtheilen. 

* 

Von Strafsachen« 

§.23. Die im A. L. R. enthaltenen, so wie die spater er- 
gangenen Strafgesetze dürfen bei den vor dem 1. Dezember 
d. J. begangenen noch nicht bestraften Verbrechen mir als- 
dann angewendet werden, wenn die dadurch geordneten Stra- 
fen gelinder sind, als diejenigen, welche nach bisherigen Ge- 
setzen auf das vorliegende Verbrechen statt gefunden hätten. 
Bei den Verbrechen aber, welche nach dem 1. Dezember d.J. 
begangen werden, treten die Vorschriften des A. L. R. und 
der spätem Gesetze ohne Unterschied ein. 

Di« A.G. O. soll vom t. Deiemher d. J. an, gesetzliche 

Kraft haben. 

g. 24. Vom 1. Dezember d. J. an, soll die A. G. O. für 
die Preussischen Staaten, nebst dem Anhange zu selbiger und 
den nachher erfolgten Abänderungen, Znsätzen und Erläute- 
rungen in oben genannten Landestheilen und Orten ebenfalls 
gesetzliche Kraft haben, so dass solche bei den Ober- und 
Untergerichten, sowohl in den entstehenden Rechtsstreitigkei- 
ten, als auch in allen übrigen gerichtlichen Angelegenheiten 
zur einzigen Richtschnur des Verfahrens zu nehmen ist und 
von dem gedachten Zeitpunkte an, die bisherigen Vorschrif- 
ten wegen des gerichtlichen Verfahrens, insbesondere auch 
wegen der Zulässi«;keit der Beweismittel, als abgeschafft und 
autgehoben zu betrachten sind. 
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Landes - Justiz - Kollegien. 

§• 25. Die Gerichtsbarkeit über eximirte Personen und 
Grundstücke soll von dem betreffenden Oberlandesgerichte 
ausgeübt werden. 

Dieses Landes- Justiz -Kollegium bildet zugleich in den 
dazu angethanen Fallen, nach der darüber zu ertheilenden 
besondern Anweisung, die Apellations- Instanz für die Unter- 
gerichte seines Bezirks, führt die Aufsicht über die letztern 
in allen ihren Amtsangelegenheiten und besorgt als Lehns- 
kurie alle auf die Lehngüter Bezug habenden Geschäfte. 
Das Oberlandesgericht in Münster bildet aber die Apellations- 
Instanz in Prozessen, in welchen in erster Instanz von dem 
ersterwähnten Oberlandesgerichte erkannt worden, und die 
Revisions- Instanz für die Untergerichte, in sofern nach dem 
Gegenstande die Sache nicht vor das Geheime Obertribunal 

gehört. Das Oberlandesgericht zu Münster erkennet auch in 
enjenigen Untersuchungssachen in zweiter Instanz, in wel- 
chen in erster Instanz von dem betreffenden Oberlandesge- 
richte erkannt, oder ein von dem Untergericht abgefasstes 
Erkenntniss bestätiget worden. 

Untergerichte. 

§. 26. Ueber die Einrichtung Unserer landesherrlichen 
Untergerichte wird eine besondere Instruction das Nöthige 
bestimmen. 

Patrimonialgerichle. 

$. 27* Die Patrimonialgerichtsbarkeit in Civilsachen wird, 
in sofern sie mit dem Besitze eines Grundstücks bisher ver- 
bunden gewesen und von Privatpersonen auf eine zu Recht 
beständige "Weise ausgeübt worden, in ihrer bisherigen Ver- 
fassung, mit Vorbehalt der Anordnungen, welche der Zweck 
einer «uten Justizpflege künftig nöthig machen sollte, hier- 
durch beibehalten. Es müssen jedoch bei Ausübung dersel- 
ben die in dem A. L. R. und der A. G. O, enthaltenen Vor- 
schriften genau beobachtet \rerden. 

Standcaherriiche Gerichtsbarkeit. 

§. 28. Wegen der den Standesherren zustehenden Gerichts- 
barkeit hat es bei den Bestimmungen der Instruction vom 
30. Mai 1820 §§.39-44» sein Bewenden. 

Verfahren in schwebenden Prozessen. 

§. 29. Das Verfahren in schwebenden Prozessen wird 
durch eine besondere Verfügung Unsers Justizministers be- 
stimmt werden. 
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Depoaital • Ge#cb ile. 

§.30. In Absicht der Depo*.ta)geschäfte wird auf die 
Vorschriften der D. O. vom 15. Dezember 1783 Bezug genom- 
men, und deren Befolgung vom 1. Dezember d.J. den. Ge- 
richten zur Pflicht gemacht. 

Von den Justiz - Salarienkatten und den Gericntigebubren. 

§.31. Die Einrichtung und Verwaltung der Justiz - Sala- 
rier» kassen soll in Gemässheit des Reglements vom 20. No- 
vember 1782, der Ansatz der Gerichtsgebühren aber, nach 
Verschiedenheit der Gerichtsbehörden, nach den durch das 
Patent vom 23. August 1815 bekannt gemachten Allgemeinen 
Gebührentaxen erfolgen. 

Die Justizkommissarien und Notarien haben sich nach 
der iür sie bestimmten Gebührentaxe vom nämlichen Tage 
zu richten. 

Tom Verfahren in Kriminalsachen, 

§. 32. Das Verfahren in Kriminalsachen richtet sich nach 
den Vorschriften der Cr. O vom 17. Dezember 1805 und den 
dieselbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Bestim- 
mungen. 

Zur Führung der Untersuchungen, so weit selbige nicht 
vor die Civilgerichle nach der Verordnung vom 11. März 1818, 
vor die Militairgerichte, oder vor die standesherrlichen Ge- 
richte gehören, sollen mit Aufhebung jeder Exemtion und je- 
der Privat- oder Patrimonial-Criminalgerichtsbarkeit, Inqui- 
sitoriate errichtet werden; wo hingegen die Civilgerichte alle 
diejenigen vorläufigen Verfügungen zu treffen verpflichtet sind, 
welche keinen Aufschub leiden und zur Erforschung der 
Wahrheit, Festmachung des Thäters und dazu dienen, dass 
der Thatbestand des Verbrechens nicht verändert werde. 

Publ. Pat. CO. vom 14. Juli IS 34, wegen der Bürgschaften 
der Wiefrauen im Grossherzogthum fPestjtholen etc. in Bezug auf $. 4* 
des vorstehenden Patents. G. S. & HS* 

Nach dem Antrage der Justizmini&ter habe Ich bestimmt, 
dass die Vorschriften des A. L. R. wegen der Bürgschaften 
der Ehefrauen auch im Herzogthume Westphalen, im Fürsten- 
thume Siegen und den Grafschaften Wittgenstein beobachtet 
werden sollen, weshalb Ich die im Patent vom 21. Juni 1825 
§. 4- Nr. 3. angeordnete Suspension der drei ersten Titel im 
2ten Theile des A.L.R. für die §§. 34t -344. des ersten Titels 
hierdurch ausser Kraft setze. Das Staatsministerium hat die 
Bekanntmachung dieses Erlasses durch die G«8. zu verfügen. 

Publ. Pat. 0.11« Reser. vom 12. Oethr. 1795, wegen Anwen- 
dung des A. L. R. im Allgemeinen, v. R. III. 8. 178. 

Mannkopff Ergän*. %. d. Prem». Ge*etib. L 4 
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Publ. Fat. $. III. Rescr. vom 3* Juli 1813, &efr. <fie Aufhe- 
bung der Provinzial -Rechte und Observanzen in Ansehung der Erb- 
grundlaacen bei bäuerlichen Erbtheilungen. Gr. 1. S. 2. 

Publ. Pat. IV -VII. Patent vom 4. August 1801, u^n 
Pubticatiot» des Procinzialrechts für Ostpreussen, Lillhauen y Ermeland 
und den BJarienwerderschen Kreis, v. R. FI. S. 563. 

Nachdem Wir die in den Patenten vom 20. März 1791 
und 5. Februar 1794 verordnete Sammlung und Durchsicht 
der Provinzial -Gesetze und Statuten in Ostpreussen, Litthauen, 
Ermeland und dem Marienwerderschen landräthlichen Kreise 
veranstalten lassen, und dieselbe so weit zu Stande gebracht 
ist, dass die zum lsten Theile des A. L. R. und zu den vier 
ersten Titeln des 2ten Theils als ein besonderes Provinzial- 
Recht für Ostpreussen, Litthauen, Ermeland und den Marien- 
werderschen landralhlichen Kreis zu machenden Zusätze öf- 
fentlich bekannt gemacht werden können; so haben Wir be- 
• schlössen, diesen Theil des Provinzial -Rechts für Ostpreussen, 
Litthauen, Ermeland und den Marienwerderschen landralhli- 
chen Kreis wirklich einzuführen, und demselben vom 1. Ja- 
nuar des künftigen Jahres 1802 an volle Gesetzeskraft beizu- 
legen, dergestalt, dass nach diesem benannten Tage dasselbe 
bei Vollziehung und Beurtheilting aller rechtlichen Handlun- 
gen und deren Folgen, so wie bei Entscheidung der sich er- 
eignenden Rechtsstreitigkeiten zum Grunde gelegt werden soll« 

Damit jedoch über die verbindliche Kraft und Anwend- 
barkeit dieses Provinzialrechtes nach gedachtem Zeitpunkte 
keine Zweifel oder Ungewissheiten mehr übrig bleiben mögen: 
so finden Wir nöthig, nachstehende nähere Bestimmungen 
darüber festzusetzen ; 

Es tritt an die Stelle der bisherigen Provinzial - Gesetze und Statu- 
ten ia Ostpreussen, Litthauen, Ermeland und dem Marien- 
werderschen landräthlichen Kreise. 

I. Der gegenwärtige Theil des Provinzial - Rechtes für 
Ostpreussen, Litthauen, Ermeland und den Marienwerderschen 
landräthlichen Kreis soll an die Stelle der Provinzial -Gesetze 
und Statuten, welche bisher in den gedachten Provinzen ge- 
golten haben, treten, und es soll vom 1. Januar 1802 an auf 
diese bisherigen Provinzial -Gesetze und Statuten nicht mehr 
zurückgegangen, sondern in vorkommenden spätem Fällen 
nur nach der Vorschrift dieses Provinzial- Rechtes, und wo 
diese keine Abweichung enthält, nach dem A. L. R. in allen 
Unsern unmittelbaren und mittelbaren Gerichtshöfen erkannt 
werden. 

II. Eben so tritt dieses Provinzial -Recht an die Stellt 
der über einzelne Rechtsmaterien von Zeit zu Zeit ergangenen 
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Edicte und Verordnungen, welche bisher in Ostprenssen, 
Litthauen, Ermeland und dem Marienwerderschen landräthli- 
chen Kreise gegolten haben. Es ist dafür gesorgt, dass diese 
einzelnen Edicte und Verordnungen nochmals durchgesehen, 
und bei den Gegenständen, welche sie betreffen, aufgenommen 
und eingeschaltet, oder wenigstens darauf Bezug genommen 
worden. Wenn weder das eine noch das andere geschehen 
ist, so sind diese einzelnen Edicte und Verordnungen für 
aufgehoben zu achten; jedoch bleiben davon, wie sich von 
selbst versteht, diejenigen ausgenommen, welche keine Rechts- 
materie, sondern blos Finanz- oder Polizei - Einrichtungen 
betreffen. 

III. Bei Entwerfung dieses Provinzial- Rechts ist auf die 
Gewohnheitsrechte und Observanzen ein2elner Orte schon 
Rücksicht genommen, die Erheblichkeit und Nutzbarkeit der- 
selben nach den Grundsätzen des Patents vom 5. Febr. 1797 
§ 6. geprüft, und in so weit hiernach deren Beibehaltung statt 
findet, in diesem Provinzial- Rechte das Nöthige gehörigen 
Orts eingeschaltet worden. Es soll daher nach dem 1. Januar 
1802 auf dergleichen ungeschriebene Rechte und vermeint- 
liche Observanzen, welche von den Vorschriften des Provin- 
zial- Rechts und des A. L. R. abweichen, weiter keine Rück- 
sicht genommen werden, da Wir die Berufung auf Observan- 
zen, welche dem Gesetze widersprechen, und die gemein- 
schädliche üngewissheit verewigen, nicht dulden können. 

Den Communen und Gorporationen stehet aber frei, ihre 
Gewohnheitsrechte und Observanzen zu sammeln, und auf 
deren ausdrückliche landesherrliche Bestätigung anzutragen, 
welche jedoch erst von Zeit der Bestätigung die gesetzliche 
Kraft haben, wenn nicht in diesem Provinzial -Rechte darauf 
schon Bezug genommen ist. Gleichergestalt bleibt ihnen un- 
benommen, wenn sich eine im Provinzial- Rechte übergangene 
Observanz finden sollte, deren Beibehaltung aus erheblichen 
Gründen für nützlich zu achten wäre, die ausdrückliche lan- 
desherrliche Bestätigung nachzusuchen. 

Die auf den Grund solcher Gewohnheitsrechte und Ob- 
servanzen, welche durch das A. L. R. oder Provinzial- Recht 
abgeschafft worden, bereits vor Publication des letztem er- 
worbenen Gerechtsame behalten volle Kraft und Wirkung, 
$0 dass sie von Niemand um deswillen angefochten werden 
dürfen, weil die Gewohnheitsrechte und Observanzen, wodurch 
deren Erlangung gerechtfertigt würde, in das A. L. R, oder 
Provinzial -Recht nicht aufgenommen worden. 

Das neu« Provinzial- Recht §oll auf vergangene Fälle nicht 



IV. So wie überhaupt ein neues Gesetz aut vergangene 
Fälle nicht gezogen werden mag, so soll dieser Grundsatz 
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auch bei der Anwendung des gegenwärtigen Provinzial- Rechts 
beobachtet, und dabei auf die im A. L. R. §. 14-20. der Ein- 
leitung vorgeschriebenen Bestimmungen Rücksicht genommen 
werden; wie Wir denn überhaupt ausdrücklich verordnen, 
dass ein jeder, welcher sich zur Zeit der Publication dieses 
Provinzial- Rechtes in einem nach bisherigen Gesetzen gülti- 
gen und zu Recht beständigen Besitze irgend einer Sache oder 
eines Rechtes befindet, dabei gegen Jedermann geschützt, und 
in dem Genüsse oder in der Ausübung dieser seiner wohler- 
worbenen Gerechtsame unter irgend einem aus dem Provin- 
zial - Rechte entlehnten Vorwande nicht gestört oder beein- 
trächtigt werden soll. 

Doch sind ältere dunkle Gesetze nach den Grandsätzen des neuen 

Provinzial - Rechts auszulegen. 

V. In so fern jedoch nach der Publication des Provinzial- 
Rechts aus einer älteren Handlung oder Begebenheit Prozesse 
entstehen, und die damals vorhandenen, auf den vorliegenden 
Fall anzuwendenden Gesetze dunkel und zweifelhaft sind, 
also, dass bisher über den Sinn und die Anwendbarkeit der- 
selben verschiedene Meinungen in den Gerichtshöfen statt ge- 
funden haben; so soll derjenigen Meinung, welche mit den 
Vorschriften des Provinzial -Rechts übereinstimmt, oder der- 
selben am nächsten kommt, der Vorzug gegeben werden. 

Wie es wegen der zur Zeit der Publication norh schwebenden altern 
Fälle und Rechtsangelegenheitcn zu halten sei. 

VI. In solchen Fällen, wo die Handlung oder Begeben- 
heit, aus welcher streitige Rechte unter den Partheien ent- 
springen, zwar schon vor der Publication des Provinzial- Rechts 
sich ereignet haben, die rechtlichen Folgen derselben erst 
nachher eintreten, soll darauf Rücksicht genommen werden: 
ob es noch in der Gewalt desjenigen, von dessen Rechten 
oder Pflichten die Rede ist, gestanden, und bloss von seinem 
freien Entschlüsse abgehangen habe, die rechtlichen Folgen 
der frühern Handlung oder Begebenheit durch Willenserklä- 
rungen oder sonst zu bestimmen, und auf andere Art, als in 
dem Provinzial -Rechte geschehen ist, festzusetzen, oder ob 
•ine solche abändernde Bestimmung in der Gewalt und ein- 
seitigen Entschliessung desjenigen, den die Handlung oder 
Begebenheit angeht, nicht mehr gestanden habe? 

Im letztern Falle sollen die auch später eintretenden recht- 
lichen Folgen dennoch nur nach den altern Gesetzen, welche 
zur Zeit der vorgefallenen Handlung oder Begebenheit gültig 
gewesen sind, beurtheilt werden. 

Im erstem Falle hingegen soll, wenn auch die Handlung 
oder Begebenheit älter, oder keine solche abändernde Bestim- 
mung vorhanden wäre, bei Beurtheilung der erst nach dem 
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1. Janaar 1802 eintretenden rechtlichen Folgen dennoch nur 
die Vorschrift des gegenwärtigen Provinzial - Rechts Anwen- 
dung finden. 

Aqtaahme in Absiebt der Minderjährigkeit. 

VII. Da auch nunmehr, nach Vorschrift des A. L. R. 
Th. I. Tit. 1. §.26., die Minderjährigkeit ohne Unterschied 
des Ortes, der Herkunft und des Standes so lange dauert, bis 
das vier und zwanzigste Jahr zurückgelegt ist, so nehmen 
Wir doch davon diejenigen aus, welche am 1. Januar 1802 
das zwanzigste Jahr werden erreicht haben, sie mögen männ- 
lichen oder weiblichen Geschlechts sein. In Absicht ihrer 
soll die Grossjahrigkeit nach dem bisherigen Provinzial -Rechte 
mit dem zurückgelegten ein und zwanzigsten Jahre eintreten. 

Unter vorstehenden Maassgaben und Bestimmungen wol- 
len Wir dieses Provinzial -Recht, vermöge der Uns zustehen- 
den landesherrlichen und gesetzgebenden Macht, als ein wah- 
res Landesgesetz für Ostpreussen, Litthauen, Ermeland und 
den Marien werderschen landräthlichen Kreis hierdurch und 
in Kraft dieses vorschreiben und bekannt machen, dergestalt, 
dass nach den darin enthaltenen Vorschriften y erfahren und 
erkannt, und dasselbe in allen und jeden sowohl gerichtlichen 
als aussergerichllichen Angelegenheiten von Jedermann, der 
zu Unsern Unterthanen gehört, oder in Unseru Landen Ge- 
schäfte zu betreiben hat, genau beobachtet, insonderheit aber 
bei allen Ober- und Untergerichten, ohne Unterschied und 
Ausnahme, in Beurtheilung der bei ihnen vorfallenden oder 
zu ihrer Entscheidung gelangenden Angelegenheiten und Ge- 
schäfte zum Grunde gelegt werden soll. 

Nach dieser Unserer Allerhöchsten Willensmeinung haben 
sich alle, die es angeht, insonderheit aber sämmtliche Landes- 
Collegia und übrigen Gerichte genau und pflichtmässig zu 
achten, auch das gegenwärtige Patent in Ostpreussen, Litthauen, 
Ermeland und dem Marienwerderschen landräthlichen Kreise 
an den gewöhnlichen Orten öffentlich anschlagen, und durch 
die Intelligenzblätter bekannt machen zu lassen. 

N.C. C. T.XI. S.407. No.45. de 1801. 

PuM. Fat. ß. VD. Rescr. vom 2. Marz 1795, betr. die sitspen- 
dirten Forschriften der drei ersten Titel des 2ten Theils des A. L. R. 
v.R. III. Ä30. 

PuW. Fat. Q. VII. Rescr. vom 20. Juli 1795, betr. die Auf- 
hebung der Susjtension der drei ersten Titel des 2ten Theils des A. 
JU R. in Pommern, v. R. III. S. 121. 

Fubl. Fat« &• VII, Rescr. vom 25. Septbr. 1795, betr. die 
Susjtension der drei ersten Titel des Iten Theils des A. L. Ä. 
v.R. III. 8. 135. 
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Publ. Pat. S. VII. Reser. vom M.Novbr. 1798, wegen Auf. 
hebung der Suspension der drei ersten Titel des iten Theils des A. 
L.R. im Herzogthum Magdeburg, Kleine Annalen B. 13. 5.314* 

Publ. Pat. 0. VII. Rescr. vom 1 6. Januar 1799, betr. die 
Fortdauer der Suspension der drei ersten Titel des 2ten Theils des 
A. L. R. in der Kurmark. v. R. F. S. 232. 

PuM. Pat. 0. VII. Rescr. vom 19. Mai 1804, betr. die Auf- 
hebung der Suspension der drei ersten Titel des 2ten Theils des A. 
L. R. in Schlesien, v. R. Vll I. S. 57. 

Publ. Pat. 0. VII. Rescr. vom 18. Febr. 1812, betr. den 
Umfang der Suspension der drei ersten Titel des tten Theils des A. 
L. R. Gr. I. S. 3. 

Publ. Pat. 0. VII. Rescr. vom 2 S. Juli 13 19, betr. die Fort- 
dauer der Suspension der drei ersten Titel des 2ien Theils des A. 
h. R. in Ffestpreussen. v. K. Jhrb. B. 18. S. 110. 

Publ. Pat. 0. XI. Rescr. vom 16. August 1317, betr. die 
Wirkung des ehemals gültigen Code Napoleon auf die Gütergemein- 
schaft in den Kreisen Culm und Michelau. Gr. 1. S.4» 

Publ. Pat. 0. XI. Rescr. vom 6. März (826, betr. die Gültig- 
keit der jüdischen Ritualgesetze f insbesondere Über die Gütergemeinschaft y 
in den unter dem Code Napoleon gestandenen Provinzen. Gr. I. S. 6. 

Publ. Pat. 0. XIII. Rescr. vom 12. Juli 1819, betr. das 
Erbrecht tfer Juden im Grossherzogthum Posen , mit Rücksicht auf 
die Einführung des Code Napoleon und des A. lt. R. Gr. I. S. 6* 

Publ. Pat. 0. XIII. Rescr. vom 23. Febr. 1825, betr. die 
Intestat' Erbfofg-e im Herzogthum Sachsen. Gr. I. S. 9. 

Publ. Pat. 0.XIV. Edict vom 27. Febr. 1816, betr. die Gül- 
tigkeit der Ehen y welche in den mit der Preussischen Monarchie ver- 
einigten y vormals FPestpli iiiischen oder Französischen Provinzen unter 
Beseitigung des franzosischen Gesetzbuchs geschlossen sind. Cr. S. 
S. 122. («. ad A. L. R. II. 1. §. 136 seqq.) 

Publ. Pat. 0. XIV. Rescr. vom U. März 1817, betr. die 
Erbfolge der Ehegatten und cur» fcxiif in Sachsen nach Einführung 
des A. L. R. Gr. /. S. 10. 

Pltbl. Pat. 0. XIV. Rescr. vom 12. Juni 1320, betr. die Erb- 
folge der Eheleute in den Provinzen, in welchen früher franzosisches 
Recht gegolten hat. Gr. I. S. 1 1 . 

Publ. Pat. 0. XIV. Rescr. vom 4. Atwil 1823, betr. die Sue- 
cession der Ehegatten zu Essen in fVestphalen, wenn die Ehe nach 
Einführung des A. L. R. getrennt ist. Gr. 1. S. 13. 

Publ. Pat, 0. XV. Rescr. vom 12. Septbr. 1312, betr. die Er- 
haltung der Hypothekenrechte im Grossherzogthum iVarschau. Gr. 1. 
S. 14. 
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Einleitung 0. 2. Instruction msr Geschäftsführung- der Regie- 
rungen vom 23. Oclbr. 1817- (§. 11.) S. 249. (*. -rf. L, 
R. II. 10. $. 85.) 

vom 7« ^fa<* 1319) 6e/r. <ft« verbindende 
Kraft der von den Regierungen mit Genehmigung des vorgesetzten 
Minisierü erlassenen Verordnungen. Gr. I. S. 14. 

Kiüleit. 0.7-9« CO. vom 6. Äpl&r. 1815, fU^tf» Einwirkung 
des Chefs der Justiz auf die formellen Verfügungen der Gerichtsbe- 
hörden. G. S. S. 198. («. ad A. G. O. III. 1. $.13.) 

i 

EJiüleit. 0.7-9. Verordnung vom 20. itf«r* 1817, wegen Ein- 
führung de» Staatsraths ( §. 2. ). G. 8. 8.67. ad A. L. R. II. 1 0. 
$. 85 seqq.) 

fiinleit* 0. 10-13. Verordnung vom 27. 0cf*r. IS 10, die Er- 
scheinung der neuen Gesetzsammlung betr. G. S. S. 1 . 

In Betracht, dass die bisherige Publication allgemeiner 
Gesetze "weder an sich den vorgesetzten Zweck gehörig er- 
reicht, noch den Gebrauch und die Uebersicht erleichtert, 
verordnen Wir hiermit: 

€.1. Es soll für die gesammte Monarchie eine G. 8. er- 
scheinen, und es werden in dieselbe alle die vom heutigen 
Tage an erlassenen Gesetze und Verordnungen aufgenommen, 
welche mehr als ein einzelne« Regierungsdepartement betreffen. 

%. 2. Es soll für jedes Regieruhgsdepartement ein Depar- 
tementsblatt erscheinen, in welches alle Vorschriften und 
Fublicationen aufzunehmen sind, welche das Departement al- 
lein betreffen. 

§. 3. Die G. S. erscheint in Quarto : die Redaction erfolgt 
im Bureau Unsers Staatskanzlers, der gesammte Debit aber 
durch das General -Postamt. 

§. 4. Der Preis des Jahrganges ist vorläufig auf 2 Rthlr. 
festgesetzt, und wird stets auf \ Jahr vorausbezahlt. 

§. 5. Zur Haltung der G. S. sind verpflichtet : 

a) alle obere und untere Staatsbehörden, welche die Kosten 
aus ihren Fonds bestreiten; 

b) alle Magistrate; 

c) alle höhere Militairpersonen mit Einschluss der Staabs- 
OiEciere; 

d) die Patrtmonialgerichte jeder Art; 

e) alle Räthe bei unsern Ministerien, desgleichen alle RH* 
the, Assessoren und Referendarien bei Landes -Collegien; 

f) alle Landräthe; 



Digitized by Google 



80 Allgemeine* Landrecht. Einleitung §.10-13. 



g) alle Superintendenten; 

h) alle Dorna inenbeamte; 

i) alle Gemeinden. 

§. 6. Die für die letztern dadurch entstehenden Kosten 
werden als Gemeindeausgaben betrachtet und aufgebracht. 
Die Gemeindevorsteher sind für die genaue und gewissenhafte 
Sammlung und Aufbewahrung verantwortlich und die Obrig- 
keiten verpflichtet, alle mangelnde Stücke sogleich auf Kosten 
der Gemeinde wieder anzuschaffen. 

§.7. Die Staatsbehörden , Regiments - Chefs, Landräthe 
und Magisträte senden binnen l4 Tagen Nachweisungen an 
das General- Postamt über den Bedarf an Exemplarien. 

§.8. Jeder der nicht zur Haltung der G. S. verpflichtet 
ist, kann darauf halbjahrig bei den Postämtern abonniren. 

§. 9» Ueber Einnahme und Ausgabe wird beim General- 
Postamt genaue Rechnung geführt, und der Ueberschuss in 
die Staatskassen abgeliefert. 

§. 10. Die G. S. wird in ünsern Staaten portofrei versandt. 

Einlelt« $. 10-13. Rescr. vom 3. Novbr. 1S10, dass die im 
2ten Abschnitt der Matthisschen Monatsschrift abgedruckten Justiz- 
Minister ial- Rescripte als gesetzliche Erklärungen der Gesetze angese- 
hen werden sollen, v. Jt, X* & 467* 

Einleit. S-lO-13. Rescr. vom 9. Febr. 1811, wegen künftiger 
Publication der Gesetze, v. R. X. S. 507- 

Etfnleit. &. 10-13. Verordnung vom 28. März 1811, betr. die 
Einrichtung der Amtsblätter in den Regieruugs - Departements und die 
Publication der Gesetze und Verfügungen durch dieselben und durch 
die Gesetzsammlung. G. S. S. 165. 

Zur nähern Ausführung der Verordnung vom 27« October 
V. J. setzen Wir hiermit über die Einrichtung der Amtsblätter 
in den einzelnen Regierungsdepartements und über die Kraft 
der G. S., Folgendes fest: 

§. 1. Es soll in jedem Regierungsdepartement sogleich 
ein öffentliches Blatt unter dem Titel: „Amts- Blatt der 
(Churmärkschen) Regierung,*' nach jährlich fortlau- 
fenden Nummern in dem Format der G. S., jedoch mit weni- 
ger kostspieligem Druck und Papier erscheinen und der Inhalt 
nach den Hauptzweigen der innern Verwaltung geordnet sein. 

§.2. Das Amts -Blatt erscheint an bestimmten Tagen 
und enthalt: 

a ) Titel, Datum und Nummer der in der G. S. enthaltenes 
Gesetze. 
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b) Alle zur allgemeinen Bekanntmachung geeignete Verfü- 
gungen der verschiedenen Landesbehörden > also sowohl der 
Regierungen und der Ober -Landesgerichte, als sonstigen öf- 
fentlichen Provinzialbehörden, welche ein gemeinsames In- 
teresse für das ganze Departement, einzelne Kreise und Oer- 
ter desselben, oder auch nur für einzelne Klassen der Ein- 
wohner des Departements haben. Es fallen mithin alle schrift- 
lichen Gircularien an die Unterbehörden, und soweit es irgend 
möglich ist, auch die Circularien der Letztern an einzelne 
Gemeinden hinweg. 

c) Belehrungen über öffentliche Angelegenheiten. 

§.3. Auch öffentliche Verfügungen in speciellen Fällen, 
die eine allgemeine Bekanntmachung erfordern, z.B. Vorla- 
dungen können in eine, unter besondern Nummern, unter 
dem Namen des öffentlichen Anzeigers fortlaufende Beilage 
de* Amts- Blatts, gegen Entrichtung der Einrückungsgebühren, 
aufgenommen werden; doch bleibt die rechtliche Wirkung 
an die Insertion in die Intelligenz-Blätter der Provinz gebun- 
den, und werden in dieser Hinsicht hierdurch die frühern 
Gesetze nicht abgeändert. 

§.4. Mit dem Anfange des 8ten Tages, nachdem die 
Verordnungen und Verfügungen zum erstenmale im Amts- 
Blatte abgedruckt worden, sind sie für gehörig bekannt ge- 
macht anzunehmen. Die Tage werden hiebei vom Datum 
der Nummer des Amts- Blatts au, und dieses Datum mit ein- 
gezahlt. 

Mit dem Anfange des 8ten Tages, nachdem ein, in der 
G. S. erschienenes Gesetz in dem Amts-Blatt der einzelnen 
Regierungen als vorhanden angezeigt ist, ist das Gesetz als 
gehörig bekannt gemacht, anzunehmen, und werden hiebei 
die Tage auf gleiche Weise gezählt. Nur dann leiden diese 
Bestimmungen eine Ausnahme, wenn in den Gesetzen oder 
Verordnungen ausdrücklich ein anderer Zeitpunkt ausgedrückt 
ist, von welchem ab, sie als gehörig bekannt gemacht, ange- 
nommen werden sollen. 

§.5. Ist der Inhalt einer Verfügung von der Art, dass 
sogleich etwas zur Ausführung gebracht werden soll, so ver- 
steht sich von selbst, dass jede Behörde und jeder Einzelne 
sogleich nach dem Empfange der Amts -Blätter das Nöthige 
einleiten muss, ohne den Ablauf jener Frist abzuwarten, die 
nur in Beziehung auf rechtskräftige Wirkungen festgestellt ist. 

§.6. Nur die in dieser Verordnung vorgeschriebenen 
oder bestätigten Arten der Publicationen von Gesetzen und 
Verordnungen, haben Öffentliche Gültigkeit. 

§. 7. Der Preis des Jahrgangs eines Amts - Blatts wird 
auf 12 gGr. festgesetzt und viertel- oder halbjährig voraus- 
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bezahlt. Die Redaction und der Abdruck erfolgt unter Auf- 
sicht und an dem Sitze der Regierungen, doch «oll die Be- 
rechnung und Versendung, da wo bereits Intelligenz- Comtoirs 
besteh n, diesen übertragen, der etwanige Ausfall aber aus 
dem Ueberschuss vom Absatz der G. S. gedeckt werden, zu 
welchem Ende sich die Regierungen über Einnahme und Aus- 
gabe mit der hiesigen Haupt-Debits-Direction für die G. S. 
tu berechnen haben. 

§. 8. Alle in dem §. 5- der Verordnung vom 27. October 
über die G. S. benannten Behörden und Personen sind zur 
Haltung und Bezahlung des Amts -Blatts einer Regierung 
verpflichtet, und ausserdem die einzelnen Krüger-, Gast- und 
Schenkwirthe auf dem platten Lande und in den Städten. 
Nur im Fall äusserster Armuth können die Regierungen diese 
von der Haltung des Amts Blatts entbinden. Alle Ünterbe- 
hörden in den Provinzen, die mit einer wirklichen Admini- 
stration beauftragt sind, ihr Geschäft greife in das Polizei-» 
Justiz- oder Finanzfach, so wie alle Prediger, erhalten das 
Amts - Blatt der Regierung des Departements unentgeldlich, 
sind aber auch zur richtigen Ablieferung desselben an ihre 
Amts- Nachfolger verpflichtet. 

§. 9. Die Obrigkeiten, Dorfschulzen und Prediger sind 
verpflichtet dafür zu sorgen, dass die Amts- Blätter zur gehö- 
rigen Zeit aus dem nächsten Vertheilungsorte abgeholt und 
den Gemeinden sogleich bekannt werde, dass eine Nummer 
derselben angelangt sei, damit diese sich gleich die nöthige 
Kenntniss derselben verschaffen können. Insbesondere sind 
sie und die Prediger verpflichtet, die Gesetze da zu erklären 
und zu erläutern, wo die deutsche Sprache weniger bekannt 
ist. Unrichtige Aufbewahrung der Nummern der G. S. und 
des Amts- Blatts wird an den Schuldigen mit dem doppelten 
Preise des Jahrgangs bestraft. 

§. 10. Die Intelligenz - Blätter erscheinen künftig ferner 
an den Orten, wo sie zur Bequemlichkeit des Publikums für 
nöthig gehalten werden, unter den frühern und den hier er- 
neuerten oder bestätigten Vorschriften. Doch soll vom 1. Juli 
1811 an, Niemand mehr verpflichtet sein, sie wider seinen 
Willen zu halten. 

§.11. Die Postbehörden sind für die richtige, schleunige 
und portofreie Beförderung der G.S. und der Amts- Blätter 
besonders verantwortlich. 

Einleit. g. 10-13. Declaration 00m U.Jauuar 1813, betr. den 
Anfang der rechtlichen Wirkung' der durch die Gesetzsammlung" und 
die Amts -Blätter bekannt gemachten Gesetze und Verfügungen. 
G. S. S. 2. 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Freussen etc. Thun kund und fügen hiermit zu wissen, dass, 
nachdem Uns vorgetragen worden, welchergestalt über den 
Anfang der rechtlichen Wirkung der durch die G. S. und 
durch die Amts -Blatter bekannt gemachten Gesetze und Ver- 
fügungen Zweifel entstanden seien, Wir zu deren Hebung 
die hierauf Bezug habenden Vorschriften des A. L. R., Einlei- 
tung §. 10-13., der Verordnung vom 27. October 1810 über 
die Erscheinung und den Verkauf der nenen G. S. , und der 
Verordnung vom 28. März 1811 über die Einrichtung der 
Amts-Blätter, zu deklariren geruhet haben, wie folgt: 

1. Jedermann im Staate ist schuldig, die in die G. S. und 
in die Amts -Blätter eingerückten Gesetze und Verfügungen 
zu befolgen und sich darnach zu achten, sobald er davon 
Kenntnis« erhalten hat. 

2. Es wird angenommen, dass das Amts -Blatt acht Tage 
nach seiner Erscheinung an allen Orten des Departements 
bekannt sei. Nach Ablauf dieses Zeitraums kann sich daher 
niemand damit entschuldigen, dass ihm eine in die G. S. oder 
in das Amts-Blatt eingerückte Verordnung unbekannt geblie- 
ben sei. 

3. Hierbei versteht sich von selbst, dass da, wo auf dem 
gewöhnlichen oder auf einem ungewöhnlichen Wege, die 
S.S. oder das Amts-Blatt früher bekannt wird, die verbin- 
dende Kraft der darin aufgenommenen Vorschrift sofort ein- 
tritt, und dass insbesondere alle öffentliche Behörden sich 
darnach unverzüglich zu achten verbunden sind, in sofern 
das Gesetz selbst nicht einen andern Zeitpunkt der Anwen- 
dung festsetzt. 

Kinleit. &. 10-13. Bescr. vom 30. Dezbr. 1817, hHr. die Be- 
kanntmachung- allgemeiner Verordnungen durch die Amtsblätter. Cr. /• 
S. 17. 

Einleit. &. 10-13. Betr. vom 15. April 1834, hetr. die Be- 
kanntmachungen durch die Amtsblätter, v. K. Jhrb. B. 43. S. 447« 

Kinleit. ß. 10-13« Bescr. vom M.Januar 1821, betr. die Be- 
kanntmachungen des Justizministerii durch die Jahrbücher für die 
Preuss. Gesetzgebung und Rechtsverwaltung. Gr. 1. S. 16* 

Elinleit. 0.1O-13. CO. vom 24- Juli 1826, betr. die Gül- 
tigkeit der ausschliesslich durch die Amtsblätter bekannt gemachten 
Gesetze. G. S. S. 73. 

Auf den Bericht des Staatsministeriums vom 28sten v. M. 
über die öffentliche Gültigkeit der durch die Amtsblätter be- 
kannt gemachten Gesetze, gebe Ich demselben zu erkennen; 
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dass nach den deutlichen Bestimmungen der Gesetze vom 
27. October 1810, 28. März 1811 und l4. Januar 1813, ein 
durch das Amtsblatt bekannt gemachtes Gesetz, wenn es auch 
nicht in die G. S. aufgenommen ist, für die Eingesessenen 
des Regierungsbezirks, in dessen Amtsblatt es erscheint, ver- 
bindliche Kraft hat, ohne Unterschied, ob es eine allgemeine, 
auf sämmlliche Unterthanen der Monarchie gerichtete Vor- 
schrift, oder eine, nur die Eingesessenen des einzelnen Regie- 
rungsbezirks verpflichtende, Anordnung enthält, woraus von 
selbst folgt, dass eine in die sämmtlichen Amtsblätter der 
Monarhcie aufgenommene gesetzliche Bestimmung, wenn sie 
auch nicht der G. S. einverleibt wird, für alle Unterthanen 
der Monarchie verbindend und gültig ist. Dass ein allgemein 
verpflichtendes Gesetz abschliessend nur durch die Bekannt- 
machung in der G. S. öffentliche Gültigkeit erlange, ist so 
wenig vorgeschrieben, dass vielmehr die Amtsblätter als das 
Organ bezeichnet sind, durch welches der Wille des Gesetz- 
gebers den Unterthanen bekannt "werden soll, weil ein in der 
G. S. abgedrucktes Gesetz nicht eher für publicirt geachtet 
werden kann, als bis dessen Erscheinung nach Titel, Datum 
und Nummer in den Amtsblättern angezeigt ist. Um so we- 
niger kann es dem geringsten Zweifel unterliegen, dass es 
für eine völlig hinreichende Publication des Gesetzes gelten 
müsse, wenn es seinem vollständigen Inhalte nach in die 
Amtsblätter aufgenommen wird. Nur die Rücksichten, theils 
auf den Kosten -Aufwand, theils auf den leichtern und be- 
quemern Gebrauch für die gerichtlichen und verwaltenden 
Behörden, haben der Bekanntmachung allgemeiner Gesetze, 
durch eine einzige Sammlung, den Vorzug vor der Bekannt- 
machung durch die verschiedenen Amtsblätter der einzelnen 
Regierungsbezirke verschafft, wobei es als Regel auch derge- 
stalt sein Bewenden haben soll, dass die G. S. die allgemei- 
nen Gesetze enthalten, und das Amtsblatt vorzüglich nur zur 
Aufnahme administrativer Verfügungen bestimmt bleiben muss, 
ohne dass die verbindliche Kraft des Gesetzes bezweifelt wer- 
den darf, wenn aus besondern Gründen gut gefunden wird, 
es nicht durch die G. 8., sondern durch die Amtsblätter, be- 
kannt machen zu lassen. Hiernach berichtigt sich die irr- 
thüm liehe Ansicht des Ober -Landesgerichts zu Breslau, in 
Beziehung auf die gesetzliche Anwendbarkeit Meiner Order 
vom 10. Januar 1824, durch welche Ich das Regulativ des 
Finanz - Ministeriums vom 1. Dezember 1820, wegen der 
Maisch- Steuer, genehmigt habe. 

Ich beauftrage das Staatsministerium, diese Order sowohl 
durch die G. S., als durch die einzelnen Amtsblätter, bekannt 
machen zu lassen. 
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Kinleit« 0*1.0 -13* Rescr. vom 30. Ocibr. 1826, 60fr. «ff« ^n- 
Weisung der Justizbehörden durch die Amisblätter. Gr. I» 8. 17. 

Kinleit. tf. 10-13. Jtorr. vom 2. 1832, *«*•. «tor Be- 

kanntmachung durch die Amtsblätter. Gr. Fi. S. \. 

Elnldt. 0.14« Rescr. vom 4. Novbr. 1818, 6eim Zinsen- 

fuss auf die zur Zeit des Versprechens gültigen Gesetze gesehen 
werden muss. Gr. I. S. 22. 

läinlelt. $• 22. lieglement vom iS. Juli 1801, 

wegen Aufhebung 

der Verpflichtung der jüdischen Gemeinden für den durch die Verge» 
hungen einzelner Mitglieder zugefügten Schaden , und der in Anse- 
hung der Juden zu treffenden Maassregeln, v. R. FI. S. 554« 
(antiquirt durch das Edict vom U. März 1812.) 

Kinleit. Q. 22. Rdict vom II. Marz 1812, betr. die bürgerlichen 
Verhältnisse der Juden im Preuss. Staate. G. S. S. 1 7. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc., haben beschlossen, den jüdischen Glaubensge- 
nossen in Unserer Monarchie eine neue, der allgemeinen 
Wohlfahrt angemessene Verfassung zu erlheilen, erklären alle 
bisherige, durch das gegenwärtige Edict nicht bestätigte Ge- 
setze und Vorschriften für die Juden für aufgehoben und 
verordnen wie folgt: 

§. 1. Die in TJnsern Staaten jetzt wohnhaften, mit Gene- 
ral-Privilegien, Natu ralisations- Patenten, Schutzbriefen und 
Konzessionen versehenen Juden und deren Familien sind für 
Einländer und Preussische Staatsbürger zu achten. 

§. 2* Die Fortdauer dieser ihnen beigelegten Eigenschaft 
als Einländer und Staatsbürger wird aber nur unter der Ver- 
pflichtung gestattet: 

dass sie fest bestimmte Familien -Namen führen, 

und 

dass sie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, son- 
dern auch bei Abfassung ihrer Vertrage und rechtlichen 

CT O 

Willens - Erklärungen der deutschen oder einer andern le- 
benden Sprache, und bei ihren Namens - Unterschriften 
keiner andern, als deutscher oder lateinischer Schriftzüge 
sich bedienen sollen. 

f. 3. Binnen sechs Monaten, von dem Tage der Publica- 
tion dieses Edicts an gerechnet, muss ein jeder geschützte 
oder konzessionirte Jude vor der Obrigkeit seines Wohnorts 
sich erklären, welchen Familien -Namen er beständig führen 
will. Mit diesem Namen ist er, sowohl in öffentlichen Ver- 
handlungen und Ausfertigungen, als im gemeinen Leben, 
gleich einem jeden andern Staatsbürger, zu benennen. 
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§. 4. Nach erfolgter Erklärung und Bestimmung seines 
Familien - Namens erhält ein jeder Ton der Regierung der 
Provinz, in welcher er seinen Wohnsitz hat, ein Zeugniss, 
dass er ein Einländer und Staatsbürger sei, welches Zeugniss 
füir ihn und seine Nachkommen künftig statt des Schutzbrie- 
fes dient. 

§. 5. Nähere Anweisungen zu dem Verfahren der Polizei- 
Behörden und Regierungen wegen der Bestimmung der Fami- 
lien-Namen, der öffentlichen Bekanntmachung derselben 
durch die Amtsblätter und der Aufnahme und Fortführung 
der Hauptverzeichnisse aller in der Provinz vorhandenen jü- 
dischen Familien bleiben einer besondern Instruktion vorbe- 
halten. 

§. 6". Diejenigen Juden, welche den Vorschriften §. 2 und 
3. zuwider handeln, sollen als fremde Juden angesehen 
und behandelt werden. 

§. 7* Die für Einländer zu achtende Juden hingegen sol- 
len, insofern diese Verordnung nichts Abweichendes enthält, 
gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den Christen 
gemessen. 

§•8. Sie können daher akademische Lehr» und Schul-, 
auch Gemeinde -Aemter, zu welchen sie sich geschickt ge- 
macht haben, verwalten. 

§. 9» In wie fern die Juden zu andern öffentlichen Bedie- 
nungen und Staats- Aemtern zugelassen werden können, be- 
halten Wir Uns vor, in der Folge der Zeit, gesetzlich zu be- 
stimmen. 

§.10. Es stehet ihnen frei, in Städten sowohl, als auf 
dem platten Lande sich niederzulassen. 

§.11. Sie können Grundstücke jeder Art, gleich den 
christlichen Einwohnern, erwerben, auch alle erlaubte Gewerbe 
mit Beobachtung der allgemeinen gesetzlichen Vorschriften 
treiben. 

§. 12. Zu der aus dem Staatsbürgerrechte fliessenden Ge- 
werbefreiheit, gehöret auch der Handel. 

§. 13. Den auf dem platten Lande wohnenden Juden 
und ihren Angehörigen steht nur frei, denjenigen Handel zu 
treiben, der den übrigen Bewohnern desselben gestattet ist. 

§. \\. Mit besondern Abgaben dürfen die einländischen 
Juden, als solche, nicht beschweret werden. 

§.15. Sie sind aber gehalten, alle den Christen gegen 
den Staat und die Gemeinde ihres Wohnorts obliegende bür- 
gerliche Pflichten, zu erfüllen, und mit Ausnahme der Stol- 
gebühren, gleiche Lasten, wie andere Staatsbürger zu tragen. 
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§. 16. Der Militair- Konscription oder Kantonpflichtigkeit, 
und den damit in Verbindung stehenden besondern gesetzli- 
chen Vorschriften sind die einländischen Juden gleichfalls 
unterworfen. Die Art und Weise der Anwendung dieser 
Verpflichtung auf sie, wird durch die Verordnung wegen der 
Militair -Konscription näher bestimmt werden. 

4 

§. 17. Ehebündnisse können einländische Juden unter sich 
schliessen, ohne hierzu einer besondern Genehmigung oder 
der Lösung eines Trauscheins zu bedürfen, in so fern* nicht 
nach allgemeinen Vorschriften die von Andern abhängige 
Einwilligung und Erlaubniss zur Ehe überhaupt erforderlich ist. 

§. t8. Eben dieses findet statt, wenn ein einländischer 
Jude eine ausländische Jüdin heirathet. 

§. 19. Durch die Heirath mit einer einländischen Jüdin 
erlangt aber kein fremder Jude das Recht, in hiesige Staaten 
sich niederzulassen. 

§. 20. Die privatrechtlichen Verhältnisse der Juden sind 
nach eben denselben Gesetzen zu beurtheilen, welche andern 
Freussischen Staatsbürgern zur Richtschnur dienen. 

§.21. Ausnahmen finden bei solchen Handlungen und 
Geschäften statt, welche wegen der Verschiedenheit der Re- 
ligionsbegriffe und des Kultus an besondere gesetzliche Be- 
stimmungen und Formen nothwendig gebunden sind. 

§. 22. Bei den Eidesleistungen der Juden sind daher die 
Vorschriften der A. G. O. Th. 1. Tit. 10. §.317-351. noch fer- 
ner zu beobachten. 

§. 23. Auch muss es bei der Festsetzung der A. G. O. 
Th. I. Tit. 10. §.352. und der Cr. O. §.335. Nr. 7. und §.357. 
Nr. 8., dass kein Jude in den benannten Criminalfallen zur 
Ablegung eines eidlichen Zeugnisses gezwungen werden darf, 
so wie bei den daselbst bestimmten Wirkungen eines freiwil- 
lig geleisteten Zeugeneides, künftig verbleiben. 

§ 24. In Ansehung der Präsentation der Wechsel am 
Sabbath, oder an jüdischen Festtagen behalten die §§.989.990. 
des A. L. R. Th. 2. Tit. 8. ihre fortdauernde Gültigkeit. 

§. 25. An die Stelle der, nach dem A. L. R. Th. 2. Tit. 1. 
§. 136. zu einer Tollgültigen Ehe erforderlichen Trauung, 
tritt bei den Ehen der Juden die Zusammenkunft unter dem 
Trauhimmel und das feierliche Anstecken des Ringes, und 
dem im §. 138. verordneten Aufgebote ist die Bekanntmachung 
in der Synagoge gleich zu achten. 

§. 26. Auf die Trennung einer vollzogenen gültigen Ehe 
kann jeder Theil aus den in dem A. L. R. Th. 2. Tit. 1. 
§.669-718. festgesetzten Ursachen antragen. 
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§. 27. Zur Begründung der bürgerlichen Wirkungen einer 
gänzlichen Ehescheidung unter den Juden ist das Erkenntnis* 
des gehörigen Richters ninreichend und die Ausfertigung ei- 
nes Scheidebriefes nicht nothwendig. 

§. 28. Da, nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, neue 
Gesetze auf vergangene Falle nicht bezogen werden können, 
so sind die Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten 
Gegenstände, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden 
betreffen, und sich vor der Publication der gegenwärtigen 
Verordnung ereignet haben, nach den Gesetzen zu beurthei- 
len, die bis zur Publication dieses Edicts verbindend waren, 
wenn nicht etwa die bei jenen Handlungen, Begebenheiten 
und Gegenständen Interessirte, in so fern sie dazu rechtlich 
befugt sind, sich durch eine rechtsgültige Willenserklärung 
den Bestimmungen der gegenwärtigen Verordnung, nach de- 
ren Publication, unterworfen haben sollten. 

§. 29. In Absicht des Gerichtsstandes und der damit ver- 
bundenen vormundschaftlichen Verwaltung findet ebenfalls 
zwischen Christen und Juden kein Unterschied statt. Nur in 
Berlin bleibt es vorerst bei dem, den Juden angewiesenen 
besonderen Gerichtsstande. 

§. 30. In keinem Fall dürfen sich Rabbiner und Juden- 
Aeltesten weder eine Gerichtsbarkeit noch eine vormund- 
schaftliche Einleitung und Direction anmassen. 

§. 31. Fremden Juden ist es nicht erlaubt, in den hiesi- 
gen Staaten sich niederzulassen , so lange sie nicht das 
Preussische Staatsbürgerrecht erworben haben. 

§. 32. Zur Erwerbung dieses Bürgerrechts können sie 
nur auf den Antrag der Regierung der Provinz, in welcher 
die Niederlassung erfolgen soll, mit Genehmigung Unsers 
Ministerii des Innern, gelangen. 

§. 33. Sie gemessen alsdann mit den Einländern gleiche 
Rechte und Freiheiten. 

§.34* Fremde Juden, als solche, dürfen weder als Rab- 
biner und Kirchenbediente, noch als Lehrburschen, noch zu 
Gewerks- oder Hausdiensten angenommen werden. Es er- 
strecket sich jedoch dieses nicht auf diejenigen vergeleiteten 
Juden, welche sich zur Zeit der Publication des gegenwärti- 
gen Edicts bereits in Unsern Staaten befinden. 

§. 35. Diejenigen einländischen Juden, welche gegen diese 
Vorschrift (§.34.) handeln, verfallen in 300 Rthlr. Strafe, 
oder im Falle des Unvermögens, diese zu erlegen, in eine, 
den wegen der Verwandlung der Strafen vorhandenen allge- 
meinen Vorschriften angemessene Gefängnissstrafe, und der 
fremde Jude muss über die Grenze geschafft werden. 



Digitized by Google 



•sill^&tfi&tTiGM l^ondt^e^ckt. Etttteitui? /Ef §. 22» ^9 



§. 36» Ausländischen Juden ist der Eintritt in das Land 
zur Durchreise oder zum Betrieb erlaubter Handels -Geschäfte 
gestattet. Ueber das von denselben und gegen dieselben zu 
beobachtende Verfahren, sollen die Polizei- Behörden mit ei- 
ner besondern Instruction versehen werden. 

§. 37. Wegen des Verbots wider das Hausiren überhaupt, 
hat es bei den Polizei- Gesetzen auch in Absicht der Juden 
sein Bewenden. 

§.38. In Königsberg in Preusseti, in Breslau und Frank- 
furt an der Oder dürfen fremde Juden, so lange die Messzeit 
dauert, mit Genehmigung der Obrigkeit, sich aufhalten. 

§.39* Die nölhigen Bestimmungen wegen des kirchlichen 
Zu Standes und der Verbesserung des Unterrichts der Juden, 
werden vorbehalten, und es sollen bei der Erwägung dersel- 
ben, Männer des jüdischen Glaubensbekenntnisses, die wegen 
ihrer Kenntnisse und Rechtschaffenheit das öffentliche Ver- 
trauen geniessen, zugezogen und mit ihrem Gutachten ver- 
nommen werden. 

Hiernach haben sich Unsere sämmtliche Staats- Behörden 
und Unterthanen zu achten. 

JKinleit. ff. 22. Rescr. vom 2t. März 1812, betr. die Testament* 
der Juden vor dem Edict vom 11. Marz IS 12 und nachherige J3a- 
handlung ihrer Vormundschaften. Gr, I. S. 17« 

JBinlelt. ff. 22. Rescr. vom 15. Januar 1813, betr. die Vertrage 
und letztwUligen Verordnungen der Juden vor dem Edict vom 11. Marz 
1812. Gr.l. &18. 

Einleit. ff. 22. Rescr. vom 2. April 1 8 1 4 , betr. die Erbfolge 
der Juden vor und nach dem Edict vom 11. März 1812. Gr. J. S. 20« 

Etfnleit. ff. 22. Rescr. vom 18. Juni 18l4, betr. die Anwendung 
des Edicts vom 11, März 1812 bei den Brbtheilungen der Juden. 
Gr.l. 5.21. 

£lnleit. ff. 82. Verordnung vom 4. Dezbr. 1822, wegen nicht 
ferner statt findender Zulassung der Juden zu akademischen Lehr- 
stellen. G.S. £.224. 

Seine Majestät der König haben durch Höchste C. O vom 
18. August d. J. die Bestimmung des Edicts vom 11. März 
1812, §.7 und 8., 
wonach die für Einländer zu achtenden Juden zu akade- 
mischen Lehr- und Schulämtern, zu welchen sie sich ge- 
schickt gemacht haben, zugelassen werden sollen, 

wegen der bei der Ausführung sich zeigenden Missverhält- 
nisse, aufgehoben, welches hierdurch bekannt gemacht wird. 
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Etfnleit. C O, vom 8. Aug>usi 1830, *rtr. *« bürgerlichen 

l'erhäftnisse der Juden in den neuen und wiedererworbenen Provinzen, 
G.S, S. 116. 

Ich habe zwar bei mehreren Veranlassungen, unter an- 
dern im Eingange der durch die G. S. bekannt gemachten 
Verordnung vom 30. August 18t6, Meine Willensmeinung 
darüber ausgesprochen, dass das Edict Tom 11. März 1812, 
die bürgerlichen Verhältnisse der Juden betreffend , nur in 
den alten Provinzen, in welchen es nach seiner Erlassung 
publicirt worden ist, Gültigkeit haben solle. Da aber dessen 
ungeachtet nach dem Berichte des Staatsministerii Tora 
31 > Mai d. J. neuerlich Zweifel darüber entstanden sind, ob 
nicht dieses Edict bei Publication des A. L. R. und der A. G. 
O. in den neuen und wiedererworbenen Provinzen, als unter 
den die gedachten Gesetzbücher ergänzenden und erläutern- 
den Bestimmungen mit eingeführt worden sei; so bestimme 
Ich hierdurch ausdrücklich: 

dass das Edict vom 11. März 1812 nur in denjenigen Pro- 
vinzen, in welchen es bei seiner Erlassung publicirt wor- 
den, gelten, in den neuen und wiedererworbenen Provin- 
zen dagegen, als mit dem A. L.R. und der A. G v O. einge- 
führt nicht betrachtet, vielmehr in letzteren, bis zu weite- 
rer gesetzlicher Bestimmung, sich in Hinsicht der Verhält- 
nisse der Juden lediglich nach denjenigen Vorschriften ge- 
achtet werden soll, welche bei der Besitznahme dieser Pro- 
vinzen, als darin gesetzlich bestehend, vorgefunden worden 
sind. 

Diesen Meinen Befehl hat das Staatsministerium durch die 
G.S. bekannt zu machen. 



JEinleit. fi. «». C. O. vom 25. AprU 1332, betr. die bürgerlichen 

rerhälinisse der Juden in Dan zig: v. K. Jhrb, B. 44. S. 65. 

Da Ich aus Ihrem Berichte vom 6ten d. M. ersehe, dass 
das Edict über die bürgerlichen Verhältnisse der Juden vom 
11. März 1812 bei der Wiederbesitznahme der Stadt Danzig 
daselbst unter Zustimmung des Staatskanzlers Pürsten von 
Hardenberg in Anwendung gebracht worden ist, so will Ich in 
Beziehung auf die Stadt Danzig und das Gebiet derselben Meine 
Order vom 8. August 18)0 dahin modificiren, dass diejenigen 
Juden, welche gegenwärtig ihren Wohnort im rechtlichen 
Sinne daselbst haben, für sich und ihre Familien, als mit 
dem Staatsbürgerrechte versehen , nach dem Gesetz vom 
11. März 1812 auch fernerhin behandelt, und die Bestimmun- 
gen vom 8. August 1830 auf sie nicht angewendet, selbige 
auch für berechtigt angenommen werden sollen, sich in die 
andern Provinzen und Ortschaften, in welchen das Gesetz 
-om 14. März 1812 verbindliche Kraft hat, überzusiedeln. 
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Dagegen sollen, bis die bürgerlichen Verhältnisse der Jaden 
in den neu- oder wiedererworbenen Provinzen vollständig 
regulirt sein werden, die städtischen Behörden zu Danzig be- 
fugt sein, andern Juden, sie mögen das Staatsbürgerrecht be- 
sitzen oder nicht, die Aufnahme zu Verweigern. Juden, die 
das Staatsbürgerrecht nicht besitzen, dürfen sie nur mit Ein- 
willigung der Staatsbehörde aufnehmen. Ich beauftrage Sie* 
wegen Ausführung dieser Bestimmungen weiter zu verfügen, 
und die Aufnahme derselben in das Amtsblatt der Regierung 
zu Danzig zu veranlassen. 

Einleit. 8. %9. Vorläufige Verordnung vom t . Juni 1 83 3, wegen 
des Judenwesens im Grossherzogthum Posen. G. S. S. 66. 

Nachdem Wir Uns von der Notwendigkeit überzeugt 
haben, den bürgerlichen Zustand der Juden in Unserer Pro- 
vinz Posen baldigst, und noch vor Erlassung eines, die ge- 
sammten Provinzen Unserer Monarchie umfassenden Gesetzes 
über die staatsbürgerlichen Verhältnisse der Juden zu verbes- 
sern, und die aus der Lage der Gesetzgebung über diesen 
Gegenstand hervorgehenden Zweifel zu beseitigen; so erthei«- 
len Wir zu diesem Zwecke folgende vorläufige Vorschriften, 
mit dem Vorbehalt, solche nach Maassgabe des künftigen 
allgemeinen Gesetzes zu ergänzen und abzuändern. 

Verbesserung der Gemeine - Verwaltung der Juden. 

§. 1. Die Judenschaft jedes Ortes bildet, wie bisher, eine 
vom Staate geduldete Reliizionseesellschaft . welcher aber in 
Beziehung auf ihre Vermögens - Angelegenheiten 'die Rechte 
einer Korporation beigelegt werden. Wenn bisher die Juden- 
Schäften mehrerer Orte zu einer Synagoge vereinigt waren, 
so soll diese Vereinigung auch Hins i cht s der Korporations- 
Angelegenheiten fortdauern. 

§.2. Der Korporations- Verband bezieht sich nur auf die 
innern Verhältnisse der Synagogen - Geroeinen ( §. 20- Tit. 2, 
und §. 13 ff. Tit.6.Th. II. des A.L.R.) und auf diejenigen Gegen- 
stände, welche diese Verordnung als Korporations- Angelegen- 
heiten ausdrücklich bezeichnet. In allen andern bürgerlichen 
Angelegenheiten findet zwischen den Mitgliedern der Juden- 
schaften kein solcher Verband statt, sie werden vielmehr in 
dieser Beziehung als Theilnehmer ihrer Ortsgemeinen nach 
den für diese bestehenden oder zu erlassenden Ordnungen 
beurtheilt. 

§.3. Jeder Jude, welcher in einem Synagogen - Bezirke 
oder Orte seinen Wohnsitz hat, gehört zur Korporation. 

§.4. Stimmfähig in dieser Korporation, Hinsichts ihrer 
§. 2. bezeichneten Angelegenheiten, sind alle diejenigen mann* 
liehen volljährigen und unbescholtenen Juden, welche ent- 



Digitized by Google 



92 Allgemeines Landrecht. Einleitung §. 22. 



■weder ein Grundstück besitzen, oder ein Gewerbe selbststän- 
dig betreiben, oder sich ausserdem selbstständig und ohne 
fremde Unterstützung ernähren. 

§. 5. Die stiramiähigen Mitglieder der Korporation sollen 
in Gegenwart und unter Aufsicht eines Regierungskommissa- 
rius eine Anzahl von Repräsentanten, und diese wiederum 
in gleicher Art die Verwaltungsbeamten wählen, welche von 
der Regierung bestätigt werden, und ihr Amt unentgeldlich 
zu verwalten haben. 

§. 6. Die Bestimmungen über die Zahl der Repräsentan- 
ten, der Verwaltungs- Beamten, und über die Dauer ihrer 
Verwaltung, soll das Statut jeder Korporation enthalten, wel- 
ches die Regierung, nach Vernehmung der Repräsentanten, 
zu entwerfen und der Oberpräsident zu bestätigen hat. Für 
die erste Wahl bleibt die Bestimmung wegen der Anzahl der 
Repräsentanten und Verwaltungs - Beamten der Regierung 
vorbehalten. 

§. 7. Die Rechte und Pflichten der Repräsentanten und 
der Verwaltungs - Behörden gegen einander, gegen die Kor- 
poration und gegen dritte Personen sind nach den Vorschrif- 
ten zu beurtheilen, welche die revidirte Städteordnung vom 
17. März 1831 über die Rechte und Pflichten des Magistrats 
und der Stadt- Verordneten enthält. 

§. 8. Die Verwaltung der Vermögens - Angelegenheiten 
der Korporation steht unter der unmittelbaren Autsicht der 
Regierung oder ihres Kommissarius , ohne ihre Genehmigung 
dürfen keine Schulden aufgenommen, keine Grundstücke er- 
worben oder veräussert und keine neuen Abgaben eingeführt 
werden. Sie hat das Recht und die Verpflichtung die Ver- 
waltung durch Kommissarien unter Zuziehung der Repräsen- 
tanten revidiren zu lassen, den Beschwerden der letzteren 
über die Verwaltung abzuhelfen, und darauf zu halten, dass 
die Rechnungslegung an die Repräsentanten regelmässig er- 
folge. 

Sorge der Korporationen, Tür den Schul * und Religionsunterricht 

der judiichen Kinder. 

§. 9. Die jüdischen Korporationen, und insbesondere ihre 
Verwaltungs- Behörden, sind verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass es keinem schulfähigen Kinde — vom 7ten bis zum zu- 
rückgelegten l4ten Lebensjahre — an dem gehörigen Schul- 
unterricht fehle. Sie sind dafür verantwortlich, dass alle 
Kinder, mithin sowohl Knaben als Mädchen, in diesem Alter 
die öflentlichen Schulen vorschriftsmässig besuchen, und zu- 

§leich verbunden, ganz dürftigen Kindern die nothigen Klei- 
ungsstücke, das Schulgeld und die sonstigen Schulbedürf- 
nisse aus den etwa dafür bestehenden besondern Fonds, in 
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deren Ermangelung aber aus dem Korporalions - Vermögen 
zu gewahren. 

§. 10. Unter öffentlichen Schulen werden sowohl die 
christlichen, als die mit Genehmigung des Staats nach einem 
bestimmten Lehrplane eingerichteten und mit vollständig 
qualificirten und durch die Regierung bestätigten jüdischen 
Lehrern besetzten jüdischen Schulen verstanden. Jedoch 
kann der Privatunterricht der Kinder, mit ausdrücklicher Ge- 
nehmigung der Regierung, den Eltern ausnahmsweise gestat- 
tet werden. 

§. 11. Für den besonderen Religionsunterricht der jüdi- 
schen Kinder zu sorgen, bleibt jeder Gemeine vorbehalten« 
Jedoch sollen auch als Religiönslehrer nur solche Personen 
zugelassen werden, welche zur Ausübung eines Lehramts 
vom Staate die Erlaubniss erhalten haben. 

§. 12. Die Lehrsprache beim öffentlichen Unterricht in 
den jüdischen Schulen ist die Deutsche. 

§. 13. Nach vollendeter Schulbildung der jüdischen Kna- 
ben haben die Verwaltungsbehörden der Korporationen dafür 
zu sorgen und sind dafür verantwortlich, dass jeder Knabe 
irgend ein nützliches Gewerbe erlerne, oder sich auf wissen- 
schaftlichen Lehranstalten einem höhern Beruf widme, und 
dass keiner derselben zu einem Handel oder Gewerbsbetrieb 
im Umherziehen gebraucht werde. Dieser Verbindlichkeit 
sollen sie durch die mit den Vätern oder Vormündern zu 
treffenden Verabredungen zu genügen suchen, wenn aber 
durch diese der Zweck nicht zu erreichen ist; so haben sie 
sich an den Kreis- Land rath zu wenden, welcher die Väter 
oder Vormünder (letztere unter Vernehmung mit der ober- 
vormundschaftlichen Behörde) anhalten soll, die Knaben ei- 
ner Wissenschaft oder Kunst, oder dem Landbau, oder einer 
nützlichen Handarbeit, oder der Fabrikation oder einem be- 
stimmten Handwerke, oder dem Handel von festen Verkaufs- 
plätzen aus, zu bestimmen. (§. IS.) 

Militair» Dienst -Verpflichtung der Juden. 

§. lh. Mit dem Vorbehalt, die allgemeine Militairpflich- 
tigkeit der Posenschen Juden in Zukunft eben so, wie in den 
andern Provinzen der Monarchie anzuordnen, soll auf die 
Dauer des, durch die gegenwartige Verordnung begründeten 
provisorischen Zustandes, den dazu moralisch und körperlich 
geeigneten Juden gestattet sein, innerhalb ihres militairpflich- 
tigen Alters freiwillig in den Militair- Dienst zu treten. 

Durch den wirklichen Eintritt wird sowohl der Eintre- 
tende selbst, als dessen Vater von Erlegung des Rekrutengel- 
des befreit. Die Vater nicht eintretender Söhne sind dasselbe 
auch ferner zu erlegen verbunden. Wegen der in Beziehung 
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auf die Erhebung und Berechnung des Rekrutengeldes zu 
treffenden Einrichtung hat Unser Finanzministerium die er- 
forderlichen Verfügungen zu erlassen. 

Terbeiratbang der Juden. 

§. 15. Die Ehe eines Juden mit einer Ausländerin ist nur 
in dem Falle zulässig, wenn die letztere ein eigentümliches 
Vermögen von wenigstens 500 Rthlr. in die Ehe bringt. 

Dispensationen in einzelnen dringenden Fällen sind bei 
dem Oberpräsidenten der Provinz nachzusuchen. 

An die Stelle der nach dem A. L. R. Th. II. Tit. I. §.136. 
zu einer vollgültigen Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei 
den Ehen der Juden die Zusammenkunft unter dem Trau- 
himmel und das feierliche Anstecken des Ringes; und an die 
Stelle des im §. 138. daselbst verordneten Aufgebots, die Be- 
kanntmachung in der Synagoge. 

Naturalisation der dazu geeigneten Juden. 

§. 16. Die Regierungen haben dafür zu sorgen, dass die 
Korporation*- Angelegenheiten in der oben vorgeschriebenen 
Art spätestens binnen sechs Monaten nach Publication dieser 
Verordnung geordnet werden. Sobald dies geschehen ist, 
und die Verwaltungsbehörden mit Zustimmung der Repräsen- 
tanten, Namens der Korporation, die Erklärung abgegeben 
haben, dass sie für die Erfüllung der hier vorgeschriebenen 
Bedingungen haften wollen, sollen diejenigen jüdischen Haus- 
väter und einzelne Personen, welche sich den nachstehenden 
Vorschriften gemäss dazu eignen, unter den in gegenwärtiger 
Verordnung enthaltenen Bestimmungen naturalisirt werden. 

§.17. Allgemeine Erfordernisse der Naturalisation sind: 

1) völlige Unbescholtenheit des Lebenswandels, 

2) die Fähigkeit und Verpflichtung, sich in allen öffentli- 
chen Angelegenheiten, Willenserklärungen, Rechnungen und 
dergl. ausschliesslich der Deutschen Sprache zu bedienen. 
Von diesem Erforderniss darf jedoch der Oberpräsident auf 
Antrag der Regierung dispensiren, 

3) die Annahme eines bestimmten Familien -Namens. 

§. 18. Unter diesen Voraussetzungen sollen in die Klasse 
der naturalisirten Juden aufgenommen werden, Diejenigen, 
welche den Nachweis führen: 

1) dass sie seit dem 1. Juni 1815 ihren beständigen Wohn- 
sitz in der Provinz Posen gehabt, oder zu ihrer spatem Nie- 
derlassung die ausdrückliche Genehmigung des Staats erhal- 
ten haben; 
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2) dass sie 

entweder einer Wissenschaft oder Kunst sich gewid- 
met haben, und solche dergestalt betreiben, das* sie 
von ihrem Ertrage sich erhalten können; 

oder ein ländliches Grundstück von dem Umfange be- 
sitzen, und selbst bewirtschaften, dass dasselbe ihnen 
und ihrer Familie den hinreichenden Unterhalt sichert; 

oder in einer Stadt ein namhaftes stehendes Gewerbe 
mit einiger Auszeichnung betreiben; 

oder in einer Stadt ein Grundstück von wenigstens 
2000 Rthlr. an Werth schuldenfrei und eigentümlich 
besitzen; 

oder dass ihnen ein Kapitalvermögen von wenigstens 
5000 Rthlr. eigentümlich gehört; 

oder dass sie durch patriotische Handlungen ein beson- 
deres Verdienst um den Staat sich erworben haben. 

§. 19- Diejenigen, welche diesen Nachweis führen, sollen 
von der Regierung des Bezirks, in welchem sie wohnen, mit 
vorläufigen Naturalisation^ - Patenten versehen werden, in 
welchen auf die gegenwärtige Verordnung und die ihnen 
darin verliehenen Rechte, so wie auf die ihnen auferlegten 
Verpflichtungen, Bezug zu nehmen ist. 

§.20. Die solchergestalt natural isirten Juden können, 
unter Beobachtung der allgemeinen Vorschriften, in Städten 
und auf dem platten Lande innerhalb der Provinz sich nie- 
derlassen, Grundstücke jeder Art erwerben, und alle erlaubte 
Gewerbe treiben; sie sind, mit Vorbehalt des nach §. 14. zu 
entrichtenden Rekrutengeldes, besondere Abgaben weder an 
die Staatskasse, noch zu den Kammereien zu bezahlen ver- 
bunden, dagegen aber verpflichtet, alle den Christen gegen 
den Staat und die Gemeine ihres Wohnorts obliegende Ver- 
bindlichkeiten , vor der Hand mit der in Hinsicht der Mili— . 
tairpflichtigkeit §. l4. festgesetzten Ausnahme, zu erfüllen, 
und, mit Ausschluss der Stolgebühren, gleiche Lasten, wie 
andere Einwohner zu tragen. Mit Ausnahme der besonderen 
Vorschriften, welche die Gesetze wegen solcher Handlungen 
und Geschäfte, worauf die Verschiedenheit ihrer Religionsbe- 
grifTe von Einfluss ist, namentlich Th. I. Tit. 10 §§.317-351. 
der A. G. O., wegen der Eidesleistungen, Th. I. Tit. 10. § 352. 
der A. G. O. und §. 335. Nr. 7. und §. 357. Nr. 8. der Cr. O. 
wegen der abzulegenden Zeugnisse und Zeugeneide, so wie 
Th. II. Tit. 8. §§. 989 und 990. des A. L. R., wegen Präsenta- 
tion der Wechsel an Sabbathen und Festtagen, sind sie in 
Hinsicht ihrer bürgerlichen und privatrechtlichen Verhältnisse 
nach den allgemeinen Gesetzen, gleich den christlichen Ein- 
wohnern zu behandeln, und nur folgenden Beschränkungen 
unterworfen: 
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thümliche Vermögen von 500 Rthlr. bescheinigen und die 
Fähigkeit und Mitlei nachweisen, durch den Betrieb eines 
gesetzlich erlaubten Gewerbes oder durch hinreichendes ei- 
genthümliches Vermögen den Unterhalt einer Familie zu si- 
chern. Die Vorsteher der Korporationen sind verpflichtet, 
darauf zu halten, dass diesen Vorschriften genügt werde. 

§. 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht berührte 
Geschäfte und Verhältnisse werden auch die nicht naturalis 
sirten Juden nach denselben Grundsätzen, wie die christlichen 
Einwohner behandelt, und alle wegen dieses Gegenstandes 
ergangene frühere Verordnungen hiermit aufgehoben. 

§.28. Die geduldeten Juden können Naturalisations -Pa- 
tente erhalten, sobald' sie die §§. 17 und 18* Torgeschriebene 
Qualifikation nachweisen. 

Instruktion. 

§. 29. Nähere Anweisungen zu dem Verfahren der Regie- 
rungen und Polizeibehörden bei Ausfühmng der vorstehenden 
Anordnungen bleiben einer besondern Instruktion vorbehalten. 

Fremde Juden. 

§.30. Ausländischen Juden ist der Eintritt in das Land 
zur Durchreise oder zum Betriebe erlaubter Handelsgeschäfte 
gestattet. Das Verfahren gegen dieselben bestimmen die er- 
t Ii eilten oder noch zu ertheilenden polizeilichen Vorschriften. 

Nach obigen Vorschriften haben Unsere Behörden und 
sämmtliche Unterthanen so lange, bis durch ein allgemeines 
Gesetz oder sonst ein Anderes bestimmt worden, sich gehor- 
samst zu achten« 

Einleit. ß. M. C. O. vom 22. Dezbr. 1333, im Bezug auf den 
$. 21. der vorstehenden Perordnung. G. S. de 1834. & 3. 

Auf Ihren Antrag vom 18ten v. M. setze Ich, zum §.21. 
der vorläufigen Verordnung über das Judenwesen im Gross- 
herzogthum Posen vom l.'Juni d.J. fest: dass alle, auch die 
zur Naturalisation noch nicht qualificirten dortigen Juden 
verpflichtet sein sollen, einen bestimmten Familien - Namen 
anzunehmen, unter welchem sie in das anzulegende Verzeich- 
niss einzutragen und in den §. 22. vorgeschriebenen Zertifi- 
katen aufzuführen sind. Die Regierungen, denen die Geneh- 
migung der gewählten Familien -Namen sowohl für die natu- 
ralisirten, als der zur Naturalisation noch nicht geeigneten 
Juden zusteht, haben hierbei darauf zu halten, dass die Fa- 
milien - Namen von den bisherigen jüdischen Namen nicht 
abweichen, zugleich auch dahin zu sehen» dass dieses in An- 
sehung der Vornamen beobachtet werde, welche die jüdischen 
Eltern den Kindern beilegen. Sie haben diese Bestimmung 
durch die G. S. zur allgemeinen Kenntniss zu bringen. 
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Einleit. $. 83 seqq. Rescr. vom 5. Octbr. 1816, 60fr. die 
provinzialrechtlichen Verhältnisse der aus einem Regierung s - Departe- 
ment in ein anderes ausgetauschten Ortschaften. Gr. I. £.23« 

1 

Einleit. 8. 23 seqq. ü*«cr. vom 29. J»/< 30. JJexor. ist 7, 

betr. die Rechts- und Jurisdiction - Verhältnisse der Mitglieder und 
Beamten der Königl. Oberlandesbehörden in Cleve. Gr. 1. S. 23. 

i:iüleit. $• ZB Seqq. Rescr. vom \. Mai 1801, Am <ft> »ocÄ 
Jrm foro domicilii patrii volljährigen , micA «fem foro rei aitae a6«r 
nocÄ minderjährigen Kinder nicht zu bevormunden sind. v. R. Fl. 
Ä514. 

Einleit, © . 25 Seqq. Jtocr. roro 21. 0<*or. 1831, *«#r. dfo 
Dispositionsfähigkeit eines noch nicht 24 Jahr alten , t« seinem per- 
sonlichen foro majorennen Ausländers rücksichtlich eines im Preussi- 
sehen belegenen Gutes. Gr. Fl. S. 1. 

Kinleit* 0.34« UWr. com 9. Januar 1813, *«*r. <fa* Ferhutt- 
niss der Kriegsgefangenen, welche sich ranzionrrt haben. Gr. 1. S. 27. 

Kinleit. 0* 41« in Anh. 8« 1. Declaration vom 24. Septbr* 
1798, betr. einige Forschriften des A. L. R. und der A.G.O., wel- 
che auf das Staatsrecht und das Ferhähniss zu fremden Mächten 
Bezug haben (§•!.)• v.R.F. 5. 203. 

"Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc., Thun kund und fugen hiermit zu wissen, dass, 
nachdem von Unserm Departement der auswärtigen Affairen 
mit dem Justiz- Departement über verschiedene, im A.L.K, 
und der A. G. O. enthaltene Vorschriften, welche vorzüglich 
auf die Verhältnisse mit auswärtigen Staaten Beziehung ha- 
ben, Beratschlagung gepflogen, und die Gesetz -Comroission 
deshalb mit ihrem Gutachten gehört worden, Wir nöthig ge- 
funden, zur nähern und deutlichem Bestimmung Unsere Al- 
lerhöchste Willensmeinung über nachstehende Punkte folgen- 
dergestalt zu erklären: 

I. ad §. 41. der Einleitung des A. L. R., nach welchem 
eingeborne Vasallen und Unterthanen, welche mit Erlaubniss 
des Landesherrn von einem fremden Hofe beglaubiget worden, 
in ihren» Privat- Handlungen den Landesgesetzen unterworfen 
bleiben sollen, ist ^darüber Zweifel entstanden, ob diese Vor- 
schrift durch die Bestimmung des §. 6.9. Tit. 2. Th. I. der A. 
G. O. abgeändert sei, worin vorgeschrieben worden, dass der 
Gerichtsstand solcher Personen, nach den bei Ertheilung der 
Erlaubniss ihnen gemachten Bedingungen beurtheilt werden 
solle. 

Diese Bedenken zu heben, setzen Wir hiermit fest: 

dass die Frage: in wie fern eingeborne Vasallen und Un- 
terthanen, welche mit Erlaubniss des Landesherrn von ei- 

5* 
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nein fremden Hofe beglaubigt worden, in ihren Privat- 
Handlangen den hiesigen Gesetzen unterworfen bleiben? 
hauptsächlich von den Bedingungen, unter welchen sie die 
Erlaubniss erhalten haben, abhängen soll; und es daher die 
Sache eines jeden ist, der mit solchen Personen Geschäfte 
vornehmen will, sich zuvörderst über diese Bedingungen 
gehörigen Orts näher belehren zu lassen. 

II. ad Part.I. Tit. 9* §• 208- 2t0. finden Wir Uns bewogen, 
die wegen der Kaperei eftheilten Vorschriften dahin naher 
zu bestimmen: 

wenn ein Preussisches Kaper- oder Kriegesschiff Güter oder 
Schiffe, die Preussischen Unterthanen oder Unterthanen ei- 
ner freundschaftlichen oder neutralen Macht von den Fein- 
den genommen worden, diesen letztern wieder abgenommen 
hat; so kann der vorige Eigenthümer, wenn der Feind das 
genommene Schiff oder Gut vor der Wiedereroberung schon 
in einem feindlichen oder neutralen Hafen untergebracht 
hat, dasselbe gegen das Preussische Kaper- oder Krieges- 
schiff nicht reclamiren , sondern es verbleibt dem Eroberer 
als eine gute Prise. Geschieht aber die Wiedereroberung, 
ehe das Schiff oder Gut in einem feindlichen oder neutra- 
len Hafen aufgebracht wird; so soll der vorige Eigenthümer 
zwar dasselbe zurückerhalten; er soll aber dem Wiederero- 
berer, wenn er ein Kaper ist, den dritten Theil des Werths, 
und wenn es ein Kriegsschiff ist, eine von den Prisenge- 
richten zu arbitrirende Belohnung abgeben. 

Uebrigens ist es ein Druckfehler, wenn im §.210. auf 
den §. 205. statt des §. 203. Bezug genommen worden. 

III. ad Part.I. Tit. 9. §. 216 und 217* wollen Wir: 

dass bei Bestimmung der Frage: was Contrebande sei? auf 
das Rücksicht genommen werde, was wir in den §§.2034 
und 2035. Part. II. Tit. 8. Unsers A. L. R. als solche aner- 
kannt und bestimmt haben; jedoch soll die dem gedachten 
§. angehängte Clausul: 

„und was sonst durch besondere Verträge zwischen den 
„verschiedenen Nationen einzunehmen verboten ist" 

hier nicht Anwendung finden, indem solche blos auf Ver- 
sicherungs- Geschäfte Beziehung hat. 

IV. ad Part. II. Tit. 2. §. 703. ist zwar im Allgemeinen 
festgesetzt ; 

dass die in den §§.682-702. enthaltenen gesetzlichen Be- 
stimmungen der Annahme an Kindesstatt durch Verträge 
auf andere Art festgesetzt werden können; diese Befugniss 
kann aber auf die Vorschriften der §§. 684 und 689. nicht 
gedeutet werden, da diese landesherrliche Rechte bestimmen, 
worüber durch Privat - Verträge nicht disponirt werden 



Digitized by Google 



A.L.R. Einlett. §.4l, Anh. §.1. 101 



darf, wie denn auch um deshalb die landesherrliche Begna- 
digung ausdrucklich erfordert worden. 

V. ad Part. II. Tit. 9. §• 13. ist folgende bestimmtere Fas- 
sung nöthig gefunden: 

Kein Unterthan des Staats soll ohne Erlaubniss des Landes- 
herrn Standeserhöhungen bei fremden Staaten suchen oder 
von ihnen annehmen, darf daher auch, wenn ihm solche 
etwa aus eigner Bewegung von selbigen verliehen worden, 
dieser Standeserhöhung sich nicht bedienen. 

VI. ad Part. II. Tit. 9. §• 95, finden Wir den Zosatz nö- 
thig : 

dass den Landes- Collegüs nicht die Befugniss zustehe, die 
in dem angezeigten Falle wegen des Adels geführte Nach- 
weisung für hinreichend zu erklären, und auf dessen Grund 
die nachsuchende Familie zu autorisiren, dass sie sich des 
Adels wiederum bedienen könne, sondern dies vielmehr 
der nähern Beurtheilung Unsers Cabinets- Minister« vorbe- 
halten bleibe. 

VII. ad Part. Ii. Tit. 17. $• 139- ist annoch hinzuzufügen: 

dass , wenn aus landesherrlicher Gnade in der Folge der 
Auswanderungs - Consens snpplirt worden, die auf das, 
ohne vorgeschriebene Anzeige und ohne die erforderliche 
Erlaubniss des Staats geschehene Auswandern, geordnete 
Strafe nicht nachgeholt, sondern als erlassen angesehen 
werden soll, daher in Zukunft in solchen Fallen von den 
Landes - Collegüs nicht auf Strafe anzutragen ist. 

VIII. ad Part. II. Tit. 17. §.172. finden Wir nöthig: 

die in diesem §. enthaltene Vorschrift für die Zukunft ganz 
aufzuheben; und soll in Abschosssachen lediglich auf die 
hiesigen Gesetze, nicht aber auf die von andern Staaten 
beliebte Behandlung hiesiger Unterthanen geachtet werden. 

IX. ad Part. IL Tit. 17. §. 178., nach welchem bei Verträ- 
gen des Staats mit auswärtigen Mächten über eine gegensei- 
tige Abzugs- und Abschoss - Freiheit jederzeit auf die Befug- 
niss der Privat -Berechtigten erforderliche Rücksicht genom- 
men werden soll, bestimmen Wir hierdurch: 

dass der gebrauchte Arsdruck: 
„erforderliche Rücksicht " 

nur unter der Einschränkung: 
„so viel als möglich, und dem Staatsinteresse unterge- 
ordnet" 

verstanden werden soll, nnd Privat -Berechtigte durch schon 
vorhandene oder künftige Vertrage des Staats über Abschoss- 
und Abfahrtsgeld verbunden werden, insofern der Staat sie 
nicht ausdrücklich ausgenommen hat oder ausnimmt. 
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X. ad Partei. Tit. 2. §. 72. der A. G, O* , wegen des Ge- 
richtsstandes der Gesandten, ist durch einen Druckfehler auf 
die §S. 38 und 39- der Einleitung des A. L. R. statt der §§.43 
und 43. Bezug genommen worden. 

XL ad Part. I. Tit. 29. §. 76. 88. 89- 90. der A. G. O., wel- 
che die bei Arrestverfügungen gegen Fremde zu beobachten- 
den Grundsatze vorschreiben, wird zur nähern Erläuterung 
und Bestimmung festgesetzt: 

1. dass in Füllen, wo auswärtige Regierungen, Gerichte und 
andere Civil- und Militair- Behörden die Arretirung und 
Auslieferung der Fremden, welche sich in die hiesigen 
Lande begeben haben, und sich darin aufhalten, nachsu- 
chen, von den hiesigen Gerichten der Arrest oder die wirk- 
liche Auslieferung nicht sofort aus eigner Macht verfügt, 
sondern über die Zulässigkeit derselben erst bei Unserin 
Cabinets- Ministerio angefragt, und dessen Vorbescheidung 
abgewartet werden soll. Es versteht sich hierbei von selbst, 
dass dergleichen Anfragen so viel als möglich beschleuni- 
get, und allenfalls durch Stafetten befördert, auch so viel 
möglich geheim gehalten werden müssen. 

2. "Wenn jedoch die Arretirung und Auslieferung eines in 
hiesigen Landen sich aufhaltenden Fremden, wegen eines 
von demselben im Auslande verübten schweren Verbrechens, 
welches, nach gemeinem Criminalrecht, mit einer härtern 
als Geld- oder Gefnngnissstrafe geahndet wird, von dem 
Joro domicilii oder delicti commissi nachgesucht wird, so 
soll zwar das requirirle Gericht wegen der Auslieferung 
ebenfalls bei dem Cabinets- Ministerio anfragen, zugleich aber 
auch die nöthigen Anstalten, allenfalls auch mittelst wirk- 
licher Verhaftung, treffen, dass der Beschuldigte vor einge- 
hender Vorbescheidung Unsers Cabinets - Ministerii . nicht 
entweichen kann. 

3. Wenn aber wahrend eines Krieges eine mit dem hiesigen 
Staat im Bündniss stehende Macht, oder deren Civil- oder 
Militair - Befehlshaber, einen sich in Unsern Landen auf- 
haltenden Menschen nur im Allgemeinen einer Begünsti- 
gung der Operation des gemeinschaftlichen Feindes beschul- 
digen oder anzeigen, dass er den ihrigen Hindernisse in 
den "Weg lege; so ^soll er sofo^l in sichere Verwahrung 
gebracht, über die Beschuldigungen vernommen, und da- 
rüber schleunigst berichtet werden. 

4. "Wider regierende geistliche und weltliche Deutsche Reichs- 
fürsten, wider abgetheilte Fürsten aus den Häusern der re- 
gierenden weltlichen Deutschen Reichsfursteu, desgleichen 
wider andere regierende Deutsche Reichsstände, wie auch 
gegen fremde bei Uns aecreditirte Gesandte und gegen jede 
andere Geschäftsträger eines andern Staats an Unserm Hofe, 
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die nicht bei ihrer Bestallung der hiesigen Gerichtsbarkeit 
unterworfen geblieben, findet gar kein Arrest statt. Dahin- 
gegen sind 

5. andere Fürsten als die vorgenannten, fremde, durchrei- 
sende, nach einem dritten Hofe oder Staate bestimmte Ge- 
sandte und fremde durchreisende Hof-, Krieges- und Staats- 
bediente, die in Angelegenheiten ihres Hofes oder Staats an 
einen dritten Hof oder Staat geschickt werden, dem Arrest 
unterworfen; jedoch kann derselbe erst nach vorrangiger 
Anfrage bei dem Cabinets -Ministerio verfügt werden. Eis 
soll auch, wenn die Qualität des Arrestandi notorisch und 
bekannt, oder von dem Extrahenten angezeigt ist, an den 
Arrestandtim vor eingegangener Resolution auf die Anfrage 
keine Insinuation geschehen. Verlangt aber der Extrahent 
ausdrücklich eine solche Insinuation, so soll ihm solches 
nachgegeben, der Bekanntmachung an den Arrestandum 
aber beigefügt werden, dass die Anfrage geschehen nnd die 
Resolution auf solche abzuwarten sei. 

6. Ist es nöthig, dass der Extrahent des Arrestes, bei dessen 
Anfnehmnng allemal darüber:' ob seines Wissens der Arre- 
standtis unter die sub Nr. 5. benannten Personen gehöre? 
vernommen werde. 

7* Kommt die Qualität erst durch die Anzeige des Arrestandi 
zur Sprache, so muss der Richter darüber Bescheinigung 
erfordern, sich aber auch mit einer solchen begnügen, wel- 
che ihm die Richtigkeit der Angabe wahrscheinlich macht. 

8. Gegen andere Fremde kann der Arrest , den gesetzlichen 
Vorschriften gemäss, ohne Anfrage bei TJnserra Cabinets- 
Ministerio, verfügt werden; jedoch soll demselben, wenn 
es Personen von einiger Consideration oder einigem Range 
sind, nach der Verhängung unverzüglich Anzeige gemacht 
werden. 

Uebrigens bleiben die ältern Verordnungen wegen der 
Art der Arretirung in ihrer Kraft. Es ist daher nicht so- 
gleich und ohne Hinsicht auf die Personen mit Einsetzung 
des Arrestandi in das Gefangniss zu verfahren, sondern es 
müssen vornehmlich gegen Fremde höhern Ranges die ge- 
lindern Wege der Ankündigung des Stadt - oder Haus- 
Arrests, Observation, Beschlagnenmung der Reisepässe, In- 
hibition an den Gastwirth wegen Verabfojgung von Pfer- 
den, Wagen, Reisegeräthschaften und anderer Effecten, ge- 
wählt werden. 

XII. ad Part. I. Tit. 50. §§. 663. 668. 669. 670. 671. der A. 
G. O. verordnen Wir: 

dass die Landes- Collegia jederzeit bei TJnserm Justiz -De- 
partement, zur jedesmaligen Communication desselben mit 
ünserm Cabinets - Ministerio anfragen sollen , wenn im 
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cherchen, die Eröffnung des Special- Concurses über ein- 
ländisches Vermögen erfolgen soll. Eine gleiche Anfrage 
ist in dem Fall eines nach dem Aaslande zu einem aus- 
ländischen General- Concurs zn verabfolgenden Vermögens 
wegen der Verabfolgung selbst erforderlich. Ebenmassig 
sollen künftighin die Gerichte, wenn sie sich im Fall des 
§.670. den ausländischen Special- Concurs gefallen zu las- 
sen gedenken, und im Fall des §. 67t., wenn ein ausländi- 
sches Gericht über einen hiesigen Landeseinwohner den 
Concurs verhängen sollte , dem Justiz - Departement zur 
Communication mit dem Cabinetsministerio Bericht erstatten* 

XIII. ad Part.I. Tit. 50. §§ 666-669- finden Wir die Ab- 
änderung nöthig: 

dass bei einem in hiesigen Landen eröffneten Special- Con- 
curse auswärtige Gläubiger mit zugelassen werden sollen, 
insofern nicht von den Mitgläubigern behauptet und nach- 
gewiesen wird , dass nach den Gesetzen des Wohnorts des 
Gläubigers, welchen sie zurückweisen wollen, im gleichen 
Falle ausländische Gläubiger nicht zugelassen werden. 
Doch ist, da alsdann die Frage zur Sprache kommt, ob 
eine Retorsion ausgeübt werden soll, jederzeit an das Cabi- 
nets - Ministerium und Justiz -Departement Bericht zu er- 
statten, und Anweisung zu gewärtigen. 

Nach vorstehenden Verordnungen haben sämmtliche Ober- 
und üntergerichte Unserer gesammten Staaten sich in allen 
künftig vorkommenden Fällen pflichtmässig zu achten; und 
sollen daher diese Vorschriften denselben gewÖhnlichermassen 
bekannt gemacht werden. 

N.C.C. T.X. S.1757. Nr. 73. de 1798. 

Eipleit. 0.413. C. O. vom 28. Septbr. 1813, wegen der Klagen 
der Einwohner des Herzogthums Warschau gegen Preussische Unter- 
thanen. Gr, /. S. 27* 

CSinlcit* 0* -#-3. C. O. vom 30. Januar 1817» betr. die gegensei- 
tigen Ansprüche der Unterthanen des Herzogthums Warschau und 
der diesseitigen Unterthanen. Gr. 1. S.21. 

Einleit« 0« 43. C. O. vom 17. April 18 19, betr. die Rechtsver- 
folgung zwischen den Königlichen Staaten und dem Königreich Polen. 
Gr. 1. S. 28. 

Kinleit. 0.46 seqq. in Anh. 0.9. Rescr. vom 21. März 

1798, betr. die Anfragen bei der Gesetzcommission, v. R.V. S. 86. 

Klnleit. 0. 46 Seqq. Verordnung vom 25. Januar 1823, we- 
gen Auslegung der Staatsvertruge. G. S. S. 19. (*. ad A. L. R. 
/. 5. §.252.) 




anzustellenden Re- 
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ISinleit* 8» Gl« Rescr, vom 9* 1812, wegen Aufhebung be- 

sonderer Verfassungen Uber die bürgerlichen Recht* der Juden, 
Gr. I. & 28. 

£ Inlett» 0*71* Rescr. vom 4. Novbr. 1817, betr. die gerichtli- 
che BrOrterung der Kntschüdigungs - Ansprüche aus einem Aj>olhek er- 
Privilegium. Gr.l. 8.29. 

Einlelt« £• 73 Seqq« C. O. vom h.Dezbr. 1831, betr. die ge- 
nauere Beachtung der Grenzen zwischen landeshoheitlichen und fiscali" 
sehen Rechtsverhältnissen, nebst Anlage. G. S. S. 255. 

Da Ich die im Berichte des Staatsministeriums vom löten 
T. M. für die Gerichte abgefasste Belehrung, über den in vor- 
gekommenen einzelnen Fallen nicht beobachteten Unterschied 
zwischen landeshoheitlichen und fiscalischen Rechtsverhält- 
nissen, den Landesgesetzen nnd der Landesverfassung überall 
gemäss finde; so genehmige Ich dieselbe, und will, dass sie 
auf gesetzlichem Wege bekannt gemacht werde. Das Staats- 
ministerium hat daher den zurückerfolgenden Bericht nebst 
Meinem eefienwärtifien Befehle durch die G. S. zur öfFentli- 
chen Renntniss und zur Befolgung der Gerichte zu bringen. 
Berlin, den h. Dezember 1831. 

Friedrich Wilhelm. 

An das Staatsrninisterium. 

* * - * 

* 

Ew. Königlichen Majestät Allergnädigstem Befehle vom 
9. Juni d. J. zufolge, sind wir über die Belehrung in Bera- 
thung getreten , welche den Landesgerichten in Beziehung 
auf den Unterschied zwischen landeshoheitlichen und fiscali- 
schen Rechtsverhältnissen, der in mehrern Fällen missverstan- 
den worden ist, auf den Grund der Gesetze und Verfassung 
des Landes, nach den Allerhöchsten Bestimmungen ertheilt 
werden soll, ohne die Berichtigung solcher Missversländnisse 
von der Vollendung der Revision des A. L. R. abhangig zu 
machen. 

Wir verfehlen nunmehr nicht, unsern Bericht hierüber 
ehrfurchtsvoll zu erstatten. 

Was zu den Hoheitsrechten des Staats - Oberhaupts ge- 
höre, und was unter dem Fiscus zu verstehen sei, ist in den 
Titeln 13 und l4. des 2ten Theils des A. L. R. genau bestimmt, 
und die Gerichte dürfen nur hierauf hingewiesen werden, um 
die hin und wieder vorgefallene Veiwechselung des Landes- 
herrn und des Fiscus zu vermeiden. Auch ist, nach den uns 
vorliegenden Verhandlungen, darüber kein Zweifel angeregt, 
dass ein privatrechtlicher Widerspruch wider den Akt des 
Hoheitsrechts selbst nicht Statt finde, wohl aber ist behauptet 
worden, dass ein Anspruch aus den Folgen und Wirkungen 
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dieses Akts nicht wider die Person des Landesherrn) sondern 
wider das Staatsvermögen, Behufs der Entschädigung, zuläs- 
sig sei. Aus dieser irr t hü m liehen Ansicht ist, beispielsweise, 
das Verfahren der Gerichte hervorgegangen, die sich für 
kompetent hielten, eine Klage wider den Fiscus auf Ersatz 
erlittener Kriegsbeschädigungeri anzunehmen und über den 
Anspruch zu entscheiden. Allein so wenig der Souverain, 
in Ausübung seiner Hoheitsrechte selbst, von der Einwirkung 
irgend einer Gerichtsbarkeit abhängt, so wenig hat derselbe 
die Folgen dieses Gebrauchs seiner Rechte in einen} gerichtli- 
chen Verfahren zu verantworten, und die Meinung, als ob 
in solchen Fällen der Anspruch nicht wider den Souverain, 
sondern wider den Fiscus gerichtet sei, beruhet auf einer 
gänzlichen Verwechselung der Rechtsverhältnisse; denn theils 
kann eine rechtliche Verbindlichkeit des durch die fiscalische 
Behörde vertretenen Staatsvermögens, die aus einem Akte 
des Souverains abgeleitet wird, nicht anders erörtert und 
entschieden werden, als dass das Recht des Souverains, die- 
sen Akt vermöge seiner Landeshoheit auszuüben, der gericht- 
lichen Kognition unterworfen wird, welches als unstatthaft 
anerkannt ist, und bei der Unabhängigkeit des Souverains, 
der, als solcher, keinen Gerichtsstand vor den Landesgerich- 
ten hat, unausführbar sein würde, theils ist weder der Fiscus 
verpflichtet, weil er die Handlung des Souverains nicht zu 
verantworten hat, noch die fiscalische Behörde zur Einlassung 
auf den Prozess le«ilimirt, weil sie nicht zur Vertretung der 
Hoheitsrechte des Souverains bestellt ist. Hiernach sind na- 
mentlich die wider den Fiscus, in vermeintlicher Vertretung 
einer einzelnen Provinzial- Verwaltungsbehörde, angestellten 
Klagen auf Ersatz eines Schadens ans i!eu Zufällen des Krie- 
ges und aus dem Besteuerungsrechte, so wie solche Ansprüche 
an den Fiscus der Kompetenz der Gerichte gesetzlich entzo- 
gen worden, deren Verhandlung vor Gericht die Folge gehabt 
haben würde, über das Hoheitsrecht des Staats- Oberhaupts 
zum Abschlüsse von Verträgen mit fremden Staaten und zu 
Bestimmungen über die Maassgaben ihrer Erfüllung in pri- 
vatrechtliche Erörterungen verfassungswidrig einzuschreiten. 
So viel wir übrigens aus den uns vorliegenden Verhandlungen 
ersehen, sind es einige Bestimmungen in der Einleitung zum 
A. L. R., die das Missverständniss der Gerichte hauptsächlich 
veranlasst haben. Wenn nämlich in den §§.73-75. verfügt 
wird, dass das Privat -Interesse der Einzelnen dem Gemein- 
wohl aufgeopfert, der Einzelne' dagegen für den erleidenden 
Verlust vom Staate entschädiget werden müsse: so hat man 
dieser Bestimmung hin und wieder den Sinn beigelegt, als 
ob der Landesherr sich verpflichtete, diejenigen zu entschädi- 
gen, deren Privat- Interesse durch die Ausübung seiner Ho- 
heitsrechte gefährdet wird. Allein davon abgesehen, dass 
eine solche Auslegung des A. L. R., dessen Vorschriften auf 
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privatrechtliche Verhältnisse beschränkt sind (§.1. der Einleit.), 
über seine Grenzen hinaus zu einem unfruchtbaren und un- 
ausführbaren Resultate führen würde, wie sich namentlich bei 
Ausgleichung der Kriegsschäden und bei Vollziehung der 
Steuergesetze genügend ergiebt, darf man nur nicht ausser 
Acht lassen, dass der Landesherr hier, als Gesetzgeber, zu 
seinen Unterthanen spricht, um in den erwähnten Bestimmun- 
gen den einfachen Grundsatz zu finden: dass, wenn das In- 
teresse der Gesammtheit der Einwohner des Staats eine Ein- 
richtung in der Verwaltung erfordert, die das Privat- Eigen- 
thum des Einzelnen gefährdet, die Entschädigung des Einzel- 
nen aus dem Gesammt- Vermögen zu leisten sei. Dieser all- 
gemeine Grundsatz wird an mehreren Stellen des A. L. R. 
auf specielle Rechtsverhältnisse angewendet, wie beispielsweise 
§§.29-32. Tit. 8. p. I. §§.4-11. Tit. XI. p.I. Jederzeit dage- 
gen, wenn der Landesherr erforderlich gefunden hat, eine 
Maasregel der innern Verwaltung unmittelbar durch einen 
Akt der Gesetzgebung anzuordnen, und wenn hierbei ein Be- 
dürfniss vorhanden gewesen ist, dem Privat- Interesse vorzu- 
sehen a ist die Verpflichtung zum Schadensersatze aus dem 
Staatsvermögen besonders festgesetzt worden, wie z.B. im 
Zollgesetze vom 26. Mai 1818 §.19* In allen dergleichen 
Fällen findet daher entweder aus dem allgemeinen Grundsatze 
§.75. der Einleitung zum A. L. R. , oder aus speci eilen Vor- 
schriften des Gesetzgebers, ein Entschädigung -Ansprach an 
das Staatsvermögen im fiscalischen Civilprozesse wider die 
betreffende Verwaltungsbehörde Statt. 

Auch die Vorschrift im §. 80. der Einleitung zum A. L. 
R., nach welcher Rechtsstreitigkeiten zwischen dem Ober- 
haupte des Staats und seinen Unterthanen bei den ordentli- 
chen Gerichten erörtert und entschieden werden sollen, ist 
missverstanden worden. Im vorhergehenden §. 79» "wird der 
Grundsatz aufgestellt: dass die Entscheidung vorfallender 
Streitigkeiten denjenigen Gerichten überlassen werden müsse, 
welche einem jeden Einwohner des Staats durch die Gesetze 
angewiesen sind. Im §. 80. wird dieser Grundsatz auf die 
privatrechtlichen Verhältnisse des Landesherrn angewendet, 
um auszudrücken, dass auch für diese kein specieller und 
ausserordentlicher Gerichtsstand Statt finden dürfe, dass also 
Prozesse des Landesherrn aus fiscalischen Rechten und Nutzun- 
gen (§.11 u. f. Tit. 1/|. p. II. A. L.R., §.1. Tit. 35. Prozess- 
Ordnung) und aus Privathandlungen (§.18. Tit. 13. p. II. A. 
L. R.) den ordentlichen Gerichten zu überweisen sind. Zwi- 
schen dem Oberhaupte des Staats, als solchem, und den Un- 
terthanen giebt es weder Rechtsstreitigkeiten zu entscheiden, 
noch ein Landesgericht, welches darüber zu entscheiden hätte. 

Ew. Königlichen Mejestät unterwerfen wir allergehorsamsf, 
nach diesem auf den Landesgesetzen und der Landesverfassung 
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gegründeten Belehrungen die Landesgerichte ohne Ausnahme 
Allerhöchst anzuweisen, dass sie innerhalb der durch die 
Gesetze und die A. G. O. ihnen vorgezeichneten Qrenzen das 
prozessualische Verfahren und die richterliche Entscheidung 
wider fiscal ische Behörden in Vertretung der Staatsverwaltung 
auf Gegenstände des Privatrechts beschränken und sich ent- 
halten, Gegenstände des Majestätsrechts auf das Gebiet pri- 
vatrechtlicher Verfügungen zu ziehen. 

Berlin, den 16. November 1831. 

Das Staatsministerium. 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
Frh. v. Altenstein, v. Schuckmann. Gr. v. Lottum. 
Gr. v. Bernstorff. v. Hake. Maassen. Frh. v. 
Brenn. Für den Justizminister: v. Kamptz. 

An 

Seine Majestät den König. 

ISiüleit. 0.73 0eqq. Verordnung vom 24. Febr. 1834, Uber 
das P erfahren bei eintretender Mobilmachung- der Armee zur Herbei- 
schaffung' der Pferde durch Landlieferung. G. S. S. 56. (*• <td A. 
L.R. It. 10. §.52.) 

Einleit. Q. 75 Seqq. Rescr. vom 7* Jtad 18l4, betr. die Ent- 
schädigung bei Festungsbauten. Gr. I. S. 29. 

Thell.I. Titel. 1. 8.86. Rescr. vom 16. Mai 1794, betr. 
die Mqjorennitötsjahrei v. R. II. S. 638* 

Th.I. Tit.l. ©.26. Rescr. vom 13. April 1795, betr. die 
Dauer der Minderjährigkeit, v. R. III. S. 49* 

Th.I« Tit.l. 0. »6. Verordnung vom 1. August 1817» teegen 
Einführung des vier und zwanzigjährigen statt des ein und zwanzig' 
jährigen Majorennitätstermms im FUrstenthum Erfurt und Amte Wan- 
dersleben. G.8. 5.201. 

Wir haben bereits durch eine C. O. vom 23. November 
1808 bestimmt, dass das vollendete Vier und zwanzigste Jahr 
als Anfang der Volljährigkeit in allen Unsern Staaten gleich- 
förmig angenommen werden und dagegen kein etwa entgegen- 
stehendes Provinzialrecht gelten solle. 

Das Patent vom 9* September 181 4 hat diese Vorschrift 
auch auf die wiedervereinigten Provinzen jenseits der Elbe 
erstreckt. Es ist uns aber angezeigt worden, dass in dem 
Fürstenthum Erfurt und dem Amte Wandersleben von den 
meisten Gerichten, nach dem daselbst vormals geltenden Pro- 
vinzialrecht, das vollendete Ein und zwanzigste Jahr als 
Zeitpunkt der Volljährigkeit bis jetzt beibehalten worden ist. 
Da nun zu erwarten ist, dass hiernach manche Unserer TJn- 
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terthanen ihre Verhaltnisse geordnet, und Einrichtungen ge- 
troffen haben werden, welche zu stören Wir Bedenken tragen; 
so verordnen Wir, nach eingeholtem Gutachten Unsers Staats- 
raths, dass diese fortdauernde Beobachtung des vormals gül- 
tigen Provinzialrechts in den Bezirken der vormundschaftli- 
chen Gerichte des Fü'rstenthums Erfurt und des Amts Wan- 
, dersleben, worin dieselbe Statt gefunden hat, bestätigt sein 
und bleiben soll, für alle diejenigen Personen, welche vor 
dem 1. Januar 1818 das Ein und zwanzigste Jahr zurückge- 
legt haben werden. Wir wollen und befehlen aber, dass 
dieses abweichende Provinzialrecht vom 1. Januar 1818 auch 
in den genannten Gerichtsbezirken aufhöre, und dass von 
dieser Zeit an, das vollendete Vier und zwanzigste Jahr als 
Anfang der Volljährigkeit daselbst angenommen werde. 

Th.I. Tit.l. 0.96* Verordnung vom 6. Juni 183t, betr. den 
V olljährigkeiisiermin in New Forpommern und Rügen. G.S. S. 68. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc., haben nach Anhörung Unserer getreuen Stände 
des Herzogt hu ms Pommern und Fürstenthums Rügen beschlos- 
sen, den durch das A. L. R. bestimmten Volljährigkeits- Ter- 
min auch in Neu- Vorpommern und Rügen einzuführen, und 
verordnen deshalb auf den Antrag Unsers Staatsministeriums 
wie folgt: 

Die dieser Verordnung angehängten §§. 696 und 728-735. 
Tit 18. Th. II. des A. L.R., nach welchen die Volljährig- 
keit mit dem zurückgelegten vier und zwanzigsten Jahre 
eintritt, und einem Pflegebefohlenen nach zurückgelegtem 
zwanzigsten Jahre gewisse Befugnisse bei der Verwaltung 
und Verwendung seines Vermögens beigelegt werden kön- 
nen, sollen von jetzt an auch in Neu -Vorpommern und 
Rügen gesetzliche Kraft und Gültigkeit haben. 

Th.L Tit. 1. 8.86« Anh. 0.3. Bdiet vom 11. März 1812, 

betr. die bürgerliehen Verhältnisse der Juden. G.S. 5.17. (*• ad 
A.L.R. Einfeit. §.22.) 

Th.I. Tit.l. 0.80. Anh. 0.3. Rescr. vom 28. August 
1812, betr. die Volljährigkeit der Juden Ör. M. S. 30. 

Th.I. Tit.l. 0.86. Anh. 0.3. Rescr. vom 24. Januar 
1814, betr. die Volljährigkeit der Juden in Danzig. Gr.I. S.SO. 

Th.I. Tit.l. 0.80. Anh. ß.3. Rescr. [vom 30. Octbr. 
1818, betr. die Volljährigkeit der Juden im Grossherzogthum Posen. 
Gr. I. S. 31. 

Th. I. Tit. 1. 0. 86. Anh. 0. 3. C. O. vom s August 1830, 

betr. die bürgerlichen Verhältnisse der Juden in den neuen und wieder- 
eroberten Provinzen. G.S. 5.116. (#. ad A.L.R. EUdeit. $.22.) 
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Tb» I» Tit. 1« 90« All Ii. $»3« Vorläufige Verordnung 
vom 1. Juftt 1833 , wegen des Judenwesen» im Grossher zogt h um Po- 
sen. G. S. S. 66. ( s. ad A. L. Ä.* Einleitung $. 22.) 

Th. I* Tit. 1. 0. 35. Anh. 0. 4. Puhlicandum vom 14. Jf/irz 
1797* wegen Einführung des A. L. R. bei den Militärgerichten. 
V.R. IV. S. 4t. (s. ad A.L.R. Publ.Pat.) 

TU. I. Tit. 1. 0. 35* Und Anh. 0. 4. Verordnung vom 
13. Jan. 1817» &e'r. r/rä Todeserklärung derjenigen Militmrpersonen 9 
deren Tod in den letzten Kriegen wahrscheinlich erfolgt ist, aber 
nicht erwiesen werden kann, imgleichen die Befugniss der Ehefrauen 
der nicht zurückgekehrten MHitair - Personen , auf Scheidung anzutra- 
gen. G. S. S. 15. 

{aufgehoben durch das Gesetz vom 22. Mai 1822.) 

Th. f. Ttt. 1. «. 35» und Anh. «. 4. Gesetz vom 22. Mai 
1S22, betr. die Todeserklärung der aus den Kriegen von 1806- 
1815 nicht zurückgekehrten Militairjtersonen. G. S. S. l48. 

Um den nachtheiligen Folgen der Ungewissheit über das 
Schicksal vieler aus den letzten Kriegen nicht zurückgekehr- 
ten Militair- Personen in Bezug auf ihre [unterlassenen An- 
gehörigen möglichst vorzubeugen, haben Wir bereits in 
Unserer C. O. vom 23. September 1810 und in der Ver- 
ordnung vom 13. Januar 1817 mehrere, die Todeserklärung 
solcher Militair- Personen und die Trennung ihrer vorher ge- 
schlossenen Ehen, betreffende Bestimmungen ergehen lassen. 
Auf Unsere Veranlassung sind demnächst über das Leben und 
den Tod derjenigen aus Unseren Staaten gebürtigen Personen, 
welche den Feldzug in Russland vom Jahre 1812 mitgemacht 
haben, oder sonst in Russische Gefangenschaft gerathen sind, 
durch den jetzt in Unseren Civildiensten stehenden ehemali- 
gen Königlich- Hannoverschen Lieutenant* Meyer sorgfältige 
Erkundigungen eingezogen worden , und Wir finden es zu 
desto besserer Erreichung des dabei beabsichtigten Zwecks 
nunmehro für nölhig, die CO. vom 23. September 1810 und 
die Verordnung vom 13. Januar 1817 hierdurch ausser Kraft 
zu setzen, und dagegen in Bezug auf die in den Jahren 1806 
bis mit 1815 geführten Kriege, und auf die daraus nicht zu- 
rückgekehrten, zu Unsern oder andern Heeren gehörig gewe- 
senen Militair- Personen, für diejenigen Provinzen und Lan- 
destheile Unserer Monarchie, in denen das A. L. R. und die 
A. G. O. eingeführt ist, jedoch mit der §. 6. bestimmten Aus- 
dehnung auch für die übrigen Provinzen und Landest heile, 
nach erfordertem Gutachten Unseres Staatsraths, Folgendes 
festzusetzen: 

§. l. Den von dem ehemaligen Königlich- Hannoverschen 
Lieutenant Meyer eingesammelten Nachrichten über die aus 
dem Feldzuge vom Jahre 1812 im Russischen Reiche zurück- 
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gebliebenen oder sonst in Russische Gefängenkchäft gerathe- 
neri Militair- Personen , und den von ihm daraus angefertig- 
ten Listen, von welchen die Urschrift bei Unstetem Ministe- 
rium des Innern verwahrt wird, und getreue Abschriften bei 
sämmtlichen Ober - Landesgerichten, bei mehreren in den 
Provinzial- Amtsblättern bekannt zu machenden Untergerich- 
ten, und bei den Landgerichten des Grossherzogthums Posen 
und der Rheinprovinzen jedem Betheiligten zur Einsicht offen 
liegen, wird die Kraft eines vollständigen Beweises beigelegt, 
dergestalt, dass der darin bezeugte Tod eines Vermissten für 
erwiesen zu erachten ist, und es Behufs der Todeserklärung 
keines weitern Verfahrens, sondern nur der Ertheilung eines 
Todtenscheins Seitens der Gerichte, bei denen die Meyerschen 
Listen niedergelegt sind, bedarf. 

§. 2. Ist in diesen Listen nicht der Tag des Todes* son- 
dern nur das Jahr allein angegeben, so ist der 31. Dezember 
des angegebenen Jahres als Todestag anzunehmen; ist ausser 
dem Jahr auch der Monat angegeben, so gilt der letzte Tag 
dieses Monats für den Todestag. Geht aber daraus gar keine 
Zeit des Todes hervor, so soll der 31. Dezember 1814 als 
Todestag angenommen werden. 

Es ist jedoch hierbei überall die in Russland übliche 
Zeitrechnung zu verstehen, und darnach der Todestag zu 
berechnen, da solche in den Meyerschen Nachrichten zum 
Grunde gelegt worden. 

§.3. Ist anderweitig aber der wirklich erfolgte Tod ei- 
ner aus den erwähnten Kriegen nicht zurückgekehrten Mili- 
tair- Person durch einen über alle Einwendungen erhabenen 
Zeugen auf den Grund eigener Wahrnehmung bekundet, so 
seil der Beweis dieses Todes für vollständig geführt erachtet 
werden, wenn derjenige, welcher bei der Beweisführung das 
nächste Interesse hat, "diese Bescheinigung noch durch einen 
Eid dahin: 

dass er von dem Abwesenden und dessen Leben und Auf- 
enthalt seit dessen Verschwinden, oder wenigstens seit dem 
20. November 1S15 keine Nachrichten erhalten habe» 

bestätigt. In diesem Falle, wie in dem Falle des, wie sich 
von selbst versteht, der erfolgten Aufhebung der Verordnung 
vom 13. Januar 1817 ungeachtet, in Kraft bleibenden §.35. 
Th. I. Tit. I. des A. L. R. , bedarf es ebenfalls keines Verfah- 
rens Behufs der Todeserklärung, sondern nur der Ertheilung 
eines Todtenscheins Seitens des Gerichts auf den Grund des 
aufgenommenen Beweises. 

§. 4. Wenn weder der Tod noch eine schwere Verwun- 
dung erwiesen ist, und es über das Leben des Vermissten 
seit dem beendigten Kriege gänzlich an Nachrichten fehlt, so 
soll den Angehörigen einer solchen nicht zurückgekehrten 
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Militair- Person gleich nach der Verkündung dieses Gesetzes 
frei stehen, auf eine Edictalvorladung und Todeserklärung 
derselben nach Vorschrift der A. G. 0. Th. I. Tit. 51. §. 3 £ 
anzutragen. 

§. 5. Was vorstehend §.1-4. von Militair- Personen über- 
haupt verordnet ist, das gilt nicht nur von Ober- und Unter- 
officieren und gemeinen Soldaten, sondern auch von Kriegs- 
beamten, Knechten, Schanz- und andern Arbeitern, im glei- 
chen von dem Gesinde des Militairs und von allen solchen 
Personen, welche dem Lager und der Armee folgen müssen. 

§. 6. Die Bestimmungen §§. 1 und 2. des gegenwärtigen 
Gesetzes, imgleichen der §.5. desselben, in soweit er sich 
auf die §§. 1 und 2. bezieht, sollen übrigens in sämmtlichen 
Provinzen und Landestheilen Unserer Monarchie, ohne Aus- 
nahme, zur Anwendung kommen. 

Tll« I* Tit. 1. »)• 35« and Anh. 0. 4-, Gesetz vom 2. Au- 
gust 1828, *w Erleichterung 1 der Todeserklärungen der aus den Krie- 
gen von 1806-1815 nicht zurückgekehrten Personen. G. S. S.Qi. 

Da seit der Beendigung der in den Jahren 1806- 1815 
geführten Kriegen eine Reihe von Jahren verflossen ist, und 
sowohl dadurch, als durch die besonderen ungewöhnlichen 
Ereignisse und Umstände, von denen diese Kriege begleitet 
gewesen sind, die Vermuthung begründet wird, dass die da- 
rin vermissten Personen nicht mehr am Leben sind, und da- 
, her das für gewöhnliche Todes- und Abwesenheits- Erklärun- 
gen vorgeschriebene Verfahren nicht mehr erforderlich ist: 
so verordnen Wir für sämmtliche Provinzen Unserer Monar- 
chie, auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, nach erfor- 
dertem Gutachten Unseres Staatsraths, hierdurch Folgendes: 

§. 1. Alle diejenigen, welche an einem der in den Jahren 
1806-1815 geführten Kriege Theil genommen haben, und 
darin vermisst worden sind, sollen von dem Gericht ihres 
letzten Wohnorts oder ihrer Herkunft für todt erklärt werden, 
wenn nachgewiesen wird, dass sie an einem jener Kriege 
Theil genommen haben, und seit der Beendigung desselben 
von ihrem Leben keine Nachricht vorhanden sei. 

§. 2. Es erstreckt sich dies nicht blos auf die eigentlichen 
Militair- Personen ( Combattanten ) , sondern auch auf Kriegs- 
beamte, Knechte, Schanz- und andere Arbeiter, desgleichen 
Ehefrauen, Kinder und Gesinde des Militairs, und überhaupt 
alle und jede, welche in irgend einem Verhältnisse der Ar- 
mee gefolgt sind. 

§. 3. Zum Behuf jener Nachweisung muss der die Todes- 
erklärung eitrahirende Interessent zuvörderst ein Attest der 
Ortsobrigkeit beibringen, dass der Verschollene in irgend 
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einem Verbältnisse an dem Kriege Theil genommen habe. 
Es kann jedoch dieser Nachweis auch durch jede andere Be- 
weisführung geliefert werden, wenn das Attest der Ortsobrig- 
keit nicht zu erlangen sein möchte. 

§.4. Sodann muss der Eitra hent eidlich bekräftigen: 
dass er von dem Leben und Aufenthalt des Abwesenden seit 
dessen Gefangennehmun* oder Verschwinden im Kriege keine 
Nachrichten erhalten habe. 

§. 5. Auf den Grund dieses gelieferten Beweises spricht 
das Gericht die Todeserklärung des Verschollenen durch ein 
kostenfreies Erkenntnis« ans, ohne dass es einer öffentlichen 
Vorladung desselben und sonstiger Förmlichkeit des Verfah- 
rens gegen Verschollene bedarf. 

§. 6. Der Tag der Rechtskraft des gedachten Erkenntnis- 
ses wird als der Todestag des Verschollenen, und in denjenigen 
Rheinprovinzen, worin das französiche Recht noch gilt» als 
Tag der definitiven Einweisung der Erben in den Besitz an- 
gesehen. Die Ehefrauen der Verschollenen in den letztge- 
dachten Provinzen erhalten durch die Todeserklärung zugleich 
das Recht, die Trennung der Ehe durch den Beamten des 
Civilstandes aussprechen zu lassen» 

■ 

Th.I. Tit.l. 0.36. Rescr. vom 17. Septbr. 1832, betr. die 

£.^9^t&£tSls*\ £iO/2£/I H ^^MXI^J* tief SCf i M f %M ^Mf* ^?Ä/I^P^W 

untergegangenen Schiffe befindlich gewesenen Ehegatten. Gr. FI. S. 3. 

Tb* I« Tit. $. 6. Rescr. vom \9.JprU 1822, betr. die Frage, 
ob eine Bude für ein Immobile zu halten* Gr. /• S. 32. 

Th. I. Tit. 4* ß. 5 seqq. C. O. vom 19. Jpnt 1813, betr. die 
Vertrage , welche die gesetzliche Gewerbefreiheit beschranken. G. S. S. 69. 

In so fern zwischen verschiedenen Kontrahenten Verträge 
bestehen, welche die gesetzlich gegebene Gewerbefreiheit be- 
schranken oder hindern, kommt es bei Beurtheilung ihrer 
Gültigkeit darauf an, ob sie vor der Publication des Gewerbe- 
steuer -Edicts vom 2. November 1810 oder erst nach dersel- 
ben geschlossen worden sind. Im letzten Falle sind sie ge- 
gen die Bestimmung eines allgemeinen Landesgesetzes errich- 
tet und also dergestalt nichtig, dass daraus keine Klage des- 
jenigen Kontrahenten, der dadurch Rechte erlangt zu haben 
glaubt, von einem Meiner Gerichtshöfe angenommen werden 
darf. Ich finde Mich veranlasst, dies hiermit ausdrücklich 
zu erklären, und trage Ihnen auf, in Gemässheit dieser Be- 
stimmung, welche auch durch die G. S. zur allgemeinen 
Kenntniss zu bringen ist, das weiter Erforderliche zu verfügen. 
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Th. I* Tit. t. ß. 5 «Cqq. Rescr. vom 13. Januar 1832, betr. 
die Gültigkeit der Vertrüge, welche das Verbot der Benutzung eines 
Grundstücks zu einem gewissen Gewerbe -enthalten. Gr. VI. S. 6. 

Tb. I. Tit. 4. Ö. 94 Seqq. C. O. vom 2. Septbr. 1815, in 
Beziehung auf die Dispositionen der Militair - Personen im Felde. 
G.S. 8. 197. {s.ad A. G. O.U.2. §.7-) 

Th. I. Tit. 5. Verordnung vom iL Juli 1797, wegen 

verschiedener Missbräuche bei Subhastationen und Versteigerungen. 

n. iv. s. 204. 

Wir Friedrich "Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc., Thun kund und fügen hiermit zu wissen, wie 
Uns angezeigt worden, dass bei gerichtlichen und andern öf- 
fentlichen Subhastationen und Versteigerungen hin und wieder 
der Missbrauch überhand nehme, dass ein Licitant, um einen 
andern Bietungslustigen zu entfernen und von einem Mehrge- 
bote abzuhalten, sich mit demselben über ein sogenanntes 
Abstandgeld vereinigt, und dadurch bewirkt, dass er solcher- 
gestalt das ausgebotene Object zu einem mindern Preise er- 
hält, als geschehen sein würde, wenn nicht andere Kauflustige 
durch einen solchen Winkel vertrag vom Mitbieten wären zu- 
rückgehalten worden. Dergleichen Verabredungen gründen 
sich nun zwar auf einen unmoralischen und unerlaubten Ei- 
gennutz, den die Gesetze niemals begünstigen können, indem 
dadurch der Zweck der öffentlichen Versteigerungen gänzlich 
vereitelt, dem Eigenthümer des zu verkaufenden Objects, oder 
dessen Gläubigern, der rechtmässige Vortheil, welchen sie 
durch diesen «esetzmässig veranstalteten. Weg der VeräuSse- 
rung hätten erhalten können, zu Gunsten eines dritten, wel- 
cher darauf nicht den entferntesten Anspruch zu machen hat, 
entzogen, und gerichtliche Handlungen, bei welchen Treue 
und Glauben, so wie ein gerades und offenes Verfahren, mit 
Recht gefordert und erwartet werden können, in Gelegenhei- 
ten zu gewinnsüchtigen Speculationen verwandelt werden. 
Da es inzwischen an einem positiven Verbotsgesetze -gegen 
solche Winkel vertrage bisher noch^ermangelt hat, so haben 
Wir nöthig gefunden, darüber nachstehendes festzusetzen: 

§. 1. Alle Verträge und Verabredungen, bei welchen die 
Absicht zum Grunde lie«t , bei gerichtlichen und andern öf- 
fentlichen Subhastationen und Auctionen, sie mögen zu den 
nothwendigen oder freiwilligen gehören, Kauflustige zum 
Vortheil eines Licitanten von der Abgebung ihres Gebots, 
oder vom weiteren Mitbieten zurückzuhalten, es geschehe 
nun solches durch Bewilligung eines gewissen Abstandsgeldes, 
oder durch Versprechung, oder wirkliche Einräumung, anderer 
Vortheile, werden hiermit für unerlaubt und strafbar erklärt. 

§. 2. Dergleichen Verträge können daher auch unter den 
Contrahenten selbst keine rechtliche Wirkung haben, und es 
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kann keinem derselben mit einer daraas hergeleiteten Klage 
rechtliches Gehör verstattet werden. 

* 

§.3* Vielmehr soll alles dasjenige, was der zurückste- 
hende Kauflustige durch einen solchen unerlaubten Vertrag 
gewonnen hat, dem vorigen Eigenthümer des Objects, bei des- 
sen Versteigerung der Vertrag vorgefallen ist, oder dessen Gläu- 
bigern, zu deren Befriedigung der gerichtliche Verkauf ver- 
anlasst gewesen, zu gute kommen, und von dem Inhaber 
dieses unerlaubten Gewinnes, als Entschädigung wegen des 
dadurch entzogenen rechtmässigen Vortheils. den sie aus ei- 
ner ordentlichen Fortsetzung der Licitation zu hoffen hatten, 
herausgegeben werden. 

§. 4. Ausserdem sollen diejenigen, die sich in einen sol- 
chen Vertrag eingelassen haben, in eine fiscal ische Geldstrafe, 
welche dem doppelten Betrage des nach §. 3. zu bestimmen- 
den gesuchten unerlaubten Gewinnes gleichkommt, verurtheilt, 
und von ihnen zu gleichen Theilen, allenfalls aber von jedem 
unter ihnen auf das Ganze beigetrieben werden. 

§. 5. Auch solche Verträge, wo mehrere sich vereinigen, 
ein zum öffentlichen Verkauf gestelltes Object durch einen 
unter ihnen ausgemittelten und vorgeschobenen Namensträger 
an sich zu bringen, und es sodann zu ihrem gemeinsamen 
Vortheil wieder zu verkaufen, werden hiermit für unerlaubt 
ausdrücklich erklärt. Es soll daraus auch unter den Interes- 
senten selbst kein Recht entstehen, und keine Klage statt 
finden; vielmehr soll auch in diesem Falle den Gontrahenten 
der gesuchte unerlaubte Gewinn entrissen, und derselbe den- 
jenigen, welche dadurch einen zu hoffenden rechtmässigen 
Vortheil verloren haben, zuerkannt, die Paciscenten auch 
ausserdem mit gesetzmässiger Ahndung, nach Vorschrift Un- 
seres A.L.R. Th.ll. Tit. XX. §.1259-1264. ohne Nachsicht 
belegt werden. 

Hiernach haben sich Unsere Gollegia und Gerichte ge- 
bührend zu achten, und die gegenwärtige Verordnung durch 
öffentlichen Aushang, durch Zufertigung an die Untergerichte; 
und durch Einrücken derselben in die Zeitungen und Intel- 
ligenzblätter der Provinz gehörig bekannt zu machen. 

N. C. Ö. T. X. No. 55. de 1797. 8. 1313. 

\ * * 4 

Th.I. Tit. 5. 8*69. Iteser. vom 6. Jjml 1822, betr. die Gül- 
tigkeit der vorstehenden Verordnung' vom l4. Juli 1797« Gr. 1. S. 32» 

Th.I. Tit. 5. 8* Hl. €• O. vom i9.Juli 1334, betr. den Ge- 
richtsstand der zu den Garnisonen in den Bundesfestungen Mainz und 
Luxemburg gehörigen Miiitairj^rsonen. G. S. S. 132. ** G. 

O.I.2. MS "WO 
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Th. I« Tit. 5. 8* 155 Seqq. Reser. vom 27* Dezbr. 179t» 
betr. die Gültigkeit der mündlich geschlossenen und erfüllten Verlrüge 
Uber Grundstücke, deren Werth 50 Rthlr. übersteigt, nebst Entschei- 
dung der Gesetz- Commission. v. R. 11. S. 219* 

Tb. I. Tit. 5. $. 178 seqq. in Anh. ß. 5« Grcularver. 

Ordnung vom 30. Dezbr. 1793. (Abschn. S*) v.R.V. & 261. (*. ad 
A. G. 0. 1. 10. $. 19. Anh. §. 63.) 

Th. I. Tit. 5. 0. 1»» seqq. 9 Anh. $. 5. £. 0. 

20. Juni 1816» fafr. <*r> Gültigkeit gerichtlicher Verhandlungen bei 
Personen, welche Lesens und Schreibens unkundig sind. G. S. S. 203. 

Ich ersehe aus Ihrem Berichte yora 22. Februar d. J., 
dass die Gerichte darüber zweifelhaft sind: 

ob die Vorschrift des A. L. R, im Anhange §.5. und der 
A. G. O. im Anhange §.68. und §.421., nach welcher die- 
jenigen Personen, welche nicht schreiben und Geschriebe- 
nes lesen können, zu ihren gerichtlichen Verhandlungen 
einen glaubhaften Mann zur Stelle bringen müssen, wel- 
cher in ihren Namen die Unterschrift verrichtet, auch dann 
anzuwenden sei, wenn die Verhandlung mit Zuziehung ei- 
nes Actuars, vereideten Protocollführers, oder zweier Schop- 
pen aufgenommen wird; 

und entscheide diesen Zweifel nach Ihrem Antrage, dahin: 

dass es der Zuziehung eines glaubhaften Mannes zu gericht- 
lichen Verhandlungen mit solchen Personen, welche des 
Schreibens und Lesens unerfahren sind, nicht bedarf, so- 
bald die Verhandlung von dem Richter unter Zuziehung 
eines Actuars, vereideten Protocollführers, oder zweier Ge- 
richts -Schoppen aufgenommen wird. 

Ich trage Ihnen auf, für die vorschriftsmäßige Publica- 
tion dieser Meiner Ordre zu sorgen, 

Th. I. Tit. 5. ß. 259. Verordnung vom 25' Januar 1823, wegen 
Auslegung der Staatsverträge. G. S. S. 19. 

Es können Falle vorkommen, dass bei Prozessen zwischen 
Privatpersonen und dem Fiscus, oder zwischen Privatpersonen 
unter sich, über die Auslegung von Staatsverträgen, welche 
auf die Entscheidung der Sache Einfluss haben, von den Par- 
teien entgegengesetzte Behauptungen aufgestellt werden. 

■ 

In Erwägung, 

dass Staatsverträge nach den bei ihrer Schliessung zum 
Grunde liegenden Motiven, nicht nach allgemeinen Ausle- 
gungsregeln interpretirt werden können, 



Entscheidungen der Gerichtshöfe zu einseitigen Interpreta- 




Fällen darauf Bezug habenden 
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tionen führen möchten, welche in den Augen anderer be- 
theiligten Gouvernements als Verletzung der Staats? ertrage 
angesehen werden, solchergestalt aber in die öffentlichen 
Verhältnisse störend eingreifen dürften, 

dass das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, 
es mögen dergleichen Staatsvertrage mit oder ohne Koncur- 
renz des^ Freussischen Gouvernements .abgeschlossen sein, 
sich theils im Besitz der dahin einschlagenden Verhandlun- 
gen befindet, theils in den Stand gesetzt ist, eine nähere 
Kenntniss aller Verhältnisse zu erlangen, 

welche auf die Entstehung und Abfassung derselben 
eingewirkt haben, 

setzen Wir auf den Antrag Unseres Staatsministerii hiermit 
Folgendes fest: 

Wenn im Laufe eines Prozesses über den Sinn einer in ei- 
nem Staatsvertrage enthaltenen, zur Entscheidung der Sache 
beitragenden Bestimmung, oder über die Frage: 

welcher von mehreren zugleich in Betracht kommenden 
Staatsverträgen und in wie weit dieser oder jener zum 
Grunde zu legen sei? * 

desgleichen über die Frage: 

ob und in wie weit ein in Bezug genommener Staatsver- 
trag überhaupt an nnd für sich als völkerrechtlich gültig 
anzusehen sei? * 

unter den Parteien entgegengesetzte Behauptungen aufge- 
stellt werden, so sollen die Gerichte, ohne Unterschied, ob 
der Preussische Staat bei der Abschliessung solcher Ver- 
träge concurrirt hat, oder nicht, verbunden sein, vor Ab* 
fassung des Erkenntnisses die Aeusserung des Ministeriums 
der auswärtigen Angelegenheiten einzuholen, und sich 
darnach bei der Entscheidung lediglich zu achten. 

i 

1*11 • I« TÜ* 5» 8» J5556. Maas* und Gewichtordnung für dim 
Preuss. Staaten, vom 16. Mai 18t 6, und Anweisung- de eodem. G. S. 
S. 142. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc., Thun kund und fügen zu wissen, dass Wir 
nöthig erachtet haben, der Unsicherheit in Maassen und Ge- 
wichten, die bisher in Unsern Staaten den Verkehr erschwerte, 
durch feste Bestimmungen abzuhelfen. 

Wir verordnen daher wie folgt: 

§•1. Es soll nach beiliegender Anweisung ein Satz von 
Probemaassen und Gewichten unter Aufsicht einer Kommis- 
sion von Sachverständigen verfertigt, und bei Unserm Mini- 
sterium der Finanzen und des Handels aufbewahrt werden. 
Diese Probemaasse und Gewichte sind fortan die einzig au- 
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thorisirten Originale von Maas und Gewicht für Unsere 
säm ml liehen Staaten. 

§.2. 

a) Nach diesen Originalen soll ein zweiter Satz von Probe- 
maassen und Gewichten unter gleicher Aufsicht ausgearbeitet, 
und als beglaubigtes Exemplar derselben Unsrer Ober -Bau- 
deputation zur Verwahrung übergeben werden. 

b) Zur Erhaltung der mathematisch genauen Richtigkeit 
für alle folgende Zeiten wird ein beglaubigtes drittes Exem- 
plar der Normal - Maassc und Gewichte , bei der mathemati- 
schen Klasse der Academie der 'Wissenschaften, nachdem es 
von derselben den gesetzlichen Bestimmungen gemäss, er- 
kannt worden, niedergelegt. 

c) Ein viertes beglaubigtes Exemplar der Frobemaasse und 
Gewichte, soll zur Erhaltung des öffentlichen gerichtlichen 
Glaubens an die Identität und Uebereinstimmung mit den 
Originalen, zum Gewahrsam des hiesigen Kammergerichts ge- 
nommen werden. 

d) Die Ober-Baudepntation, die mathematische Klasse der 
Academie der Wissenschaften und das Kammergericht sind 
verpflichtet, so oft sie es nöthig finden, wenigstens aber alle 
Zehen Jahre, sich der tortdauernden Uebereinstimmung ihrer 
Exemplare mit den Originalen §. 1. durch sachverständige 
Vergleichung und nötigenfalls Berichtigung zu versichern, 
und die darüber aufgenommenen Protocolle durch Abdruck 
in den Amtsblättern jeder Regierung bekannt zu machen. 

§. 3. In jedem Regierungsdepartement wird eine Eichungs- 
Comraisston errichtet, welche der Regierung untergeordnet ist. 
Sie besteht aus einem Director, den die Regierung ernennt, 
vier bis sechs unbesoldeten Beisitzern, welche die Stadtver- 
ordneten des Orts aus der Bürgerschaft wählen, und einem 
Mechanicus, den die Regierung auf die Wahl der Comraission 
bestätigt, 

§.4. Die in Berlin zu errichtende Eichungs-Commission 
erhält zugleich die Verpflichtung, so oft es von ihr verlangt 
wird, die Frobemaasse und Gewichte der übrigen Eichungs- 
Commissionen zu prüfen, auch Probemaasse und Gewichte 
gegen Erstattung der Unkosten verfertigen zu lassen, für deren 
Richtigkeit sie verantwortlich ist. Der Sitz der Eichungs- 
Gommissionen in den Regierungsdepartements, soll durch Un- 
fern Minister der Finanzen und des Handels bestimmt werden. 

§.5. Jede Eichungs- Commission erhält einen Satz Probe- 
maasse und Gewichte. Sie ist verpflichtet, sich von der fort- 
dauernden Uebereinstimmung dieser Maasse und Gewichte 
mit den Probemaassen und Gewichten der hiesigen Eichungs- 
Commission, so oft "sie es nöthig findet, wenigstens aber 
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alle Fünf Jahre durch Ver^leichung und nötigenfalls Berich- 
tigung zu versichern. Die Frotocolle hierüber werden bei 
den Regierungen aufbewahrt. 

§. 6. Unter Aufsicht der Eichungs - Commissionen wer- 
den Eichungs-Aemter in den verkehrreichsten Städten errich- 
tet. Wo dies für jetzt geschehen soll, bestimmt das Ministe- 
rium der Finanzen und des Handels auf den Vorschlag der. 
Regierungen. 

§. 7. Die Eichungs-Aemter bestehen als Kommunal- An- 
stalten aus einem Magistrats- Mitgliede, zwei bis vier Depu- 
tirten der Bürgerschaft, und einem Sachkundigen. Sie erhal- 
ten von der Kommune einen nach dem Apparate der Ei- 
chungs- Commissionen §.5. verfertigten Satz von Probemaas« 
sen und Gewichten , dessen fortdauernde Uebereinstimmung 
mit diesem Apparate, wenigstens alle Drei Jahre geprüft und 
durch die Eichungs- Commission zu ihrer Legitimation attestirt 
werden muss. 

§.8* Bei jedem Eichungs-Amte muss an einem, offenen 
Orte ein in Zolle eingeteiltes, metallenes Fussmaass, und 
eine Elle befestigt sein, woran jeder unentgeldlich die Rich- 
tigkeit seiner Maase selbst prüfen kann. Das Amt sorgt für 
die Erhaltung dieser öffentlichen Probemaasse. In den grössten 
Städten des Reichs soll überdies, an der Aussenseile eines 
schicklichen öffentlichen Gebäudes, eine halbe Ruthe in eine 
harte Steinart eingehauen, oder aus Eisen gegossen aufgestellt 
werden. 

§.9. Die Eichung -Aemter sind verpflichtet, die Richtig- 
keit der ihnen von öffentlichen Behörden und Privatpersonen 
vorgelegten Maasse und Gewichte zu prüfen, und auf Ver- 
langen durch Aufdrückung des ihnen anvertrauten Stenvpels 
zu bescheinigen. Auch die Eichungs- Commissionen haben 
dieselbe Verpflichtung, und vertreten überhaupt für ihren 
Ort durchgehends die Stelle eines Eichungs- Amts. 

§. 10. Zu seinem Pri vaf gebrauche und in seiner eigenen 
Wirtschaft kann jeder sich ungestempelter Maasse und Ge- 
wichte bedienen. 

§. 11. Sobald aber irgend etwas nach Maass oder Gewicht 
überliefert wird, kann sowohl der Geber, als der Empfanger 
fordern, dass die Ueberliefenmg nach gehörig gestempelten 
Maassen und Gewichten geschehe. 

§. 12. "Wer irgend eine Waare für Jedermann feil hält, 
darf sich bei dem Verkauf keines andern als gehörig gestem- 
pelten Maasses und Gewichts bedienen; auch selbst in seinem 
Laden oder in seiner Bude keine ungestempelten Maasse oder 
Gewichte haben. Durch die Uebertretung dieser Vorschrift 
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wird, wenn auch sonst keine Uebervortheilung vorgefallen 
ist, eine Polizeistrafe von Einem bis Fünf Thalern verwürkt. 

§.13. Alle öffentliche Administrationsbüreaux, als Po- 
sten-, Militair-, und Civil- Magazine, für Rechnung des 
Staats» oder der Kommunen bestehende Debitscomtoire, Forst- 
ämter u.s.w. und alle, welche zu öffentlicher Beglaubigung 
des Mäasses oder Gewichts angestellt sind, als Feldmesser, 
Holzmesser, Kornmesser, Vorsteher öffentlicher Waagen u. s.w. 
sind verpflichtet, sich bei ihren Geschäften keiner andern, 
als gehörig gestempelter Maasse und Gewichte zu bedienen, 
und dürfen auch bei einer Ordnungsstrafe von Fünf Thalern 
kein ungestempeltes Maass und Gewicht in ihrem Geschäfts- 
local dulden. 

§. l4. Jede Kreis - und städtische Polizeibehörde muss 

tehörig gestempeltes Maass und Gewicht soweit vorräthig ha- 
en, als der Localität nach zur Untersuchung der im gemei- 
nen Verkehr vorkommenden Maass- und Gewichtscontraven- 
tionen erforderlich ist. 

§. 15. Nach Verlauf von acht Monaten von Kundmachung 
dieser Verordnung ab, sollen nur diejenigen Maasse und Ge- 
wichte für Vorschrift« massig gestempelt gelten, die mit dem 
Stempel irgend eines inländischen Eichungs- Amtes bezeichnet 
sind, ältere Stempel aber weiter nicht beachtet werden. 

§. 16. Die ausgezeichnete Form dieses Stempels soll be- 
sonders öffentlich bekannt gemacht werden, sobald die Ei- 
chungs- Aemter eingerichtet sind. 

§. 17* Die Stempelung entbindet Niemand von der Ver- 
pflichtung, dafür zu sorgen, dass sein gestempeltes Maass und 
Gewicht nicht durch den Gebrauch oder Zufall unrichtig 
werde. 

§.18. Die in den §§.13 und 14. bezeichneten Behörden 
und Personen, sind insbesondere verpflichtet, nicht nur, so 
oft sie vermuthen, dass eine Abweichung zufällig entstanden 
sein könnte, sondern in jedem Falle wenigstens jährlich, die 
fortdauernde Uebereinstimmung ihrer Maasse und Gewichte 
bei dem nächsten Eichungs- Amte prüfen, und sich die be- 
fundene Richtigkeit zu ihrer Legitimation attestiren zu lassen, 
bei Vermeidung einer Ordnungsstrafe von Fünf Thalern. 

§. 19- Die örtliche Polizei ist verpflichtet , die Maasse 
und Gewichte, wonach Öffentlich verkauft wird, oft zu unter- 
suchen. Für tingestempelt befundene, zieht sie sofort mittelst 
Deere Is die im §. 12. festgesetzte Strafe ein. Gestempelte, 
die sie mit ihren Probemaassen und Gewichten nicht über- 
einstimmend findet, sendet sie zur Untersuchung und Berich- 
tigung nach dem €.9. an das nächste Eichungs- Amt. Dem 
Inhaber fallen dabei die Transport - und Eichungs - Kosten 



Digitized by Google 



A. L. R. M. L Tit. 5. S 256. 



121 



zur Last. Entsteht in der einen oder in der andern Bezie- 
hung die Vermuthung einer betruglichen Absicht, so denun- 
ziirt sie den Fall ausserdem noch den Kriminalgerichten, 
welche ihn von Amtswegen zu untersuchen, und nach den 
Gesetzen darüber zu erkennen haben. 

§. 20. Zu mehrerer Sicherung des Verkehrs werden für 
den Verkauf gewisser Arten von Waaren nachfolgende Regeln 
festgesetzt. 

§. 21. Den Gebrauch der in den verschiedenen Provinzen 
üblichen Handhaspel wollen Wir vorläufig noch gestatten. 
Sie müssen indess ebenfalls durch die Eichungs - Aemter, 
welche von dem gebräuchlichen Maass in Kenntniss zu setzen 
sind, gestempelt werden, und es findet auf die Personen, 
welche sich ungestempelter, oder unrichtig gestempelter Hand- 
haspeln bedienen, um Gespinnst für den Handel danach 
abzumessen, dasjenige Anwendung, was im §.19» bestimmt 
worden ist. Fabrikanten bleibt , nicht allein unbenommen, 
in ihren Werkstätten ungestempelte Hancfhaspel von beliebi- 
gem Umfange zu gebrauchen , sondern sie können auch das 
Garn, dass sie ausser ihren Werkstätten zu ihrem Gebrauche 
spinnen lassen, nach einem beliebigen Haspel bestellen, so 
wie es jedem frei steht, sich zum Abhaspeln des lediglich zu 
seinem eigenen Bedarf bestimmten Garns, eines 
willkü lirlichen Maassstabes zu bedienen." Auch bei dem Ma- 
schinehgespinnst ohne Unterschied, kann jeder Fabrikant für 
jetzt diejenigen Haspel gebrauchen, die seiner Konvenienz 
entsprechen. 

§. 22. Im gesammten Bauwesen in Unsern Staaten soll 
künftig nur einerlei Ruthen-, Fuss- und Zollmaass gebraucht 
werden, und namentlich der Gebrauch besonderer schJesischer, 
köllnischer etc. etc. Fusse und Zolle wegfallen. 

§. 23. Bei dem gesammten Bergwesen in Unsern sämmt- 
lichen Staaten wird künftig nur einerlei Lacht ermaass gebraucht, 
und die Anwendung eines besondern schlesischen Lachters 
hört auf. 

§.24« Bei der Vermessung von Land, wird in Unsern 
sämmtlichen Staaten blos die f. 22. einzig authorisirte Ruthe 
gebraucht, und in Zehen- und Hunderttheile getheilt. Die 
Anwendung der besondern Provinzial -Ruthen, als der kulmi- 
schen, olezkoischen , schlesischen u. s. w. hört auf, auch die 
zu Verwechslungen Arilass gebende Benennung .von Dezimal- 
Fussen und Dezimal- Zollen fallt weg. 

t 

§. 25. Steine, Mauerwerk, Faschinen, Erde, Torf, Brenn r 
holz sollen vom Jahre 1817 ab, im gemeinen Verkehr, und 
sofort in öffentlichen Verhandlungen blos nach Kubik- Klaf- 
tern von ein hundert acht Kubikfuss berechnet, und dabei 

Mannkopff Erg'äni.x. d. Pretu«. Gesetib. I. 6 
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blos der §. 22. authorisirte Fuss gebraucht werden. Eine sol- 
che Kubik- Klafter ist ein rechtwtnklich aulgesetzter Haufen, 
sechs Fuss lang und breit, und drei Fuss hoch, oder tief. 
Indessen ist auch jede andere Aufsetzung gestattet, wenn sie 
nur die vorgeschriebene Anzahl Kubik - Fusse giebt. Jeder 
Käufer kann Ablieferung nach diesem Maasse verlangen. 
Die Polizei ist verpflichtet, die Aufsetzung darnach für die 
genannte Materialien zu fordern, so weit sie zu Jedermanns 
feilem Verkaufe kommen. Privatpersonen und Instituten, 
die blos für ihren Gebrauch oder ihre Fabrikation solche Ma- 
terialien sammeln, oder anschaffen, bleibt dagegen die Auf- 
setzung nach ihrer Konvenienz unbenommen; so wie auch 
beim Bauwesen der übliche Gebrauch der Schacht -Ruthen 
von 144 Kubik- Fuss noch beibehalten werden kann. 

§.26. Dia Böttcher sollen hinführo kein neues, oder 
durch Einsetzung neuer Datiben verändertes Gefäss, worin 
Wein, Bier, Essig, Branntwein und ähnliche Flüssigkeiten 
verkauft werden, aus den Händen geben, ohne darauf die 
Berliner Quartzahl und ihren Stempel einzubrennen. Dieser 
Stempel, der durch einzelne Buchstaben den Yerfertiger spe- 
ciell bezeichnet, wird ihnen von der Eichungs-Commission 
des Departements durch die Ortspolizei gegen blosse Erstat- 
tung der Kosten zu gefertigt. Die Örtliche Polizei ist verpflich- 
tet, für dessen Zurück lieferung zu sorgen, sobald der Böttcher 
das Gewerbe aufgiebt. 

§. 27. Durch das blosse Unterlassen der hiermit vorge- 
schriebenen Bezeichnung, verwirken die Böttcher Einen Tha- 
ler Polizeistrafe für jedes unbezeichnete Gefäss. Unrichtig 
befundene gebrannte Gefässe müssen sie unentgeldlich umar- 
beiten, und ausserdem erlegen sie noch den Werth des Ge- 
fasses als Polizeistrafe. Auch bleibt es der Beurtheilung der 
Polizeibehörden überlassen, nach Bewandniss der Umstände, 
die Einleitung des Kriminalverfahrens nachzusuchen, und den 
Kontravenienten bei erheblicher Unrichtigkeit der Bezeichnung 
den Stempel abzunehmen. 

§. 28. Alle Flaschen, welche inländische Glashütten ver- 
fertigen, müssen daselbst mit einem Stempel bezeichnet wer- 
den, der neben dem besondern Zeichen der Glashütte den 
Inhalt in Berliner Quarten, oder deren Theilen ausdrückt. 
Diese S'empel erhalten die Hüttenbesitzer, gegen blosse Be- 
zahlung der Kosten, von der Eichungs-Commission des Re- 
gierungs- Departements durch die örtliche Polizeibehörde, die 
auch verpflichtet ist, für deren Rücklieferung zu sorgen, wenn 
die Glashütte eingeht. 

^ §. 29* Durch die blosse Nichtbezeichnung, wird eine Po- 
lizeistrafe von zwei Groschen für jede Flasche verwirkt. 
Flaschen, deren Inhalt um mehr als ein Sechszehntheil von 
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der durch den Stempel bezeichneten Angabe abweicht» rouss 
die Glashütte gegen Erstattung des Kaufpreises und der Trans- 
portkosten zurücknehmen. 

§.30. Vom 1. Januar 1819 *b, kann Jedermann, der Bier, 
"Wein, Essig oder Branntwein in Flaschen kauft, fordern, dass 
sie ihm in, nach §.28., gestempelten Flaschen geliefert werden. 

§•31« Die Eichungs • Commissionen sollen Branntwein- 
probemesser, welche nach den Normalmessern, die sie erhal- 
ten werden, angefertigt, und von ihnen gestempelt sein müs- 
sen» zum Verkauf feil halten. Wer nach acht Monaten von 
Kundmachung dieser Verordnung ab, Branntwein im Grossen, 
Ton einer bedungenen Starke kauft, kann verlangen, dass 
ihm derselbe nach solchen gestempelten Probemessern über- 
liefert werde. 

§.32. Die Gold- und Silberarbeiter erhalten diejenigen 
Stempel, welche erforderlich sind, um, den bestehenden Ver- 
ordnungen gemäss, den Feingehalt der goldenen und silber- 
nen Geräthe und Waaren aller Art zu Bezeichnen, und den 
Namen des Verfertigers anzudeuten, gegen blosse Bezahlung 
der Kosten, durch die örtliche Polizeiobrigkeit, von derjeni- 
gen Eichungs - Commtssion» welche sich im Hauptorte der 
Provinz, wo das Oberpräsidium seinen Sitz hat, befindet. 
Die örtliche Polizeiobrigkeit muss auch für Rückgabe dieser 
Stempel sorgen, wenn der Gold- oder Silberarbeiter aufhört, 
sein Handwerk zu betreiben. 

§.33. Jeder Käufer von neuer Gold- oder Silberarbeit 
ist berechtigt, die Annahme derselben zu versagen, wenn sie 
nicht mit dem hier vorgeschriebenen Stempel versehen ist. 

§.34. Die Eichungs -Commission zu Berlin insbesondere, 
hat die Verpflichtung, sorgfältig ausgearbeitete Probemaasse 
und Gewichte, Behufs wissenschaftlicher Untersuchungen, 
zum Verkaufe bereit zu halten. 



§.35. Alle Eichungs -Commissionen und Eichungs -Aem- 
ter erhalten eine Taxe, wodurch bestimmt wird, was sie für 
die bei ihren vorfallenden Arbeiten und von ihnen zu lie- 
fernden Werkzeuge nehmen dürfen. Diese Taxe muss in ih- 
rem Geschäftslocal zu Jedermanns offener Ansicht angeschla- 
gen, sämmtlichen Polizeibehörden mitgetheilt, auch dem Pu- 
blikum durch die öffentlichen Blätter bekannt gemacht werden. 

Wir beauftragen insbesondere Unser Ministerium der Fi- 
nanzen und des Handels, mit der Ausführung dieser Maass- 
und Gewicht - Ordnung, und befehlen Unsern Ministerien, 
Landeskollegien, Polizei- und Justizbehörden, den Magistra- 
ten, Kommunen, und überhaupt sämmtlichen Einwonnern 
Unserer Staaten, sich darnach, jeder an seinem Thei), genau 
zu achten. 

6* 
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Anweisung zur Verfertigung der Probemaaue und Gewicht« 
nach $. 1. der Maats- und Gewicht- Ordnung von 
demselben Datum. 

§.1. Das Grundmaass für sämmt liehe Preussische Staa- 
ten ist der Preussische Fuss. 

§. 2. Unter dieser Benennung soll der seit dem 28. Octo- 
ber 1773 in Preussen, den Marken und Pommern eingeführte 
sogenannte rhei nlünd ische Werkfuss verstanden werden. 

§.3. Er enthält einhundert neun und dreissig und 
dreizehn hundert Theile Linien des in wissenschaftlichen 
Verhandlungen allgemein bekannten Pariser Fusses. 

Damit aber die Grösse des preußischen Fussmaasses, wo- 
rauf die übrigen Maasse und Gewichte gegründet sind, unab- 
hängig von „jedem andern Maasse, auf einem Urmaasse be- 
ruhe, welches zu allen Zeiten bei entstehenden Zweifeln, 
wieder erlangt werden kann, so soll nach Vollendung der 
Beobachtungen über die Secunden-Pendul- Länge von Berlin, 
diese und ihr Verhältniss zum preussischen Fuss bekannt 
gemacht werden. 

§.4. Dieser preussische Fuss wird in zwölf Zolle und 
dieser Zoll in zwölf Linien eingetheilt. 

§.5* Zwölf dieser Fusse machen eine Preussische 
Ruthe, die zum Gebrauche der Feldmesser, blos zehntheilig, 
hundertteilig, und so lort, so weit es nöthig ist, eingetheilt 

• ja 

wird. 

§.6. Eine Preussische Meile ist eine Länge von 
zweitausend solcher Ruthen. 

. §.?• Die Berliner Elle soll fortan fünf und zwan- 
zig und einen halben preussischen Zoll enthalten. 

§. 8. Der Faden bei dem Seewesen enthält sechs preussi- 
sche Fusse. 

§.9. Das Lachter bei dem Bergbau enthält achtzig 
preussische Zolle. Es wird in acht Achtel, das Achtel in 
zehen Lachterzolle, der Lachterzoll in zehen Primen, die 
Prime in zehen Secunden getheilt. 

§.10. Der Preussische Morgen enthält ein hun- 
dert achtzig preussische Quadratruthen. Nach Hufen wird 
in öffentlichen Verhandlungen nicht mehr gerechnet. 

§.11. Der Berliner Scheffel soll dreitausend zwei 
und siebenzig preussische Knbikzolle enthalten, und zwei 
und zwanzig preussische Zoll im Lichten weit .sein. Neun 
Berliner Scheffel sind demnach sechszehn preussische Ku- 
bikfusse. 
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§.12. Die Berliner Metze ist ein Sechszehnt heil des 
Scheffels. Sie enthält demnach einhundert zwei und 
neunzig preussische Kubikzolle, oder neun Metzen sind ein 
Kubikfuss. 

§.13. Das Berliner Quart ist ein Drittheil der Metze. 
Es enthält also vier und sechszig preussische Kubikzolle, 
oder sieben und zwanzig Quart sind ein Kubikfuss. 

^ 

§. 14. Der Eimer enthält sechszig Berliner Quart; ein 
Oxhoft enthält drei, ein Ohm zwei, ein Anker einen 
halben Eimer. 

§.15* Die Biertonne enthält einhundert Quart. 

§. 16. Die Tonne zum Messen des Salzes, des Kalks, 
des Gipses, der Stein- und Holzkohlen, der Asche, und an- 
derer trocknen Waaren, enthält vier Berliner Scheflel, oder 
neun Tonnen sind vier und sechszig Kubikfuss. 

§.17. Die Leinsaat - Tonne macht jecfoch hiervon 
eine Ausnahme und behält ferner den bisher üblichen Inhalt. 
Nach diesem enthalten vier und zwanzig solche Tonnen sechs 
und fünfzig und einen halben Berliner Scheffel; also die 
Tonne sieben und dreissig zwei Drittheil Metzen. 

§. 18. Das Gewicht eines Freussischen Kubikfusses destil- 
lirten Wassers, im luftleeren Räume bei einer Temperatur 
von fünfzehn Graden des Beaumürschen Quecksilber - Ther- 
mometers wird in sechs und sechszig gleiche Theile ge- 
theilt. Ein solcher Theil ist ein Preussisches Pfund. 

§. 19* Die Hälfte dieses Pfundes kommt genau mit der 
bisher bei dem preussischen Münzwesen üblichen köllnischen 
Mark überein, und soll auch ferner unter der Benennung 
Preussische Mark -zum Wiegen der Münzen und des Goldes 
und Silbers gebraucht werden. 

§.20. Die doppelte Eintheilung der Mark für Gold in 
vier und zwanzig Karate, für Silber in sechszehn Lothe, soll 
nicht mehr ofQciell gebraucht, sondern die Mark für alle edele 
Metalle blos in zwei hundert acht und achtzig Grüne 

eingeteilt werden ' 

§.21. Das Preussische Pfund §.18. soll auch als 
Kramergewicht dienen, und zu diesem Zwecke in zwei 
und dreissig Lothe, das Loth aber in vier Quentchen 
gelheilt werden. 

§.22. Ein hundert und zehen Pfunde sind ein 
Preussischer Centner. 

§. 23. Nach Steinen und Schiffs pfunden soll bei öffentli- 
chen Verhandlungen nicht mehr gerechnet werden. Dagegen 
soll die Preussische Schiffslast vier tausend Pfunde enthalten. 
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§. 24. Das besondere Fleischergewicht wird nicht mehr 
gebraucht. Die Fleischer bedienen sich künftig auch des 
Kfamergewichts. 

$.25. Das Medizinalgewicht behält seine übliche Abthei- 
lung. Demnach hat das Medizinalpfund zwölf Unzen, die 
Unze acht Drachmen, die Drachme drei Skrupel, der Skrupel 
zwanzig Gran. 

Aber das Gewicht dieser Theile soll so bestimmt werden, 
dass das Medizinalpfund vier und zwanzig preussische Lothe, 
die Unze zwei solcher Lothe, die Drachme ein Preussisches 
Quentchen enthalt. 

§.26. Juwelen werden auch ferner nach Karaten, und 
deren Eintheilung in halbe, viertel u. s.w. gewogen. Ein 
hundert sechszig solcher Karate sollen neun preussischen 
Quentchen gleich sein. 

§.27. In allen öffentlichen Verhandlungen sollen im 
ganzen Preussischen Staate keine andere Maasse und Gewichte 
angewendet werden. 

§. 28. Auch für den Privatverkehr sollen in den alten 
Theilen der Marken und der Provinzen Pommern und Preus- 
sen keine andere Maasse und Gewichte stempellähig sein. 

$.29« Dagegen soll in den, durch die neue Eintheilung 
des Staats, diesen Provinzen noch zugeheilten Landstrichen, 
so wie in allen andern, vorstehend nicht genannten Theilen 
des Staats, wo der Privatverkehr neben den erwähnten Maas- 
sen und Gewichten, auch den Gebrauch einzelner Provinzial- 
maasse und Gewichte erfordert, dieser Gebrauch von Privat- 
verkehr vorläufig noch nachgegeben werden. Es müssen 
aber durch die betreffenden Regierungen, die Verhältnisse 
dieser Provinzialmaasse und Gewichte zu den gesetzlichen, 
genau ausgemittelt, bei Unserm Ministerium der Finanzen und 
des Handels zur Prüfung eingereicht, das richtige Verhaltniss 
dem Publikum bekannt gemacht, und hiernachst, jedes dieser 
Maasse und Gewichte, von den betreffenden Eichungs-Aem- 
tern gestempelt werden. 

§. 30. Andere Provinzialmaasse und Gewichte als dieje- 
nigen, deren Gebrauch hiernach vorläufig noch gestattet wer- 
den wird, sind nicht stempelfähig. 

$.31. Die §. 1. der Maass- und Gewicht- Ordnung vom 
heutigen Tage zu verfertigenden Originalmaasse und Gewichte, 
welche künftig die einzige Grundlage des ganzen Preussischen 
Maass- und Gewicht - Systems sein sollen, sind allein und 
ganz genau nach vorstehenden Vorschriften, und hiermit ge- 
setzlich bestimmten Verhältnissen auszuarbeiten, ohne Rück- 
sicht, was sonst für Maasse und Gewichte irgendwo in den 
Preussischen Staaten als Normalmaasse und Gewichte gebraucht 
worden sein möchten. 
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Tb. I. Tit. 5« 0. £57. Gesetz Uber die Münzverfassung in den 
Preuss. Staaten, vom 30. Septbr. 1821. 6. S. S. 159« 

In der Absicht, eine gleichförmige feste Währung in 
Gold und Silber in Unseren sämmtltchen Staaten einzuführen, 
diese durch eine angemessene Scheidemünze, so weit es das 
Bedürfnis* des täglichen Verkehrs erfordert, mit den beson- 
deren Währungen einzelner Landestheile, für deren Beibehal- 
tung hinlängliche Gründe vorhanden sind, in ein fest bestimm- 
tes und leicht übersichtliches Verhältniss zu setzen, und 
durch Ausprägung einer hinlänglichen Menge inländischer 
Gold - und Silbermünzen den Umlauf fremder Münzsorten 
sowohl, als der alten schon herabgesetzten inländischen Schei- 
demünze allmählig ganz entbehrlich zu machen, verordnen 
und gebieten Wir, nach erfordertem Gutachten Unseres Staats- 
xaths, wie folget: 

1. Die eigentümliche Goldmünze des Staats bleibt nach 
der bisherigen Münz Verfassung der Fried richsd'or. Derselbe 
soll wie bisher dergestalt ausgeprägt werden, dass fünf und 
dreissig Stück eine Mark wiegen, und in dieser Mark zwei- 
hundert sechszig Grän feines Gold enthalten. 

2. Bei der Rechnung in Golde wird der Friedrichsd'or 
zu fünf Thalern angenommen. Einhundert drei und neunzig 
Thaler eilf Dreizehntheil (193H) in 6 <> lde enhalten daher 
eine Mark feines Gold. 

3. Doppelte und halbe Friedrichsd'or werden in gleichem 
Verhältniss und nach eben demselben Fusse ausgeprägt. 

4. Die eigentümliche Silbermünze des Staats ist der 
Preussische Thaler. Zehn und ein halbes Stück werden wie 
bisher eine Mark wiegen, und zweihundert und sechszehn 
Grän feinen Silbers enthalten. > Vierzehn Preussische Thaler 
sind daher eine Mark feines Silber. 

5. Das bisher ausgegebene kleine Kurant, das nach dem 
Münzftisse von 1 764 zu vierzehn Thalern auf die Mark feinen 
Silbers ausgeprägt wurde, und in Halben, Drittel-, Viertel-, 
Sechstel- und Zwölftel -Thalern bestand, soll in allen Thei- 
len des Staats nach seinem vollen gedachten Werthe im Um- 
laufe bleiben; künftig aber sollen ausser den Thalern nur 
Eiusechstelstücke ausgeprägt werden. 

6. Die alten [Einfünftel- und Einfunzehntel-Thalerstücke, 
die ohnehin nur in den Provinzen Preussen und Westpreus- 
sen noch im Umlaufe sind, so wie die unveränderten Ein- 
sechstel- und Einzwölftel-Thalerstücke, sollen, ohne Herab- 
setzung ihres Werthes und ohne Verlust der Inhaber, nach 
und nach eingewechselt und in den Münzstätten eingeschmol- 
zen werden. 
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7. Künftig wird der Preussische Thaler in Unseren sammt- 
lichen Staaten in dreissig Silbergroschen getheilt. Es sollen 
deshalb Silbergroschen in Billon ausgeprägt, dieselben aber 
nur als Scheidemünze zur Ausgleichung, besonders im klei- 
nen Verkehr, gebraucht werden. Zahlungen, die mit ganzen, 
Drittel- und Sechstel- Thalers tücken geleistet werden können, 
ist Niemand verpflichtet, in Silbergroschen anzunehmen; da- 
gegen darf die Annahme derselben, Ton den öffentlichen 
Kassen und Anstalten eben so wenig, als im Privatverkehr, 
geweigert werden, in so fern die zu leistende Zahlung weni- 
ger, als ein Sechstel - Thaler beträgt, oder weniger als ein 
Sechstelstück zur Ausgleichung der Summe erforderlich ist. 

Die Vorschrift des A.L.R. I. Th. 16*. Tit. g. 77. ist also 
hiermit aufgehoben. 

8. Einhundert sechs und zwei Drittel (106f ) Silbergro- 
schen-Stücke sollen eine Mark wiegen und vier und sechszig 
Grän feinen Silbers enthalten. Die Mark feines Silber wird 
also in den Silbergroschen - Stücken zu sechszehn Thalern 
ausgebracht. 

9. Die Ausmünzung der Silbergroschen - Stücke soll in 
Unseren Münzstätten mit der Bekanntmachung dieses Gesetzes 
anfangen, davon aber mehr nicht in Umlauf gesetzt werden, 
als erforderlich ist, um den im 7ten §. ausgedrückten Zweck 
zu erreichen. 

4 " 

10. Sobald sie erscheinen, haben sie überall in Unseren 
Staaten auf die in eben dem §. J. ausgedrückte Weise gesetz- 
lichen Kurs; die Führung der Rechnungen in öffentlichen 
Kassen nach Thalern zu dreissig Silbergroschen, und die Er- 
hebung der öffentlichen Gefälle nach dieser Rechnung, nimmt 
gleichwohl erst dann, wenn eine zureichende Zahl dieser 
neuen Münzsorten im Umlaufe ist, ihren Anfang. 

11. Der Silbergroschen wird weiter in zwölf Pfennige 
getheilt. Es sollen gleichzeitig mit den Silbergroschen, Sechs- 
pfennig-Stücke in Billon, verhältnissmässig nach dem im §.8. 
bestimmten Munzfusse, auch Vier-, Drei-, Zwei- und Ein- 
pfennig - Stücke in Kupfer ausgeprägt, und, in soweit dies 
zur Ausgleichung im kleinen Verkehr nöthig sein sollte, 
mehr aber nicht, in Umlauf gesetzt werdend 

12. Die Verhältnisse der alten Preussischen Scheidemünze 
in Billon bleiben unverändert dieselben, wie sie durch das 
Edict vom 13. Dezember 1811 bestimmt sind, und alle öffent- 
liche Kassen werden hiermit angewiesen, jede Zahlung, wel- 
che in Preussischem Kurant an sie zu machen ist, auch in 
gedachter Scheidemünze nach dem Verhältnisse von zwei 
und vierzig Groschen- Stücken, zwei und fünfzig und einhalb 
Dütlchen - oder Böhmen - Stücken und vier und achtzig 
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Sechspfennig - Stücken für den Preußischen Thaler überall 
anzunehmen. 

Es soll aber, nach der Bestimmung de« Edicts vom 
13. Dezember 1811» diese Scheidemünze, soviel davon noch 
im Umlaufe ist, eingezogen, affin irt und in Kurant umgeprägt 
werden; daher dieselbe auch fernerhin durch Privatpersonen 
in die Münze zum Umprägen eingeliefert werden kann. 

13. Die Preussische Kupfermünze, welche gegenwärtig 
noch im Umlaufe ist, behält ebenfalls ihren bisherigen Werth 
Wo aber der Gebrauch derselben Schwierigkeit findet, soll 
auf Antrag der Ober - Präsidenten Anstalt betroffen werden, 
sie ohne Schaden der Besitzer gegen neues Kupfergeld umzu- 
tauschen. 

14. Erst von dem Tage an, da Unser Staats -Ministerium 
erklärt haben wird, dass in einer Provinz eine hinlängliche 
Summe in Silbergroschen im Umlaufe ist, führen die öffent- 
lichen Kassen daselbst ihre Rechnungen in Thalern zu dreis- 
sig Silbergroschen, und Silbergroschen zu zwölf Pfennigen. 

Im Privatverkehr bleibt jede bisher erlaubte Berechnungs- 
art auch ferner gestattet. 

15. Sämmtliche, besonders in den westlichen Provinzen 
noch cursirende, nicht Preussische Münzen, sollen ohne Auf- 
schub aufs neue untersucht, mit dem Preussischen Gelde ver- 
glichen, und die Resultate davon durch Vergleichungstabellen, 
nach vorgängiger Genehmigung des Staats - Ministeriums, 
gleichzeitig mit der Publication des gegenwärtigen Gesetzes 
öffentlich bekannt gemacht werden. 

16. Von den nach §. 11. neu zu prägenden Kupfermün- 
zen sollen so viel Stücke, als zusammengenommen einen Sil- 
bergroschen ausmachen, ein und ein viertel Loth wiegen, 
und also das Gewicht 

des Vierpfennigstückes fünfzwölftheil Loth, 
des Dreipfennigstückes fünfsechszehntheil Loth, 
des Zweipfennigstückes iunfvierundzwanzigtheil Loth, 
des Einpfennigstückes fünfachtundvierzigtheil Loth 

betragen. 

17. Bei der Ausprägung der Münzen, die in Folge dieses 
Gesetzes in Unserem Staate im Umlaufe sein werden, soll un- 
ter dem Vorwande eines sogenannten Remediums an ihrem 
Gehalte und Gewichte nichts gekürzt, vielmehr alle Sorgfalt 
darauf verwendet werden, dass sie beides, Gehalt und Ge- 
wicht, vollständig haben. 

18. An den einzelnen Goldmünzen soll durchaus keine 
Abweichung im Feingehalte, im Gewichte aber in keinem Falle 
weiter alt äusserstens bis auf ein viertel Prozent geduldet werden. 
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19* An den einzelnen Preussischen Thalerstücken toll 
die Abweichung im Feingehalte äusserstens einen Gran, im 
Gewichte aber höchstens ein halb Prozent betragen dürfen. 

20. An den einzelnen Einsechstheilstücken darf die Ab- 
weichung im Feingehalte niemals anderthalb Grän, und im 
Gewichte nie ein Prozent übersteigen. 

21. Wir behalten Üns vor, eigene toii Unserer Münz* 
Verwaltung unabhängige Münzwardeine, wo es nöthig erach- 
tet wird, anzuordnen, welche auf den Feingehalt, das Ge- 
wicht und die sonstige Beschaffenheit des in irgend einem 
Theile Unseres Staates in Umlauf kommenden inländischen 
sowohl, als fremden Metallgeldes aller Art zu wachen, das- 
selbe zu untersuchen und die Resultate davon zur Veranlas- 
sung weiterer Verfügungen, den Ober -Präsidenten vorzulegen 
haben werden. 

22. Das gegenwärtige Gesetz hat keinen Bezug auf die 
Münzverfassung in Neufchatel. Diese wird unverändert in 
ihren bisherigen Verhältnissen erhalten. 

"Wir befehlen Unseren Ministerien und sämmtlichen öf- 
fentlichen Behörden, auf die Vollziehung dieses Münzgesetzes 
überall in den Gränzen der ihnen angewiesenen Geschäfts- 
verwaltung mit pflichtmässiger Sorgfalt zu halten und den 
bei Unseren Münzstätten angestellten Beamten insbesondere, 
dasselbe gewissenhaft zu befolgen, allen Einwohnern Unserer 
Staaten aber, sich darnach gebührend zu achten. 

Tll.I. Tit. 5. ß. 257. CO. vom 22. Juni 1823, wegen all- 
gemeinen Gebrauchs der neuen Scheidemünze und Aussereoursseixung 
fremder Scheidemünzen. G. S. S. 128. 

Um die Hindernisse zu beseitigen, welche wegen der noch 
in mehreren Provinzen cursirenden alten Landes- Scheidemün- 
zen und fremden Scheidemünzen der allgemeinen Verbreitung 
der durch das Gesetz vom 30. September 1821 eingeführten 
neuen Scheidemünze entgegenstehen, und den Zweck, diese 
neue Scheidemünze zur allgemeinen allein gültigen Landes- 
münze zu erheben, zu befördern, will Ich nach den Vorschlä- 
gen des Staats -Ministerii hiermit Fplgendes bestimmen: 

1 ) Gewerbtreibende, so wie alle diejenigen , welche ihre 
Waaren öffentlich ausbieten, sollen von jetzt an allgemein, 
gehalten sein, die Preise in Preussischem Gelde, nach der 
neuen Eintheilung von 30 Silbergroschen auf den Tlialer und 
12 Pfennige auf den Silbergroschen zu stellen; 

2) auch bei allen öffentlichen Verhandlungen der Verwal- 
tungs- und Justiz- Behörden, Notarien, Auctions-Commissa- 
rien, den Rurszetteln, "Waaren- Preis -Courants etc. muss die 
neue Münz -Eintheilung zur Anwendung gebracht werden; 
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3) die Polizei -Taxen, wo «elbige noch bestehen, müssen 
ebenfalls nach derselben angelegt werden; 

4) die fremden Silber- und Kupfer- Scheidemünzen aller 
Art sollen gänzlich ausser Kurs gesetzt sein, und nach Ab- 
lauf einer Frist von Sechs Monaten im Verkehr nicht mehr 
angenommen werden; 

5) die Einbringung fremder Silber - Scheidemünzen soll 
von jetzt an, bei Strafe der Konfiscation, verboten sein. 

Auch die Einbringung fremder Kupfermünzen, so wie 
überhaupt jeder Kupfermünze, welche nicht unter Preußischem 
Stempel ausgeprägt worden, soll unter Strafe der Konfiscation 
und der Zahlung des doppelten Nennwerths überall verboten 
sein, dergestalt, dass nur die als Metall und zum EinschmeU 
zen eingeführten Kupfermünzen davon ausgenommen bleiben, 
wozu aber Pässe bei den betreffenden Pro v in ziel -Regierungen 
nachgesucht werden müssen. 

Ich beauftrage das Staats -Ministerium, diese Bestimmun- 
gen im geeigneten Wege zur öffentlichen Kenntniss zu brin- 
• gen, und wegen der Ausführung und Befolgung derselben 
das weiter Erforderliche zu veranlassen. 

Th.I. Tit. 5. 0* 957* CO. vom 25. Octbr. 1825, dass bei 
künftigen Vertrugen und Rechnungen unter der Bezeichnung Groschen 
nur Silbergroschen verstanden werden sotten. G. S. S. 227 . 

Da der Umlauf der alten Scheidemünze nunmehr nicht 
weiter statt findet; so setze Ich fest, dass bei jeder Art von 
Verträgen, so wie bei Rechnungen unter der Bezeichnung 
von Groschen, jedesmal Silbererosehen als Dreissig Theile 
eines Thalers, so wie unter Pfennigen Zwölf Theile eines 
Silbergroschen oder Dreihundert Secnszig Theile eines Tha* 
lers zu verstehen sind. Der Freissteller ist verbunden, die 
Zahlung hiernach anzunehmen, so dass fernerhin eine Rech- 
nung auch nicht in ihren einzelnen Positionen in Groschen 



die Hauptsumme auf Silbergroschen reduzirt sein darf, viel- 
mehr der Zahlungspflichtige berechtigt sein soll, jede in Cou- 
rant aufgeführte Untereintheilung eines Thalers als Silbergro- 
schen oder ^ u « d diese a 12 Pfennige zu rechnen und zu 
zahlen. 

Diese Bestimmungen sollen von dem Tage der Bekannt- 
machung an, welche das Staats*- Ministerium im gesetzlichen 

"Wege zu veranlassen hat, in Kraft treten, 

■ 

Th.I, Tit. 5. 0.957. CO. vom 25. Xovbr. 1826, wegen 
V erbreitunsr der neuen Scheidemünze in die westlichen Provinzen der 
Monarchie. G. S. S, 115. 



Verbreitung der durch das Gesetz vom 30. September 1821 



nach der Eintheilung von 




etwa nur 
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eingeführten neuen Scheidemünze in den westlichen Provin- 
zen der Monarchie, nicht ausreichend befanden sind, indem 
dort noch immer nicht r nur die von der Annahme bei den 
öffentlichen Kassen und im gemeinen Verkehr ausgeschlosse- 
nen alten Landes - Scheidemünzen, sondern auch die durch 
Meinen Befehl vom 22. Juni 1823 ausser Cours gesetzten 
fremden Silber - und Kupfer- Scheidemünzen, sich im Umlaufe 
finden, und die Berechnungsarten nach geraein Courant, ge- 
mein Geld, Frankfurter und Klevischen Thalern, nach Stü- 
bern u. s. w. zu einer, die arbeitende und untere Volksklasse 
besonders drückenden Agiotage Veranlassung geben) so will 
Ich, nach den Vorschlägen des Staatsministeriums, für die 
westlichen Provinzen Folgendes bestimmen: 

1 ) die durch Meinen Befehl vom 22. Juni 1823 auf die 
Einbringung fremder silberner und kupferner Scheidemünze 
gesetzten Strafen der Konfiscation und resp. der Konfiscation 
und Zahlung des doppelten Nennwerthes, soll auch in den 
Fällen zur Anwendung kommen, wo diese Münzen im Tausch 



und denjenigen treüen, der solche ausgiebt. 

Eine Ausnahme hiervon wird nur für den nachbarlichen 
Verkehr in den Grenzstädten und Ortschaften, welche in den 
durch die Zollordnung bestimmten Grenzbezirken bis zur 
Binnenlinie belegen sind und in den vom Zollverbande aus- 
geschlossenen Landestheilen gestattet. 

2) Es ist zwar schon den Unterthanen alle Gelegenheit ge- 
geben, sich der alten Landes- Scheidemünze in Silber (Bil- 
lon) und Kupfer, zu ihrem vollen Nennwerthe durch Ein- 
zahlung und selbst durch Verwechselung bei den Königlichen 
Kassen zu entledigen; da diese Gelegenheit aber von ihnen 
nicht überall gehörig benutzt ist, und damit dieselben sich 
gegen den Nacht heil, welcher mit der fernem Ausgabe dieser 
Münzen verbunden sein soll, verwahren können, will Ich 
nachgeben, dass noch eine Frist von drei Monaten bestimmt 
werde, binnen welcher diese Münzen, bei den näher durch 
die Regierung zu bestimmenden Kassen, zum Nennwerthe in 
jedem Betrage umgewechselt werden können. Dagegen sollen 
die alten Landes -Scheidemünzen, einschliesslich der fremden 
Konventions -Zweigroschenstücke, von nun an verrufen und 
ausser Cours gesetzt sein, und, wo sie im Tausch oder ge- 
meinen Verkehr angetroffen werden, confiszirt werden. 

3) Im Handel und Verkehr im Innern soll keine andere 
Berechnungsart, als im Preussischen Gelde, den Thaler zu 
30 Silbergroschen und den Silbergroschen zu 12 Pfennigen, 
statt finden, und jede dagegen entdeckte Kontravention poli- 
zeilich bestraft werden. 

Die Bestimmung im §. 14. des Gesetzes über die Münz- 
verfassung vom 30. September 1821, wonach im Privat verkehr 
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jede bisher erlaubte Berechnungsart ferner gestattet ist, hört 
daher auf. 

Kaufleute und Gewerb treib ende, welche kaufmännische 
Hechte haben, sollen ihre Bücher, wo solches noch nicht 
statt findet, vom Anfang des Jahres 1827 an, nach dieser 
Eintheilung führen, widrigenfalls sie, wenn bei einer, nach 
den gesetzlichen Bestimmungen eintretenden Vorlegung der 
Bücher, oder daraus zu fertigender Auszüge eine Kontraven- 
tion gegen diese Bestimmung sich ergiebt, in eine Strafe von 
20 bis 100 Rthlr. verfallen. 

Wird bei öffentlichen Verhandlungen der Verwaltungs- 
und Justiz- Behörden, Notarien, Auctions- Kommissarien u. s. 
w. die neue Münzeintheilung nicht zur Anwendung gebracht, 
so verfällt der Beamte, welcher die Verhandlung aufnimmt, 
in eine Strafe von 2 bis 25 Rthlr. 

Nur der Wechsel verkehr bleibt von dieser Vorschrift 
ausgenommen. 

4) Wegen der untersagten Annahme fremder Gold- und 
Silbermünzen bei den öffentlichen Kassen, bleiben die bisher 
erlassenen Bestimmungen in Kraft. 

Im Handel und gemeinen Verkehr sollen die fremden 
Silbermünzen nur zu dem Werthe ausgegeben werden dürfen, 
welcher ihnen in der der Bekanntmachung vom 27* Novem- 
ber 1821 (G. S. von 1821 S. 190 ff.) beigefügten Vergleichungs- 
tabelle gegen Preussisches Geld beigelegt ist, und dürfen sie 
zu einem höheren Werthe bei Zahlungen nicht aufgedrungen 
werden. 

Zur Annahme dieser Münzen ist übrigens niemand ver- 
pflichtet. 

Ich beauftrage das Staatsministerium, diese Bestimmungen 
durch die G. S. und Amtsblätter zur Öflentlichen Kenntniss 
zu bringen und auf die Befolgung derselben strenge halten 
zu lassen. 

Th.I. Tit. 5. 8.957. CO. vom 30. Novhr. 1S29, Ober die 
Anwendung' der vorstehenden CabineUordr* auf die östlichen Provinzen» 
G. S. de 1830. S. 3. 

Da die bisher ergangenen Anordnungen zur allgemeinen 
Verbreitung der durch das Gesetz vom 30. September 1821 
eingeführten neuen Scheidemünze in den östlichen Provinzen 
der Monarchie nicht ausreichend befunden sind, indem theil- 
weise die durch Meinen Befehl vom 22. Juni 1823 ausser 
Kurs gesetzten fremden Silber- und Kupfer -Scheidemünzen 
sich in mehrern Gegenden noch immer im Umlaufe befinden; 
so will Ich, in Uebereinstimmung mit Meiner in dieser Be- 
ziehung für die westlichen Provinzen unterm 25. November 



Digitized by Google 



134 



A. L. Ä. Th. L TU. 5. §. 257 



1826 erlassenen Order, nach den Vorschlagen des Staatsmi- 
nisteriums, hiermit auch für die östlichen Provinzen Folgen- 
des bestimmen: 

1) Die durch Meinen Befehl vom 22. Juni 1823 auf die 
Einbringung fremder silberner und kupferner Scheidemünze 
gesetzten Strafen der Confiskation und resp. der Confiskation 
und Zahlung des doppelten Nennwerthes, sollen auch in den 
Fällen zur Anwendung kommen, wo diese Münzen im Tausch 
oder gemeinen Verkenr gebraucht und angetroffen werden, 
und denjenigen treffen, der solche ausgiebt. * 

Wenn in besondern Fällen der nachbarliche Verkehr oder 
andere Umstände eine Ausnahme hiervon erfordern sollten» 
so wird das Staatsministerium darüber entscheiden. Den Me- 
tall wer th der confiscirten Münzen sollen die Armen -Anstal- 
ten des Orts erhalten, in welchem die Beschlagnahme der 
Münzen Statt gefunden. 

2) Zur Fortschaffung der fremden Scheidemünzen, wird ein 
Termin von Drei Monaten bewilligt, damit die Unterthanen 
sich dieser Münzen entledigen und sich gegen den Nachtheil, 
welcher mit der fernem Ausgabe derselben verbunden ist, 
verwahren können. 

3) Im Handel und Verkehr im Innern soll keine andere 
Berechnungsar t, als im Freussischen Gelde, den Thaler zu 
SO Silbergroschen und den Silbergroschen zu 12 Pfennigen 
Statt finden, und jede dagegen entdeckte Gontravention po- 
lizeilich bestraft werden. 

Die Bestimmung im |. 14 des Gesetzes über die Münz- 
verfassung vom 30. September 1821, wonach im Privatverkehr 
jede bisher erlaubte Berechnungsart ferner gestattet ist, hört 
daher auf. Kaufleute und Gewerbetreibende, welche kauf- 
männische Rechte haben, sollen ihre Bücher, wo solches noch 
nicht Statt findet, vom Anfang des Jahres 1330 an nach die- 
ser Eintheilung führen, widrigenfalls sie, wenn bei einer nach 
den gesetzlichen Bestimmungen eintretenden Vorlegung der 
Bücher oder daraus zu fertigender Auszüge eine Contraven- 
tion gegen diese Bestimmung sich ergiebt, in eine Strafe von 
20 bis 100 Rthlr. verfallen. 

Wird bei öffentlichen Verhandlungen der Verwaltungs- 
und Justizbehörden, Notarien, Auktions-Kommissarien u. s. w. 
die vorgeschriebene Münz-Eintheilung nicht zur Anwendung 
gebracht, so verfätlt der Beamte, welcher die Verhandlung 
aufnimmt, in eine Strafe von 2 bis 25 Rthlr. Nur der Wech- 
sel-Verkehr bleibt von dieser Vorschrift ausgenommen. 

4) Wegen der untersagten Annahme fremder Gold- und 
Silbermünzen bei den Öffentlichen Kassen, bleiben die bisher 
erlassenen Bestimmungen in Kraft. 
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Im Handel und gemeinen Verkehr sollen die fremden 
Silbermünzen nur zu dem Werthe ausgegeben werden dür- 
fen, welcher ihnen in der, der Bekanntmachung yom 27» No- 
Tember 1821 (G.S. von 1821, S. 190 ff.) beigefügten Vergle iohs- 
Tabelle gegen Preussisches Geld beigelegt ist, und dürfen sie 
zu einem höheren Werthe bei Zahlungen nicht aufgedrungen 
werden. Zur Annahme dieser Münzen ist übrigens Niemand 
verpflichtet. 

Wegen der in Neu- Vorpommern noch im Umlauf befind- 
lichen alten schwedisch- pommerschen Münzen, wird beson- 
dere Anordnung erfolgen. 

Ich beauftrage das Staatsministerium, diese Bestimmun- 
gen durch die G. S. und Amtsblätter zur öffentlichen Kennt- 
niss zu bringen und auf die Befolgung derselben strenge hal- 
ten zu lassen. 



Tit.*. 8.157. Cd vom Febr. 1830, 6etr. die 
Bestimmungen wegen der in Neuvorpommern und Rügen noch im Um- 
lauf befindliehen Münzen, G. S, S. 22, * 

InT Verfolg Meiner Order vom 30. November v.J., die 
We^schaffung der alten und die Verbreitung der neuen Schei- 
demünze in Bezug auf die östlichen Provinzen der Monarchie 
betreffend, will Ich auf den Bericht des Staatsministeriums 
vom 30. Januar d. J, und nach dessen Anträgen die, wegen- 
der in Neu -Vorpommern und Rügen noch im Umlauf befind- 
lichen alten schwedisch- pommerschen Münzen, vorbehaltenen 
Bestimmungen dahin ertheilen: » 

1) Um sich der alten schwedisch -pommerschen Münzen 
zu entledigen, wird den Inhabern derselben 1 nooh eine Frist 
von sechs Monaten gestattet, binnen welcher die Silber- 
münzen ohne Unterschied und zu jedem Betrage mit 13? Pro- 
zent Aufgeld in Preussisches Courant bei den öffentlichen 
Kassen umgewechselt werden können. Die kupfernen Vier- 
telschillinge oder Witten werden in prenssischer Kupfermünze 
erstattet. Die Frist der sechs Monate- fängt acht Tage nach 
der Bekanntmachung dieser Order durch das Amtsblatt der 
Regierung zu Stralsund zu laufen an, und die Regierung hat 
gleichzeitig die Kassen zu benennen, bei denen die Umwech- 
seln ng erfolgen kann. Nach Ablauf der Frist findet die An- 
nahme der gedachten Münzen bei den Kassen nicht weiter 
statt, und es kommen für die •}•- und 4 -Schillingsstücke 
die Bestimmungen in Anwendung, welche zu 4) Meiner Or- 
der vom 30. November v. J. wegen der fremden Silbermünzen 
erlassen sind. Die als Ausgleichungsmünze im Gebrauch ge- 
wesenen 2- und 1 -Schillingsstücke, so wie die Viertelschil- 
linge oder Witten, werden verrufen und ausser Cours gesetzt, 
und sind, wo sie im Tausch und gemeinen Verkehr angetrof- 
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fen werden, eben so zu cooiisziren, wie solches in Meiner Or- 
der vom 30. November v. J. zu 1) gegen alle fremde Scheide- 
münze angeordnet ist. Den Metallwerth des Confiscats erhal- 
ten die Armen- Anstalten des Orts, an welchem die Beschlag- 
nahme geschehen ist. 

2) Die Vorschrift in Meiner Order vom 30. November v.J. 
zu 3)j nach welcher im Handel und innern Verkehr keine 
andere Berechnungsart als in preussischem Gelde, der Thaler 
zu 30 Silbergroschen , und der Silbergrosthen zu 12 Pfenni- 
gen, gestattet sein soll» findet auch in Neu -Vorpommern An- 
wendung, und jede Berechnung und Liquidation in altschwe- 
disch- pommerscher Münze ist bei der angedrohten polizeili- 
chen Bestrafung verboten. Das Staatsministerium hat diese 
Order durch die G. 8. und gleichzeitig dem ganzen Inhalte 
nach durch das Amtsblatt der Regierung zu Stralsund bekannt 
zu machen, auch auf die Befolgung derselben strenge- halten 
zu lassen. 

Th.I. Tit. 5. 8.257. C. O. vom 23. August 1831, wegen der 
Zahlungen für Schwedisch- Pommer sehe* Courant. G. S. S. 174. 

Da nach vollständiger Ausführung Meiner Order, wegen 
der alten Schwedisch - Pommerschen Münzen, vom 28. Fe- 
bruar 1830, das alte Schwedisch- Pommersche Courant, dem 
Umlauf entzogen ist, so bedarf es, zur Abwendung prozessua- 
lischer "Weiterungen, einer Vorschrift über die Ausgleichung 
solcher privatrechtlichen Verpflichtungen, welche nach dem 
ursprünglichen Rechtsverhältnisse durch baare Zahlung in 
Schwedisch -Pommerschen Courant, oder dessen Stelle vertre- 
tenden Zwei -Dritteln zu erfüllen sind. Ich setze deshalb, 
nach dem jron den Provinzial - Behörden und im Berichte 
des Staatsministeriums vom 13ten d.M. bevorworteten An- 
trage des Neu- Vor pommerschen Kommunal -Landtages, Fol- 
gendes fest: 

1) Alle privatrechtliche Verpflichtungen, bei denen die 
Zahlung in Pommerschen Courant, oder in Zwei-Drittelstük- 
ken vorbedungen ist, können von dem Schuldner in Preussi- 
schen Courant mit einem Aufgelde von 13? Prozent abgelösst 
werden. 

2) Dieser Normal- Cours findet auch für diejenigen Ver- 
bindlichkeiten Statt, die aus Judicaten und letztwilligen Ver- 
ordnungen, oder auf den Grund eines sonstigen Rechtstitels 
mittelst baarer Zahlung zu erfüllen sind. 

Das Staatsministerium hat die Aufnahme dieser Bestim- 
mungen in die G. S. zu veranlassen. 
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Tn. I. Tit. 5. ff. «70 seqq. ff. 303 seqq. Wird derje- 
nige, welcher üf entliehe Papiere auf Zeit verkauft, bei nicht erfolg- 
ter Abnahme berechtigt, von dem Käufer die Cours - Differenz ah 
Entschädigung zu fordern? Erk. des G. Ob. Trib. v. 6. Januar 1805. 
8. u. v. S. Rechtsspr. B. /. Sl 244. 

Th.I. Tit. 5. ff.270seqq. ff. 360 seqq. ff. 393 seqq. 

(cf. auch Tit. 4. ff. 1-6») Wird derjenige, welcher einem 
andern Öffentliche Geldpapiere auf Zeit zu liefern verspricht, dadurch 
dergestalt verpflichtet, dass er die Papiere auch dann liefern muss, 
wenn der Käufer bei dem Ablaufe der gesetzten Frist nicht zur Lie- 
ferung aufgefordert hat , später aber dieselben ihren Cours verändert 
haben, und kann event. ein späterer höherer Cours als Entschädigung 
gefordert werden i Erk. des G. Ob, Trib. vom 25. Januar 1319. 
S. u. v. S. Rechtsspr. B. I. S. 253. 

Tb.I. Tit. 5. ff. 285. (cf. ff. 155. 156. 161. 168.) 

Welche rechtliche Wirkung äussert die Einhändigung eines Über ein 
IAeftrungs- Geschäft abgeschlossenen, mit dem Namen des Abnehmers 
in der so versehenen Schlusszettels auf das Verhältniss beider Contra- 
beuten f Erk.^des G. Ob. Trib. vom 27. Februar 1817. S. u. v. S. 
Rechtsspr. B.l. S. \S2. 

Th.I. Tit. 5. 8. 29«. Anh. ff . 6. Bdict vom Q. Octbr. 
1807, betr. den erleichterten Grundbesitz. v. fl. IX. S. 85. (s. ad 
A. L. R. I. 8» §. 6.) - 

Tb. I. Tit. 5. ff. 318. 385 - 3»8. 334. 343. 345. Stent 

dem Erbpächter einer Mühle das Recht zu, vom Fiscus für die Auf- 
hebung der Befreiung vom Wegezolle Entschädigung zu verlangen, 
falls er zur Zeit des mit dem Fiscus geschlossenen Erbpachts - Contractu 
sich im Besitz jener Befreiung befunden, und im Contract die Zusi- 
cherung erhalten hat, dass es hinsichtlich der Befreiung von oneribus 
bei der bisherigen Observanz gelassen und er sich solcher ebenfalls 
zu erfreuen habe. Erk. des G. Ob. Trib. vom 15. Juli 1833. & 
u. v.S. Rechtsspr. B.W. S. 22. 

Th.I. Tit. 5. ff. 374. (cf. ff. 11-13. 90 seqq. lOl 

Seqq.) Wer mit einem Formunde, unter Genehmigung des vor- 
mundschaftlichen Gerichts, in Fällen contrahirt, in welchen die Gesetz* 
zugleich die Approbation der diesem Gericht vorgesetzten höhern In- 
stanz erfordern, wird zum sofortigen Rücktritt berechtigt, wenn diese 
Approbation versagt wird. Erk. des O. L. G. zu Breslau vom 27* JuH 
1820 und des G. Ob. Trib. S. u, v. S. Rechtsspr. B. I. S. 300. 

Tb. I. Tit. 5. ff. 391. (Cf. ff. 75-77.) Wer bei einem 
Gutskauf eine Personalschuld seines Verkäufers in partem pretü über- 
nimmt, tritt dadurch in dessen Personal- Verbindlichkeit gegen den 
Gläubiger. Erk. des G. Ob. Trib. vom 5. Februar 1816. & u. v. S. 
Rechtsspr. B.l. S. 116. 
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TIl.I. Tit. 5. «.391. (Cf. Genügt es zur 

Rechtsbeständigkeit eines in einem Erb 'Vertrage einem Dritten aus- 
gesetzten Legats, wenn der eine Hauptcontrahent, ohne das Legat wi- 
derrufen zu haben , verstorben ist , der andere aber dem Legatar in 
einem Notariatsinstrumente die Zahlung zugesichert hat? Brk. des 
G. Ob. Trib. vom 3. Marz 1817. S.a. v. S. Rechtsspr. B.III. S. 100. 

Th.I. Tit. 5. $.391. (Cf. 0.95-77.153.) Der Käufer 
eines Grundstücks , welcher eine darauf eingetragene Forderung auf 
Rechnung des Kaufgeldes Übernimmt 9 wird dem Gläubiger dadurch 
allein nicht persönlich verpflichtet! Brk. des G. Ob. Trib. vom 
15. August 1S33. S. u. v.S. Rechtsspr. B.III. S. 166. 

Th.I. Tit. 5. $5. 113-445. Bin Correalverpfltchteter, welcher 
den Gläubiger gegen jura cessa bezahlt hat, muss sich bei dem Re- 
gress gegen seinen Mitverpflichtelcn , seinen eignen Antheil in Abzug 
bringen lassen» Brk. des ostpreuss* Tribunals und des G. Ob. Trib. 
vom 5. Juli 1826. S. u. v.S. Rechtsspr. B. III. S. 90. 

Th.I. Tit. 6. SO. Muss Fiscus für die seinem beauftragten 
Beamten, Behufs der Umschreibung in Staats -Schuldscheine von einem 
Dritten eingelieferten und demnächst von dem Beamten unterschlage' 
nen IAeferungsscheine aufkommen, wenn die Ueferungsscheine nicht 
auf den Namen des Einliefernden lauteten, sondern nur mit einer 
Cession in blanco versehen waren? Erk. des G. Ob. Trib. vom 
28. Febr. 1827. S. u. v. S. Recht sspr. B.II. S. 221. 

Th.I. Tit. 6. 0.54. Rescr. vom 19. Januar 1821, betr. die 
Verjährung der Ansprüche auf Vergütigung wegen der durch den 
Bergbau zugefügten Beschädigungen. Gr. I. S. 32. 

Th.I. Tit. 6. 54. Geht das Recht, vom Staate für die, dem 
gemeinen Wohl aufgeopferten Vortheile Entschädigung zu fordern, 
durch eine dreijährige oder nur durch eine dreissigjiihrige Verjährung 
verloren? Brk. des ostpreuss. Trib. vom 21. Octbr. 1823 und des 
G. Ob. Trib. S. u. v. S. Rechtsspr. B. I. S. 73. 

Th.I. Tit. 6. 0.54. 79-81. DO. Geht das Recht, vom 
Staate für die, dem gemeinen Wohl aufgeopferten Vortheile Entschä- 
digung fordern zu können, durch eine dreijährige Verjährung verloren, 
und hat bei fortdauernden Beschädigungen der Beschädigte die Wahl, 
den Ersatz seines Schadens durch eine Capitals - Abfindung oder durch 
partielle VergÜtigung in bestimmten Fristen fordern zu können? Erk. 
des G. Ob. Trib. vom 20. April 1827. S. u. v. S. Rechtsspr. B. 1. 
S.77. 

Th. I. Tit. 6. 0. 54. Beginnt die dreijährige Verjährung, mit 
deren Ablauf das Recht auf Erstattung des ausserhalb dem Falle ei- 
nes Contracts erlittenen Schadens verloren geht, erst mit dem Tage, 
wo die beschädigende Handlung durch Anerkenntniss oder richterlichen 
Ausspruch als unerlaubte festgestellt wird? und erstreckt sich der, mit 
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Ablauf dieser Frist verbundene Verlust de» Rechtes auf allen aus 

fortdauernden schädlichen Folgen der Beschädigte nur das Hecht, 
auf Ersatz desjenigen Theils des Schadens , welchen er drei Jahre 
hindurch einzuklagen vernachlässigt hat t Brk, da* O, Oh, Trio, vom 
6. April 1833. S. u. v.S. Bechtsspr. B, MF, S. 15. 

Tb.I. Tit. 6« 9.79. Verordnung vom 1. Mai 1803, wider das 
Austretben des Flehe* ohne Hirten für Ost' und Westitreussm, 9, B, 

ru. s, 448. 

Obgleich bereits durch verschiedene Verordnungen das 
Austreiben des Viehes zur Hütung, ohne Begleitung eines 
Hirten, oder das sogenannte Freijagen, mehrmals untersagt, 
und gegen die Uebertreter dieser Vorschriften verhaltnissmäs- 
sige Strafen festgesetzt worden , so hat doch die Erfah- 
rung gezeigt, dass die ergangenen Verordnungen in den Pro- 
vinzen Ost- und Westpreussen häufig ausser Acht gelassen 
werden, und durch das zur Gewohnheit gewordene sogenannte 
Freijagen den Feldern und der Landeskultur, und besonders 
den Wintersaaten, der wichtigste Schade zugefügt wird. 

Seine Königl. Majestät von Preussen, Unser allergnädig- 
Ste Herr, haben daher für nöthig gefunden, den Einwohnern 
in Ost - und Westpreussen die deshalb schon bestehenden 
.gesetzlichen Verordnungen in Erinnerung bringen, und sol- 
che nach den Umständen näher bestimmen zu lassen; wes- 
halb hierdurch folgendes verordnet wird: 

1) Niemand darf sein Vieh Heerdenweise oder einzeln zur 
Weide gehen lassen, ohne dasselbe der Aufsicht tüchtiger 
Hirten zu übergeben. 

2) Vernachlässigt jemand diese Pflicht, und sein Vieh wird 
ohne Begleitung eines Hirten oder mit einem zur Wartung' 
untüchtigen Aufseher auf fremden Feldern oder Weideplätzen 
getroffen, so sind die Eigenthümer dieser Grundstücke, un- 
gleichen diejenigen, welche zur Aufsicht über die Felder be- 
stellt worden, berechtigt, solches zu pfänden, und Niemand 
darf sich bei Vermeidung nachdrücklicher Geld- oder Ge- 
fängnissstrafe solcher Pfändung widersetzen. 

3) Das in diesem Falle zu erlegende Ffandgeld wird hier- 
durch folgendermassen festgesetzt: 

a. wenn das Vieh auf besäeten und bestellten Aeckern, 
oder ungemäheten Wiesen betroffen wird, 

1. für ein Pferd oder Stück Rindvieh, auf einen Thaler; 

2. für ein Schwein auf fünf und vierzig Preussische 
oder zwölf gute Groschen; 

3. für ein Schaaf oder anderes kleines Vieh auf dreis- 
aig Preussische oder acht gute Groschen; 
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b. wenn das Uebertreten auf unbestellte Aecker, gemä- 
hete Wiesen oder andere Weideplätze erfolgt, 

1. für ein Pferd oder Stück Rindvieh, imgleichen für 
ein Schwein anf dreissig Preussische oder acht 
gute Groschen; 

2. für ein Schaaf oder anderes kleines Vieh auf fünf- 
zehn Preussische oder vier gute Groschen. 

4) Dieses Pfandgeld muss für jedes Stück Vieh erlegt wer- 
den, welches auf dem fremden Revier angetroffen wird, auch 
selbst in dem Falle, wenn keine Pfändung wirklich vorge- 
nommen worden, sobald^ nur das Uebertreten geschehen und 
gehörig nachgewiesen ist. 

5) Ausserdem soll derjenige, welcher sein Vieh vorsatz- 
lich auf fremde Grundstücke treibt, nach Verhältniss der An- 
zahl des Viehes und des gestifteten Schadens, mit Gefängniss- 
oder Zuchthausstrafe von vier Wochen bis zu drei Monaten 
belegt, auch diese Strafe im Wiederholungsfälle durch Ver- 
längerung der Dauer, allenfalls bis zu einem Jahr, oder kör- 
perliche Züchtigung verschärft werden. 

6) Das Pfandgeld muss von dem Eigenthümer des überge- 
tretenen Viehes dem Besitzer des beschädigten Grundstücks 
entrichtet werden. Wenn aber Stadt- oder Dorfheerden ohne 
Hirten geweidet werden, und durch dieselben auf fremden 
Grundstücken Schaden verursacht wird, so sind in den Städ- 
ten zuvörderst nur diejenigen Mitglieder des Magistrats und 
der Stadtverordneten oder Gilde -Vorsteher, denen die Auf- 
sicht über die Feld -Polizei ausdrücklich übertragen ist, z.B." 
die Polizei -Bürgermeister und Wrohnmänner etc., so wie in 
den Dörfern die Schulzen und Gerichtsmänner, und im Fall 
das Vieh der Gutsherrschaft mit dem der Dorfseinwohner 
zusammen geweidet wird, zugleich die Gutsherrschaft selbst 
oder deren Stellvertreter, einer für alle und alle für einen zur 
Entrichtung des Pfand^eldes verpflichtet. Nächst diesen haf- 
ten in gleicher Art sämmtliche Mitglieder der Stadt- und 
Dorfsgemeinde oder sonstige Einwohner, welche Vieh in der 
gemeinen Heerde halten; auch ist der Beschädigte berechtigt, 
die gepfändeten Stücke so lange zurück zu behalten, bis er 
vollständig befriedigt, oder doch dafür hinlängliche Sicherheit 
bestellt worden. 

7) In der Regel ist unter dem oben festgesetzten Pfandgelde 
der Ersatz für den durch das übergetretene Vieh verursachten 
Schaden mit begriffen. Will aber der Beschädigte sich nicht 
damit begnügen, so stehet ihm zwar frei, besondern Schaden- 
ersatz nach der Abschätzung vereideter Sachverständiger zu 
iordern; er kann alsdann aber ausserdem nicht das oben be- 
stimmte hohe Pfandgeld, sondern nur das niedrige und zwar 
auch nur für die wirklich gepfändeten Stücke Vieh verlangen. 
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8) Zu Hirten und Aufsehern über das Vieh sollen nicht 
unerwachsene Kinder, sondern überall nur solche Personen 
genommen werden, welche im Stande sind, dasselbe von Be T 
Schädigungen abzuhalten, und mu$s diesen das Vieh, wenn 
es zur Weide gehen soll, von dem Eigenthümer bei Vermei- 
dung der vorhin bestimmten Strafen, gehörig vorgetrieben 
werden. Wie viel Hirten an jedem Orte zu halten, und ob 
jede Viehart abgesondert, oder mehrere gemeinschaftlich zu 
weiden, bleibt dem Gutfinden des Eteenthümers oder der Be- 
stimmung der Polizei -Obrigkeit nach der Localität und der 
bisherigen Observanz überlassen. 

9) Pferde und anderes Zugvieh, welches bei Nacht gewei- 
det wird, müssen in gehörig eingehegte sichere Nachtkoppeln 
oder Rossgärten, aus welchen sie nicht übertreten können, 
eingetrieben, wo aber dergleichen nicht vorhanden sind, 
ebenfalls der Aufsicht eines -Hirten übergeben werden. 

10) Wenn den vorstehenden Vorschriften gemäss bei dem 
Vieh tüchtige Hirten gehalten werden, diese aber die Auf- 
sicht über dasselbe vernachlässigen, und solches auf fremden 
Grundstücken Schaden anrichtet; so sollen dieselben, ausser 
dem Ersatz des verursachten Schadens, nach dem Grade der 
bewiesenen Fahrlässigkeit mit körperlicher Züchtigung, oder 
wo diese nicht Anwendung findet, mit Gefängniss von 2k Stun- 
den bis zu 4 Wochen, abwechselnd bei Wasser und Brod, 
bestraft werden. Haben sie aber das Vieh vorsätzlich auf 
fremde Grundstücke gehen lassen, so finden die §. 5. bestimm- 
ten Strafen Anwendung, auch ist in beiden Fällen der Ei- 
genthümer des Viehes berechtigt, und auf Verlangen des Be- 
schädigten schuldig, den Hirten sofort zu entlassen, und ei- 
nen andern an dessen Stelle anzunehmen. 

11. Wird in diesem Falle das unter Aufsicht eines Hirten 
geweidete Vieh, weil es fremde Grundstücke beschädigt hat, 
gepfändet; so kann der Beschädigte nicht das vorhin bestimmte 
hohe Pfandgeld, sondern nur das sonst gewöhnliche für jedes 
wirklich gepfändete Stück Vieh fordern ; für dieses Pfandgeld 
ist der Eigenthümer des Viehes verhaftet, wogegen sich der 
Beschädigte wegen des ihm ausserdem noch gebührenden 
Schadenersatzes in der Re«el nur an den Hirten zu halten 
hat. Wenn übrigens das Vieh in ungeschlossenen Feldern 
unter Aufsicht des Hirten blos übertritt, ohne Schaden zuzu- • 
lügen, soll unter Nachbaren keine Pfändung statt finden. . 

12) In Ansehung des unerlaubten Hütens in den Forsten 
und Schonungen und der hierbei eintretenden Strafen hat es 
überall bei den bestehenden hinlänglich bekannt gemachten 
Gesetzen sein Bewenden, 

Seine Königl. Majestät von Preussen, Unser allergnädigste 
Herr, befehlen Dero Landes -Collegiis, irogleichen sämmtlichen 
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Magisträten, Gutsherrschaften, Gerichtsobrigkeiten, Stadt - und 
Dorfgemeinden in Ost- und Westpreussen, so wie überhaupt 
Jedermann, den es angeht, sich nach diesen Vorschriften ge- 
bührend zu achten, und soll gegenwärtige Verordnung durch 
die Magisträte und Dorfobrigkeiten überall bekannt gemacht, 
auch zu Jedermanns Nachricht in den Städten und Dörfern, 
an der Gerichtsstelle in den Krügen, und wo es sonst gewöhn- 
lich ist, angeschlagen werden. 

N. C. C. T. XI. S. 2855« No. 2. des Nachtrags zum Jahrgang 
1804. 

Th« I* Tit. 6. ff. 73. Verordnung vom 8. Jprü 1806, wegen 
des Austreibens des Viehes ohne Hirten für die Mark und Pommern, 
v. R. VW. S. SOS. 

Obgleich bereits durch allgemeine Verordnungen das Aus- 
treiben des Viehes zur Hütung ohne Begleitung eines Hirten, 
oder das sogenannte Freijagen verboten ist , und das A. L. R. 
Vorschriften wegen der in solchem Falle statt findenden 
Piändungen enthält, so lehrt doch die Erfahrung, dass darauf 
in den Provinzen Chur-, Neumark und Pommern noch nicht 
allgemein geachtet wird, vielmehr dort noch immer, der Lan- 
des -Cultar, und besonders den Wintersaaten, durch das hir- 
tenlose Herumlaufen des Viehes ein empfindlicher Schaden 
zugefügt wird. Seine König]. Majestät von Preussen, Unser 
allergnudigster Herr, haben daher für nöthig gefunden, den 
Einwohnern dieser Provinzen die deshalb schon bestehenden 
gesetzlichen Verordnungen in Erinnerung zu bringen, und 
solche nach den Umständen näher bestimmen zu lassen, wes- 
halb hierdurch Folgendes verordnet wird: 

1. Niemand darf sein Vieh heerdenweise oder einzeln 
zur Weide gehen, oder in den Dörfern, ausser den Ställen 
und verschlossenen Hoflagen oder verzäunten Koppeln, in den 
Dorfstrassen umher laufen lassen, ohne dasselbe der Aufsicht 
tüchtiger Hirten zu übergeben. 

2. Vernachlässigt jemand diese Pflicht, und «ein Vieh 
wird ohne Begleitung eines Hirten oder mit einem zur War- 
tung untüchtigen Aufseher auf fremden Feldern oder Weide- 
plätzen betroffen, so sind die Eigenthümer dieser Grund- 
stücke, imgleichen diejenigen, welche zur Aufsicht über die 
Felder bestellt werden, berechtigt, solches zu pfänden, und 
Niemand darf sich, bei Vermeidung nachdrücklicher Geld- 
oder Gefängnissstrafe, solcher Pfändung widersetzen. 

3. Das in diesem Falle zu erlegende Ffandgeld wird 
hierdurch folgendermassen festgesetzt: 

1) Wenn das Vieh auf bestellten oder besäeten Aeckern, 
Gärten oder ungemäheten Wiesen betroffen wird; 
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a) für ein Pferd oder Stück Rindvieh auf einen Thaler, 

b) für ein Schwein auf zwölf Groschen, 

c) für ein Schaaf oder ein anderes Stück kleines Vieh auf 
acht Groschen. 

2) Wenn das Uebertreten auf unbestellte Aecker, Garten, 
gemähete Wiesen oder Weideplätze erfolgt ; 

a) für ein Pferd oder ein Stück Rindvieh, inigleichen für 
ein Schwein auf 8 Groschen, 

b) für ein Schaaf oder ein anderes Stück kleines Vieh auf 
vier Groschen. 

4. Dieses Pfandgeld muss für jedes Stück Vieh erlegt 
werden, welches auf dem fremden Revier angetroffen wird, 
auch selbst in dem Falle, wenn keine Pfändung wirklich vor- 
genommen worden, sobald nur das Uebertreten geschehen 
und gehörig nachgewiesen ist. 

5* Ausserdem soll derjenige, welcher sein Vieh vorsätz- 
lich auf fremde Grundstücke treibt, nach Verhältniss der An- 
zahl des Viehes und des gestifteten Schadens, mit Gefäng- 
niss oder Zuchthausstrafe von vier Wochen bis zu drei Mo- 
naten belegt, auch diese Strafe im Wiederholungsfalle, durch 
Verlängerung der Dauer, allenfalls bis zu einem Jahre, oder 
körperlicher Züchtigung verschärft werden. 

6. Das Pfandgeld muss von dem Eigenthümer des über- 
getretenen Viehes dem Besitzer des beschädigten Grundstücks 
entrichtet werden. Wenn aber Stadt- oder Dorfheerden ohne 
Hirten geweidet werden, und durch dieselben auf fremden 
Grundstücken Schaden verursacht wird, so sind in den Städ- 
ten zuvörderst nur diejenigen Mitglieder des Magistrats und 
der Stadtverordneten oder Gildevorsteher, denen die Aufsicht 
über die Feldpolizei ausdrücklich übertragen ist, so wie in 
den Dörfern die Schulzen und Gerichtsmänner, und im Fall 
das Vieh der Gutsherrschaft mit dem der Dorfseinwohner zu- 
sammen geweidet wird, zugleich die Gutsherrschaft selbst, 
oder deren Stellvertreter, einer für alle und alle für einen, 
zu Entrichtung des Pfandgeldes verpflichtet. Nächst diesen 
haften in gleicher Art sämm fliehe Mitglieder der Stadt- und 
Dorfseemeinde, oder sonstige Einwohner, welche Vieh in der 
Gemeindeheerde halten; auch ist der Beschädigte berechtigt, 
die gepfändeten Stücke so lange zurück zu behalten, bis er 
vollständig befriedigt, oder doch dafür hinlängliche Sicherheit 
bestellt wordene 

7. In der Regel ist unter dem oben festgesetzten Pfand- 
gelde der Ersatz für den durch das übergetriebene Vieh ver- 
ursachten Schaden mit begriffen. 

Will aber der Beschädigte sich nicht damit begnügen, so 
steht ihm zwar frei, besondern Schadenersatz, nach der Ab- 
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Schätzung vereideter Sachverständiger zu fordern; er kann 
alsdann aber ausserdem nicht das oben bestimmte hohe Pfand- 
geld, sondern nur das niedrigere und zwar auch nur für die 
wirklich gepfändeten Stücke Vieh verlangen« 

8. Zu Hirten und Aufsehern über das Vieh sollen nicht 
unerwachsene Kinder, sondern überall nur solche Personen 
genommen werden, welche im Stande sind, dasselbe von Be- 
schädigungen abzuhalten, und muss diesen das Vieh, wenn 
es zur Weide gehen soll, von dem Eigen thümer, bei Ver- 
meidung der vorhin bestimmten Strafen, gehörig vorgetrieben 
werden. 

Wie viel Hirten an jedem Orte zu halten, und ob jede 
Viehart abgesondert, oder mehrere gemeinschaftlich zu wei- 
den, bleibt dem Gutfinden des Eigenthümers , oder der Be- 
stimmung der Polizeiobrigkeit, nach der Localitat und der 
bisherigen Observanz, überlassen. 

9. Pferde und anderes Zugvieh, welches bei Nacht ge- 
weidet wird, müssen in gehörig eingehegte sichere Nachtkop- . 
peln oder Rossgärten, aus welchen sie nicht übertreten kön- 
nen, eingetrieben, und wo sie nicht vorhanden sind, müssen 
dergleichen angelegt werden, da aus der Erfahrung bekannt 
ist, dass das auf nicht eingehegten Nachtkoppeln zur Nacht- 
zeit weidende Vieh auch ohne Verschulden des zur Aufsicht 
bestellten Hirten von Beschädigung der benachbarten Felder 

"nicht abgehalten werden kann. 

10. Wenn den vorstehenden Vorschriften gemäss, bei 
dem Vieh tüchtige Hirten gehalten werden , diese aber die 
Aufsicht über dasselbe vernachlässigen, und solches auf frem- 
den Grundstücken Schaden anrichtet, so sollen dieselben, 
ausser dem Ersätze des verursachten Schadens, nach dem 
Grade der bewiesenen Fahrlässigkeit, mit körperlicher Züch- 
tigung, oder, wo diese nicht Anwendung findet, mit Gefäng- 
niss von 24 Stunden bis zu 4 Wochen, abwechselnd bei Was- 
ser und Brod , bestraft werden. Haben sie aber das Vieh 
vorsätzlich auf fremde Grundstücke gehen lassen, so linden 
die §.5. bestimmten Strafen Anwendung; auch ist in beiden 
Fällen der Eigenthümer des Viehes berechtigt, und auf Ver- 
langen des Beschädigten schuldig, den Hirten sofort zu ent- 
lassen, und einen andern an dessen Stelle anzunehmen. 

11. Wird in diesem Falle das unter Aufsicht eines Hir- 
ten geweidete Vieh, weil es fremde Grundstücke beschädigt 
hat, gepfändet, so kann der Beschädigte nicht das vorhin be- 
stimmte hohe Pfandgeld, sondern nur für ein Pferd, ein Stück 
Rindvieh oder Schwein 2 Groschen und für ein Schaaf 
6 Pfennige für jedes wirklich gepfändete Stück Vieh fordern, 
und nur für dieses Pfandgeld ist der Eigenthümer des Viehes 
verhaftet, wogegen sich der Beschädigte, wegen des ihm aus* 
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serdem noch gebührenden Schadenersatzes in der $egel nur 
an den Hirten zu halten hat. Wenn übrigens das Vieh in 
ungeschlossenen Feldern unter Aufsicht des Hirten bloss über- 
tritt, ohne Schaden zu Yerursachen, sollen unter Nachbaren 
keine Pfändungen statt finden. 

12. In Ansehung des unerlaubten Hütens in den Forsten 
und Schonungen und der hierbei eintretenden Strafen, hat es 
überall bei den bestehenden , hinlänglich" bekannt gemachten 
besondern Vorschriften sein Bewenden. 

Seine Königl. Majestät befehlen daher Dero Landes -Col- 
legiis, imgleichen sämmtlichen Magisträten, Gutsherrschaften, 
GerichtsoErigkeiten, Stadt- und Dorfgemeinden in den Pro- 
vinzen Chur-, Neumark und Pommern, so wie überhaupt 

Jedermann, den es angeht, sich nach diesen Vorschriften ge- 
riihrend zu achten, und soll gegenwärtige Verordnung durch 
die Magisträte und Dorfobrigkeiten überall bekannt gemacht, 
auch zu jedermanns Nachricht in den Städten und Dörfern, 
an der Gerichtsstelle, in den Krügen, und wo es sonst gewöhn- 
lich ist, angeschlagen werden. 

N.C.C. T.X1I. 8.121. No.37. de 1806. 

Tb. I. Tit. 6. 9 • 89 und 91« Das Recht des Beschädigten, 
den ganzen ausgemittelten, vormaligen Werth der beschädigten beweg- 
lichen Sache , gegen deren Ueberlassung , zu fordern , erstrecht sich 
nicht auf solche Sachen, die aus mehreren einzelnen für sich bestehen- 
den Sachen , zu einem Ganzen zusammengesetzt sind. Erk. des ost- 
preuss. Trib. vom 1. Septbr. 1821* S. u. r. S. Rechtsspr. B. I. S. 434* 

Tll.I. Tit. 6. 0. 91« ,Rescr. vom 5. Mai 1807, betr. die Noth- 
utendigkeit der Herausgabe der beschädigten Sachen an den Beschä- 
dig er bei Schadenklagen, v. B. IX. S. 37. 

Tb. I* Tit. 7. 8. 11. Die Unredlichkeit des Besitzes setzt vor- 
aus , dass der Besitzer wisse , dass nicht 'er, sondern ein anderer ein 
Recht auf den Besitz habe. Erk. des Ob. L. Ger. zu Hamm vom 
10- Marz 1827. S. u. v. S. Rechtsspr. B. I. S. 429. 

Tb. I« Tit. 7* £• 58 Seqq. Die Vebcrgabe bestellter fFaaren 
geschieht nach völligem Abschluss des Kaufvertrags, mit voller Wir- 
kung durch Ablieferung der ffaaren an den Fuhrmann, selbst wenn 
dem Verkaufer die Art der Vebermachung auch nur stillschweigend 
überlassen ist. Erk. des Revisions - und Cassationshofs zu Berlin vom 
29. März 1534. S. u. v. S. Rechtsspr. B.III. 5.313* 

Tb.I. Tit. 7» 0.69 and J35. Wer gegen eine jährliche 
Heidemiethe zum Raff- und Leseholz berechtigt ist, kann dieses Recht 
nicht verjähren. Erk. des G. Ob. Trib, vom 31* Octbr. ISO 3. S.u. 
v. S. Rechtsspr. B. I. S, 3 1 ■ 

Tb. I. Tit. 7. 0. VI. Und 79. Ist die Erklärung des bisheri- 
gen Rigenihümers, dass er sich von seiner Sache nur den Hiessbrauch 

Mannkopff Ergäni. i. d. Preus». Getetib. I. 7 
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vorbehalte, zur Einräumung' des Besitzes an denjenigen, zu dessen 
Gunsten die Erklärung geschieht, hinreichendi Eric, des G. Ob. Trib. 
vom 20. März 1333. S. u. v. S. Rechtsspr. B. III. S. 21h. 

TU. I. Tit. 7. ß. 78 seqq. 0. I46-1Ö4U Wird der Besitz 

des persüuliclien Rechts, eine Rente auf Lebenszeit otler auf ungewisse 
Zeit zu beziehen, durch die possessorischen Rechtsmittel geschützt? 
Erk. des Ob. h. Ger. zu Paderborn vom 29. Septbr. 1323 und des 
Kammerger. vom 7. Mai 1827. S.u.v.S. Rechtsspr. B. II. S. 393. 

Th.I. Tit. 7. Wenn bei der Xegatorien- Klage 

von dem Besitzer des berechtigten Grundstücks die Erwerbung der 
Grundgerechtigkeit mittelst Verjährung behauptet wird, welchem von 
beiden Thellen liegt der Beweis ob, dass die streitige Befugniss als 
ein Recht und nicht vermöge einer Vergünstigung in Besitz genom- 
men sei? Erk. des Ob. Amtell. Senats des Kammergerichts vom 
IG. Jum* 1327. S. u. v. S. Rechtsspr. B.II. S.Mi* 

Th.I. Tit. 7. ff. 143. Rcscr. vom S.Mai 1S34, betr. einige 
Druckfehler in der Auflage des A. L. R. von 1832. v. K. Jhrb. 
Bd. A3. S. 445. 

Th. I, Tit. 7, ff. 178 • Wer eine fremde Sache unredlicher Weise 
in Besitz genommen hat, muss sie dem dazu besser berechtigten Rück- 
forderer unentgeltlich herausgeben, selbst wenn er in Beziehung auf 
diesen nicht unredlich gehandelt hat. Erk. des G. Ob. Trib. vom 
30. April 1833. S. u. v. S. Rechtsspr, B. Iii. S. 242. 

Th.I. Tit. 7* ff. 199 Seqq. Verordnung vom 31. Dezember 
1826, wegen des gesetzlichen Umschlägst ermins in Neu- Forpommern. 
G.S. S.2S. de 1827. 

Wir Friedrich "Wilhelm von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. haben Uns vortragen lassen, dass die Un- 
itetigkeit des allgemeinen Umschlags- und Ablieferungs-Ter- 
mins, wie er in Neu -Vorpommern durch die Verordnung vom 
12. FebrtK r 1776 bei Darlehnen, Gnts-Ueberpaben u. s. w. be- 
stimmt ist, mannigfaltige Uebelstande in (fem Betriebe und 
Gange der Geschalte und des Verkehrs zur Folge hat. Zur 
Abstellung derselben verordnen Wir, auf den Antrag Unse- 
rer zum Neu-Vorpomm ersehen Kommnnal-Landtage versam- 
melt gewesenen getreuen Stande und nach dem Gutachten 
Unseres Staatsministeriums, wie folgt: 

§. 1. Der gesetzliche Umschlags-Termin in Neupommern, 
welcher bisher auf den Donnerstag nach dem ersten Sonntage, 
welcher auf Trinitatis folgt, bestimmt war, soll fernerhin der 
24. Junius jeden Jahres und Falls dieser einen Sonntag trifft, 
der 25. Junius sein. 

§.2. Die Bestimmung soll zuerst im Jahre 1827 zur An- 
wendung kommen. 
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Tb« I« Tit. 8. ß. 6 -8. Edict vom 30. Juli 1789, betr. die 
Hinrichtung des Mennonistenwesens, v. R. I. 7« S.fSO» 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gotles Gnaden König von 
Preussen etc., Thun kund und fügen hierdurch zu wissen, 
dass Wir uns sehr wohl, erinnern, den in Unsern Landen 
wohnenden Mennonisten Unsern Landesherrlichen Schutz und 
die ungestörte Ausübung ihrer Religions~ Grundsätze bestätigt 
und versichert zu haben. 

So sehr Wir nun geneigt sind, von- Her Gewissensfreiheit 
Unserer Unterthanen allen Zwang zu entfernen, so sehr er- 
fordert es jedoch das Wohl Unserer Staaten, dass die Beken- 
ner solcher Religions-Meinungen, welche eine der vorzüg- 
lichsten Pflichten getreuer Unterthanen, die Vertheid igung des 
Vaterlandes, versagen, nicht mir nicht alle bürgerliche Vor- 
züge Unserer andern« diese Pflicht gern und willig überneh- 
menden Unterthanen geniessen, sondern sich vielmehr Ver- 
bindlichkeiten unterwerfen, welche einigen, wenn gleich ge- 
ringen Ersatz für die Befreiung dieser wesentlichen Pflicht 
eines Staatsbürgers zu leisten im Stande sind. 

Nach diesen Bedingungen werden Unsere jüdische Unter- 
thanen behandelt, und die Menuonisien dürfen ähnliche Ein- 
richtungen um so weniger als Gewissenszwang ansehen, da 
solche auf Religionsmeinungen und gottesdienstliche Handlun- 
gen keinen Bezug haben, sondern sie blos als bürgerliche 
Mitglieder des Staats betreffen» zu dessen Verteidigung und 
Cultur sie sogar weniger beizutragen geneigt sind, als die jü- 
dischen Unterthanen. 

Wir wollen, ordnen und befehlen dahero: 

§. t. Dass, da den Ost -, Westpreussischen und Lit- 
thauischen Mennonisten in dem von Uns betätigten Patent 
vom 29. Marz 1780 gegen eine jährliche Abgabe von 5000 
Rthlr. zum Culmschen Cadeltenhanse, die Enrollements-Frei- 
heit versichert worden, es ferner dabei sein Bewenden haben 
soll, obgleich die jetzige Anzahl der männlichen Köpfe die- 
jenigen bei weitem übersteigt, auf welche die Anlage der 
5000 Rlhlr. beruhet. 

Damit aber diese Begünstigung nicht ferner ihre Grenze 
übersteige, und die A^ennonisten nicht leicht mehr im Stande 
sein mögen, die bequemsten und nahrhaftesten Besitzungen an- 
derer Unserer dem Kriegsdienste unterworfener Unterthanen an 
sich zu bringen, wozu sie theils durch ausserordentlich hohe 
Kaufspreise, theils durch Entziehung derjenigen Lasten, die 
sie sonst gemeinschaftlich getragen, oishero mancherlei Gele- 
genheit genommen haben; so sollen 

§. 2. alle in Unsern Landen mit Grundstücken angesessene, 
oder sich in Zukunft ansässig machende Mennonisten, und 

.7» 
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besonders diejenigen, welche sich in den Marienbnrgschen 
Werdern niedergelassen haben, zur Unterhaltung der protes- 
tantischen Kirchen-, Prediger- und Pfarrgebäude, imgleichen 
der Schullehrer- und Schulgebäude, nach dem Verhältnis* 
ihrer Grundstücke, eben dasjenige beitragen, was ein protes- 
tantisches Mitglied von seinen Besitzungen zu leisten verbun- 
den ist. 

§. 3. Eben so sollen alle und jede in Ost- und West- 
preussen und Litthauen wohnhafte Mennonisten, sie mögen 
angesessen sein, oder nicht, in allen Fällen, wo ein protestan- 
tischer Einwohner bei Geburten, Verheirathungen oder Ster- 
befällen, Stollgebühren zu entrichten hat, eben diese Gebüh- 
ren, nach Verhältnis* des Standes und Gewerbes, und nach 
den in den Torgeschriebenen Taxordnungen bestimmten Säz- 
zen, der Kirche und Geistlichkeit desjenigen Orts oder Be- 
zirks, in welchem ein jeder wohnhalt ist, zu entrichten schul- 
dig sein. Auch soll in Ansehung der Calende, wo solche 
üblich, eine gleiche Verbindlichkeit zu deren Entrichtung wie 
bei den protestantischen Einwohnern desselben Orts oder Be- 
zirks und von eben der Klasse, auch in Ansehung solcher 
Mennonisten statt finden. 

Da hiernächst 

§. 4. verschiedene Mennonisten - Gemeinden sich bisher 
einer Befreiung von vorstehend erwähnten Farochiallasten, 
Abgaben und Gebühren angemasset, auch wohl, besonders in 
Westpreussen, beifällige Erkenntnisse darüber erstritten haben, 
und diese Erkenntnisse in der Voraussetzung sich gründen: 
als ob diejenigen gesetzlichen Vorschriften, wonach die pro- 
testantischen Einwohner von den Pfarrabgaben an die katho- 
lische Geistlichkeit, und eben so die katholischen Einwohner 
in Ansehung der protestantischen Geistlichkeit befreiet wer- 
den, auch auf die Mennonisten angewendet werden müssen; 
sothane Voraussetzung aber ganz irrig ist, indem bereits durch 
die unterm 17. August 1775 und. 24. Dezember 1777 an die 
Westpreussische Regierung und Kammer ergangene C. O. 
festgesetzt worden, dass jene allgemeine Gesetze auf die Men- 
nonisten keineswegs ausgedehnt werden sollen, so erwarten 
wir zwar, dass diejenigen Mennonisten, welche dergleichen 
Judicate für sich haben, wenn ihnen gehörig bedeutet wird, 
dass dieselben auf einer irrigen Voraussetzung beruhen, den 
Vorschriften des gegenwärtigen Edicts ohne fernere prozes- 
sualische "Weiterungen sich unterwerfen werden. Wenn in- 
zwischen gleichwohl einer oder der andere derselben auf sei- 
ner vermeintlichen durch diese Erkenntnisse erlangten Be- 
freiung bestehen, und auf rechtliches Gehör und Erkenntnis* 
darüber antragen sollte; so soll ihm solches zwar gestattet, 
alsdann aber auch die protestantische Geistlichkeit durch Uri- 
sern Fiscum vertreten, und bei der rechtlichen Entscheidung 
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eines solchen Prozesses» auf die vorangeführten authentischen 
Declarationen vom 17. Augast 1775 und 24. Dezember 1777 
die erforderliche Rücksicht genommen werden. 

§.5. Da die Mennonisten, so viel Uns wissend ist, sieb 
bishero nur in protestantischen Kirchspielen ansässig gemacht 
haben; so haben Wir diese Verordnungen auf katholische 
Kirchspiele mit zu richten, nicht nöthig gefunden. Weil es 
aber bei diesem Gesetz gar nicht auf den Unterschied der Re- 
ligionen, sondern lediglich darauf ankommt, dass das Canton- 
wesen in Unsern Staaten nicht geschwächt werde; so folget 
auch, dass, wenn die Mennonisten sich künftig in katholischen 
Kirchspielen ansässig machen, sie dort gleiche Verbindlich- 
keiten, als in den protestantischen Kirchspielen übernehmen 
müssen. 

§. 6*. Weil der Beitrag zu diesen Kirchspielslasten ledig- 
lich die Absicht hat, dass die übrigen, dem Kriegsdienst un- 
terworfenen Unterthanen nicht zu sehr gedrückt und ihre 
Besitzungen an Mennonisten zu veräussern genöthigt werden; 
so verstehet es sich auch dagegen, dass die Mennonisten an 
den gottesdienstlichen Verrichtungen, und an den Heiraths- 
und Begräbniss- Gebräuchen der übrigen Kirchspiels- Mitglie- 
der, Theil zu nehmen nicht gezwungen sind, sondern viel- 
mehr nach ihren Grundsätzen und Gebräuchen zu leben, fer- 
ner ungestört berechtigt sein sollen. 

§. 7« Diejenigen Mennonisten, welche in unurbaren Ge- 
genden mit Unserer Erlaubniss neue Colonien und Etablisse- 
ments anlegen, sind von diesen Abgaben frei, weil daselbst 
keine Kirchspiele anderer Unterthanen vorhanden sind. Eben 
dahero dürfen auch diejenigen Mennonisten in den Marien- 
burgsehen Werdern, welche in solchen Gegenden etablirt sind, 
wo zur Zeit ihrer Niederlassung noch keine Kirchspiele vor- 
handen waren, weder zu den Abgaben an die jetzt daselbst 
befindlichen Kirchen und Schulen beitragen, noch Stollgebüh- 
ren daselbst entrichten. 

§. 8. Die Enrollements - Verbindlichkeit ausgenommen, 
müssen die sämmtlichen Mennonisten alle übrige öffentliche 
Gemeinheits- und sogenannte Nachbarslasten und Verbind- 
lichkeiten gleich den übrigen Unterthanen übernehmen. 

§.9. In Ost- und Westpreussen und Litthauen soll den 
Mennonisten nur erlaubt sein, unter folgenden Bedingungen, 
Grundstücke von andern Unterthanen an sich zu bringen: 

1) Wenn der Protestant oder Catholik einen zu seinem 
und seiner Familie Unterhalt hinreichenden Theil des Grund- 
stücks behält, und dahero die alte kriegesdienstfähige Familie 
angesessen bleibt. 
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2) Wenn der in Schulden versunkene Verkäufer sich durch 
einen sehr vortheilhaften Verkauf nicht nur dadurch ganz 
von seinen Schulden losmachen, sondern auch ein nothdürf- 
tiges Etablissement wieder anfangen kann, dazu aber so wenig 
selbst, als durch Hülfe seiner Gläubiger einen andern eben so 
vortheilhaften Käufer anzuschaffen im Stande ist. Diese Um- 
stände müssen von den Kammern des Ost- und West preussi- 
schen auch Litthauischen Departements untersuchet und Unserm 
General- Directorio zur Prüfung und Krtheilung der Concessio- 
nen gegen die sonst üblich gewesene Kosten vorgelegt werden. 
Ohne eine solche Original -Concession sollen die Hypotheken- 
Registraturen kein Besitzrecht eines Mennonisten in die Hy- 



doppelten Betrage der Gebühren, welche sie bei der Zu Schrei- 
bung des Guts an den unbefugten Besitzer, erhalten hat, fia- 
calisch bestraft und das Grundstück, der Mennonist mag sein 
Besitzrecht haben eintragen lassen oder nicht, auf seine Ge- 
fahr und Kosten dem Meistbietenden öffentlich verkaufet, 
auch wenn bei einem solchen Verkauf ein Mehreres, als wo- 
für der Mennonist das Grundstück selbst an sich gebracht hat, 
geboten werden sollte, ein solcher Ueberschuss ohne Abzug 
der jedesmal von dem Mennonisten zu tragenden Subhasta— 
tions- Kosten , dem Fisco zugeschlagen werden. Wenn ein 
Gutsbesitzer oder einer Unserer Beamten, ohne eine solche 
Concession einen Mennonisten auf ein sogenanntes Lass-Schaar- 
werks- oder solches Rusticalgut, welches dem Besitzer nicht 
eigentümlich zustehet, angesetzet hat, so soll der Mennonist 
nach Ablauf eines Jahres , welches jedoch von Johannis zu 
Johannis zu rechnen, das Gut räumen, und ausserdem, wenn 
er des Vermögens ist, in fünfzig Rthlr. fiscalische Strafe ver- 
fallen sein, der Gutsherr oder Unser Beamte soll Einhundert 
Rthlr. Rtrafe erlegen, und dem abziehenden Mennonisten alle 
wirklich vorhandene Meliorationen nach der gerichtlich auf- 
genommenen Taxe sachverständiger Leute ersetzen. 

§. 10. Nach den Grundsätzen der wahren Toleranz soll 
zwar jedem Unserer Unterthanen der Uebertritt zum Menno- 
nistischen Glauben unverwehrt bleiben. Wenn aber der Ue- 
bertretende zu derjenigen Klasse von Einwohnern gehört, 
welche nach der Staats - und Landesverfassung zu Kriegs- 
diensten verpflichtet sind, und derselbe sich dieser Verbind- 
lichkeit unter dem Vorwande seiner Religions - Aenderung 
entziehen will, so soll er einen andern tauglichen, keinem 
Canton unterworfenen Mann auf seine Kosten zu stellen und 
so lange die Obligation des Mennonisten zu den Kriegsdien- 
sten dauert, auch bei einer erfolgten Desertion einen andern 
zu sistiren angehalten werden. Ein gleiches soll in Ansehung 
aller männlichen Nachkommenschaft solcher zum Mennonisti- 
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sehen Glauben übergetretenen Cantonspflichtigen ünterii.unen 
statt finden. Was aber die Kinder betrifft, die aus vermiach- 
ten Ehen eines Mennonisten oder einer Mennonistin mit an- 
dern Religions- Verwandten erzeugt werden; so sollen diesel- 
ben, da sie nach den eigenen Grundsätzen der meisten Men- 
nonisten -Lehrer zur Mennonistischen Gemeine nicht gehören, 
in der Religion desjenigen ihrer Eltern, welches diesem Glau- 
bensbekenntniss nicht zugethan ist, erzogen werden. 

§.11. In Ost- und Westpreussen und Litthauen sollen 
keine fremde, auch keine bereits ausgewanderte Mennonisten 
wieder angenommen werden. 

§. 12. "Wenn jedoch ein solcher Mennonist ein Vermögen 
von Zwei Tausend Thalern ins Land bringt; so soll ihm ver- 
stattet werden, sich in andern Provinzen, besonders da, wo 
zur Viehzucht gute Gelegenheit ist, niederzulassen und anzu- 
kaufen, jedoch muss derselbe 

1) dazu ebenfalls den Consens Unseres General -Directorii 
erhalten. 

2) Sich den Verbindlichkeiten der §§. 2. 3. 4. 5 und 8. unter- 
werfen. 

3) Wegen der Enrollements - Freiheit muss derselbe und 
seine männliche Descendenten , insofern sie vermöge ihrer 
Grösse und Gesundheit zum Kriegsdienst oder zu Fuhrknech- 
ien brauchbar sind, von 20-45 Jahre, jährlich Einen Reichs- 
thaler hiesiges Courant zur General- Invaliden- Kasse entrich- 
ten, weshalb von denen sich künftig in Unsern andern Pro- 
vinzen ausser Ost- und Westpreussen und Litthauen anzu- 
setzenden Mennonisten dem Militair- Departement jedesmal 
Nachricht gegeben werden muss. 

§. 13. Dagegen bleiben die in den übrigen Provinzen be- 
reits ansässigeu wenigen Mennonisten von diesem Beitrage 
zur General - Invaliden - Kasse befreiet; alle übrige in dem 
12ten §pho enthaltene Vorschriften haben aber auf sie gleiche 
Anwendung. 

§. 14» In Unserm Herzogthum Schlesien behalten Wir 
Uns vor, nach Befinden der Umstände, dieserhalb das erfor- 
derliche besonders zu verordnen. 

§•15. Wir befehlen übrigens allen Unsern hohen und 
niedern Dicasteriis und Landes -Collegiis, Geistlichen-, Civil- 
und Militair- Behörden, dem Officio Fisci und überhaupt je- 
dermann sich hiernach allerunterthänigst zu achten, zu wel- 
chem Ende dieses Edict durch den Druck öffentlich bekannt 
gemacht werden soll. 

N.C.C, Tom. VIII. S.tSAi. No.46. de 1789. 
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Tlt.I. Tit. 8. 8* 6- 9* Dechtraiio* vom 17. bezbr. 1 SOI Je« 
Bdicts vom 30. Jafr 1789, wegen der Befugnisse der Mennonisten, 
Grundstücke zu erwerben, v. Ä. Fl, S. 686. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc. Thon kund und fügen hiermit zu wissen: wie 
zwar in dem Edict vom 30. Juli 1789 die Einschränkungen 
festgesetzt worden, unter welchen den Mennonisten erlaubt 
sein soll, Grundstücke in Ost- und Westpreussen , auch Lit- ' 
thanen, an sich zu bringen, ohne dass sie gleich den übri- 
gen dem Enrollement unterworfenen Unterthanen zum Kriegs- 
dienst verpflichtet werden. 

Es hat sich aber gezeigt, dass die in diesem Edict ent- 
haltenen Vorschriften den eigentlichen Verhältnissen nicht an- 
gemessen sind. 

Die Erfahrung hat bewiesen , dass Mennonistische Glau- 
bensgenossen Kriegsdienste übernommen, und sich darin zur 
völligen Zufriedenheit ihrer Vorgesetzten so betragen haben, 
dass sie es verdienen, in Ansehung der Befugnisse zum Er- 
werb von Grundstücken, Unsern übrigen christlichen Unter- 
thanen ihres Standes gleich gesetzt zu werden. 

Dagegen kann es denjenigen Mennonisten, welche sich 
der allgemeinen Verbindlichkeit, das Vaterland zu vertheidi- 
gen, noch ferner entziehen wollen, in Zukunft nicht gestattet 
werden, die Zahl ihrer Besitzungen zu vermehren, oder de- 
ren Umfang zu erweitern, und die mit der Enrol lernen ts-Frei- 
heit verbundenen Vortheile zu benutzen, um andere, dem 
Staate nützlichere christliche Glaubensgenossen zu verdrängen« 

Diesem gemäss finden Wir nöthig, durch gegenwärtige 
Verordnung genauer zu bestimmen, wie es in Zukunft In 
Ost- und Westpreussen, auch Litthauen, in allen Fällen ge- 
halten werden soll, wenn Mennonisten den Besitz von Grund- 
stücken erlangen wollen, und welcher Unterschied zwischen 
denjenigen zu beobachten ist, welche die Cantonpflichtigkeit 
übernehmen oder auf fernere Enrollements- Freiheit Anspruch 
machen wollen. 

§. l. Diejenigen Mennonisten, welche sich erklären, dass 
sie die andern Unterthanen ihres Standes obliegende Verbind- 
lichkeit zum Kriegsdienst übernehmen, und Cantonfreiheit 
nicht verlangen, sollen von allen, durch das Edict vom 
30. Juli 1789, ihren Glaubensgenossen bei dem Erwerb oder 
der Erweiterung von Grundstücken gemachten einschränken- 
den Bedingungen gänzlich befreit, und nach eben den Grund- 
sätzen, wie andere christliche Glaubensgenossen ihres Stan- 
des, behandelt werden. 

§. 2. Bei der Einziehung zum Kriegesdienste soll der 
cantonpflichtige Mennonist, in Rücksicht seiner Glaubensbe- 
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griffe, mit Ableistung eines Eides verschont, und die erfor- 
derliche Zusage von ihm mittelst Handschlages angenommen 
werden. 

§. 3. Zu der Abgabe, welche die dem Enrollement nicht 
unterworfenen Mennonisten für diese Freiheit jährlich zum 
Besten des Culmischen Cadetten- Instituts entrichten, sollen 
diejenigen Mennonisten beizutragen nicht verbunden sein, 
welche durch die zu übernehmende Verpflichtung zum Kriegs- 
dienste in Ansehung des Erwerbes und der Erweiterung von 
Grundstücken alle Befugnisse der übrigen christlichen Glau- 
bensgenossen erlangen. 

§. 4. Dahingegen soll keinem Mennonisten, der nicht be- 
reit ist, auf Enrollements- Freiheit Verzicht zu leisten, ferner- 
hin die ErJaubniss ertheilt werden, auf irgend einige Art 
solche Grundstücke, es mögen ländliche oder städtische sein, 
zu erwerben, deren Eigenthum zur Zeit der Publication die» ' 
ser Verordnung sich nicht im Besitz von Mennonisten be- 
finden, welchem gemäss die hierunter bishero zugelassenen 
Ausnahmen für die Zukunft gänzlich aufgehoben werden, so 
dass die jetzt vorhandene Anzahl der cantonfreien Mennoni- 
sten-Besitzungen in der Folge auf keinerlei Art vermehrt, 
oder deren Umfang erweitert werden darf. 

§. 5. Den zur Zeit der Eublication gegenwärtiger Verord- 
nung mit Grundstücken angesessenen Mennonisten soll, so 
lange sie sich zu dieser Secte halten, und im Besitz ihrer 
Grundstücke verbleiben, die ihnen zugesicherte Cantonfreiheit 
ihrer Söhne ferner zu statten kommen, wogegen sie den ge- 
setzlichen Bedingungen, unter welchen ihnen diese Exemtion 
gestattet worden, überall Genüge leisten müssen. 

§,6. Diese Enrollements -Freiheit soll auch unverändert 
bleiben, wenn bei dem Abgang der jetzigen Eigenthümer die 
Grundstücke wiederum aut Mennonisten, als männliche In- 
testat- Erben des letzten Besitzers, übergehen. 

§. 7* Ausser diesem Fall , wo das Eigenthum an einen 
männlichen Intestaterben Mennonistischen Glaubensbekennt- 
nisses gelanget, soll die Enrollements - Freiheit bei der näch- 
sten Besitzes-Veränderung gänzlich aufhören, und derjenige, 
welcher ein solches Grundstück durch Kauf, Tausch, Schen- 
kung, TestamenVVermächtniss, Verheirathung mit der Wittwe, 
Tochter oder einer Anverwandtin des letzten Besitzers oder ' 
sonst auf irgend einige Art erlangt, einen Anspruch auf Be- 
freiung von der Cantonpflichtigkeit zu machen nicht berech- 
tigt sein. 

§.8. Die durch da; Privilegium vom 29. März 1780, für 
die Bewilligung der Canton- Freiheit bestimmte Abgabe von 
5000 Rthlr. an das Cadetten - Institut zu Culm, muss noch 
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ferner unvermindert entrichtet, und von den Enrollements- 
freien Mennonisten zusammengebracht werden. Nur dann, 
wenn sich die Anzahl der nicht cantonpflichtigen Mennoni- 
sten so vermindert haben wird, dass sie weniger als die am 
29. Marz 1780 vorhanden gewesene beträgt, soll ein verhält- 
niss massiger Erlass bewilligt werden. 

Diesem gemäss befehlen Wir allen TJnsern Militair- und 
Civil -Behörden, sich nach dem Inhalt dieser Declaration 
nicht nur selbst auf das genaueste zu achten, sondern auch 
die nöthigen Verfügungen zu treffen, dass dieselbe überall 
pünktlich befolgt, zu diesem Behuf durch den Druck öffent- 
lich bekannt gemacht, und in jedem vorkommenden Fall in 
Ausübung gebracht werden. 

N.C.C. T.XI. S, 1277. No. 2. des Nachtrags zum Jahrgänge 
1SÜ2. 

4 

Th.I. Tit. 8. 0.6-9. CO. vom 24. Xovbr. 1803, betr. die 
Gerechtsame und Pflichten, der Mennonisten, v. R, F1I. S. 529. 

Ich habe mich durch die beikommende Vorstellung der 
Mennonisten- Gemeinden in Ost- und Westpreussen und Li U 
thauen bewogen gefunden, denselben durch die abschriftlich 
anliegende Resolution noch die Schonung angedeihen zu las- 
sen, dass wenn die jetzt einmal in den Händen der Menno- 
nisten befindlichen Grundstücke an fremde Mennonisten ge- 
langen, auch dieser neue Mennonistische Besitzer und dessen 
eheleibliche Söhne von der Cantonpflicht befreit bleiben sol- 
len. Ich befehle Euch daher in Gemässheit dessen das weiter 
Erforderliche zu veranlassen, dabei aber auch sorgfältig darauf 
zu halten, dass keine mehrere Grundstücke, als gegenwärtig 
in den Hunden der Mennonisten sich befinden, von Menno- 
nisten ohne Uebernahme der Cantonpflicht erworben werden. 

Wenn nun auf der einen Seite hierdurch der weitern 
Ausbreitung der Mennonisten, zum Nachtheil der Cantons, 
Schranken gesetzt sind, so will Ich auf der andern Seite auch 
allen unbilligen directen oder indirecten Druck von densel- 
ben entfernt wissen. 

Th.I. Tit. S. 0.6-8. CO. vom 16. Mai 1830, Über die 
Rechtsverhältnisse der Mennonilen in den westlichen Provinzen und in 
Brandenburg. G.S. 8. 82. 

Aus dem Berichte des Staatsministeriums vom 30sten v.M. 
habe Ich ersehen, dass die mennonitischen Familienhäupter 
in den Rheinprovinzen, zufolge der auf Meinen Befehl mit 
ihnen aufgenommenen Verhandlungen, in der bei weitem 
grössern Mehrheit die Leistung der gesetzlichen Militairpflicht 
für sich und ihre Nachkommen übernommen haben, und 
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dass nur der kleinere Theil, nebst der geringen Zahl der 
mennonitischen Familien in den Provinzen Brandenburg und 
Westphalen, die Uebetnahme dieser Verpflichtung entweder 
verweigert» oder sich darüber zu erklären unterlassen hat. 
Wiewohl den Letztern gestattet ist, nur ihrem Gewissen hierin 
zu folgen, so darf doch bei Feststellung ihrer bürgerlichen 
Verhältnisse die Begünstigung nicht unberücksichtiget blei- 
ben, die sie durch die Versagung einer allgemeinen Landes- 
pflicht vor ihren Mitbürgern erlangen. Ich will daher, nach 
den Anträgen des Staatsministeriums, für die Mennoniten in 
den Rheinprovinzen, so wie in den Provinzen Brandenburg 
und Westphalen, nachstehende Bestimmungen erlassen; 

1) Die Mitglieder derjenigen menhonitischen Familien, de- 
ren Häupter für sich und ihre Nachkommen die Militairpflicht 
übernommen haben, oder zu übernehmen noch erklären, sol- 
len in allen bürgerlichen Verhältnissen den übrigen christli- 
chen Unter thanen, ohne Ausnahme, völlig gleich behandelt 
werden. 

2) Die Mitglieder derjenigen Familien, deren Häupter die 
Militairpflicht zu erfüllen für sich und ihre Nachkommen 
▼erweigert haben, bleiben fernerhin von derselben zwar ent- 
bunden, es soll aber 

a) jeder Familienvater und fernerhin jeder von der Militair- 
pflicht freie Mennonit, der einen eignen Hausstand führt, 
oder eignes Vermögen besitzt, für diese Befreiung eine 
jährliche Geldabgabe, die unabänderlich auf eine beson- 
ders zu ermittelnde Einkommensteuer von Drei Prozent 
festgesetzt wird, an die Staatskasse entrichten. 

b) Jedes Mitglied einer von der Militairpflicht freien men- 
nonitischen Familie wird, wie die in Preussen wohnhaf- 
ten, vom Militairdienst befreiten Mennoniten, von der 
Befugniss, Grundstücke zu erwerben, ausgeschlossen. 
Hievon sind nur solche Grundstücke ausgenommen, die 
sich schon gegenwärtig im Besitz einer mennonitischen 
Familie befinden, welche sich der Militairpflicht nicht 
unterworfen hat, und auch künftig nicht unterwirft. 

c) Jedes Mitglied einer solchen Familie ist zur Anstellung 
im Staatsdienste unfähig, soll jedoch zur Verwaltung 
eines Kommunalamts zugelassen werden. 

3) Diejenigen mennonitischen Familien, deren Häupter sich 
über die Leistung der Militairpflicht nicht erklärt haben, und 
nicht noch sich bereit erklären, werden denen gleich behan- 
delt, welche sie verweigern. 

4) Den einzelnen Mitgliedern solcher Familien, deren 
Haupter die Militairpflicht übernommen haben, bleibt jetzt 
nnd künftig vorbehalten, bei Erreichung des militairpflichti- 
gen Altera die Befreiung vom Militairdienste nachzusuchen, 

■ 
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und sie soll ihnen zur Schonung der Glaubensmeinungen und 
des Gewissens nicht verweigert werden. Dagegen ist ein sol- 
cher Mennonit nicht allein für sich und seine Nachkommen 
den Beschränkungen seiner bürgerlichen Verhältnisse, wie zu 
2., unterworfen, sondern auch verpflichtet 

a) die Einkommensteuer der drei Prozent von denjenigen 
Einkünften, die er aus einem eigenen Vermögen bezögen 
hat, seit der Zeit des Anfalls dieses Vermögens nach- 
träglich zu entrichten; 

b) sich desjenigen Grundbesitzes wieder zu entäussern, 
welchen er oder seine Vorfahren, nur in Folge der Mi- 
litairpflichtigkeit zu erwerben befugt gewesen sind. Zu 
dieser Verbindlichkeit hat die Verwaltungsbehörde ihn 
erforderlichenfalls gerichtlich anzuhalten, 

5) Den einzelnen Mitgliedern solcher Familien, deren Häup- 
ter die Militairpflicht nicht übernommen haben, ist es gestat- 
tet, durch Ableistung der gesetzlichen Militairdienste sich und 
ihre Nachkommen von der Beschränkung in ihren bürgerli- 
chen Verhältnissen zu befreien und die Rechte ihrer übrigen 
christlichen Mitbürger nach der Bestimmung unter 1. zu er- 
werben. 

6) Die Quäker oder sogenannten Separatisten werden, wie 
die Mennoniten, behandelt. 

7) Die Ansiedelung oder Aufnahme neuer Mitglieder beider 
Sekten ist nicht erlaubt. 

Sollte die Verwaltungsbehörde in besondern Fällen eine 
Ausnahme von dieser Bestimmung bevorworten zu dürfen 
vermeinen, so ist auf den Grund einer genauen Untersuchung 
der obwaltenden persönlichen Verhältnisse Meine unmittelbare 
Entscheidung auszuwirken. 

Das Staatsministerium hat diese Bestimmungen durch die 
Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniss zu bringen und 
die einzelnen Behörden haben in ihren Ressorts auf die Aus- 
führung derselben zu halten. 

Th. I. Tit. 8. $.6-8. Edict vom 9. Octbr» 1S07> betr, den er- 
leichterten Grundbesitz und den freien Gebrauch der Grundstücke , so 
wie die Aufhebung der Unterthänigkeit (§.1.). v. E. IX. S, 85. 

Nach eingetretenem Frieden hat Uns die Vorsorge für 
den gesunkenen Wohlstand Unserer getreuen Unterthanen, 
dessen baldigste Wiederherstellung und möglichste Erhöhung 
vor allem beschäftigt. Wir haben hierbei erwogen, dass es 
bei der allgemeinen Noth die uns zu Gebot stehenden Mittel 
übersteige, jedem Einzelnen Hülfe zu verschaffen, ohne den 
Zweck erfüllen zu können, und dass es eben sowohl den un- 
erlässlichen Forderungen der Gerechtigkeit, als den Grund- 
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Sätzen einer wohlgeordneten Staatswirthschaft gemäss sei, 
Alles zu entfernen, was den Einzelnen bisher hinderte T den 
Wohlstand zu erlangen, den er nach dem Maass seiner Kräfte 
zu erreichen fähig war. Wir haben ferner erwogen, dass die 
vorhandenen Beschränkungen theils im Besitz und Genuss des 
Grund- Eigeuthums , theils in den persönlichen Verhältnissen 
des Landarbeiters Unserer wohlwollenden Absicht vorzüglich 
entgegen wirken, und der Wiederherstellung der Cultur eine 
grosse Kraft seiner Thätigkeit entziehen, jene, indem sie auf 
den Werth des Grund-Eigenthums und den Credit des Grund- 
Besitzers einen höchst schädlichen EinÜuss haben, diese in- 
dem sie den Werth der Arbeit verringern. Wir wollen da- 
her beides auf diejenigen Schranken zurück führen, welche 
das gemeinsame Wohl nöthig macht, und verordnen daher 
folgendes ; 

•Freiheit des Güter •Verkehrt. 

§.1. Jeder Einwohner unserer Staaten ist ohne alle Ein- 
schränkung in Beziehung auf den Staat, zum eigentüm- 
lichen und Pfandbesitz unbeweglicher Grundstücke aller Art 
berechtigt; der Edelmann also zum Besitz nicht bloss adeli- 
cher, sondern auch unadelicher, bürgerlicher und bäuerlicher 
Güter aller Art, und der Bürger und Bauer zum Besitz nicht 
blos bürgerlicher, bäuerlicher und anderer unadelicher, son- 
dern auch adelicher Grundstücke, ohne dass der eine oder 
der andere zu irgend einem Gütererwerb einer besondern Er- 

r^ 

. laubniss bedarf, wenn gleich, nach wie vor, jede Besitzver- 
änderung den Behörden angezeigt werden muss. Alle Vor- 
züge, welche bei Güter- Erbschaften der adeliche vor dem 
bürgerlichen Erben hatte, und die bisher durch den persön- 
lichen Stand des Besitzers begründete Einschränkung und 
Suspension gewisser gutsherrlicher Rechte, fallen gänzlich weg. 

In Absicht der Erwerbfähigkeit solcher Einwohner, welche 
den ganzen Umfang ihrer Bürgerpflichten zu erfüllen, durch 
Religions -Begriffe verhindert werden, hat es bei den beson- 
dern Gesetzen sein Verbleiben« 

Freie Wahl des Gewerbes. 

§.2. Jeder Edelmann ist, ohne allen Nachtheil seines 
Standes, befugt, bürgerliches Gewerbe zu treiben, und jeder 
Bürger oder Bauer ist berechtigt, aus dem Bauer- in den 
Bürger- und aus dem Bürger- in den Bauerstand zu treten. 

In wie fem das gesetzliche Vorkaufs- und Näher- Recht 

anooch statt findet. 

§.3. Ein gesetzliches Vorkaufs- und Näher- Recht soll 
fernerhin nur Bei Lentis- Ober- Eigenthümern, Erbzinsherrn, 
Erbverpächtern, Mit-Eigenthümern und da eintreten, wo eine 
mit andern Grundstücken vermischte oder von ihr umschlos*» 
sene Besitzung veräussert wird. 
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Theilung der Grundst&cke. 

§. 4. Die Besitzer an sich veräusserlicher städtischer nnd 
ländlicher Grundstücke und Güter aller Art, sind nach er- 
folgter Anzeige bei der Landes- Polizei -Behörde, unter Vor- 
behalt der Rechte der Real - Gläubiger und der Vorkaufs- 
Berechtigten (§. 3.) zur Trennung der Radicahen und Perti- 
nenzien, so wie überhaupt zur theilweisen Veräusserung, 
also auch die Mit-Eigenthümer zur Theilung derselben unter 
sich, berechtigt. 

Erbverpachtung der Privat - Güter. 

g. 5. Jeder Grund - Eigenthümer, auch der Lehns- und 
der Fideicommiss- Besitzer, ist ohne alle Einschränkung, je- 
doch mit Vorwissen der Landes-Polizei-Behörde, befugt, nicht 
bloss einzelne Bauerhöfe, Krüge, Mühlen und andere Perti- 
nenzien, sondern auch das Vorwerks -Land, ganz oder zum 
Theil, und in beliebigen Theilen zu verpachten, ohne dass 
dem Lehns-Ober-Eigenthümer, den Fideicommiss - und Lehns- 
folgern und den ingrossirten Gläubigern aus irgend einem 
Grunde ein Widerspruch gestattet wird, wenn nur das Erb- 
stands- oder Einkaufs- Geld zur Tilgung des zuerst ingros- 
eirten Capitals, oder, bei Lehnen und Fideicommissen in et- 
waiger Ermangelung ingrossirter Schulden, zu Lehn oder Fi- 
deicommiss verwendet, und, in Rücksicht auf die nicht ab- 
gelösten Real- Rechte der Hypotheken- Gläubiger, von der 
Landschaftlichen Credit- Direction der Provinz, oder von der 
Landes-Polizei-Behörde attestirt wird, dass die Erbverpach- 
tung ihnen unschädlich sei. 

Einziehung und Zusammenschlagung der Bauer- G&ter. 

§.6. Wenn ein Gutsbesitzer meint, die auf einem Gute 
vorhandenen einzelnen Bauerhöfe oder ländliche Besitzungen, 
welche nicht erblich, erbpachts- oder erbzinsweise ausge- 
than sind, nicht wieder herstellen oder erhalten zu können, 
so ist er verpflichtet, sich deshalb bei der Kammer der Pro- 
vinz zu melden, mit deren Zustimmung die Zusammenzie- 
hung, sowohl mehrerer Höfe in Eine bäuerliche Besitzung, 
als mit Vorwerksgrundstücken gestattet werden soll, sobald 
auf dem Gute keine Erb-Untertnänigkeit mehr statt findet. 

Die einzelnen Kammern werden hierüber mit besonderer 
Instruction versehen werden. 

§. 7. Werden die Bauerhöfe aber erblich, erbpachts- oder 
erbzinsweise besessen, so muss, bevor von deren Einziehung 
oder einer Veränderung in Absicht der dazu gehörigen Grund- 
Stücke die Rede sein Kann> zuerst das Recht des bisherigen 
Besitzers, sei es durch Veräusserung desselben an die GutS- 
herrschaft, oder auf einem andern gesetzlichen Wege erlo- 
schen sein. In diesem Falle treten auch in Absicht solcher 
Güter die Bestimmungen des §.6. ein. 



Digitized by Google 



J.L.R. Th.L TV*. 8. $.6-8. 



Verschuldung der Lehns- und Fideicommws- Güter, wegen 

der Kriegei- Schäden. 

§.8. Jeder Lehns- und Fideicommiss-Besitzer ist befugt, 
die zum Retablissement der Krieges -Schäden erforderlichen 
Summen auf die Substanz der Güter selbst, und nicht bloss 
auf die Revenuen derselben, hypothekarisch aufzunehmen, 
wenn nur die Verwendung des Geldes von dem Landrath 
des Kreises oder der Departements- Landschafts-Direction at- 
testirt wird. Nach Ablauf dreier Jahre, seit der contrahirten 
Schuld ist der Besitzer und sein Nachfolger schuldig, von 
dem Capital selbst, jahrlich wenigstens den fünfzehnten Theii 
abzutragen. 



i. < 



Aufhebung der Lehne, Familien - Stiftungen und Fideicommisse, 

durch Familien «Schlüsse. 

§. 9. Jede, keinem Ober-Eigenthümer unterworfene Lehns- 
Verbindung, jede Familien- und jede Fideicommiss- Stiftung 
kann durch einen Familien- Schlu ss beliebig abgeändert, oder 
ganzlich aufgehoben werden, wie solches in Absicht derOst- 
Preussischen (mit Ausschluss der Ermeländischen) Lehne, be- 
reits im Ost-Preussischen Provinzial- Recht, Zusatz 56 ver- 
ordnet ist 

AuB5«ung der Gut« - Untertänigkeit. 

§. 10. Nach dem Datum dieser Verordnung entsteht fer- 
nerhin kein Unterthitnigkeits-Verhaltniss, weder durch Ge- 
burt, noch durch Heirath, noch durch Uebernehmung einer 
unterthanigen Stelle, noch durch Vertrag. 

§. 11. Mit der Publication der gegenwärtigen Verord- 
nung hört das bisherige Unterthänigkeits- Verhältnis* derjeni- 
gen Unterthanen und ihrer Weiber und Kinder, welche ihre 
Bauer- Güter erblich oder eigenthümlich, oder erbzinsweise, 
oder erbpächtlich besitzen, wechselseitig gänzlich auf. 

§. 12. Mit dem Martini- Tage Ein Tausend Acht Hundert 
und Zehn (1810) hört alle öuts-Unterthänigkeit in Unsern 
sämmtlichen Staaten auf. Nach dem Martinitage 1810 giebt 
es nur freie Leute, so wie solches auf den Domainen in allen 
Unsern Provinzen schon der Fall ist, bei denen aber, wie 
sich von selbst versteht, alle Verbindlichkeiten j die ihnen 
als freien Leuten vermöge des Besitzes eines Grundstücks, 
oder vermöge eines besonderen Vertrages obliegen , in Kraft 
bleiben. 

Nach dieser Unser allerhöchsten Willensmeinung hat sieh 
ein Jeder, den es angeht, insonderheit aber Unsere Landes«* 
Collegia und übrigen Behörden genau und püichtmässig zu 
achten, und soll die gegenwärtige Verordnung allgemein be- 
kannt gemacht werden. 
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Th.I. Tit. 8. $.6-8. Rescr. vom 5 * März 1809, betr. Er- 
läuterungen des Edicia vom 9. Octbr. 1807. v. R. X, S. 46. 

Tb.I. Tit. 9. ö. 6-8. C. 0. vom 28. itf*r* 1809, der 
von Ausländern zu erwerbenden adlicher Güter' und Domainen- For- 
wer che. v. R. X. S. 77. 

Mein lieber Staatsminister, Graf zu Dohna! Ich geneh- 
mige es auf Euren Bericht vom 2isten d. M. als nothwendig 
und rathsam, dass nicht nur das Incolat in denjenigen Pro- 
vinzen, wo es eingeführt ist, rücksichtlich der Ausländer, 
die in meinen Staaten Güter erwerben wollen, ferner beste- 
hen bleibe, sondern auch in den Provinzen, wo solches bis- 
her nicht üblich war, ohne Special- Concessiou des Ministe- 
riums des Innern keinem Ausländer die Acquisitum eines 
adelichen Guts oder D omainen- Vorwerks gestattet werde. 
Die Concessionen authorisire Ich Euch, im Fall dergleichen 
Acauirenten den Unterthanen-Eid ableisten, chargenoebüh- 
rentrei, blos gegen die gewöhnlichen Kanzlei -Sportein und 
Stempelgebühren zu ertheilen, nur bei etwanigen Bedenken 
habt Ihr Meine Genehmigung einzuholen. 

Fürstliche Personen, welche sich ausserhalb Landes auf- 
halten, müssen fortdauernd einen Stellvertreter im Lande be- 
stellen, und diesen in einer schriftlich auszufertigenden Ur- 
kunde, zur Erfüllung aller gesetz- "jnd verfassungsmässigen 
Vasallen- und Ünterthanen-Pflichten beauftragen; dahingegen 
soll von fürstlichen Personen, die in Meinen Staaten ihren 
"Wohnsitz nehmen wollen, nur die schriftliche Vollziehung 
des Unterthanen- Eides gefordert werden. 

Mathis Bd. 8. S. 26. lr Abschnitt. 

Th.I. Tit. 8. 8.6-9. Rescr. vom April 1809, denselben 
Gegenstand betreffend, v. R. X. S. 77. 

Th.I. Tit. 8« 0.6-8. CO, vom 25. Septbr. f809, betr. die 
Aufliebung der Beschränkung der Soldaten im Gebrauch des Eigen- 
thums, v. R. X. S. 155. («• ad A. L. R. IL 10. §. 27 seqq. ) 

Tb.I. Tit. 9. 8.6-8« Verordnung oom 18. März 1811, betr. 
die Freiheit der Unteroffiziere und Soldaten über ihr Vermögen zu 
disponiren. G. S. de 1812. S.S. (s. ad A. L.R.II. 10. $. 27 seqq.) 

Th.I. Tit. 8. 8.6-8. Rescr. vom 10. Juli 1810, wegen Un- 
fähigkeit der Forstbedienten zur Erwerbung von Grundstücken, welche 
an die Forst, bei welcher sie angestellt sind, grenzen. v. R. X. 
Sä 377. 

Th.I. Tit. 8« 0.6-8. Rescr. vom 26. Novbr. 1816, denselben 
Gegenstand betreffend. Gr. I. S. 34« 
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Th.I. Tit. 8. 0.6-8. CO. vom 5. Septbr. 1821, <fcw« kein 
im Kiinigl. Dienst stehender Forstbedienter in der Angrenzung der 
unter seiner Aufsicht stehender Forst ein Grundstück erwerben darf. 
G.S. S. 158. 

Ich bestimme hiermit auf Ihren Bericht vom 6ten v. M ., 
dass kein im Dienste des Staats stehender Forst- Bediente, 
ohne Unterschied seines Ranges, befugt sein soll, ein Grund- 
stück zu erwerben, welches in den seiner Aufsicht und Ver- 
waltung anvertrauten Forsten und Revieren, ein Holzungs-, 
Hütungs- oder sonstiges Recht hat, oder mit demselben gren- 
zet. Ausnahmen hievon dürfen nur in besonders dazu ge- 
eigneten Fallen, auf den Antrag der Provinzial-Regierungen, 
durch das Finanz -Ministerium gestattet werden. 

Th.I» Tlt« 9« 0.6- 8. CO. vom 29. Febr. 1812, wegen Aue- 
Schliessung der Mitglieder der Provinzial- Verwaltungen von Erwer- 
bung von Domainen - Grundstücken. G.S. S. 16. («• ad A.L.B. II. 
14. $.16.) 

Th.I* Tit. 8. 0.6*8. Bdict vom 11. März 1812, betr. die 
bürgerlichen Verhältnisse der Juden. G.S. S. 17. (». ad A.L.R. 
Einleit. §.22. 

Th. I. Tit. 8. 0.6-8. CO. vom $. August 1830, betr. dm 
bürgerlichen Verhältnisse der Juden in den neuen und wiedererworbe- 
nen Provinzen. G.S. £116. («. ad A.L.R. Einleit. $.22.) 

Th.I. Tit. 8. 0.6-9. Verordnung vom 1. Juni 1833, wegen 
des Judenwesens im Grossherzogthum Posen. G. S. S. 66. (*• ad 
A.L.R. Einleit. $.22.) 

Th. I. Tit. 8. 0. 29 Und 30. Kann der Staat sein Recht, 
zum Wohl des gemeinen Bestens , jemand zum Verkauf seiner Sache 
zu zwingen, einem Dritten eigenthümlich überlassen! Erk. des G. 
Ob. Trib. vom 7. Januar 1831* S. u. v. S. Bechtsspr. B.III. £.224. 

Th.I. Tit. 8. 0. 40. Reser. vom U. Dezbr. 1810, betr. die 
Behörde des Verkaufs und Zuschlags eines vom Eigenthümer verlas- 
senen oder verfallenen Brauses, v. R. X. S. 489. 

Th.I. Tit. 8. 0.65 Seqq. Rdict vom iS. Juni 1795, wegen 
Auseinanderbauens der Unterthanengehöfte in der Kurmark. v. R. III. 
S.77. 

Vielfältige Erfahrungen haben es gelehrt, dass die in den 
Dörfern der Churmark ausbrechenden Feuersbrünste deshalb 
ausserordentliche Verwüstungen anrichten, weil die Gebäude 
und Gehöfte der TJnterthanen so nahe an einander gebauet 
sind, dass die Flamme von einem Gebäude unaufhaltsam dem 
andern mitgetheilt, und dadurch der Gebrauch der Löschung*- 
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Werkzeuge sehr erschwert oder wohl gar unmöglich gemacht 
wird. 

Es sind zwar bereits mehrere Gerichtsobrigkeiten, über- 
zeugt von den verderblichen Folgen einer solchen Bauart, 
zu ihrem eignen und ihrer Unterthanen wahren Besten be- 
müht gewesen, diesem Missbrauch abzuhelfen, sie haben 
aber, wie Wir vielfältig in Erfahrung bringen, in den un ge- 
gründeten Widersprüchen und Vorurtheilen ihrer Untertha- 
nen grosse Hindernisse gefunden. 

Wir haben daher für nöthig erachtet, durch eine Lan- 
desherrliche gesetzliche Vorschrift die Gerichtsobrigkeiten in 
der Kurmark gegen alle ungegründete Widersprüche ihrer 
Unterthanen in diesem Stücke zu schützen und sicher zn 
stellen, und befehlen demnach hierdurch: 

§. 1. Dass wenn einzelne oder mehrere Unterthanen-Ge- 
baude, Gehöfte oder wohl gar ganze Dörfer, durch Feuers- 
brünste in die Asche gelegt werden, und deshalb oder sonst 
wegen Baufälligkeir, auch aus andern Ursachen, neu erbauet 
werden sollen, kein Unterthan die Befugniss haben soll, eher 
den neuen Bau eines Gebäudes oder ganzen Gehöftes vorzu- 
nehmen, als bis ihm die Baustelle von der Gerichtsobrigkeit, 
an welche er sich in dieser Absicht zu wenden hat, ange- 
wiesen ist. 

• 

§. 2. Dem Ermessen der Gerichtsobrigkeiten, welchen zu- 
nächst die Polizei- Aufsicht über ihre Dörfer obliegt und an 
der Erhaltung ihrer Unterthanen gelegen sein muss, soll es 
überlassen bleiben zu bestimmen: ob die neu zu erbauenden 
Gehöfte oder einzelnen Gebäude, ihre vormaligen oder welche 
neue Stellen, und in welcher wechselseitigen, zur Verhütung 
gefährlicher Feuersbrünste hinlänglichen, auch mit der wirt- 
schaftlichen Bestimmung der Gebäude verträglichen Entfer- 
nung, wieder erhalten, und wie die Hofstellen und Dorf- 
strassen erweitert werden sollen, wobei ihnen blos zur Pflicht 
gemacht wird, dafür zu sorgen, dass die Unterthanen, deren 
Gehöfte oder einzelne Gebäude versetzt werden sollen, für 
den aus der Versetzung ihnen erwachsenden Verlust eine der 
Sache angemessene Entschädigung erhalten. 

§.3. Wenn zu Versetzung der Gehöfte oder einzelner 
Gebäude zwar nutzbare Grundstücke des Besitzers bebauet 
werden müssen, dagegen aber die alten Baustellen wiederum 
zu cultiviren und nutzbar zu machen sind, mithin der Be- 
sitzer keinen Verlust an dem Flächen -Inhalt seiner nutzba- 
ren Grundstücke leidet, so soll gar keine Entschädigung 
statt finden, dagegen aber solche in der Regel überall gege- 
ben werden, wenn der Besitzer eines zu versetzenden Ge- 
höftes oder einzelner zu versetzender Gebäude dadurch an 
dem bisherigen Flächen-Inhalt seiner nutzbaren Grundstücke 
einen Verlust erleidet. 
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Für den Verlust in Rücksicht auf die Bonität und bes- 
sere Kultur der Grundstücke darf jedoch, wenn der Schaden 
nicht von Bedeutung und die Entschädigung dafür sehr schwie- 
rig ist, keine Vergütigung verlangt oder gegeben werden, 
sondern einen solchen geringen durch eigne Industrie zu er- 
setzenden Verlust mu ss der Besitzer, in Rücksicht auf die 
mehrere Sicherheit seiner Gebäude und seines Eigenthums, 
ohne Vergütigung tragen, 

§. 4* Sollte auch der Unterthan bei der Versetzung sei- 
ner eigenen Gebäude an seinem nutzbaren Grund und Boden 
oder an dessen Abnutzung nur so wenig verlieren, dass der 
Verlust in Vergleichung mit seinem Nahrungsstande von gar 
keiner Erheblichkeit wäre, welches die Gerichtsobrigkeit mit 
Zuziehung des Landraths jedesmal zu arbitriren hat, als zum 
Beispiel, wenn Drei- oder Vierhüfner einige Quadratfuss ver- 
lieren, und in solchen Fällen die Vergütigung des geringen 
Schadens mit grossen Schwierigkeiten verknüpft ist, so muss 
der Besitzer diesen Verlust ebenfalls ohne Vergütigung allein 
übernehmen. 

§. 5. Ein gleiches soll auch statt finden, wenn nicht blos 
die Gebäude eines einzelnen Unterthanen, sondern mehrere 
Gebäude oder Gehöfte benachbarter Wirthe versetzt werden, 
und der Verlust für jeden einzelnen Besitzer unbedeutend 
und die Entschädigung schwierig ist. 

§.6. Kann aber die Vergütigung des Schadens, wenn er 
auch von geringer Bedeutung sein sollte, ohne grosse Weit- 
läuftigkeiten geschehen, und verlangt der Grundbesitzer eine 
solche Entschädigung, oder ist der Schaden von grösserer Er- 
heblichkeit, so muss solcher genau gewürdigt und ersetzt 
werden. 

g. 7. Die Abschätzung des Schadens geschieht durch ge- 
schworne Kreisschulzen, und die Vermessung der Grund- 
stücke, wofern solche nöthig sein sollte, durch vereidete Feld- 
messer, wogegen Wir, zur Beförderung der gemeinnützigen 
Sache , Landesväterlich gesonnen sind, die Detaxations- und 
Vermessungskosten, inigleichen die Kosten für die Aufnahme 
der etwa nöthigen Plane in Tnsern Dorna inen- Aemtern ganz 
aus Unsern Kassen zahlen zu lassen, bei Dörfern anderer 
Gerichtsobrigkeiten aber zur Hälfte aus Unsern Kassen und 
zur Hälfte aus den Kreiskassen zu bewilligen. 

§. 8. Die Vergütigung des Verlustes an Grund und Bo- 
den soll in der Regel immer, so weit solches nur irgend 
möglich ist, und besonders, wenn der Besitzer sonst nicht in 
prästattonsfähi^em Zustande erhalten werden konnte, durch, 
andere Grundstücke geschehen. Hiezu sind vor allen andern 
die Gemeindeplätze oei den Dörfern zu wählen, über deren 
unentgeldliche Abtretung die Gemeinden zwar zu hören sind, 
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wogegen aber, wenn dieselben ihnen nur irgend entbehrlich 
sind, kein Widerspruch gestattet werden soll. 

§. 9. Kann die Natural-Entschädigung durch Grundstücke 
nicht anders zweckmässig geschehen, als dass der neue Grund- 
besitzer etwas von dem Grundstücke seines Nachbars erhält, 
so muss sich letzterer solches mit Vorbehalt der Entschädi- 
gung unweigerlich gefallen lassen, 

§. 10. Wenn die Vergütigung des Verlustes an Grund 
und Boden auf solche Weifce durch andere Grundstücke nicht 
geschehen kann, und es mit Bestände der Frästationsfähigkeit 
des Grundbesitzers und seiner Nahrung vertraglich ist, ihn 
durch Geld zu entschädigen, oder wenn eine Gelegenheit vor- 
handen ist, benachbarte Grundstücke zur Natural- Entschädi- 
gung anzukaufen, oder, wenn nur eine auf eine Zeit lang 
ausfallende Nutzung zu vergüten ist: so muss der Ersatz nach 
vorgängiger genauer Abschätzung in Gelde geschehen« 

§. 11. Behufs dieser Vergütung in Gelde sollen die Kreis- 
kassen, welche durch eine mehr feuersichere Bauart gewin- 
nen, den Bauenden eine doppelte Kreisremission zahlen, und 
wofern hierdurch der zu ersetzende Schaden vergütet werden 
kann, hat es hierbei sein Bewenden. 

§. 12. Sollte diese Remission aber zur völligen Entschä- 
digung nicht hinreichend sein, so muss das Fehlende ans 
der Gemeindecasse zugeschossen, oder wenn eine solche nicht 
vorhanden ist, von sämmtlichen Mitgliedern der Gemeinde, 
mit Inbegriff der bauenden und zu entschädigenden Interes- 
senten, als welche ihren societätsmässigen Antheil mit über- 
nehmen müssen, so wie andere ausserordentliche Gemeinde- 
lasten, nach dem an jedem Orte üblichen Verhältnisse aufge- 
bracht werden. 

§. 13. Bei Regulirung der Entschädigungen muss der 
Landrath jedesmal zugezogen werden. Dieser hat wegen Be- 
willigung der doppelten Kreis - Remission und eventuellen 
Aufbringung des Entschädigungs-Zuschusses, mit Einreichung 
der Anlage von den individuellen Beiträgen, an die Kammer 
zur Genehmigung zu berichten, auch sobald diese Genehmi- 

fang erfolgt, für die ungesäumte Ausführung des Bauplans 
orge zu tragen. 

t §. 14. TJebersteigt hingegen die Aufbringung, der Ent- 
schädigungszuschüsse die Kräfte der Gemeinde, welches sich 
gleich bei der ersten Anlegung des Plans wird übersehen 
lassen, so muss der Landrath hiervon schleunigen Bericht 
an die Kammer erstatten, damit entweder der ganze Plan 
aufgegeben, oder derselbe auf eine ausführbare Art modifi- 
cirt, oder auf andere Weise für die Erleichterung der Ge- 
meinden gesorgt werden kann, wobei es Uns zum besondern 
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gnädigen Wohlgefallen -gereichen wird, wenn die Gerichts- 
obri^keiten, ausser dem gewöhnlichen Erlass der gutsherrli- 
chen Abgaben, durch freiwillige Zuschüsse die Ausführung 
solcher nützlichen Plane zu befördern sich willig finden las- 
sen werden. 

§.15- Die Bestimmung: ob die in Gelde zu zahlenden 
Entschädigungssummen dem Besitzer ausgezahlt, oder auf 
welche andre Weise solche zu dessen und seines Hofes 
Nutzen verwendet werden sollen, bleibt lediglich dem Er- 
messen der Gerichtsobrigkeiten vorbehalten, wogegen diese 
für die Prästationsfähigkeit ihrer Unterthanen einzustehen ge- 
halten sind. 

§. 16. Gegen Erhaltung solcher Entschädigungen sollen 
die Unterthanen schlechterdings schuldig und verbunden sein, 
sich die Versetzung ihrer Gebäude, auch ganzer Gehöfte, 
nach dem Verlangen ihrer Gerichtsobrigkeiten gefallen zn 
lassen. 

§.17. Widersprechen dieselben dem Vorhaben der letz- 
tem, in Ansehung des Auseinanderbaues überhaupt, oder 
sind sie mit der ihnen angebotenen Entschädigung nicht zu- 
, frieden« so hat der Landrath die Unterthanen mit Zuziehung; 
ihrer Obrigkeiten zu hören, ihre wechselseitigen Gründe und 
Gegengründe pflichtmässig zu untersuchen und zn Protokoll 
zu nehmen, auch davon unverzüglich, mit Einreichung der 
darüber aufgenommenen Verhandlungen, nötigenfalls auch 
eines richtigen Situationsplans, an die Kammer zu berichten. 

§, 18. Sind die Unterthanen ausser der Gerichtsobrigkeit 
noch andern Gutsherrschaften dienst-, zehend- oder zinspiiich- 
tte, oder sind sie Zeitpächter, Erbpächter, Zinsleute, Pfarr- 
oder Kirchenbanern, oder gehören sie einer frommen Stiftung: 
so müssen bei der Untersuchung ihre Dienst-, Zehend- oder 
Zinsherren, Zeit- oder Erbverpachter, Erbzinsmänner, Predi- 
ger, Kirchenvorsteher, imgleichen die Vorsteher der frommen 
Stiftungen, zugezogen, auch muss von den Predigern und 
diesen Vorstehern über das getroffene oder noch zu treffende 
Abkommen die Genehmigung Unsers Oberconsistoriums ein- 
geholt werden. 

§. 19« Gelingt es dem Landrath, wie derselbe sich jedoch 
eifrig bemühen muss, nicht, den Streit zwischen den Obrig- 
keiten und den Unterthanen in Güte zu schlichten, so gelangt 
die Sache zur Entscheidung der Kammer, welche darin, nach 
vorgängiger sorgfältiger Prüfung derselben, mit Zuziehung ei- 
nes oder mehrerer ihrer Justitiarien, einen ausführlichen Be- 
scheid mit Gründen, so schleunig als möglich ertheilen muss. 
Diesen Bescheid hat der Landrath ohne den mindesten Auf- 
schub sämmtlichen Interessenten zu eröffnen, ihre Erklärung 
darüber zu erfordern, und wenn sie hierbei sich beruhigen, 
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die Ausführung des Plans zu veranstalten; dagegen aber, 
wenn einer oder der andere sich dadurch beschwert finden 
sollte, ihn mit der Rechtfertigung seiner Beschwerde zu hö- 
ren, auch alsdann ohne Zeitverlust, mit Einreichung sämmt- 
licher die Sache betreffenden Verhandlungen, an die Kammer 
zu berichten. 

§. 20. Diese hat die Sache nochmals mit Zuziehung eines 
andern Justitiarius in reifliche Erwägung zu ziehen, und da- 
rüber mit Einreichung ihrer und der landräthlichen Acten, 
auch mit Abgebung ihres pßichtmässigen Gutachtens, an das 
Generaldirectorium zur Final -Entscheidung zu berichten. 

§. 21. Bei diesem Bescheide soll es, so viel die Ausfüh- 
rung des Plans zum Aufbau betrifft, schlechterdings sein un- 
abänderliches Bewenden haben, und dagegen an keinerlei 
Behörde irgend ein Recurs statt finden, indem Wir in der- 
gleichen Polizeisachen, wobei es überdies auf das schleunige 
Retablissement der Unterthanen- Gebäude ankommt, ein schleu- 
niges Verfahren verlangen, und keine Prozesse bei den ge- 
wöhnlichen Gerichten gestatten wollen. 

§. 22. Dagegen bleibt es demjenigen, welcher dabei nutz- 
bare Grundstücke verliert und durch die ausgemittelte Ent- 
schädigung nicht hinreichende Vergütung zu erhalten glaubt, 
unbenommen, 4 dieses mit demjenigen, der die Entschädigung 
zu leisten hat, im Wege Rechtens in dessen ordentlichem 
Gerichtsstande auszumachen, wobei demselben jedoch, falls 
ihm durch richterliches Erkenntniss nicht mehr zuerkannt 
wird, als er nach der vorigen Ausmittelung erhalten haben 
würde, die Prozesskosten allein zur Last fallen sollen. 

§.21. Wollen die Interessenten, deren Gehöfte oder ein- 
zelne Gebäude versetzt werden sollen, dem vom Generaldi- 
rectorio ertheilten Bescheide nicht Folge leisten und den ih- 
nen vorgeschriebenen Bau nicht vornehmen, so sollen die 
Gerichte des Orts, jedoch ohne alles prozessualische Verfah- 
ren, welches Wir hierin ausdrücklich untersagen, wenn die 
Renitenten, Pachtbauern oder Lassunlerthanen sind, innerhalb 
einer Präjudicialfrist von 8 Ta»en gegen sie mit der Exmission 
verfahren, dem neuen Annehmer der Höfe muss aber die 
Ausführung des vorgeschriebenen Baues unter devn vorgeschrie- 
benen Modaliliiten zur ersten Bedingung gemacht werden. 

§. 2i. Ist aber der widersprechende Unterthan eigenthüm- 
licher Besitzer seiner Stelle, so sollen die zur Ausführung 
des Bauplans, in Ansehung seiner erforderlichen Kosten aus 
seinem bereitesten Vermögen beigetrieben, oder wenn die 
Gutsherrschaft oder ein anderer sich zu deren Vorsch"SS ver- 
stehen will, auf dem Gute gehörig versichert, wenn aber ein 
solcher Vorschuss nicht prompt herbeizuschaffen stände, mit 
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Taxation und Subhastation des Hofes unverzüglich verfahren, 
und dabei dem Käufer die Ausführung des Bauplans zur Be- 
dingung gemacht werden. Gin solcher erblicher Besitzer soll 
zwar noch m dem Bietungstermin die Befugniss haben, durch 
seine Erklärung dem ihm eröffneten Finalbescheide steh un- 
terwerfen zu wollen, den Verkauf seines Hofes rückgängig zu 
machen und sich in dem Besitz desselben zu erhalten, dage- 
gen aber ist er verbunden, die Tax- und Subhastationskosten 
zu tragen, imgleichen den sich eingefundenen Licitanten die 
von ihnen zu liquidirende Reise- und Versäumnisskosten zu 
erstatten. 

§. 25. Gegen eine solche Exmission oder Subhastation 
soll übrigens niemandem, selbst nicht Minderjährigen, Pfar- 
ren, Kirchen und frommen Stiftungen die Rechtswohlthat der 
Wiedereinsetzung in den vorigen Zustand zu Statten kom- 
men, sondern es bleibt ihnen überlassen, an ihre Vormünder 
oder Vorsteher ihren Regress zu nehmen; in Ansehung der 
Minderjährigen verordnen "Wir jedoch, dass, wofern deren 
Vormünder sich hartnäckig weigern, sich der Ausführung 
des gesetzmässig feststehenden Bauplans zu unterziehen, ihre 
Bewilligung von der Gerichtsohrigkeit supplirt und einem 
andern zu bestellenden Vormunde die Besorgung des Baues 
übertragen werden soll. 

§.26. Alle Verhandlungen und Ausfertigungen in den 
Auseinanderbau der Gehöfte und Gebäude betreffenden Sachen 
Sollen übrigens als Polizeisachen be trachtet werden und die 
Stempel- und Gebührenfreiheit geniessen. 

§. 27. Hiernach haben Wir zu ünsern getreuen Vasallen 
und Obrigkeiten das allergnädigste Vertrauen, dass sie sich 
in vorkommenden Fällen den Auseinanderbau ihrer Unter- 
thanen-Gebäude, selbst mit einiger eigenen'Aufopferung, welche 
durch die heilsamen Wirkungen solcher nützlichen Anord- 
nung reichlich wieder eingebracht wird, eifrig angelegen sein 
lassen werden, und verordnen Wir hiermit, dass über die 
Vorschriften dieses Edicts von allen bei der Sache interessi- 
renden Behörden pflichtschuldigst gehalten, auch von dtn 
Justiz -Collegieu kein Prozess dagegen gestattet werden soll. 

N.C.C. T.IX. S. 2525. No. 29. de 1795. 

Th. I. Tit. S. ß. 65 Seqq. Nachtrag zu vorstehendem Ediet 
vom 19. April 1804. v. B. MI. 5. 34. 

Se. Königl. Majestät von Preussen, Unser allergnädigste 
Herr, haben in Erfahrung gebracht, dass die bei der Abfas- 
sung des Edicts vom 15. Juni 1795 wegen des Auseinander- 
baues der Unterthanen-Gehöfte und Gebäude in derChurmark 
> zum Grunde liegende heilsame Absicht : zur Veränderung der 
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täglich mehr zunehmenden Feuersbrünste auf dem platten 
Lande, dergleichen Gehöften und Gebäuden eine gegen Feuers- 
gefahr und deren Verbreitung mehr sichernde und die Lö- 
schung der Feuersbrünste erleichternde Stellung zu geben, 
nicht vollkommen erreicht wird, indem the{\s die Vorschrif- 
ten des gedachten Edicts im §. 1 sich blos auf die Fälle ein- 
schränken, wenn Unterthanen- Gehöfte und Gebäude durch 
Feuersbrünste in die Asche gelegt worden sind und deshalb, 
oder wegen Baufälligkeit oder aus andern Ursachen neu er- 
bauet werden sollen, mithin auf die Versetzung stehender 
und noch bewohnbarer und brauchbarer, gleichwohl aber 
feuergefährlicher Gehöfte und Gebäude sich nicht erstrecken, 
theils aber Sr. König!. Majestät allerhöchste landesväterliche 
Absicht durch eigenmächtige unzweckmässige und die Feuers- 
gefahr in den Dörfern vermehrende Anlegung neuer Gebäude 
und Feuerstellen vereitelt wird. 

Zur Erreichung jener Absicht und Verhütung aller hier- 
mit unverträglichen Missbräuche, verordnen daher Höchstge- 
dachte Seine Königl. Majestät hiedurch allergnädigst und 
ernstlich: 

§. 1. dass nicht nur die Vorschrift des A. L. R. i. Th, 
8. Tit. §. 69 und folgende, nach welcher, bei Vermeidung der 
daselbst angeordneten Strafen, ohne vorgängige obrigkeitliche 
Erlaubniss, weder in den Städten noch auf dem Lande eine 
neue Feuerstelle errichtet, oder auch eine alte an einen an- 
dern Ort verlejgt werden darf, auf das strengste beobachtet} 
sondern auch jede Guts- und Gerichtsobrigkeit dafür verant- 
wortlich gemacht werden soll, wenn sie zur Anlegung neuer, 
oder Verlegung alter Feuerstellen, ohne hierzu die Bestim- 
mung des Landraths des Kreises zuvor eingeholt zu haben, 
die Erlaubniss ertheilt haben, und es sich hiernächst ergeben 
sollte, dass die Feuerstelle eine polizeiwidrige oder gar teuer- 
gefährliche Stellung erhalten habe. 

§. 2. Soll jeder Bewohner des platten Landes, er sei Ei- 
genthümer oder Lassunterthan, schuldig sein, ohne einen wirk- 
lichen Feuerschaden oder die Baufälligkeit eines Gehöftes 
oder Gebäudes abzuwarten, sich die Versetzung seiner feuer- 
gefährlichen oder in feuergefährlicher Nähe mit andern ste- 
henden, wenn gleich sonst noch bewohnbaren und brauch- 
baren Gebäude gefallen zu lassen, wenn die Guts- und Ge- 
richtsobrigkeit, mit Beistimmung des Landraths eine solche 
Versetzung zur Beförderung mehrerer Feuersicherheit und 
polizeilicher Ordnung in den Dörfern für nöthig erachtet, 
und der Eigenthümer oder Besitzer durch Erbauung anderer 
Gebäude von gleicher Güte und Beschaffenheit, auch für die 
auf seiner alten Stelle gehabten Nutzungen an Gärten und 
Hofraum, auf den Grund richtiger wirtschaftlicher Abschäz- 
zungen, gehörig entschädigt wird. 
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§.3. Da Se. König]. Majestät auf die Beförderung der 
Gemeinheitstheilungen, sowohl überhaupt, als auch in den 
Dorfgemeinden, zur Erleichterung und Verbesserung der Lan- 
descultur, Allerhöchstdero besondere Aufmerksamkeit richten, 
so soll auch, abgesehen von der Beförderung mehrerer Feuer« 
Sicherheit, unter gleichen, im vorstehenden §. bestimmten 
Voraussetzungen, auf die Verlegung stehender Gebäude ge- 
drungen werden können, wenn dadurch das Zusammenlegen 
und die Vereinigung der durch solche dazwischen liegende 
Gebäude und Gehöfte getrennten Grundstücke und Wirth-r 
Schäften bewirkt und befördert werden kann. 

§. 4. Behält es in Ansehung der bei solchen Versetzun- 
gen der Gebäude zu regtilirenden Entschädigungen, bei den 
in dem Edict vom 15. Juni 1795 vorgeschriebenen Grundsätzen 
sein Bewenden, und wird der §.9. dieses Edicts hiermit da- 
hin näher bestimmt, dass, bei der Anweisung der neuen Bau- 
und Hofstellen, so wie überhaupt bei der Natural- Entschädi- 
gung durch Grundstücke, nicht blos der Nachbar des zu ver- 
setzenden Einsassen, sondern überhaupt jeder andere Einsasse 
und Dorfeinwohner, mit Vorbehalt seiner gehörigen Entschä- 
digung, den nöthigen Bedarf an Grundstücken) nach der im 
Einversländniss mit dem Landrath erfolgten Bestimmung der 
Guts- und Gerichtsobrigkeit herzugeben schuldig sein soll. 

§. 5. In Ansehung der Kosten des Wiederaufbaues abge- 
brannter oder wegen Baufälligkeit oder anderer Ursachen neu 
zu erbauender Gebäude ♦ behält es bei den» Vorschriften des 
erwähnten Edicts sein Bewenden, wogegen die Kosten des 
Wiederaufbaues der zu versetzenden sonst noch brauchbaren 
Gebäude von den hierauf provocirenden Interessenten getra- 
gen werden sollen, welche demselben jedoch, nach Maassgabe 
des oftgedachten Edicts vom 15. Juni 1795, §§. 11.12.13 und 
14. durch kreis-guts herrliche und Gemeindebeihülfen möglichst 
zu erleichtern sind. 

§. 6. Auf eine solche Versetzung stehender Gebäude ist 
jeder Einsasse, er sei Gutsbesitzer oder Unterthan, unter den 
vorstehenden Bedingungen zu provociren berechtigt. 

Se. Königl. Majestät befehlen allen und jeden Bewohnern 
des platten Landes der Churmark, sowohl Eigenthümer als 
Lassunterthanen, sich diesen zur Beförderung der allgemeinen 
Sicherheit und der Ländescultur gereichenden Vorschriften 
willig zu unterwerfen und sich danach gehörig zu achten; 
der Churmärkischen Krieges- und Domainen- Kammer, den 
Landräthen sämmtlicher Kreise der Churmark, den Beamten 
nnd # Gerichtsobrigkeiten aber, wie auch den Schulzen und 
Gerichtsschöppen, auf die strengste Beobachtung derselben zu 
halten und danach in vorkommenden Fällen zu verfahren. 
N.C.C. T.XI. No. 12. de 1804. 

U&nnkopff Ergänz. 1, d. Preuss. Geietab. I. ft 
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Th. I. Tit« 8. S. 65 Seqq. Verordnung vom 23. ^i/$tw# 1796, 
i0<g»ef» «fer Verbindung der JVohn- und fVirih&chaftsgebuude auf dem 
platten Lande der Kurmark. v. R. HL S. 502. 

Ungeachtet ein jeder Bauender auf dem platten Lande 
durch die Rücksicht sowohl auf die allgemeinen als auf seine 
eigne Sicherheit veranlasst werden 5ollte, Wohn- und Wirth- 
schaftsgebaude nicht in Verbindung zu setzen, sondern solche 
dergestalt auseinander zu bauen, dass bei dem Ausbruche ei- 
nes Brandes die Ausbreitung des Feuers nicht unvermeidlich, 
und die Gelegenheit zum Löschen und Retten nicht benom- 
men werde; so lehrt die Erfahrung doch, dass dieses in der 
Churmark vielfältig nicht gehörig beachtet wird, und dass 
das Zusammenbauen der Wöhr- und Wirtschaftsgebäude 
grossen Schaden zu stiften fortfährt. Se. König]. Majestät 
von Preussen, Unser allergnädigste Herr, wollen indessen aus 
Landesväterlicher Fürsorge für die Person und das Eigenthum 
Dero getreuen Unterthanen, diese feuergefährliche und nach- 
theilige Bauart durchaus abgestellt wissen, und werden daher 
allergnädigst bewogen, hierdurch allgemein zu verordnen und 
festzusetzen, dass 

1. vom Tage der Publication gegenwärtiger Verordnung 
an, in der gesammten Churmark auf keinem Gehöfte, weder 
in den Flecken noch auf dem platten Lande, es sei solches 
ein Herrschaftliches, Pfarr-, Küster- und Schul-, oder Acker- 
bürger-, Bauer-, Halbspanner- oder ein anderes Unterthanen- 
Gehöfte, die Verbindung des Wohnhauses mit einem Wirth- 
schafts- Gebäude, es sei Scheune oder Stallung, weiter statt 
finden, und am wenigsten ein Wohnhaus mit Scheune oder 
Stall der Länge nach, ohne Zwischenwand, unter einem Da- 
che erbauet werden soll. Eben so wenig sollen in den Wohn- 
häusern Dreschflure, oder ein Gelass zur Aufbewahrung des 
Futters oder des Getreides in Garben eingerichtet, vielmehr 
Häuser und Scheunen jedes unter einem besondern Dache auf- 
geführt werden. 

Es sollen ferner Wohn- und Wirthschafts- Gebäude so 
weit auseinander gebauet werden, dass ein hinlänglicher Raum 
zwischen selbigen verbleibt, damit bei entstehendem Brande 
von allen Seiten zum Löschen geschritten, und die Entzün- 
dung der übrigen Gebäude verhütet werden kann. 

Nur Wirthsehaftseebäude ohne Feuerung sollen mit ein- 
ander verbunden werden dürfen. 

2. Wenn indessen der Raum eines Gehöftes oder an- 
dere dringende Umstände den abgesonderten Bau des Wohn- 
hauses und der Scheune behindern, oder die Wirthschaft ei- 
nes Acker wirths so eingeschränkt sein sollte, dass er zwar 
einen kleinen Scheunen -Raum, aber keine oder nur eine un- 
bedeutende Stallung nöthig hat, mithin die Verbindung eines 
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Scheune von einigen Gebinden mit der Stallung ohne be- 
trächtliche Kosten nicht möglich zu machen wäre, so kann 
zwar als eine Ausnahme von der Regel nachgelassen werden, 
dass das Wohnhaus nebst der Scheune und Viehställen unter 
ein Dach erbauet wird; dieses Gebäude muss aber sodann 
dergestalt eingerichtet sein, dass das Wohnhaus durch eine 
von Grund auf bis an den Giebel gehende zugeklebte Wand 
von der Scheune und den Viehställen abgesondert ist, auch 
muss auf die beständige Erhaltung dieser Wand bei der Feuer- 
Visitation der Dorfgerichte, bei deren eigner Verantwortung, 
gehalten werden. 

3. Dergleichen Ausnahmen sollen jedoch nie anders, 
als nach vorgängiger Untersuchung und nach erfolgter Geneh- 
migung der Provinzial- Kammer, statt finden. 

4. Da bereits durch das Edict vom 15. Juni vorigen 
Jahres wegen des Auseinanderbauens der Gehöfte vorgeschrie- 
ben ist, dass kein Unterthan eher einen Bau vornehmen soll, 
bis ihm die Stelle von der Gerichtsobrigkeit angewiesen wor- 
den, und wie es, wenn derselbe mit der Anweisung nicht 
zufrieden, deshalb zu halten ist, so soll dies auch auf den 
Wiederaufbau der Wohn- und Wirthschafts - Gebäude in 
Rücksicht ihrer Verbindung unter sich, völlige Anwendung 
finden, und derjenige, welcher, den jetzigen Vorschriften ent- 
gegen, ohne obrigkeitliche Anweisung bauet, angehalten wer« 
den, den gesetzwidrigen Bau auf eigne Kosten niederzunehmen. 
Dies soll auch bei vorschriftswidrigem Bau der Guts- Obrig- 
keiten selbst und anderer Einsassen geschehen. 

5. Keiue Gerichts- Obrigkeit, Beamter oder deren Stell- 
vertreter aber darf eine Abweichung von gegenwärtiger Ver- 
ordnung gestatten, widrigenfalls selbige, wenn durch ihre 
Authorisation oder Nachsicht ein unerlaubter Bau veranlasst 
wird, sie angehalten werden sollen, solchen auf ihre Kosten 
abzureissen, und aus eignen Mitteln in einer den Gesetzen 
gemässen Art wieder herzustellen. 

Die Polizei -Beamten jedes Orts, wohin auch die Gerichte 
und Schulzen in Flecken und Dörfern gehören, dürfen nicht 
zugeben, dass vorschriftswidrig gebauet wird, sondern müssen 
davon der Obrigkeit des Orts und dem Landrath des Kreises, 
bei Flecken aber, über welche ein Steuerrath die Aufsicht 
hat, diesem Anzeige raachen. Wenn sie. oder Land- und 
Steuerräthe, hierbei etwas verabsäumen, sind sie dafür ver- 
antwortlich. 

6. Da nach der Bestimmung unter No. 3. die nachgelas- 
senen Ausnahmen von der Regel nur auf vorgängige Geneh- 
migung der Provinzial -Kammer statt finden sollen, so darf 
keine Gerichts -Obrigkeit oder Beamter, bei der unter No. 5. 
bestimmten Strafe, zu dergleichen die Erlaubniss ausdrücklich 

8* 
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oder Stillschwei send ert heilen; vielmehr inuss, wenn ein Fall 
vorkommt, welcher sich zur Ausnahme zu qualificiren scheint, 
davon dem Landrath des Kreises Anzeige gemacht, von die- 
sem die Sache untersucht, darüber umständlicher Bericht an 
die Provinzial- Kammer erstattet, und deren Entscheidung er- 
wartet werden. 

7. Bei Befolgung dieser Vorschriften ist nicht allein auf 
das Gehöft des Neubauenden, sondern auch auf die Gebäude 
de* Nachbaren und deren Entfernung zu sehen. 

So wie Se. Königl. Majestät nun erwarten, dass alle die- 
jenigen, welche die gegenwärtige Verordnung betrifft, solche 
wegen ihrer einleuchtenden Nützlichkeit und Erheblichkeit 
willig und unausgesetzt genau befolgen werden; so befehlen 
Allerhöchstdieselben zugleich sämmtlichen Landes - Polizei- 
Behörden, insonderheit der Churmärkschen Krieges- und Do- 
mainen - Kammer, den Landräthen sämmtlicher Kreise der 
Churmark, den Steuerräthen, den Gerichts- Obrigkeiten, Beam- 
ten und Dorfgerichten hierdurch in Gnaden, auf deren strenge 
Beobachtung gemessenst zu halten, und hierdurch zur Errei- 
chung der dabei zum Grunde liegenden Landesväterlichen 
Absicht ihrer Pflicht gemäss mitzuwirken. 

TU. I. Tit. 8. ß. 65 Heqq. a) CO. vom 24. August 1S14, 
betr. den Wiederaufbau der ausserhalb der Werke einer Festung- zer- 
störten Gebäude. G. S. S. 75. 

|>) CO. vom 13. Sepibr. 1816, betr. den Landstrich , der um 
Verschanzungen frei bleiben muss. G. S. S. 2 1 5. 

C) CO. vom 9. April 1822 nebst Regulativ, betr. die Einrichtung 
von Holzhufen um die Festungen. G. S. S. 145. 

d) CO. vom 1. Octbr. 1823, wegen Anwendung des Rayon- 
Gesetzes vom 2\> August 1814 auf sämmtliche neu erworbene Fe- 
stungen. G.S. 5.174. 

C) CO. vom 30. August 1S24, wegen der Lehm- und Sandgru- 
ben innerhalb der Festung *- Rayons. G. S. S. 163. 

(oc/ A«G aufgehoben durch das Regulativ vom 10. Sep- 
tember 1828.) 

Till. Tit. 8. $.65 Seqq. Regulativ vom 10. Septbr. 1828, 
über das V erfahren bei baulichen Anlagen innerhalb der nächsten Um- 
gebungen der Festungen. G. S. S. 120. 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

Damit die Verteidigungsfähigkeit, der Festungen durch 
solche bauliche Anlagen oder Veränderungen der Erdober- 
fläche, wodurch die freie Umsicht von den Festungswerken 
und die "Wirkung der Schusswafifen behindert, so wie die An- 
näherung des Feindes begünstigt werden könnte, — nicht 
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nachtheilig beschränkt werde, auch die Anwohner der Fe- 
stungen vor wiederkehrenden Kriegsschäden möglichst be- 
wahret bleiben, wird hierdurch unter Aufhebung der in den 
C. O. vom 28. April 1797, vom 12. Marz 1814, vom 24. August 
1814, vom 13. September 1816, vom 6. Januar 1820, vom 
9. April 1822, vom 1. Oktober 1823 und vom 30. August 1824 
enthaltenen Bestimmungen Nachstehendes verordnet: 

Rayon -Linien und Rayon - Bezirke. 

/ §.1. Die nächsten Umgebungen der Festungen werden, 
nach Maassgabe ihrer Entfernung von den Werken, in drei 
Bezirke eingetheilt, und für jeden dieser Bezirke weiter un- 
ten besondere Bestimmungen festgestellt. 

Zum ersten Bezirke gehören diejenigen Grundstücke, 
welche zwischen den Festungswerken und einer von die- 
sen auf 160 (ein hundert und sechszig) Ruthen oder 800 
Schritt Entfernung zu ziehenden Grenz- oder Rayon-Linie 
belegen sind; 

zum zweiten Bezirke diejenigen Grundstücke, welche 
«wischen dieser ersten Rayon - Linie und einer zweiten 
um 100 Ruthen weiter, also auf 260 (zweihundert und 
sechszig) Ruthen oder 1300 Schritt Entfernung von den 
Festungswerken zu ziehenden Rayon -Linie; und 

zum dritten Bezirk diejenigen Grundstücke, welche aus- 
serhalb der zweiten Rayon -Linie und bis zu einer Entfer- 
nung von 360 (dreihundert und sechszig) Ruthen oder 
1800 Schritt von den Werken belegen sind« 

§.2. Von diesen obengenannten Grenz- oder Rayon- Li- 
nien werden nur die beiden ersten von resp. 160 und 260 
Ruthen Entfernung von den Festungswerken wirklich abge- 
steckt und durch Pfähle oder Marksteine dauernd bezeichnet« 
Die Abtragung jener Distanzen erfolgt von den ausspringen- 
den Winkeln des bedeckten Weges und zwar von dem obern 
Rande des Glazis, oder in Ermangelung eines Glazis von dem 
äussern Grabenrande, oder wenn auch ein Graben nicht vor- 
handen ist, von der Feuerlinie der Wallbrustwehren selbst* 

Bei der grossen Verschiedenartigkeit der Tracen und der 
fortificatorischen Verhältnisse der Befestigungen wird der 
Entwurf zur Ziehung der Rayon-Linien vom Kriegesministe- 
rio für die einzelnen Fälle festgestellt und die Absteckung 
demnächst durch die Fortifikations- Behörde unter Konkur- 
renz der Civilbehörde im kommissarischen Wege vollzogen. 

Bangesuche, Erlaubniis - Scheine and Venichtleistangs-Reverte. 

§.3. Wer auf Grundstücken, welche innerhalb der bei- 
den ersten Rayon-Bezirke liegen, einen Neu-, Reparatur- oder 
Umbau vorzunehmen, oder eine sonstige, die Gestalt der Erd- 
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oberilache ändernde Anlage zu machen oder Mater ialien-Vor- 
rälhe anzuhäufen beabsichtigt, muss das Gesuch um die Er- 
laubniss hierzu bei der Ortspolizei-Behörde einreichen. Wenn 
diese in polizeilicher und gewerblicher Hinsicht dagegen 
nichts zu erinnern findet, übergiebt sie das Gesuch, der Kom- 
mandantur der Festung, welche es unter Zuziehung des Platz- 
Ingenieurs und des Festungs- Inspekteurs prüft und zur Ent- 
scheidung an das Kriegsministerium gelangen lässt. 

Letzteres tritt nach Umständen darüber mit den höheren 
Instanzen des Ingenieur- Korps in Rücksprache. 

§. 4. "Wird das Gesuch bewilligt, so muss der Besitzer 
des Grundstücks einen Revers ausstellen, in welchem er sich 
unter Verzicht le istung auf jede Entschädigung verpflichtet, 
die bewilligte neue Anlage, die Vorrnthe etc., sobald die Um- 
stände es erheischen und die Kommandantur der Festung es 
schriftlich verlangt, sogleich wiederum wegzuschaffen, oder 
im Fall der Süumniss sich der Zerstörung der Anlagen oder 
Vorräthe auf seine Kosten zu unterwerfen. 

Wird von der Kommandantur, besonders bei neuen bau- 
lichen Anlagen, die Eintragung dieses Reverses in das Hypo- 
thekenbuch für nothwendig gehalten, so muss der Grundbe- 
sitzer auch in diese Eintragung willigen und den Revers in 
der hierzu geeigneten Form ausstellen. Nach Ausstellung des 
Reverses und in den geeigneten Fällen nach erfolgter Ein- 
tragung desselben in das Hypothekenbuch wird sodann dem 
Grundbesitzer ein von der Polizeibehörde ausgestellter und 
von der Kommandantur genehmigter Erlaubnissschein zur 
Ausführung »seines Vorhabens ertheilt. 

Behandlung schon vorhandener (alter) Anlagen and Bauwerke. 

§. 5. Die innerhalb beider Rayon- Bezirke einmal vorhan- 
denen Bauwerke und Einrichtungen sollen, wenn gleich Neu- 
anlagen in ähnlicher Bauart nicht zugelassen werden dürfen, 
doch ferner geduldet werden. Dieselben können auch, in so- 
fern darauf nicht die besondere Bedingung des allmähligen 
Eingehens durch Verfall, oder der künftigen Reduction, auf 
eine leichtere Bauart schon haftet, durch Reparaturen, ohne 
Aenderung der Baumasse, in ihrer Substanz erhalten, oder 
auch, wenn gänzliche Baufälligkeit, oder eine zufällige Zer- 
störung, zur Friedenszeit eintritt, durch Umbau wieder her- 
gestellt werden, wobei jedoch die Herstellung in der Regel 
ganz in den alten Dimensionen und nach der bisherigen Bau- 
art erfolgen muss. Nur in diesem Falle kann dem Bauenden 
die im §.4 gedachte Ausstellung des Reverses erlassen wer- 
den, der er sich jedoch zu unterziehen hat, sobald mit dem 
Reparatur- oder Umbau eine Erweiterung, Hinzufügung oder 
sonstige Neuanlage, in Verbindung gebracht wird. 
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§. 6. Die Erweiterung eines neu herzustellenden Bau- 
werks ist, in militärischer Hinsicht, als zulässig zu erach- 
ten, wenn 

1) der Neubau in dem gewünschten grösseren Umfange 
überhaupt in einer, den Rayon -Vorschriften entsprechenden 
Bauart ausgeführt werden soll, oder wenn 

2) der Bauende zu dem beabsichtigten Umbau eine leich- 
tere als die bisherige Bauart wählt, und die Mauer* und 
Lehm stak werke in dem neuen grösseren Gebäude sich gegen 
die wegzubrechenden Massivt heile des alten Gebäudes ihrem 
kubischen Inhalte nach nicht vermehren. 

§. 7* Besitzer yon Grundstücken, welche innerhalb der 
beiden ersten Rayon-Bezirke mit der Ausführung einer An- 
- läge Torschreiten, ehe sie den dazu erforderlichen Erlaub- 
nissschein erhalten haben, und Handwerker, welche in sol- 
chem Falle zur Ausführung mitwirken, verfallen in eine po- 
lizeiliche Strafe von zwei bis zehn Thalern, und die eigen- 
mächtig unternommene Anlage wird nach Umständen auf 
Kosten des Besitzers wiederum weggeschafft. 

II, Besondere Bestimmungen für die einzelnen Rayon »Bezirke. 

KW er tsezirK. 

§.8. Innerhalb des ersten Rayon-Bezirkes darf auf bis- 
her unbebauten Stellen kein neues permanentes Gebäude an- 
gelegt werden und überhaupt kein Baumaterial in Anwen- 
dung kommen, welches bei erfolgender Wegnahme oder Ver- 
brennung der Holzt heile, Stein- oder Schuttmassen auf der 
Erdoberfläche hinterlassen würde. Mauer- und Lehmstak- 
werk, Piseewände, Ziegelbedachung sind daher bei Neuanla- 
gen wie bei Erweiterungsbauten ganz unzulässig und dürfen 
nur nach §. 5 und 6 bei der Reparatur oder dem Umbau 
schon vorhandener Gebäude etc., jedoch ohne Vermehrung 
der bisherigen Baumasse angewendet werden. 

§. 9» Es kann daher für diesen ersten Rayon-Bezirk nur 
die Anlage ganz leichter Bauten, z. E. von Gartenhäusern, 
Schuppen, Wächterhütten, welche ganz in Holz zu errichten, 
mit Brettern zu verkleiden und mit Holz, Stroh, Rohr, Zink 
oder Schiefer zu decken sind, gestattet, auch allenfalls für 
einzelne Wächter-Hütten, wo der Gewerbebetrieb des Grund- 
besitzers dies dringend erfordert, die Aufstellung eines eiser- 
nen Ofens, dessen blecherne Rauchrohre durch, die Wand 
oder Bedachung der Hütte zu leiten ist, nachgegeben werden. 

Massive Fundamente oder Unterlagen von Stein, welche 
höchstens sechs Zoll über den Bau -Horizont hervorragen, 
sind zulässig, doch dürfen keine Keller-Anlagen Statt finden. 
Brunnen können nachgegeben werden. 
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Zu Bewährungen darf man sich nur des Holzmaterials» 
mithin der Planken, Stächet- oder Flechtzäune bedienen, 
wogegen Einhegungen durch Mauern, Lehm- und Steinwände, 
so wie durch Neuanlagen lebendiger Hecken untersagt bleiben. 

Zweiter Bezirk. 

§. 10. Innerhalb des zweiten Rayon- Bezirkes können alle 
für den ersten Bezirk gestatteten Anlagen, ausserdem aber 
auch leichte Wohn- und Wirthschafts-Geoäude in ausgemauer- 
tem oder gelehmstaktem Fachwerk mit Ziegelbedachungen, 
mit Balkenkelleru und massiven Feuerungsanlagen versehen, 
und bis zu zwei Stockwerken Höhe zur Ausführung kom- 
men. Reine Massivbauten in Häusern und Bewährungen 
sind, in sofern es sich nicht blos um Herstellung oder Repa- 
ratur schon vorhandener Bauwerke handelt, unzulässig, — 
jedoch können auch bei der Neuanlage von Fachwerksgebäu- 
den massive Fundamente bis zu zwölf Zoll Höhe über der 
Erdoberfläche gestattet werden. Erweiterungsbauten, die An- 
lage neuer Scheidewände oder sonstige Hinzufügungen dürfen 
nur in Holz oder Fachwerk erfolgen. Gewöl bebauten sind 
unzulässig. 

Das Alignement der neuen Gebäude gegen die Festungs- 
werke wird, in sofern dasselbe nicht von vorhandenen St ras- 
senrichtungen abhängig ist, von der Militair- Behörde näher 
bestimmt. 

Dritter Bezirk. 

§.11. Ausserhalb der zweiten Rayon -Linie wird die An- 
lage und Bauart von Wohn-, Wirthschafts- und sonstigen 
Betriebs- Gebäuden, so wie von Grundstücks-Bewährungen 
jeder Art in der Regel keiner Beschränkung unterworfen, 
auch findet hier eine Verpflichtung des Bauenden, sich zu- 
vörderst der Einwilligung der Militair -Behörde zu versichern 
und den im §.4. gedachten Revers auszustellen, weiter nicht 
statt. Nur wenn sich innerhalb dieses Bezirks durch Abbau 
oder Zunahme der Bevölkerung neue Vorstädte bilden sollten, 
so haben die Ortsbehörden zu veranlassen, dass dem Fortgange 
der Ansiedelung ein bestimmter auf kommissarischem Wege 
festzustellender Bauplan zum Grunde gelegt und dabei die 
Richtung der Strassen durch den Platz - Ingenieur angegeben 
werde. 

Der Wiederaufbau ganzer durch Kriegsbegebenheiten in 
der Nähe der Festungen zerstörter Städte oder eine Neuanlage 
derselben kann nur ausserhalb einer Entfernung von 1800 
Schritten oder 360 Ruthen von den Festungswerken, mithin 
ausserhalb des wirksamen Geschützbereiches zugelassen wer- 
den. Eine Beschränkung in der Bauart und Stellung der 
Häuser findet hierbei in militairischer Hinsicht nicht statt, 
doch dürfen dergleichen Ortschaften mit keinen starken Um- 



* 



Digitized by Google 



A. L. R. TA. /. TU. 8. §. 65 seqq. 17f 



fassungs mauern und noch weniger mit Graben oder Wällen 
umgeben werden. 

Anlage von Kunitstranen , Dämmen, Gräben, Wasierbauten, Mühlen, 

Thürmen, Beerdigungsplätzen. 

§. 12. Wenn innerhalb der Rayon -Bezirke bis auf eine 
Entfernung von 360 Ruthen von den Festungswerken, Deiche 
und Communicationsdämme angeschüttet, Ufer- und sonstige 
Wasserbauten ausgeführt, Grundstücke entwässert oder erhö- 
het werden sollen, so bleibt die Zulässigkeit der Ausführung 
davon abhängig, in wie fern dadurch eine nachtheilige Dek- 
kung gegen die Festung und Vermehrung der Zugänglichkeit 
mithin eine Verminderung der Verteidigungsfähigkeit der 
Werke herbeigeführt werden möchte. 

Besonders dürfen Dämme und Gräben niemals so angelegt 
werden, dass unbestrichene Räume dadurch entstehen, und 
es moss daher bei diesen, wie bei den übrigen Anlagen, der 
Zweck derselben mag nun ein öffentliches oder Privat- Interesse 
berühren, die im §.3. vorgeschriebene Concurrenz derMilitair- 
Behörde eintreten. Aber auch selbst entferntere, ausserhalb 
sämmtlicher Rayon- Bezirke zu unternehmende Wasserbauten, 
namentlich die Anlage oder Wegnahme von Stauwerken, 
Coupüre ii, die Regulirung von Stromkrümmungen, wodurch 
der Abfluss der Gewässer gehemmt oder befördert wird, muss, 
wenn daraus irgend ein Einfluss auf die Wasserverhältnisse 
oder auf das Wasserspiel der Festung vermuthet werden kann, 
zuvor mit der Ingenieurbehörde und demnächst zwischen den 
Ministerien des Innern und des Krieges berathen werden. 

§. 13. Die Richtung der Kunststrassen muss von der Stelle 
ab, wo sie in den wirksamen Geschützbereich der Festung 
treten, also innerhalb der drei Rayon- Bezirke , so weit die 
Terraingestaltung dies irgend erlaubt, unter eine reine Län- 
genbestreichung der Festungswerke gelegt werden. 

Das Ober präsidium der Provinz tritt vorkommenden Fal- 
les mit dem Generalcommando in Verbindung und beide Be- 
hörden ernennen eine gemischte Kommission, welche sich an 
Ort und Stelle unter Vorsitz des betreffenden Kommandanten 
über die der projectirten Kunststrasse im Geschützbereich der 
Festungswerke zu gebende Richtung einigt. Der Festungsin- 
specteur und ein Officier des Generalstaabes haben den dies- 
falligen Verhandlungen als Kommissionsmitglieder beizuwoh- 
nen. Das Resultat wird den Ministerien des Innern und des 
Krieges zur Entscheidung vorgelegt. 

§. i4. Die Anlage von Wassermühlen kann ausnahms- 
weise selbst im ersten Rayon -Bezirk, wenn daraus für das 
militairische . Interesse überwiegende Vortheile zu erwarten 
sind, jedoch entweder nur in möglichst leichter Bauart, oder 
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bei fortificatorisch günstiger Lage, in einer zur Vertheidigung 
geeigneten hinreichend starken Konstruction nachgegeben 
werden und bleibt es dem Kriegsministerio überlassen, den 
besonderen Fall unter Zuziehung des Generalinspecteurs der 
Festungen zur Entscheidung zu bringen. 

§.15. Hölzerne Windmühlen dürfen wegen ihrer Höhe 
nur ausserhalb einer Entfernung von 80 Ruthen von den Fe- 
stungswerken neu angelegt werden. Im übrigen Theile der 
Rayon -Bezirke ist ihre Errichtung in militärischer Hinsicht 
zulässig. 

§. 16. Die Neuanlage von Kirch- und Glocken -Thürmen, 
oder die Erhöhung vorhandener Thürme, ist innerhalb der 
beiden ersten Rayon - Bezirke unstatthaft. Zu dergleichen 
Thurmbauten ausserhalb der 2ten Rayon - Linie bis zu einer 
Entfernung von 360 Ruthen von der Glazis-Crete muss zu- 
vor die Zustimmung der Militärbehörden eingeholt werden« 

g. 17. Die Anlage von Beerdigungsplätzen ist innerhalb 
der Rayon -Bezirke und selbst bis zum Fusse des Glazis zu- 
lässig, in sofern die damit verknüpften Einrichtungen den 
vorstehenden Bestimmungen entsprechend getroffen werden« 
Die Grabhügel dürfen nur 18 Zoll Höhe erhalten, die Denk- 
steine müssen flach auf den Boden gelegt werden; hölzerne 
Denkmäler und kleine Urnen von Stein sind zulässig, Fami- 
liengewölbe oder sonstige Massivbauten aber innerhalb der 
ersten beiden Rayon -Bezirke unstatthaft. 

Anlage und Benutzung von Lehm- und Sand «Gruben, Steinbrüchen, 

Ziegeleien. 

§.18. Die auf Privat - Grundstücken seit längerer Zeit 
schon vorhanden gewesenen Lehm- und Sandgruben, Stein- 
und Kalkbrüche oder Ziegeleien können zwar ferner in Ge- 
brauch behalten werden, jedoch nur in soweit, als dadurch 
nicht von Neuem deckende Erdränder gegen die Festung ent- 
stehen. 

Die Benutzung von dergleichen Gruben oder Brüchen 
auf Königlichem Grund und Boden darf in den Fällen, wo 
die Festungswerke nicht eine unbehinderte Einsicht in die 
Gruben haben, nicht ferner geduldet werden. 

Die Neuanlage von Lehm- etc. Gruben, Steinbrüchen 
und Ziegeleien kann in der Regel nur ausserhalb der zweiten 
Rayon -Linie gestattet und innerhalb derselben nur dann aus- 
nahmsweise , unter Zustimmung des Generalinspecteurs der 
Festungen, nachgegeben werden, wenn die durch den Arbeits- 
betrieb entstehenden Gruben dergestalt eingeschnitten werden 
können, dass den Festungswerken stets die unbehinderte Ein- 
sicht in dieselben verbleibt 



Digitized by Google 



J. L. iL Th. /. TU. 8. §. 65 tegq. 179 



Permanente Ziegel- und Kalköfen dürfen nur ausserhalb 
der zweiten Rayon- Linie angelegt werden. 

Anlage and Benutzung von HoU-H5fen, Holz - Märkten, Zimmer. 

Platzen. 

$.19* Holzhöfe, Dielen- nnd sogenannte Holzmärkte, 
d, h. Grandstücke, welche aus gewerblichen Rücksichten zur 
Aufbewahrung der Vorräthe von Staab-, Bau- oder Brenn-r 
holz, oder von anderem Feuerungs- Materiale, als Steinkoh- 
len, Torf, Lohkuchen etc. angewendet werden, dürfen inner- 
halb des ersten und zweiten Rayon -Bezirkes nur unter nach- 
stehenden Beschränkungen benutzt oder eingerichtet werden: 

a) die Neuanlage von Holzhöfen etc. kann nur unter Ge- 
nehmigung des Kriegs- Ministerii erfolgen; auch ist dieselbe 

b) nur ausserhalb einer Entfernung von i 00 Ruthen von 
den Festungswerken zulässig, so dass die Grundstücke inner- 
halb dieses Umkreises — in sofern nicht erweislich gemacht 
werden kann, dass sie früherhin und wenigstens bis zum 
Jahre 1813 schon als Holzhöfe etc. bestanden haben, und im 
Falle eines stattgehabten Verkaufes vom jetzigen Eigenthümer 
zu demselben Behufs contractmässig erworben worden sind — 
fernerhin von Holzstapelungen etc. ganz frei bleiben. 

c) Innerhalb des sub b) gedachten Umkreises dürfen daher 
auch alte Holzhöfe durch Ankauf benachbarter Grundstücke 
nicht erweitert werden, wenn nicht hinsichts dieser letztern 
der sub b) erwähnten Bedingung genügt werden kann. 

d) Blosse Zimmer- oder Schiffsbau platze, auf welchen Ge- 
bäude zugelegt, oder Wasserfahrzeuge gebaut werden, sind, 
in sofern die Einrichtung von Holzhöfen damit nicht in Ver- 
bindung steht; den Festungswerken als unnachtheilig zu er- 
achten, und können daher auch innerhalb der Rayon -Bezirke 
überall bis zum Fusse des Glazis etablirt werden. 

e) Die Bewährung der Holzhöfe und die auf denselben 
etwa zu errichtenden "Wachterhütten können nur nach den 
oben in den §§. 8. 9 und 10. enthaltenen Bestimmungen con- 
struirt werden. Die innerhalb des ersten Rayon -Bezirks seit 
dem Jahre 1813 in ausgemauertem Fachwerk erbauten Wäch- 
terhütten werden, sobald sie künftig eines Umbaues bedürfen, 

. der Vorschrift gemäss, ganz in Holz zu errichten und mit 
einem eisernen Ofen zu versehen sein. 

f) Das Holz- und sonstige Bau- und Brennmateriale darf 
auf allen Holzhöfen oder Märkten, innerhalb des ersten 
Rayon - Bezirkes nur bis zu 12 Fuss Höhe, innerhalb des 
zweiten Rayon - Bezirks aber bis zu 15 Fuss Höhe aufgesta- 
pelt werden. 

e) Wegen Ausstellung des Verzichtleistungs -Reverses wird 
au? die Bestimmung des §. A, Bezug genommen. 
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h) Den eigenen einjährigen Bedarf an Brennmaterialien 
können die innerhalb der Rayon -Bezirke wirklich angesesse- 
nen Bewohner auf ihren Grundstücken nach der Vorschrift 
sub f) aufstellen. 

III. Bestimmungen für den Rayon -Bezirk von Ausicnwerkea. 

§.20. Einfache Blockhäuser oder einzelne nur in Erde 
aufgeworfene Schanzen, welche ausserhalb des Glazis der 
Haupt- Enceinteq vorgeschoben liegen, erhalten keinen be- 
sonderen Rayon-Bezirk. ' 

§.21. Selbstsländige detaschirte Werke dagegen, welche 
durch Mauerwerk und Hohlbauten gegen den gewaltsamen 
Angriff gesichert sind, werden auf 100 Ruthen Entfernung vor- 
wärts ihrer Glazisfronte mit einer besondern Rayon-Linie um- 
geben, welche sich zu beiden Seiten dem ersten Rayon- Be- 
zirke der hinterliegenden Haupt -Enceinte anschliesst. 

§. 22. Innerhalb dieses Bezirkes von 100 Ruthen Aus- 
dehnung um die detaschirten selbstständigen "Werke, unter- 
liegen die vorkommenden Bauten, die Veränderungen und 
Benutzungen der Terrain-Oberflache ganz denjenigen Bestim- 
mungen, welche für den ersten Rayon -Bezirk der Haupt- 
Encienten gegeben worden sind. 

§.23. Ausserhalb des gedachten Bezirks von 100 Ruthen 
aber und in sofern dessen Grenzlinie nicht noch innerhalb 
des zweiten Rayon -Bezirkes der Haupt-Enceinte fällt, erlei- 
den die Bauten und Benutzungsarten .der Grundstücke keine 
andere Beschränkungen, als welche überhaupt für das Ter-, 
rain ausserhalb des zweiten Rayon-Bezirkes noch vorgeschrie- 
ben sind. 

IV. Bettimmungen für die zwischen den Festungswerken und Wall- 
Linien belegenen Grundstücke. 

§.24. Bei Festungen, welche mehrere vor einander lie- 
gende Um walhingen haben, in deren Zwischenräumen sich 
Frivat-Grundstücke befinden, treten in Bezug auf die letzte- 
ren folgende Vorschriften in Anwendung: 

a) Für die Reparatur und den Umbau schon vorhandener 
Gebäude und Anlagen gelten die oben in den §§. 5 und 6 
erlassenen Bestimmungen. 

b) Für Neuanlagen oder Einrichtungen alles dasjenige, was 
für den zweiten. Rayon-Bezirk der Haupt- Enceinten ausge- 
sprochen worden, jedoch mit der besonderen Einschränkung, 
dass 

c) auf den hier in Rede stehenden Grundstücken neue Ge- 
bäude nur einstöckig und in den Fachwerks-YVänden nur mit 
Lehmstakung öder Luftziegeln aufgeführt und 
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d) um den Raum nicht zu sehr zu beengen, innerhalb einer 
Entfernung von 20 Ruthen von dem Graben oder dem obe- 
ren Glazurande der inneren Festungs - Enceinte ab, gar kein« 
neuen Gebäude oder Bewährungen angelegt werden dürfen. — 
Ferner kann 

e) in einzelnen Fallen, wo die Errichtung einer Brau- oder 
Brennerei, einer Schmiede, einer Bäckerei etc. ganz massive 
und selbst gewölbte Anlagen erfordert, und der betreffende 
Bauplatz auf einer der Defension des inneren Walles nicht 
nachtheiligen Stelle belegen ist, der Massivbau zwar nachge- 
geben werden, jedoch unter der ausdrücklichen Bedingung, 
dass die Umfassungswände des neuen Gebäudes auf den vom 
Hauptwalle abgewendeten Seiten mindestens zwei und einen 
halben Fuss Stärke erhalten, auch die Stellung des Gebäudes 
ganz nach der von dem Platz-Ingenieur anzugebenden Rich- 
tung genommen wird. 

f) Uinsichts der Baugesuche und der Reversausftellung 
treten die oben in den §f. 3 und 4 gegebenen Bestimmungen 
in Anwendung. 

Die in mehreren Festungen zwischen den Citadellen und 
Festungsstädten vorhandenen freien, Plätze oder sogenannten 
Esplanaden müssen jedenfalls in ihrem jetzigen Umfange er- 
halten werden, und es darf daher unter keiner Bedingung, — 
vertheidigungsfähige Anlagen ausgenommen, — irgend ein 
gewöhnlicher Bau darauf ausgeführt werden. 

■ 

V. Rayon- Bestimmungen für die in den letzten Kriegs - Jahren 
angelegten oder hergestellten verschanzten Läger- und 
Städte- Befestigungen. 

§.25* Bei den in den letzten Kriegesjahren angelegten 
oder hergestellten verschanzten Lägern und Städte -Befesti- 
gungen soll, in sofern die Beibehaltung derselben ausgespro- 
chen worden, ebenfalls ein Landstrich vorwärts derselben 
von neuen baulichen Anlagen und sonstigen Einrichtungen, 
welche der Vertheidigungs-Fähigkeit dieser Werke nachthei- 
lig seyn könnten, frei erhalten und zu dem Behufe vor den 
verschanzten Lägern ein Rayon-Bezirk von 100 Ruthen Breite» 
und vor den übrigen Befestigungen von 80 Ruthen Breite an- 
genommen werden. — Für diese Bezirke gelten diejenigen 
"Vorschriften, welche für den ersten Rayon-Bezirk der Festun- 
gen erlassen worden sind. 

Ausnahmen nach Maassgabe der Beschaffenheit des Terrains und dar 

Bestimmung der Gebäude. 

§. 26. Nach diesen allgemeinen und besonderen Bestim- 
mungen soll nun in der Regel überall verfahren werden; 
doch will Ich nachgeben, dass bei denjenigen Festungen, wo 
wegen vorhandener, Terrain -Hindernisse von der einen oder 
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indem Seite her ein Angriff nicht vorauszusetzen ist, zu 
Gunsten der Grundbesitzer Ton dem Kriegesm in isterio, unter 
Berathung mit dem General-Inspekteur der Festungen in ein- 
zelnen gehörig begründeten Fällen Ausnahmen von der buch- 
stäblichen Befolgung obiger Bestimmungen gestattet werden 
können. — 

Eben so will Ich für diejenigen Festungen, wo einzelne 
Theile des Terrains durch Höhenzüge oder tiefe Schluchten 
der Einsicht von den Festungswerken oder der direkten Ein- 
wirkung des Rohrgeschützes entzogen sind, nachgeben, dass 
für bauliche und sonstige Anlagen auf dergleichen Terrain- 
Theilen eine Modifikation in den Vorschriften eintreten könne, 
jedoch nur nach Maassgabe des dringenden Bedürfnisses der 
Grund -Eigenthümer und unter jedesmaliger Zustimmung der 
Torgedachten Militair- Behörden. 

§. 27. Defensionsgebäude oder andere bombenfeste Lo- 
kalien, welche für den Zweck einer wirksamen Vertheidi- 
gung der Festung erforderlich sind, können ohne Rücksicht 
auf die vorstehenden Bestimmungen an den dazu besonders 
geeignet erkannten Stellen erbaut werden, wogegen die An- 
lage gewöhnlicher Militair- oder Zivilgebäude, in sofern die- 
selbe innerhalb der Rayon-Bezirke beabsichtigt wird, nur 
unter Beachtung der vorstehenden beschränkenden Bestim- 
mungen erfolgen darf. 

VI. Schluss - Bestimmungen. 

§. 28. Für die Aufrechthaltung dieser für die Verteidi- 
gungsfähigkeit der Festungen nothwendig erforderlichen Be- 
stimmungen haben einerseits die Kommandanturen und Platz- 
Ingenieure, andrerseits die Magisträte und Polizeibehörden 
aufzukommen, und es soll in dieser Beziehung, abgesehen 
von den häufig zu veranlassenden Lokalbesichtigungen , all* 
jährig bei jeder Festung im Spätherbst von dem Ingenieur 
des Platzes, mit Zuziehung eines Magistratsmitgliedes und 
eines Polizeibeamten, eine gründliche allgemeine Revision 
der Rayon-Bezirke vorgenommen werden, um die Ueberzeu- 
gung zu erhalten, ob nicht einzelne Eigenthümer im Laufe 
des Jahres eigenmächtige Abweichungen von den Vorschrif- 
ten, oder von den ertheilten Baubewilligungen sich erlaubt 
haben. 

TJeber diese Revisionen ist jedesmal ein Protokoll aufzu- 
nehmen, welches die Kommandantur dem Kriegsministerium 
zur eventuellen weiteren Veranlassung einzureichen hat. 

§•29* Bei den aus den letzten Kriegsjahren herrührenden 
Städtebefestigungen hat der betreffende Magistrat für die pünkt- 
liche Befolgung der im §. 25 enthaltenen Bestimmungen Sorge 
zu tragen, auch in Gemeinschaft mit dem Festungs-luspek- 
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teur einmal alljährlich die vorgedachte Revision des für die 
Befestigungen bestimmten Rayon - Bezirkes vorzunehmen. 
Die dies fälligen Verhandlungen, so wie die vorkommenden 
Bangesuche und ausgestellten Verzichtleistungs-Reverse wer- 
den durch den Festungs-Inspekteur an das Kjiegsministerium 
befördert. 

§. 30. Sollten künftig, im Laufe eines Krieges, Vorstädte 
oder Gebäude innerhalb der Rayon -Bezirke der Festungen 
zerstört werden, so muss, ehe der Wiederaufbau erfolgen 
kann, durch sachverständige Militair- und Civil -Kommissa- 
rien an Ort und Stelle untersucht werden, ob die Herstel- 
lung der Gebäude auf den alten Stellen ohne Nachtheil für 
die Verteidigungsfähigkeit der Festung zulässig, oder ob ein 
Abbau nothwendig ist. Im letztern Falle hat es in Betreif 
der Entscheidung sowohl über die Nothwendigkeit des Ab- 
baues, als über die Höhe der den Grundbesitzern zu gewäh- 
renden Entschädigung, bei den bestehendeu gesetzlichen Vor- 
schriften sein Bewenden. 

Als zerstört sollen bei dergleichen Vorfällen diejenigen 
Gebäude angesehen werden, bei denen nur das Mauerwerk 
als Ruine stehen geblieben ist; als verschont dagegen und 
zur Wiederherstellung auf der alten Stelle geeignet, diejeni- 
gen, bei welchen ausser den Mauern auch noch der grösste 
Thefl. des innern Holzbaues, des Daches und überhaupt so 
viel erhalten worden ist, dass zur Wiederbewohnbarmachung 
kein Neu- oder völliger Ausbau, sondern nur ein Reparatur- 
bau erforderlich zu erachten ist. 

§.31« Vorstehendes Regulativ soll nicht blos auf die 
schon vorhandenen, sondern auch auf alle etwa neu anzule- 
gende selbstständige Befestigungen in der Monarchie Anwen- 
dung finden, und demgemäss in Kraft treten, sobald die Aus- 
führung anbefohlen, die Absteckung der Walllinien erfolgt, 
und der Bau in Gang gesetzt worden ist. 

Xh.I. Tit. 8. 8.83. Edict zur Beorderung der Landcultur 

vom 14. Septhr. 1811 ($.4 und 5.). CS. S. 300. (#. ad A. Im 
A /. 22. $. 1 seqq. ) 

Tb.I. Tit. 8« ft. 103-117. Gesetz vom 15. Novbr. 1811, 
wegen des Wasserstauen* bei Mühlen und Fer Schaffung der Porfluih. 
G. S. S. 352. 

Die Nachtheile, welche durch das Anstauen des Wassers 
bei den Mühlen, und das zeitige Verfahren bei Anordnung 
der Vorfluth für die Landschaft entstehen, veranlassen Uns 
folgende nähere Bestimmungen darüber zu erlassen. 

§•1. Bei den Mühlen, oder andern durch Wehre oder 
Schleusen veranlassten Störungen, wo der Wasserstand noch 
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nicht durch einen unter polizeilicher Aufsicht gesetzten Merk- 
pfahl bestimmt ist, muss jeder Besitzer derselben sich die 
Setzung eines Merkpfahls auf Antrag und Kosten derer, die 
dabei interessirt sind, gefallen lassen. 

§. 2. Diese Setzung kann nur durch sachverständige Com- 
missarien der Provinzialpolizeibehörden unter Zuziehung des 
Gerichts, welchem die Mühle unterworfen ist, vollzogen 
werden. 

§. 3. An- dem Merkpfahle muss sowohl der im Sommer, 
als der im Winter zulässige höchste Wasserstand ganz deut- 
lich kennbar bezeichnet, auch die Höhe davon mit dem Fach- 
baum der Mahl- und Freischleuse, und mit einem nahe ge- 
legenen unverrückbaren Gegenstande durch Nivellement ver- 
glichen, und zu Protokoll verschrieben werden. Im umge- 
kehrten Falle, wenn ein Müller die Verpflichtung hat, zur 
Erhaltung der Schiftbarkeit eines Gewässers, das Oberwasser 
seiner Mühle auf einer bestimmten Höhe zu erhalten, soll 
in Absicht der Setzung der Merkpfähle für den niedrigsten 
zulässigen Wasserstand auf eine ähnliche Weise verfahren 
werden. 

§• 4. Ist die Höhe des Wasserstandes durch rechtskräf- 
tige Urtheile oder nach dem Einverständnisse aller Interes- 
senten auf eine andere Art deutlich bestimmt, so hat et da- 
bei sein Bewenden, und müssen die Commissarien den Merk- 
pfahl danach setzen. 

§. 5. Sind aber die Interessenten darüber uneinig, ob die 
Höhe des Wasserstandes durch gültige Verträge, Verleihun- 
gen oder rechtsverjährten Besitz bestimmt sei, so muss die 
Sache zur gerichtlichen Erörterung verwiesen, das Verfahren 
jedoch nach Anleitung der A. G. O. Th. I. Tit. 42. §. 35 etc. 
vorzüglich beschleunigt werden. Findet es sich hiebei, dass 
keine klare Bestimmungen des Wasserslandes vorgelegt wer- 
den können; so setzen die Commissarien denselben derge- 
stalt fest, dass dabei das gegenseitige Interesse der Boden- 
cultur und des Müllers oder sonstigen Stauberechtigten mög- 
lichst vereinigt werde, und gegen eine Festsetzung auf diesem 
Grunde finden keine Beschwerden bei den Gerichten, sondern 
Kecurs an die obere Polizeibehörden statt. 

§.6. Der Provinzial- Polizeibehörde bleibt jedoch unbe- 
nommen, während der Dauer der erwähnten gerichtlichen 
Erörterung interimistisch einen Wasserstand festsetzen zu las- 
sen, welchen der Müller oder sonstige Stauberechtigte so lange 
halten muss, bis ein anderes durch die definitive Entscheidung 
festgesetzt ist. 

§. 7. Von welchem Tage ab und bis zu welchem Tage 
hin, blos der niedrigen Sommerwasserstand gehalten werden 
darf, bestimmen zunächst Verträge und rechtliche Erkennt- 
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nisse, wenn diese vorhanden sind, nächst diesen die Provin- 
zialgesetze. Ist keine solche Bestimmung vorhanden, so liegt 
den Commissarien ob, von wann ab und bis wohin nur der 
So mir» erwasserst and gehalten werden dürfe, nach den örtlichen 
Verhältnissen festzusetzen. Auf jeden Fall muss in dem über 
die Verhandlung aufzunehmenden Protocolle ausdrücklich ver- 
merkt sein, von wann ab und bis wohin der Sommerwasseiv 
stand gehalten werden soll. 

§. 8. Kein Besitzer von Mühlen oder andern Stairungs*- 
anlagen darf den Wasserstand über die durch den Merkpfahl 
festgesetzte Höhe aufstauen. Sobald das Wasser über diese 
Höhe wächst, muss er durch Oeffnung der Schleusen, Gerinn» 
nnd Grundstöcke, Abnehmung der beweglichen Aufsätze auf 
den Fachbäumen oder Ueberf allen, überhaupt Wegräumung 
aller blos zeitlichen Hindernisse den Abfluss desselben unenU» 
geldlich sogleich und unausgesetzt so lange befördern, bis dal 
Wasser wieder auf die, durch den Merkplahl bestimmte Höh* 
herabgefallen ist. 

§.9* Versäumt er dies, so ist nicht allein die örtliche 
Polizeibehörde verpflichtet, auf Antrag der Interessenten, die 
vorerwähnte Oeffnung, Abnehmung und Wegräumung auf 
Gefahr und Kosten des Mühlenbesitzers ohne Anstand vor- 
nehmen zu lassen, sondern er hat auch in jedem Falle, aus« 
ser dem Ersätze alles durch die widerrechtliche Stauung 
verursachten Schadens, zwanzig bis fünfzig Thaler Polizei- 
strafe verwirkt. 

§. 10. Wem die Unterhaltung eines Grabens oder Wasser* 
abzuges obliegt, der kann zu dessen Auskrautun? oder Räu- 
mung polizeilich angehalten werden, sobald aus der Vernach- 
lässigung derselben, oder aus Mangel an der erforderlichen 
Tiefe , Nachtheil für die Besitzer anderer Grundstücke odei 
nutzbarer Anlagen, oder auch für die Gesundheit der Anwoh- 
ner entstehet. Die Bestimmung, wann und wie die Auskrau- 
tung oder Räumung bewirkt werden soll, gehört blos zu* 
Cognition der Polizeibehörden, und jeder Unterhaltungspflichr 
tige muss sich derselben unbedingt unterwerfen. 

§.1*1. Die Mühlenbesitzer und alle, welche sonst den 
Abfluss eines Gewässers anzuhalten berechtigt sind, sollen 
verpflichtet sein, den freien Lauf desselben, nach Bestimmung 
der Provinzial- Polizeibehörde, ganz oder zum Theil wieder 
herzustellen, sobald daraus ein offenbar überwiegender Vor- 
theil für die Bodencultur oder Schiffahrt entsteht, und dieje- 
nigen, welche für ihre Kultur oder Schiffahrtsanlagen des 
Wasserabflusses bedürfen, ihnen eine vollständige Entschädig 
gung herzugeben bereit und vermögend sind. 

§. 12. Diese Verpflichtung kann selbst bis auf gänzlich« 
Wegräumung von Wassermühlen ausgedehnt werden, sobald 
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nach polizeilichem Ermessen der Zweck anders nicht zu er- 
reichen ist, der Müller aber vollständig entschädigt, auch der 
Gegend, Ersatz für ihr Interesse bei Erhaltung der Mühle 
geleistet werden kann. 

§. 13. Auch da, wo keine künstliche Hindernisse des Ab- 
flusses vorhanden sind, kann jeder Grundbesitzer verlangen, 
dass ihm Abwässerungsgraben durch fremden Boden zu zie- 
hen gestattet werde, sobald die vorerwähnten Bedingungen 
Statt finden. 

§. 14. Selbst zu Ablassung von Teichen und stehenden 
Seen, kann unter gedachten Bedingungen (§. 11*) die Gestat- 
tung der Vorfluth erfordert werden, und wird in so weit eine 
Ausnahme von dem entgegenstehenden Gesetz, A. L. R. Th.I. 
Tit. 8. §.117. nachgegeben. N 

§.15. Besitzer von Grundstücken, welche sich des auf 
ihren Ländereien stehenden Wassers entledigen wollen, und 
deshalb nicht gütlich mit den zur Stauung Berechtigten oder 
andern Grundbesitzern einigen können, müssen von ihrem 
Vorhaben der Provinzial - Polizeibehörde Anzeige machen, 
nachweisen, welchen Vortheil sie von dem Ablassen des 
Wassers erwarten, und darthun, dass sie bereite Mittel haben, 
die wahrscheinliche Entschädigung ohne Verzug zu bezahlen. 

§. 16. Auf diesen Antrag wird sogleich' eine Localunter- 
suchung durch sachkundige Commissarien verfügt, welche 
ausmitteln: 

a) wodurch der Zweck des Grundbesitzers am leichtesten 
erreicht werden könne? 

b) ob durch die beabsichtigte Entwässerung nicht andere 
Grundbesitzer leiden, oder ein Nachtheil davon für die Schif- 
fahrt oder öffentlichen Anlagen zu besorgen sei? 

§. 17. Die letztere Untersuchung muss auch für den Fall 
Statt finden, wenn beide Theile über die Ablassung gütlich 
einverstanden sind. 

§. 18. Auf den Grund' dieser Untersuchung bestimmt die 
Provinzial - Polizeibehörde, ob die Ablassung des Wassers 
überhaupt Statt finden könne, und unter welchen Modalitäten 
sie ausgeführt werden müsse. 

§. 19« Wollen die Interessenten sich dieser Bestimmung 
nicht unterwerfen, so findet dagegen keine gerichtliche Klage, 
sondern nur Berufung auf die höhere Polizeibehörde statt. 

§. 20. Jedoch kann über den Umfang der Rechte, welche 
jede Parthei zur Ausgleichung bringt, durch diesen polizeili- 
chen Entwässerungsplan niemals etwas bestimmt werden, 
sondern es muss, wenn der Wasserstand streitig ist, derselbe 
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nach §§.1-5. festgesetzt» jede andere streitige Befugniss aber 
zur richterlichen Entscheidung verwiesen werden. »- 

§.21. Wird die Ausführung des Entwässerungsplans ge- 
nehmigt; so wird durch schiedsrichterliches Ermessen sowohl 
der Betrag der Entschädigung ausgemittelt, als auch die Ent- 
wässerung selbst nach dem genehmigten Plane zur Vollzie- 
hung gebracht« 

§. 22. Zu dem Ende wählen die Stauungsberechtigten oder 
die Inhaber der Grundstücke, die Vorfluth gewähren sollen, 
einen Schiedsrichter, der, oder die Grundbesitzer, welche auf 
die Entwässerung antraten, auch einen, und die Provinzial- 
Polizeibehörden einen Obmann. 

§. 23. Diese drei Personen werden von der Provinzial- 
Polizeibehörde authorisirt, auf den Grund der nach absoluter 
Stimmenmehrheit von ihnen gefassten Beschlüsse sowohl die 
Entschädigung zu bestimmen, als auch die Vollziehung der 
Entwässerung selbst anzuordnen. Zugleich haben sie die 
künftige Unterhaltung der neu angelegten Abzugsgraben naher 
zu bestimmen, wobei der Grundsatz anzuwenden ist, dass 
der oder diejenigen, welche in einem bestimmten Verhältnis* 
Vortheil von der neuen Anläge haben, auch in eben dem 
Verhältniss zur Unterhaltung derselben verpflichtet sind. 

§.24. Von ihrer Entscheidung findet keine Appellation 
statt. 

§. 25. In sofern ihnen jedoch klar nachgewiesen werden 
kann, dass sie ihre Befugniss überschritten haben, ist die 
Provinzial- Polizei -Behörde befugt und verpflichtet, ihr Ver- 
fahren zu kassiren, den Partheien ihre Ansprüche auf Scha- 
densersatz an sie vorzubehalten, und die Wahl von neuen 
Schiedsrichtern zu veranlassen. 

§. 26. Eine solche Ueberschreitung der Befugnisse findet 
jedoch nur statt, wenn die Schiedsrichter entweder von dem 
durch die Regierungen genehmigten Entwässerungsplan ab- 
weichen, oder für solche Rechte, welche noch unter den 
Partheien streitig sind, Entschädigungen aussetzen. 

§. 27« # Will der Stauungsberechtigte sich nicht dazu ver- 
stehen, einen Schiedsrichter zu wählen, oder verzögert er 
die Wahl über vier Wochen, nachdem ihm die Aufforderung 
dazu insinuirt worden ist, so ernennt der Landrath oder son- 
stige Polizei - Dirigent des Kreises den Schiedsrichter statt 
seiner. 

§. 28* Zu Schiedsrichtern können nur unbescholtene dis- 
positionsfahige sachkundige Männer gewählt werden. 

§.29* Auch nur solche, die als Zeugen für und wider 
die Partheien und übrigen Schiedsrichter mit voller Kraft vor 
Gericht könnten zugelassen werden« 
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§.30. Wer zum Schiedsrichter gewählt ist, darf die 
Wahl «ficht ablehnen; es sei denn, dass er solche Entschul- 
digungs°ründe für sich anführen könnte, welche ihn yon der 
Uebernahme einer mit Administration verbundenen Vormund- 
schaft nach A. L. R. Th. 2. Tit. 18. §. 208, 209, 212, 213, be- 
freien würden. 

§.31. Findet ausser dem Interesse der Staunngsberech- 
tigten, oder der Inhaber der Grundstücke, die Vorfluth ge- 
währen sollen, noch ein besonderes Interesse, z.B. wegen 
Fischerei, Viehtränke etc., gegen die Entwässerung statt, so 
wählen diejenigen, welche ein besonderes Interesse haben, 
ebenfalls einen Schiedsrichter. 

§. 32. Dieser verhandelt mit dem Schiedsrichter der Ge- 
genpartei und dem Obmann besonders über das gedachte 
Interesse, und das Resultat ihrer Verhandlungen wird nach- 
mals in den allgemeinen Rezess über die ganze Verhandlung 
aufgenommen. 

§.33. Den Schiedsrichtern steht nicht nur die Vergütung 
ihrer baaren Auslagen, sondern auch ein Diätensatz zu, wel- 
chen die Frovinzial- Polizei -Behörde den Umständen nach 
festsetzt. 

§.34. Säramtliche Kosten tragen diejenigen, auf deren 
Antrag die Entwässerung erfolgt. 

Wir befehlen TJnsern Landes-Gollegien, Polizei- und Ju- 
stiz-Offizianten, und sämmtlichen getreuen Unterthanen, sich 
nach dieser Vorschrift zu achten. 

Th.I. Tit. 8. 8.103-U?» Rescr. vom 2 1. Februar 1818, 
betr. die Gültigkeit des vorstehenden Gesetzes in den Provinzen 9 üb 
denen das A. L. JJ. eingeführt ist, Gr. I. S. 34« 

Th.I. Tit. 8. 0. 103-117. Rescr. vom 23. Juni 1833, betr. 
die polizeiliche Einwirkung in ForfluthsacJien, Gr. FI. S. 7. 

Th.I* Tit. 8. #.103-117. Rescr. vom 12. Mai 1834, dass 
die bei Setzung eines Merkpfahls zur Feststellung des Wasserstandes 
der Mühlen zugezogenen Gerichtspersonen nicht blos das Geschäft zu 
beglaubigen , sondern auch auf die gesetzliche Ausfuhrung desselben 
zu sehen haben, v. K. Jhrb. B. 43. S. 483. 

Th.I. Tit.9. Ö. 19 Seqq. CO. vom 23. Juli 1833, betr. 
die widerrechtliche Zueignung der bei den Hebungen der Artillerie 
verschossenen Munition. G.S. S. 86. 

Auf Ihren Bericht vom 19. Juli c. verordne Ich hiermit: 

1) Niemand ist befugt, die bei den Uebungen der Artille- 
rie verschossene Eisen- Munition , welche er an den Schiess- 
plätzen oder deren Umgebung findet, sich anzueignen. Lie- 
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fort er dieselbe aber an das Artillerie- Depot oder die Mil*- 
tair-Behörde ab, so erhält er für die noch brauchbare Eisen- 
Munition, eine Vergütigung yon zwei Pfennigen für jedes 
Pfund. 

2) Wer dergleichen gefundene Eisen-Munition sich wider- 
rechtlich zueignet, ist der Unterschlagung fremden Eigen- 
thums schuldig» und soll, wenn der Werth des Unterschla- 
genen sich nicht über Fünf Thaler beläuft, mit Geldbusse 



fängniss bis zu einem Monat, bei einem hohem Werthe aber 
mit Gefängniss yon einem bis zu sechs Monaten bestraft 
werden. 

3) Die Absicht des Zueignens ist, in Ermangelung des Ge- 
genbeweises schon gegen denjenigen anzunehmen, welcher 
die gefundene Eisen-Munition länger als acht Tage an sich 
behalten hat, ohne der Militair-Behörde dieselbe abzuliefern, 
oder wenigstens von der Auffindung Anzeige zu machen. 

4) Wer wissentlich dergleichen gefundene Eisen -Munition 
ankauft, hat ebenfalls die Strafe des §.2 zu gewärtigen. 

5) Der unvorsichtige Ankauf solcher Eisen -Munition hat 
Geldbusse bis zu Fünfzehn Thalern, oder im Fall der Thäter 
unvermögend ist, Gefängniss bis zu drei Wochen zur Folge. 

6) Mit eben diesen Strafen (§. 5) soll auch derjenige be- 
legt werden, welcher sich erweislich, länger als acht Tage, 
im Besitze von Eisen -Munition, wie sie zu Geschützen der 
Preussischen Artillerie gebraucht wird, befindet, ohne über 
den redlichen Erwerb sich ausweisen zu können. Ausserdem 
soll der bei ihm gefundene Vorrath dieser Munition konfis- 
zirt werden. 

7) bei den im §. 5 und 6* bezeichneten Vergehen wird die 
Untersuchung, nach Analogie des §.1122. Th. 2. Tit20. des 
A. L.R. , nur polizeimässig geführt. 

Dieser Befehl ist durch die Gesetz-Sammlung bekannt zn 
machen. 

- 

Th* I« Tit. O. 0. 83 SCqq. Reser. vom 16. Ocibr. 1812, betr. 
das Aufgebot verlorner Suchen. Gr. I. S. 34. 

Tll.I. Tit. 9. 0.31-49* CO. vom 13. Marz 1814, *elr, 
die Aufhebung des wegen gestrandeter Sachen unterm 4. April 1743 
ergangenen Rdicts. CS. 5.23. 

Da das Edikt vom 4. April 1743 die Zeit, nach deren Ab- 
lauf die auf die Pommerschen Seeküsten gestrandeten Sachen • 
für erledigtes und verfallenes Guth erklärt werden können, 
ohne Notwendigkeit auf drei Jahre bestimmt; so will Ich, 
dass* diese Bestimmung aufgehoben und abgeschafft sein und 
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dagegen das kürzere Verfahren, welches das A.L.R. Th. II» 
Tit. 15. §.84 und Th.I. Tit. 9. §.31-42 vorschreibt, auch in 
Pommern eingeführt werden soll. Ich beauftrage Sie, dem 
gemäss das weiter Erforderliche zu verfügen. 

Th.I. Tit. 9. 0.199 Seqq. Rescr. vom 6. Mai 180S, betr. 
di« Findication der vom Feinde weggenommenen und veräusserten Sa~ 
chen. v. R. IX. S. 195. 

Th.I. Tit. 9. 0.898-816* Anh. 0.7 und 8. Decia- 

ration vom 24. Septbr. 1793, betr. einige Forschriften, welche auf 
das Staatsrecht und das FerhiUtniss mit fremden Mächten Bezug ha- 
ben, v. R. F. S. 20S. ad A. L. R. Einleit. §.41.) 

Th.I. Tit. 9. 8.363. Rescr. vom 29. Januar 1814, betr. die 
Bxecutionen der Strafresolutionen der Finanz- und Polizei' Behörden 
gegen Nachlassmassen. Cr. I. S. 36. 

Th.I. Tit. 9. ©. 367. 368. 383. 384. 421. 484. 487. 

Fon welchem Tage an laufen dem Intestaterben , welcher zugleich in 
einem Testamente zum Erben eingesetzt worden ist, die gesetzlichen 
Fristen zur Erklärung über den Antritt der Erbschaft und zur Ein- 
reichung des Nachlassinventarii? Erk. des G. Ob. Trib. vom 13. Fe- 
bruar 1828. S. u. v.S. Recht sspr. B.II. S.$0. 

Th. I. Tit. 9. 0. 367 Seqq. 37 O. Wenn der Testator seine 
Geschwister und Geschwisterkinder zu Erben berufen hat, ein einge- 
setzter Bruder aber vor dem Testator verstirbt, in welchem Falle tre- 
ten die Kinder des Ferstorbenen dann in dessen Stelle? Erk. des G, 
Ob. Trib. vom 13. Decbr. IS 10. S. u. v.S. Recht sspr. B.II. S. 56. 

Th.I. Tit. 9. 0.367.384. 385. 418 seqq. 484 seqq. 

Finden die im A. L. R. vorgeschriebenen Fristen zur Erklärung Über 
die Antretung einer Erbschaft oder deren Entsagung und zur Einrei- 
chung des Inventarii, mit gleicher Wirkung bei deren Fersäumnis», 
auf den Ifachlass eines Ehegatten in der Kur" und Neumark statt, 
und ist nach den Forschriften des A. L. R. die Entsagung einer Erb* 
sclraft auch nach Ablauf der Üeberlegungsfrist so lange gestattet, 
als die Frist zur Einreichung des Inventars läuft? Erk. des G. Ob. 
Trib. vom 7. April 1334. S.u.. v.S. Rechtsspr. B. IF. & 56. 

Th.I. Tit. 9« 0.383 Seqq. Rescr. vom 25. August 1794, 
wegen Erfordert! ng der Erklärung der Erben Über die Annahme oder 
Entsagung der Erbschaft von Amts wegen, v. R. II. S. 677. 

Th.I. Tit. 9. 0.398. Rescr. vom 1. Juli 1317, betr. die 
Form der Erklärung über die Erbschaftsantretung. Gr. I. S. 36. 

Th.I. Tit. 9. 0. 398. Rescr. vom 26. Febr. 1319, betr. die 
Aufnahme der Erbschaftsentsagungen durch die Formundschaftsgerichte. 
Gr. I. S. 37. 
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Th.I. Tit. 9. $5. 398 seqq. 413 seqq. IVenn in der 

Kur- und ' Neumark der in einem wechselseitigen Testamente als Erbe 
eingesetzte überlebende Ehegatte, ohne dasselbe publiciren zu lassen 
und die Legate auszuzahlen im Besitz des Nachlasses bleibt, über 
diesen willkührlich disponirt und sich über die Erbesanirelung nicht 
erklärt, können nach seinem Tode seine Beneficial- Erben sich gegen 
die Legat arien des ersten Eliegatten durch Verzichtleistung auf dessen 
Nachlass schützen! Erk. des G. Ob. Trib. vom 1. Juni 18 18. S. 
u. v. S. Recht sspr. B. J. S.277» 

Th.I. Tit. 9. 0. 406. Rescr. vom 14. Febr. 1334, betr. die 
ErbschaflsentsaguUgen zu Gunsten eines andern, v. K. Jhrb. B. 43. 
S.97. 

Th.I. Tit. 9. 0.419. in Anh. 0.9. Rescr. vom 20. Octbr. 
1794, über die Nichierbeserklärung der Fiscäle. u. R. II. S. 710. 

Th.I« Tit. 9» 0. 415. Rescr. vom 14. Febr. 1820, betr. die 
V ollmachten zu Erbeserklärungen. Gr. 1. S. 3 8. 

Th.I. Tit. 9. 0.437. Rescr. vom 18. Mai 1816, dass das 
Inventarium nicht noihwendig in foro heredilatis niedergelegt zu wer- 
den braucht. Gr. I. S. 39. 

Th.I. Tit. 9. $.443. Rescr. vom 28. April 1834, betr. die 
Ertheilung von Legitimationen Attesten für Tesiamentserben. v. K. 
Jhrb. B. 43. -5.448. 

Th.I» Tit. 9. 0.444. Rescr. vom 9. Octbr. 1797, wegen 
Einschränkung der Rechte eines Beneficial- Erben.— v. R. IV. & 313. 

Th. I. Tit. 9. 0.444.453.454. Ist ein Beneficial -Erbe, 
welcher wahrend der Dauer seiner Administration des Nachlasses, 
ausstehende Forderungen desselben eingezogen und Nach la sssch ultlen 
berichtigt hat, nach hiernüchst eröffnetem erbschaftUchen Liquidation*- 
prozess verpflichtet, die eingezogenen Gelder zur Masse zurückzuzah- 
len und statt der befriedigten Gläubiger zu liquidiren, oder gebührt 
ihm ein Compensationsrecht i Erk. des G. Ob. Trib. vom 26. Marz 
1828. S. u. v. S. Rechlsspr. B. IL S. 64. 

Th. I. Tit. 9. 0. 44? seqq. Rescr. vom 8. Septbr. 1794, betr. 
die Berichtigung des Besitztitels eines Beneficial- Erben. ' v. R. II. 
S. 636. 

Th.I. Tit. 9. 0. 447 seqq. Rescr. vom 2. Mai 1815, betr. 
die Berücksichtigung der Beneficial - Erbes - Qualität bei Verpfandungen 
und andern Dfsjtositionen über Grundstücke. Gr. IV. S. 213- 

Th.I. Tit. 9. 0.447- 45 O. Wenn ein Nachlassgläubigcr 
auf Grund eines vor eröffnetem erbschaftUchen Liquidationsprozesse 
erhaltenen Titels zur Hypothek, seine Forderung erst nach eröffnetem 
Liquidationsprozess zur Eintragung in das Ilypothekenbuch angemeldet ', 
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Und die Eintragung bewirkt hat, so erlangt er dadurch nicht da» 
Recht der dritten Klasse gegen die übrigen Nachlassgläubiger. Erk. 
des Ob. L. Ger. zu Naumburg vom 15. März 1828. S. tr. v. S. 
Rechtsspr. B. II. S. 368. 

Th.I. Tit. 9. 0.449. Rescr. vom 14. März 1822, hetr. dSm 
Löschung der Beschränkung wegen der Beneficial - Erbes - Qualität. 
Gr.I. S. 40' 

Tb. I. Tit. 9. 0. 465 seqq. 471 seqq. 476. 4 77. fTer 

ist zur Provokation der unbekannten Legatarien legitimirti Erk. de» 
G. Ob. Trib. vom 26. Febr. 1833. S. u. v. S. Rechtsspr. B.ir. 
S. 210. 

Th.I. Tit. 9. 0.477. Anh. £.11. Rescr. vom 12. Febr. 

i 7 9$, wegen des Verfahrens bei Ueberlassung einer Erbschaft an dem 
überlebenden Ehegatten in Ermangelung naher Blutsverwandten, v. R. 

v. 5.40. 

Th.I. Tit. 9. 0.477. Anh. 0.11. Rescr. vom 30. Jun 
1300 , betr. das Verfahren, wenn der überlebende Ehegatte der Erb- 
schaft entsagt, im Besitz ^^rselben bleibt und zur Einziehung der 
Nachtassactiva authorisirt zu werden verlangt. V.R. VI. S. 167. 

Th.I. Tit. 9. 0.485. Rescr. vom 15. Febr. 1796, betr. Jim 
nicht statt findende Vermuthung , dass ein Mensch verheirathet gewe- 
sen und Kinder erzeugt habe. v. R. III. S. 267. nd A. G. O. 
Anh. \. 106.) 

Tb* I* Tit. 9» 0. 549. Die unterbrochene Communicaiion zwi- 
schen dem Orte, wo sich der Wechselinhaber aulhält und demjenigen, 
wo das Recht gegen den JVechselschuldner zu verfolgen ist, verhindert 
den Anfang- der Wechselcerjährting , ohne dass es der Aufnahme de» 
Protestes bedarf. Erk. des G. Ob. Trib. vom 23. Octbr. 1S15. S. 
«. v.S. Rechtsspr. B. I. S. 105. 

Tb. I. Tit. 9. 0. 587 and 591» Wer gegen eine jährlich* 
Heidemiethe zu Rajf- und Leseholz berechtigt ist, kann dieses Recht 
nicht verjähren. Erk. des G.Ob. Trib. vom 31. Octbr. 1803. S.u. 
v.S. Rechtsspr. B. 1. 5.31. 

Th.I. Tit. 9. 0.589. Rescr. vom 17. Mai 1814, betr. den. 
Ijauf der Verjährungsfrist während einer Belagerung. Gr. I. S. 40. 

Th.I. Tit. 9. 0.546. C O. vom IS. Septbr. 1822, betr. die 
vierjährige Verjährungsfrist der zm den Staatsschuldscheinen ausge- 
reichten Coupons. G.S. 5.213. 

Auf den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsschul- 
den bestimme Ich hiermit, dass rlle von derselben zu Staats» 
Schuldverschreibungen auszufertigende Zins - Coupons mit 
einem Vermerke zu versehen sind, in welchem die Inhaber 
derselben, von der in Meiner Verordnung vom 17. Januar 
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1820 vorgeschriebenen vierjährigen Verjährungsfrist unter- 
richtet werden, und der Tag mit welchem die rechtlichen 
Folgen derselben eintreten, angegeben wird. 

Die Vorschrift des Gesetzes vom 1 6. Juni 1819» 

wonach ein öffentliches Aufgebot und gerichtliches Amor- 
tisation - Verfahren , wegen verlorner oder vernichteter 
Zins-Coupons eben so unzulässig ist, als eine Klage auf 
Zustellung anderer Coupons an die Stelle der verlornen 
oder vernichteten, 

erstreckt sich nicht blos auf die darin, und in dem Gesetze 
vom 7* Juni 1821 bezeichneten Staatspapiere, sondern auch 
überhaupt auf alle solche, zu welchen, von der Hauptver- 
waltung der Staatsschulden, Zins-Coupons bereits ausgegeben 
sind, oder noch künftig ausgefertigt werden. 

Th. I* Tit. 9. ß. 554 und 555« Ist die Forschrift des A. 
,Jj. R., dass von dem Tage an , wo der Klüger die Sache hätte fort- 
setzen können und sollen, eine neue Verjährung wider ihn anfange, 
auch auf Prozesse anwendbar . welche bei dem ReichskammertrericJit 
geschwebt haben und be* demselben liegen geblieben sindi ErA. des 
G. Ob. Trib. vom 6. Juni 1828. S. u. v. S. Rechtsspr. B.III. S. 114. 

Th.I. Tit. 9. 0*565. Rescr. vom 9. Novbr. 1795, uoer die 
Wirkung der Entsagung der Wechselverjährung, v. R. III. S. 199. 

Tb. I. Tit. 9. ß. 565. 566. Kann der Wechselschuldner dem 
Einwände der Wechselverjährung gültig entsagen I Eric, des G. Ob. 
Trib. vom 16. Januar 1833. S. u. v.S. Rechtsspr. B. IV., S. 138. 

Tb. I. Tit. 9. ß. 579. Findet in Schlesien die Verjährung nach 
Sachsenrecht oder nach dem A. L. R. statt f Erk. des Ob. L. Ger. 
zu lÄegnitz vom 18. Januar 1813. S.u. v.S. Rechtsspr. B.I. 5.396» 

Tb« I. Tit. 9. ß. 596. 649. Welcher Zeitraum wird zur Ac- 
quisilivvcrjährung des Rechts, vom Steinbrechen eine Abgabe nach dem 
Quantum der gebrochenen Steine zu verlangen, erfordert! Erk. des 
G. Ob. Trib. vom Mai 1834. S. u. v.S. Rechtsspr. B. IV. 5.201. 

TU. I. Tit. 9. ß. 637« Wem liegt bei der Negatorienklage der 
Beweis ob, dass eine streitige Befug niss als ein Recht und nicht 
vermöge einer blossen Vergünstigung in Besitz genommen seit Erk. 
des Ob. Appell. Senats des Kammergerichts vom 16. Juni 1827. S. 
u. v.S. Rechtsspr. B.II. S. 341. N 

• 

Tll.I. Tit. 9. ß. 641. Verordnung vom 18. Dezbr. 1798, we- 
gen der für Westpreussen bestimmten, gegen f scalische Ansprüche 
schützende Besilzzeit. v. R. V. S. 257. 

Nachdem die Deputirten der "Westpreussischen Ritterschaft 
bei Uns allerunterthänigsf nachgesucht, dass der Provinz 
Westpreussen in Ansehung der Sicherstellung gegen fiscali- 

Mannkopff Ergänz, t. d. Prem*. Gesetib. I. 9 
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sehe Prozesse eben die Begnadigung angedeihen möge, deren 
sich die altern Provinzen durch die Schutzwehr des Besitzes 
im Jahre 1740 zu erfreuen haben, und des Endes von ihnen 
das Jahr Unserer Thronbesteigung in Vorschlag gebracht 
worden, so haben Wir gedachter Provinz durch Bewilligung 
dieses ihres Gesuchs einen wohlverdienten Beweis Unserer 
landesväterlichen Huld und Gnade geben wollen. 

Wir verordnen diesem gemäss, dass in Westpreussen mit 
Inbegriff des Ermelandes und des Netz-Districts der vollstän- 
dige ruhige Besitz einer Sache oder eines Rechts im Jahre 
1797 den Besitzer gegen die Ansprüche des Fiscus auf eben 
die Art schützen soll, wie in Ansehung der allem Provinzen 
in Unserm A. L. R. im I. Th. im 9* Tit. in den §§. 641-648. 
der Besitz vom Jahre 1740 für entscheidend erklärt worden. 

Hiervon werden jedoch ausdrücklich ausgenommen die 
lehnsherrlichen Gerechtsame in Ansehung aller Arten der Er- 
meländischen Lehne, dergestalt, dass weder der Fürst- Bischof 
von Ermeland noch das Domstift zu Frauenburg durch gegen- 
wärtige Verordnung berechtigt werden soll, unter dem Vorwande 
eines bisherigen Besitzes auf eine Thetlnahme an dem Do- 
mingo directo dieser Lehne irgend einigen Anspruch zu ma- 
chen. Gleichmassig soll die jetzige Verfügung in Ansehung 
der Städte Danzig und Thorn, ungleichen der zu beiden 
Städten gehörigen mit denselben zugleich in Besitz genom- 
menen Ortschaften und Zubehör nicht Anwendung finden. 

Ferner werden überhaupt ausgeschlossen alle bereits 
rechtshängigen Sachen, woran Fiscus als Kläger oder Beklag- 
ter, Intervenient oder Litis -Denunciat Theil genommen, im- 
gleichen die schon jetzt streitigen, aber noch nicht rechts- 
hängigen Ansprüche des Fisci, in so fern solche vor Ablauf 
des Jahres 1799 bei den Justizbehörden zur gerichtlichen Er- 
örterung angemeldet werden. Ausserdem finden Wir nöthig, 
noch insbesondere hierdurch zu erklären, dass durch diese 
Unsere Begnadigung niemand berechtigt werden soll, seinen 
Besitztitel zu verändern, und daher diejenigen, welche er- 
weislich im Jahre 1797 nur Pfandweise, Wiederkauflich, als 
Lehn, Erbzins, oder nur auf bestimmte durch Verschreibung 
festgesetzte Jahre eine Sache oder ein Recht besitzen, sich ei- 
nes unwiederrtiflichen Eigenthums anzumassen, nicht befugt 
lein, vielmehr in ihren bisherigen Verhältnissen unverändert 
bleiben sollen. So wie Wir nun hoffen und erwarten, dass 
Unsere getreuen Westpreussischen Vasallen und Unterthanen 
diese ihnen erzeugte Wohlthat sich zur Aufmunterung dienen 
lassen werden, Unserer Königlichen Gnade sich immer mehr 
und mehr würdig zu machen, so wollen Wir sie auch hier- 
bei kräftig schützen, und nicht gestatten, dass dieser Unserer 
Willensmeinung auf irgend eine Art entgegen gehandelt werde. 
Wir befehlen daher, dass gegenwärtige Verordnung durch 
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den Druck öffentlich bekannt gemacht, und derselben von 
Jedermann, insbesondere von Unserm Etatsministerio, den 
Regierungen, Krieges- und Doraainen- Kammern, Fiscälen 
und andern Bedienten überall gebührende Folge geleistet werde. 

N. C. C. T.X. S. 1831. No. 93. de 1798. 

Th. 1« Tit. 9. ß. 641. Declarotion der vorstehenden Verordnung, 
vom 23. Dezbr. 1799- »• Ä. 678. 

In der Verordnung vom 18. Dezember 1798) wodurch 
Wir, wegen der für Westpreussen bestimmten gegen fiscali- 
sche Ansprüche schützenden Besitzzeit vom Jahre 1797» Un- 
sere allerhöchste Willensmeinung näher zu erkennen gegeben 
haben, ist festgesetzt worden: dass die darin enthaltenen 
Vorschriften auf diejenigen Anforderungen des Fiscus nicht 
angewendet werden sollen, welche bei Emanirung dieser Ver- 
ordnung bereits streitig gewesen, in sofern solche vor Ablauf 
des Jahres 1799 hei den Jusitzbehörden zur gerichtlichen Er- 
örterung angemeldet worden sind. Es ist indessen, der Uns 
geschehenen Anzeige zufolge, den Westpreussischen Forstäm- 
tern nicht möglich gewesen, binnen der mit dem Schluss 
dieses Jahres ablaufenden präclusi vischen Frist, die Ansprüche 
des Fiscus, wegen der den landesherrlichen Forsten entzoge- 
nen Grundstücken und Gerechtsame > bei den Gerichtsbehör- 
den vollständig anzumelden. Daher Wir hierdurch verordnen: 
dass diese Frist annoch bis zum letzten März 1800 verlängert 
sein soll, dergestalt, dass es wegen der bis dahin angemelde- 
ten fiscal ischen Ansprüche eben so zu halten ist, als wenn 
sie vor Ablauf dieses Jahres den Gerichtsbehörden angezeigt 
worden wären. 

Th.I. Tit. 9. JJ. 6 19 geqq* in wie weit tonnen nach dem 
A. L. R. durch hergebrachte Gewohnheiten Rechte und Verbindlichkei- 
ten begründet werden t Erk. des O. L. Ger. zu Haibetstadt vom 
14. Januar 1820. S. u. v. S. Recht sspr. B, I. 5.371. 

Th. I. Tit. lO. $. 6. Der Eigenlh Unter eines Grundstücks, des- 
sen Besitztitel im Hypothekenbuche noch nicht berichtigt worden, ist 
dasselbe zu verkaufen befugt. Erk. des G. Ob. Trib. vom 13« Juni 
1811. S. u. v.S. Rechtsspr. B. I. S. 186. 

Th. I. Tit. IO. Q. 1». C. O. vom 31. Octbr. 1831 > über die 
Verpflichtung der EtgenlhOmer zur Berichtigung des Besitztitels ihrer 
Grundstücke. G. S. 5.251. («. ad U. O. It. $.49.) 

Th.I. Tit. IO. 0.15. Verordnung vom 20. April 1812, betr. 
die Vertrüge Uber das Eigenthum liegender Güter und der denselben 
gleich zu achtender Rechte in Westpreussen. G. S. S. 39» 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. haben auf den Bericht Unsers Staatskanz- 

9* 
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lers und Unsers Justizministers beschlossen, und verordnen 
hiermit, dass die, in einem Theil Unserer Provinz Westpreus- 
sen bisher zur Anwendung gebrachte Vorschrift des Preussi- 
schen Landrechts von 1721, Part. II. Lib. IV. Tit. 6. Art. 7. 
§. 1 und 4, wonach Verträge über das Eigenthum unbeweg- 
licher Güter und der denselben gleich zu achtenden Rechte, 
so lange die Insinuation und Einschreibung bei dem Gerichts- 
stande der Sache nicht erfolget, oder die Erfüllung von bei- 
den Theilen nicht geschehen ist, für unkräftig und nichtig 
erkläret sind , vom Tage der Publikation dieser Verordnung 
an, als abweichend von der in Unseru Staaten allgemein be- 
stehenden Gesetzgebung, gänzlich aufgehoben und abgeschafft 
sein, und künftig alle Verträge über das Eigenthum liegen- 
der Güter und der denselben gleich zu achtenden Rechte in 
Westpreussen nach den Bestimmungen des A. L. R. Th. I. 
Tit. 10. §. 15. 16. 17 und der A. G. O. Th. 2. Tit. 1. §. 3 beur- 
theilt werden sollen. 

Th.I. Tit. lO. fi.15. Oeclaration vom 20. Novbr. 1812, in 
Betreff des Kulmischen Hechts wegen Verkaufs liegender Gründe. 
G. S. S. 195. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc. etc. finden Uns veranlasst, die Vorschrift des 
noch in einem Theil Unserer Staaten geltenden Kulmischen 
Rechts im vierten Buch, fünften Theil, und dessen siebenten 
Kapitel, wo es heisst: 

alle Häuser, Erbe und liegende Gründe sollen vor den 
ordentlichen Gerichten, in welchen sie gelegen, verkauft 
und verlangt werden und ohne das kein Kaut kräftig sein, 

zur Vermeidung aller Missverständnisse und Streitigkeiten, 
wie hiermit geschieht, dahin zu deklariren und zu verord- 
nen, dass die unterlassene Beobachtung der hier vorgeschrie- 
benen Form keinesweges die Nichtigkeit des Geschäfts nach 
sich ziehen, sondern vielmehr ein jeder Kontrahent, nach 
den Bestimmungen des A.L.R. Th. 1. Tit. 10. §. 15. 16. 17« 
#nd der A. G. O. Th. 2. §. 3 befugt sein soll, aus einem, auch 
vor andern Gerichten, oder vor einem Justizkomm issario und 
Notario aufgenommenen Vertrage über das Eigenthum liegen- 
der Güter, oder der denselben gleich zu achtenden Rechte, 
auf Erfüllung — und selbst aus einem schriftlichen Privat- 
Vertrage — auf die Errichtung eines förmlichen gerichtlichen 
Instruments zu klagen. 

Th* I* Tit. IO. &. 1Ä. Gesetz vom 23. dprit 1821, wegen Auf- 
hebung der F erlautbarung der Verträge Über unbewegliche Güter. 
G. S. S.Ü3. 

Um die Eintragung ins Hypothekenbuch aus Verträgen 
über die Veräußerung des Eigenthums, Austhuung in Erb- 
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zins oder Erbpacht, und über die Bestellung eines nutzbaren 
Pfandrechts von Förmlichkeiten zu befreien, welche, ohne 
dass sie mit der Rechtsbestandigkeit der Vertrüge, noch mit 
dem "Wesen der Hypotheken-Verfassung im Zusammenhange 
stehen, den Betheiligten, ausser dem Aufwände unnöthiger 
Kosten, oft auch noch durch den mit ihrer Beobachtung ver- 
bundenen Zeitverlust empfindlichen Nachtheil bringen, ver- 
ordnen Wir für diejenigen Provinzen Unserer Monarchie, wo 
das A. L. R. , die A. G. O. und die H. 0. Gesetzkraft haben, 
nach eingeholtem Gutachten ünsers Staatsraths, wie folget: 

§. 1. Verträge über die Veräusserung des Eigenthums, 
und über die Austhuung in Erbzins oder Erbpacht, wenn sie 
an sich mit rechtsbeständiger und verbindlicher Wirkung ge- 
schlossen worden, sollen ßrtan, sofern auch nur die Beglau- 
bigung der Unterschriften unter selbigen vor einem inländi- 
schen Gerichte oder einem inländischen Notar erfolgt ist, we- 
der einer nochmaligen Vollziehung, noch einer wiederholten 
Bekennung zu ihrem Inhalte vor dem Richter der Sache 
(Verlautbarung) bedürfen, um daraus das Gesuch um Eintra- 
gung zu begründen. 

§. 2. Nicht minder soll die gerichtliche Bestätigung, welche, 
ohne für die Gültigkeit des Vertrags erforderlich zu sein, nach 
der Verfassung einzelner Provinzen der Eintragung bisher hat 
vorhergehen müssen, wegfallen. 

§.3. Die Eintragung aus einem solchen Vertrage (§.1.) 
kann geschehen, wenn auch nur einer von beiden Theilen 
darum nachsucht. 

§.4. Die Gültigkeit der Verträge, wodurch ein nutzba- 
, res Pfandrecht bestellt wird, ist auch fernerhin von der ge- 
richtlichen Bestätigung abhängig (A.L.R. Th.I. Tit. 20. §.227. 
233. 234). Der Verlautbarung derselben, behufs der Eintra- 
gung in die Hypothekenbücher, bedarf es aber nicht mehr. 

v §. 5. Es werden hiernach die Vorschriften §. 3. Th. II. 
Tit. I. der A. G. O., §. 425 des Anhangs zu derselben und §. 64. 
Tit. II der Hypothekenordnung abgeändert. 

§. 6. Die Hypothekenbehörde bleibt aber nach wie vor 
verpflichtet, die ihr zur Eintragung vorgelegten Verträge so- 
wohl nach ihrer Form als Inhalt zu prüfen, und das §§.11-18. 
Tit. II der Hypothekenordnung vorgeschriebene Verfahren zu 
beobachten. 

Th.I. Tit.lO. &.8-10 und £4. Wenn die Dispositions- 
Beschränkung eines Erbzinsmanns oder die Erbzins - Qualität des 
Grundstücks im Hypothekenbuche nicht eingetragen worden, so ist der 
Erbzinsherr, wenn das Gut ohne seine Einwilligung verlauft und dem 
i&ufer Ubergeben ist, nicht berechtigt, das Kaufgeschäft als null und 
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nichtig- aufzurufen, sollte auch der Käufer von jenen Beschränkungen 
oder der Erbzins - Qualität Kenntniss gehabt haben, Krk, des O. L. 
Ger. zu Baiberstadt vom 22. Juni 1324. S. u. v. S. Recht sspr. B.J. 

Th. I. Tit. 10. 0. XI. Ist eine Punktatiom über den in Pausch 
und Bogen geschlossenen Verkauf eines Guts und dessen Inventariume 
für vollständig 1 zu erachten, wenn darin hinsichtlich einer in partem 
pretii übernommenen hypothekarischen Forderung nicht ausgedrückt ist, 
unter welchen Bedingungen dieselbe auf dem Gute eingetragen steht, 
auch wegen des Jnventariums auf einen Anschlag Bezug genommen 
wird, für welchen der Verkäufer haften und welchen der Käufer von 

nicht erhalten hatl Erk. des G. Ob. THb. vom 15. Mai 1804. S. 
«. v. S. Rechtsspr. B. II. S. 95. 

Th.I. Tit. 11. 0.4. Bescr. vom 2b. August 1815, betr. die 
Anzeige der Feräusserung liegender Grunde im Münsterschen an die 
fiscalischen Behörden. Gr. I. S. 40. 

Th. I. Tit. 11. 0. 4 Und 382. Kann der Staat sein Recht, 
zum Wohl des gemeinen Besten, jemand zum Ferkauf seiner Sache 
zu zwingen, einem Dritten eigentümlich überlassen f Erk. des G. Ob. 
Trib. vom 7* Januar 1831. S. u. v. S. Rechtsspr. B. III. S. 225. 

Th. I. l'it. 11. 0. 18. Der völlige Abschluss eines Waaren- 
kaufe nach Mustern hängt nicht von der Fergleichung der bei dem 
Besteller angelangten Waaren mit den Mustern ab. Erk. des rheini- 
schen Cassations- und Revisions - Hofs vom 29. März 1834. S.u. 
vS. Rechtsspr. B.III. £.311. 

Th. I. Tit. 11. 0. 19. Verordnung vom 5. Mai 1S09, betr. 
den Ankauf von Gegenständen gewöhnlicher Schiffsladungen von Schif- 
fern, v. R. X. S. 10 1. ad A. L. R. II. 20. $. 12380 

Th. I. Tit. 11. 0. 26. Bescr. vom 6* Septbr. 1802$ betr. die 
Nichtbefugniss des Formunds, Grundstücke der Pflegebefohlenen bei 
einer Subhastation zu kaufen, v. R. VII. S. 237* 

Th. I. Tit. 11. 0. 49 Und 47* /* zur Abschliessung eines 
Kaufvertrags Uber öffentlich feil gehaltene Sachen die ausdrückliche 
Verabredung eines Kaufpreises erforderlich? Erk. des G. Ob. Trib. 
vom 7* Januar 1831. S. u. v.S. Rechtsspr. B.III. S. 225. 

Th. I. Tit. 11. 0. 59. (cf.1.4. 0.95 seqq.) Welche 

Folgen hat die bei einer Verletzung über die Hälfte, zum Besten des 
Käufers entstehende rechtliche Vermuthung eines den Fertrag entkräf- 
tenden Irrthums / und worin besteht bei Kupferstichen, Gemälden und 
ähnlichen Kunstwerken der gemeine Werth, der ausserordentli- 
che Werth und der Werth der besondern For liebe I Erk. des 
O. h. Ger. zu Halberstadt vom 31. Dezember 1828. S. u. v. S. 
Bechtssjfr. B.III. S.339. 



Digitized by Google 



A. L. R. Th.l. T$i. 1 1. §. 75 - 98 1 seqq. 199 



Th.l. Tit. 11. 0.75. ifescr. vom 19. Ä?;><6r. 1815, *elr. <«• 

Abschliessung der Kaufcontracte über Kretschamliüuser in Breslau* 
Gr.I. S.Ai. 

Tlt.I. Tit. 11. 8* 78 seqq. (cf.1.3. 0.18.) Kupfer- 

platten gehören zu den Utensilien einer Kunsthandlung 1 , Erk. des G. 
Ob. Trib. vom 7. August 1815. S. u. v. S. Rechisspr. B. /. & 107* 

Th.l. Tit. U. ».84. Rescr. vom 17. Juni 1831, betr. einige 
Druckfehler im A. L. R. Cr. Fl. S. 7. 

Th. I. Tit. 11. 8* IM Und 118. Bei einem Ferkauf in 
Pausch und Bogen geht das Eigenthum mit der Unterzeichnung des 
Kauf - Contracts auf den Käufer über, ohne dass es einer Ueb ergäbe 
bedarf. Erk. des O. L. Ger. zu Halberstadt vom 27» Jpril 1823. 
S. u. v.S. Rechtsspr. B. I. S, 4l2. 

Th.l. Tit. 11. 8. 1»*. IM -138. Die Uebergabe bestellter 
fVaaren geschieht nach völligem Abschluss des Kaufvertrags, durch 
Ablieferung der JVaare an den Fuhrmann, selbst, wenn dem Verkäu- 
fer die Art der Uebermachung auch nur stillschweigend überlassen ist, 
ohne dass es alsdann noch einer ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Genehmigung bedarf. Bei einer fVaarenbestellung unter Kaufleuten 
ist auch die Art des Transports, wenn sie der Besteller unbestimmt 
liisst, als stillschweigend dem Absender überlassen, anzusehen. Erk. 
des rheinischen Revision*- und Cassaüonshofs vom 29. Marz 1834, 
S. u. v, S. Rechtsspr. B. HL £.313- 

Th. 1. Tit. H. 8« 134. Die Forschrift, dass derjenige, welcher 

kauft hat, dieselben zurücknehmen kann, wenn die fVaaren erst nach 
der Insolvenz- Erklärung oder Concurserüffnung ankommen, findet auch 
dann Anwendung, wenn die Uebergabe der fVaaren zwar früher zwi- 
schen dem abwesenden Ferkäufer und Gemeinschuldner erfolgt ist, die 
JVaaren jedoch erst in dem angegebenen Zeitpunct in dem JVohnorte 
des Gemeinschuldners angekommen sind. Erk. des G. Ob. Trib. vom 
14. Januar 1808. S. u. v.S. Rechtsspr. B. /. S. 183. 

Th. I. Tit. 11. 8* 207. Maass - und Gewichtordnung vom 
16. Mai 1816. G. $, S. 142. (s. ad A. L. R. I. 5. $. 256.) 

Tll.1. Tit. 11. 8-307-809. JVenn der Käufer die Bestel- 
lung nicht durch die augenblickliche und gleichzeitige Lieferung der 
ganzen bestellten Quantität bedingt hat, auch das Geschäft nicht von 
der Art ist, dass eine solche Bedingung vermuthet werden kann, so 
ist derselbe, die Annahme einer geringem Quantität zu verweigern, 
nicht berechtigt. Erk. des rheinischen Revisions- und Cassationshofs 
vom 29. März 1834. S. u. v.S. Rechtsspr. B.Jil. 5.313. 

Th.l. Tit. 11. 0. 831 seqq. 517 seqq. 981 eeqq. 

a) Wird derjenige, welcher Öffentliche Papiere auf Zeit verkauft, 
bei nicht erfolgter Abnahme berechtigt, von dem Käufer die Coursdif- 
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ferenz als Entschädigung zu fordern. Erk. des G. Ob. Trib. vom 
6. Januar 1808. S. u. v. S. Bechtsspr. B. I. S. 244. 

D) IVird derjenige , welcher einem andern öffentliche Geldpapiere 
auf Zeit zu liefern verspricht ', dadurch dergestalt verpflichtet c/a&s er 
diese Papiere auch dann liefern muss, wenn der Kauf er , beim Ablauf 
der gesetzten Frist nicht zur Lieferung der Papiere aufgefordert hat, 
später aber dieselben ihren Cours verändert haben? Erk. des G. Ob. 
Trib. vom 25. Januar 1819» & «• f.S. Bechtsspr. B. I. S. 253* 

TIl. I. Tit. 11. 0.335« Ob, und wie lange ist der Käufer, 
welcher mit der Clausel „bis zum Besehen^ gekauft hat, zum Bück- 
tritt berechtigt} Erk. des G. Ob. Trib. vom 29. Januar 1817. & 
u. v. S. Bechtsspr. B. I. S. 227* 

Th. 1« Tit 11. 0. 340 äeqq. Verordnung vom l4. Juli 1797, 
wegen verschiedener Missbräuche bei Subhastationen und Versteigerun- 
gen. v. B. IV. S. 204. (*. ad Ä, L. B. I. 5. §. 68.) 

Th.I. Tit. 11. 0.344. Bescr. vom 15. Mai 1797, betr. die 
bei der Taxe Übergangenen Pertinenzien subhastier Güter. c. B. 
IV. & 156. 

Th.I. Tit. 11. 0.349. Bescr. vom 1. Dezbr. 1800, betr. die 
Folgen der nicht oft genug geschehenen Insertion der Subhastathns- 
patente in die Zeitungen, v. B t VI. S. 366. 

Th.I. Tit. 11. 0.348. Bescr. vom 4. Juni 1811, dass die 
nicht oft genug geschehene Einrückung -des Subhastationspatents in die 
Intelligenz- Blätter nicht Nullität des Verfahrens bewirkt. v. B. X. 
£.531. 

Th.I. Tit. 11. 0.376 Seqq. ist die Einhändigung eines 
über ein Lieferungsgeschäft abgeschlossenen und mit dem Namen des 
Abnehmers in dorso versehenen Schlusszettels als eine Cession dessel- 
ben zu erachten, und welche Wirkung äussert die Einhändigung eines 
solchen Schlusszettels auf das Verhältniss beider Contrahenteni Erk. 
des G. Ob. Trib. vom 27- *e*i> 1817. & u. v. 8. Bechtsspr. B. i. 
S.\52. 

Th. I. Tit. 11. 0. 389. S. ludicat «<r §. 4. h.t. 

Th.I. Tit. 11. 0.383. Verordnung vom 28. Febr. 1806, betr. 
die Verkümmerung der Besoldungen und Pensionen der Beamten. 
(§. 7.) v. B. VIII. S. 482. (*. ad A. G. O. I. 24. §. 106.) 

Th.I. Tit. 11. 0.385 seqq. in Anh. 0.16 und 17* 

Bescr. vom 5. Septbr. 1796, betr. die Cession streitiger Forderungen 
an richterliche Personen, v. B. III. S. 523. 

Th.I. Tit. 11. 0.386. Bescr. vom 17- Novbr. 1823, betr. die 
Gültigkeit der Cessionen von Hypothekenforderungen an Justizofftzian- 
ten. Gr.l. S.k2. 
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Tll. I. Tit. 11. ß. 300. Rescr. vom 4. Novbr. 1799, betr. die 
Zahlung- der nicht vollen Fahda bei Cessionen. v. B. F. S. 602. 

Tb.I. Tit. 11. ff. 394-397 und 401. Mute Ftscus für 
die seinem beauftragten Beamten Behufs der Umschreibung in Staats* 
Schuldscheine eingelieferten und demnächst von dem Beamten unter- 
schlagenen Lieferungsscheine aufkommen , wenn die Lieferungsscheine 
nicht auf den Namen des Einliefernden lauteten , sondern mit einer 
Cession in bianco versehen waren? Krk, des G» Ob, Trib. vom 
28. Febr. 1827* 8. u. v. S. Bechtsspr. B. U. & 221. 

Th.I. Tit. 11. 0.309* Ferordnung vom 8. Febr. 1811, betr. 
die Kündigung und Abzweigung oder Partialcession der Schuldverschrei' 
bungen. G. S. S. 150. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von. 
Preussen etc. etc. haben von den Zweifeln und Bedenhlich« 
keilen Kenntnis* genommen, welche bei einigen Gerichtshö- 
fen über die Kündigung und Abzweigung oder Partial-Ces-' 
sion ausstehender Forderungen entstanden sind. 

Um allen fernem Streit darüber zu heben, verordnen Wir 
hiemit Folgendes: 

1. Der Gläubiger, welcher das Recht hat eine ganze 
Schuldforderung aufzukündigen, ist auch zur Kündigung ei- 
nes Theils derselben befugt. 

2. Eben diese Befugniss stehet auch dem Schuldner zn. 

3. Beide, der Gläubiger wie der Schuldner, sind berech- 
tigt, auf die ihnen geschehene Fartial- Kündigung, sofort die 
ganze Schuld zu kündigen. 

4. Kündigung! fähige Schuldverschreibungen können mit 
gleicher Wirkung, wie im Ganzen, so auch zum Theil, An- 
dern abgetreten werden. 

5. Es ist dabei eben so zu verfahren, wie in dem Falle, 
wenn von mehreren in einem Instrument enthaltenen Forde- 
rungen Eine cedirt wird. (A. L.R. Th.1. Tit. 11. §.3990 

6. Derjenige, welchem auf solche Art ein bestimmter 
Antheil einer kündigungsfähigen Schuldverschreibung abge- 
treten worden, ist befugt, diesen seinen Antheil dem Schuld- 
ner zu kündigen. 

7. Die Kündigung muss jedoch dem Schuldner derge- 
stalt zeitig bekannt gemacht werden, dass derselbe die Frei- 
heit behalte, auch zugleich von seinem Kündigungsrechtt 
Gebrauch zu machen und sich der ganzen Schuld auf einen 
Tag durch volle Zahlung zu entledigen. 

8. Der Einwand des Schuldners, dass nicht ein Theil- 
haber allein, sondern nur alle Theilhaber zusammen zur 
Kündigung berechtiget seien, findet nicht statt. 
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9. Diese Verordnung soll nicht. nur auf künftige Fälle, 
sondern auch auf frühere Schuldverschreibungen, Cessionen 
und Kündigungen, vorausgesetzt, dass der Streit nicht schon 
rechtskräftig entschieden oder verglichen ist, angewendet 
werden. 

Hiernach haben Unsere sämmtliche Ober- und Unterge- 
richte und überhaupt ein Jeder, den es angehet, sich gebüh- 
rend zu achten. 

i 

Th.I. Tit. 11. 0.399. Bescr. vom 31. Dezbr. 1820, betr, 
das Verfahren bei Pariialcessionen von Hypotheken} orderungen. Gr, 1. 
S. 42. 

Th. I. Tit. 11. 0. 403 and 408. &» Correalverpfiichteter, 
welcher den Gläubiger gegen Jura cessa bezahlt hat, muss sich bei 
dem Regress gegen seinen Mitverpflichteten , der Cession ungeachtet, 
seinen eignen Antheil in Abzug bringen lassen. — Kann in einem 
solchen Falle, wenn die Forderung des Gläubigers schon rechtskräftig 
festgestellt worden, der Cessionar seinen Anspruch gegen den Mitver- 
p (lichteten im Wege der Execution verfolgen, oder muss er von neuem 
klagen f Erk. des ostpreussischen Tribunals vom 5. Juli 1826 und 
des G. Ob. Trib. S. u. v. S. Recht sspr. B. III. S. 91. 

Th.I. Tit. 11. 0.407.419.735. Kann dem dritten Inha- 
ber eines von dem Besitzer eines adlichen Gutes oder von einem Ge- 
neral- Pächter ausgestellten auf Ordre lautenden trocknen Wechsels 
von dem Schuldner, welcher das Indossement ohne Vorbehalt geneh- 
migt hat, der Einwand der nicht baar empfangenen Faluta mit der 
Wirkung entgegengesetzt werden, dass kein wechselmässiges Verfah- 
ren statt findet i Erk. des G. Ob. Trib. vom 12. Januar 1828. S. 
u. v. S. Bechtsspr. B. 11. S. 120. 

Th. I. Tit. 11. 0. 437 und 439-435. Verliert ein Cessio- 
nar, dem der Cedent nicht gesetzlich, sondern vertragsmässig 
für die Sicherheit der Forderung haftet, das Recht, sich an den Ce- 
denten zu halten, dadurch, dass er die Forderung nicht binnen 3 Mo- 
naten nach der Cession aufgekündigt hat / Erk. des G. Ob. Trib. vom 
Z.März 1833« vom 14. Mai 1833 und 22. Juli 1833. S. u. v. S. 
Rechtsspr. B. III. S. 158. und IV. S. 63 und 70. 

Th.I. Tit. 11. 0.537 Seqq. S. Judicate wegen Kauf auf 
Zeit ad §. 231 seqq. h. t. 

Th. I* Tit. 11. 0. 547 - 569. Lotterie - Edict vom 20. Juni 

1794. v.B. Ii. s. 643. 

Nachdem Wir alleren ad igst beschlossen haben, die in 
Unsern Königl. Landen bisher verpachtet gewesenen Zahlen- 
und Klassen-Lotterien, vom 1. Juni d. J. an, zum Besten der 
Invaliden- und Wittwen-Versorgungs-, .auch Schul- und Ar- 
men-Anstalten, durch die in Unsern Allerhöchsten Dienst ge- 
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nommenen beiden bisherigen Directionen, denen Wir eine 
besondere General-Lotterie-Administration vorgesetzt haben, 
verwalten zu lassen; so haben Wir zugleich resolvirt, die 
Gesetze und Bestimmungen,: wornach bei deren Einrichtung 
nnd Verwaltung verfahren werden soll, hierdurch zu Jeder- 
mannes Wissenschaft öffentlich bekannt machen zu lassen. 

Wir setzen demnach fest, und ordnen hierdurch Fol- 
gendes : 

§. 1. Da Wir in ünserm A. L.R. Th.I. Tit. XI. §.547 seq., 
imgleichen Th. II. Tit. XX. §. 248 und 249 bereits die allge- 
meinen Gesetze in Absicht der Lotterien überhaupt, gegeben 
haben; so ist es Unser Wille, dass solche auch auf Unsere 
nunmehro in Administration genommene Zahlen- und Klas- 
sen-Lotterien angewendet werden sollen, in so ferne sie nicht 
in diesem Unsern Edict, der besondern Einrichtung dieses 
Instituts gemäss, näher bestimmt worden. sDie Ziehungen 
der Zahlen- und Klassen- Lotterie selbst aber sollen unter 
Aufsicht der, von Unserer General -Lotterie -Administration 
dazu erwählten nöthigen Commissarien , geschehen. 

§. 2. Die sowohl jetzt öffentlich durch den Druck be- 
kannt gemachten Plane, Instructionen für die Einnehmer und 
Avertissements, als auch die künftigen gleichmässig bekannt 
zu machenden Abänderungen derselben, sind die einzigen 
Gesetze, wonach die Rechte und Pflichten Unsers General- 
Lotterie- Administrations-Collegii und der, unter dessen Au- 
torität, von den Lotterie-Directionen angenommenen Einneh- 
mer in Gemässheit Unserer Verordnung des A. L. R. Th. I. 
s Tit. XI. §.548, beurtheilt werden sollen. 

§. 3. Unsere General-Lotterie-Kasse soll für alle und jede 
Gewinne haften, welche auf die, in Gemässheit der §. 2. ge- 
dachten Plane etc., von den mit Bestallungen versehenen 
Einnehmern der beiden Lotterie - Directionen ausgefertigten 
Klassen- und Zahlen -Lotterie -Loose und Billets, plan- und 
instructionsmässig fallen, insofern nur die Zahlen -Lotterie- 
Billets von den Einnehmern in den vorschriftsmässigen Li- 
sten gehörig eingetragen, und diese Listen der Lotterie -Di- 
rection drei Tage vor der Ziehung zugekommen und von 
derselben angenommen worden sind. 

§.4. Dagegen können Untereinnehmer die General- Lot- 
terie-Kasse nicht verpflichten. Sollten indessen wirklich be- 
stallte Einnehmer, auf ihre Gefahr dergleichen angenommen 
haben, und dabei dasjenige beobachten, was Art. XXIV. des 
Unterrichts den Einnehmern der Zahlenlotterie vorgeschrie- 
ben ist; so sollen die Gewinne, welche auf die drei Tage 
vor der. Ziehung der Lotterie-Direction zugekommenen, von 
derselben angenommenen und von dem wirklichen Einneh- 
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mer contrasignirten Listen fallen, demselben zugesandt wer- 
den, an den oder dessen Untereinnehmer sich alsdann die 
Gewinner allein zu halten haben. 

§. 5. Da sowohl die Klassen-Loose als Zahlen-B illets auf 
jeden Inhaber lauten, so sollen auch die darauf fallenden Ge- 
winne, ohne andere Legitimation, jedem Inhaber eines sol- 
chen Looses oder Billets von dem Einnehmer, bei welchem 
dasselbe genommen ist, ausgezahlt werden. 

Es bleibt indessen einem jeden rechtmässigen Inhaber 
überlassen, die in Unserm A. L. R. Th. I. Tit. XV. §.47-53. 
Torgeschriebenen Vorsichtsmaassregeln, zur Erhaltung seines 
Eigenthums eines ihm etwa abhanden kommenden Looses, 
zu ergreifen. Unterlässt derselbe aber dabei, Tor der Zah- 
lung dem Einnehmer, von dem er das Loos oder Billet ge- 
nommen, und den Lotterie -Directionen davon Anzeige zu 
thun; so muss er es seiner eigenen Sorglosigkeit beimessen, 
dass ihm die General- Lotterie- Kasse so wenig als der Ein- 
nehmer für den auf ein solches Loos gefallenen und bereits 
an den Inhaber desselben ausgezahlten Gewinn weiter ver- 
* antwortlich ist. 

§. 6. Aus eben diesem Grunde sollen auch keine Lotte- 
riegewinne mit Arrest belegt werden können. 

§. 7* Wenn ein Einnehmer dem Spieler das Einsatzgeld 
stundet, so geschieht solches zwar nur auf seine Gefahr; in- 
dessen wollen Wir die Verordnung Unsere A. L. R. Th. I. 
Tit. XI. §.558« dahin bestimmen, dass der Einnehmer nichts 
destoweniger den creditirten Einsatz gegen den Spieler ein- 
zuklagen Defugt ist, so wie es auch bishero der Verfassung 
und den Lotteriegesetzen gemäss gewesen, und beständig ge- 
richtlich beobachtet worden ist. 

§.8. Die Bestimmung der Lotterie- Ziehungs- Termine 
hängt von der General- Lotterie -Administration ab, welche 
solche auch erforderlichen Falls weiter hinaus setzen kann, 
ohne deshalb den Einsetzern zu irgend einiger Entschädigung 
gerecht zu werden. 

§.9- Die General-Lotterie -Kasse soll, gleich allen übri- 
gen Unsern Kassen, jura fisci, sowohl in dem Vermögen ih- 
rer Einnehmer und übrigen Officianten, als in dem Vermö- 
gen dererjenigen haben, mit denen die General-Lotterie-Ad- 
ministration und die Lotterie-Direction contrahirt haben. Es 
sollen daher auch sa mm t liehe mit Bestallung versehene Ein- 
nehmer, wenn sie schon nicht besonders verpflichtet worden, 
nach Vorschrift Unsere Kassen -Edicts vom 30. Mai und der 
demselben beigefügten Instruction vom 27. Febr. 1769, be- 
straft werden, in so ferne sie sich Vergehungen dawider zu 
Schulden kommen lassen. 
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§. 10. Uebrigens lassen Wir es bei der Vorschrift Unsers 
A.L.R. Tiul. Tit. XI. §.547. und Th.II. Tit. XX. §.248 und 
249» sowohl in Absicht des Verbots aller übrigen Lotterien, 
Glücksbuden und anderer dergleichen Glücksspiele, worunter 
auch die sogenannten Ausspielungen zu verstehen, als in An- 
sehung der Bestrafung der Unternehmer derselben und der- 
jenigen, welche in auswärtige Lotterien setzen, bewenden. 
Zugleich aber verordnen Wir, dass auch Niemand bei Ver- 
meidung der in gedachtem §. 248. bestimmten Strafe, sich 
beikommen lassen soll, Loose auswärtiger Lotterien in Un- 
fern Staaten zu debitiren. 

§.11. Wir lassen es auch ferner nach wie vor dabef, 
dass alle, der Lotterie wegen, zwischen der Lotterie -Direc- 
tion, den Einnehmern derselben und den Spielern vorfallen- 
den Streitigkeiten, ohne Rücksicht auf den sonstigen Gerichts- 
stand der Partheien oder Sachen, bloss vonünsern> ausdrück- 
lich dazu angeordneten Oberlotterie- Gerichte, in erster In- 
stanz entschieden werden sollen. 

Von diesem Gerichte soll auch gegen die säumigen Lot- 
terie-Einnehmer, auf blosse Anzeige der Lotterie -Direction, 
sofort die Execution veranlasst, und erforderlichen Falls des- 
halb zum Personal-Arrest vorgeschritten werden. Nicht we- 
niger soll dasselbe alle Untersuchungen wider die bei den 
Lotterien angestellten Subalternen-Bedienten, wegen Ungehor- 
sams und Widersetzlichkeit gegen ihre Vorgesetzten oder an- 
dere Dienstvergehungen führen und darin erkennen. Wie 
sich nun das Ober -Lotterie -Gericht keine Cognition in an- 
dern als Lotterie -Sachen anmassen soll; so sollen hingegen 
alle Unsere Landes -Ober- und Untergerichte, in Lotteriesa- 
chen, den Requisitionen desselben die schleunigste Rechts- 
hülfe leisten. 

In so ferne sich die, vom Oberlotterie-Gerichte in erster 
Instanz entschiedenen Sachen , zur zweiten oder dritten In- 
stanz qualißciren, gehen solche wie bisher an Unser Gehei- 
mes Ober-Revisions-Collegium und Geheime Ober-Revisions- 
Deputation. 

§. 12. Uebrigens sollen, nach wie vor, bei jeder Ziehung 
der Zahlen- Lotterie, fünf im Lande geborne Mädchen auf 
die aus dem Glücksrade zu ziehenden Nummern substituirt 
werden. Zu dem Ende soll die General- Lotterie- Admini- 
stration einem jeden Mädchen, sobald dasselbe auf eine von 
den 90 Nummern eingezeichnet worden, einen Annexenschein 
von der ersten Lotterie -Direction ausfertigen, und wenn die 
Nummer gezogen ist, 50 Rthlr. bei der General- Witt wen- 
Kasse deponiren lassen. 

Aus letztgedachter Kasse soll die Summe demjenigen Mäd- 
chen, dessen Nummer herausgekommen ist, gegen Rückgabe 
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des von der General - Lotterie - Administration confirmirten 
Annexenscheins und Beibringung des Trauzeugnisses, blos 
auf ein von der ersten Lotterie -Direction ausgefertigtes At- 
test, dass die gedachte Nummer gezogen, ausgezahlt werden. 

§. 13. Damit der Inhalt dieses Unsers Edicts zu Jeder- 
manns Wissenschaft gelange; so befehlen Wir Unserer Gene- 
ral- Lotterie-Administration, solches durch den Druck öffent- 
lich bekannt machen zu lassen. 

Wir befehlen auch allen Unsern hohen und niedern Lan- 
des-Collegiis, Magisträten und Gerichts- Obrigkeiten etc. und 
Unsern sammtlichen Unterthahen, sich nach dieser Unserer 
allergnädigsten Vorschrift, in so weit solche einen jeden ins- 
besondere angeht, allerunterthänigst und ganz eigentlich zu 
achten. 

N.C. C. T. IX. No.58. de 1794. S. 2335. 

- 

Th.I. Tit. 11. 0.549-568. Lotterie - Edict vom 28. Mai 
1810. ». Ä. X. &350. 

■ 

Bei den nachtheiligen Einwirkungen des Zahlen- Lottos 
auf die Moralität der minder begüterten Klassen Unserer Un- 
tert hauen, die es bei den so sehr geringen Einsalzen, und indem 
es Veranlassung zu Traumdeuterei und anderm Aberglauben 
giebt, auf eine verderbliche Art zum Spiele reizt, hatten Wir 
schon früher dessen Aufhebung in Unsern Staaten beschlos- 
sen. Die eingetretenen Krieges -Unruhen haben die Ausfüh- 
rung Ünserer Landesväterlichen Absicht verzögert. 

Wir haben nunmehr beschlossen, durch eine veränderte 
Form, den wesentlichen Nachtheilen der bisherigen Lotterie- 
Verfassung zu begegnen, ohne den Vortheilen ganz zu ent- 
sagen, und zu dem Ende die nachtheilige Theilnahme der 
ärmeren Volksklassen an dem Lotterie-Spiel zu entfernen, die 
bisherigen Revenuen des Staats aber dabei auf eine minder 
schädliche Art zu decken. 

Demnach verordnen Wir, und setzen hiermit fest: 

§.1. Das Zahlen -Lotto wird hierdurch in Unsern Staa- 
ten aufgehoben. Unser Finanz- Minister ist beauftragt, die 
letzte Ziehung zu bestimmen. 

§. 2. In Stelle derselben tritt eine Quinen-Lotterie, welche 
durch ihre Einrichtung die Vorzüge, die die Zahlen-Lotterie 
in den Augen der Spielenden hat, die Aussetzung der Be- 
günstigung des Glückszufalls auf eine Gorabination von Zah- 
len in höhern Grade, als die Zahlen -Lotterie selbst besitzt, 
eben so rasch spielt, und dem nachtheiligen Reiz der Zah- 
len-Lotterie vorbeugt, indem sie bei einem höhern festste- 
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henden Einsatz die ärmere Klasse ausschliesst, und keinerlei 
Art yon Aberglauben begünstigt. Das Nähere der Einrieh- 
tang und der Plan wird durch Unsern Finanz -Minister öf- 
fentlich bekannt gemacht werden. 

§.3. Die Klassen -Lotterie wollen Wir nach einem ver- 
änderten, den jetzigen Verhältnissen angemessenen Plan fort- 
dauern, und nach den Umständen mit der Quineh -Lotterie 
abwechseln, oder mit solcher spielen lassen. 

Unser Finanzminister wird nach den Umständen ermes- 
sen, wann die Ziehungen derselben wiederum in Gang ge- 
setzt werden können, und sodann den abgeänderten Plan zur 
Kenntniss des Publicums bringen. 

§.4. Die Ausspielung der Grundstücke wird unter den Be- 
stimmungen, welche ein Publicandum der Ministerien der Fi- 
nanzen, des Innern und der Justiz bekannt machen wird, all- 
gemein freigegeben, da Uns durch die bei Uns eingekomme- 
nen Gesuche und ausserdem bekannt geworden, dass meh- 
rere Grundbesitzer yon dieser Befugniss Gebrauch zu machen 
wünschen, und Wir nicht gemeint sind, einzelne hierbei be- 
sonders zu begünstigen, sondern diese Befugniss einem jeden 
Unserer Unterthanen, der davon Gebrauch machen will, auf 
gleiche Weise zu Statten kommen lassen wollen. 

Ausser dieser Ausspielung der Grundstücke, hat es bei 
den Bestimmungen des Lotterie- Edicts vom 20. Junius 1794 
§. 10. und der darin aus dem A. L. R. angeführten Gesetze 
das Verbleiben. 

§.5. Da nach den frühern Einrichtungen, gemäss §.12. 
des Lotterie -Edicts vom 20- Junius 1794, bei jeder Ziehung 
der Zahlen- Lotterte, fünf im Lande geborne Mädchen, auf 
die aus dem Glücksrad gezogenen Nummern, mit einer Aus- 
steuer von 50 Rthlrn. annectirt worden ; so soll solches auch 
bei der Qu inen- Lotterie in der Art statt finden, wie der Plan 
der Lotterie solches näher bestimmen wird. 

§. 6. Die bisherige General-Lotterie-Administration haben ' 
Wir mit der Lotterie-Direction, unter der Benennung der Ge-* 
neral-Lotterie-Direction, vereinigt. Von ihr werden die Qui- 
nen- und Klassen -Lotterie verwaltet. 

Durch das Publicandum wegen Ausspielung der Grund- 
stücke wird näher bestimmt werden, wie sie auf diese ein- 
wirkt. 

§• 7* Die durch den Druck bekannt zu machenden Plane, 
Instructionen für die Einnehmer und Publicanda, sind die 
Gesetze, nach welchen die Rechte und Pflichten Unserer Ge- 
neral -Lotterie-Direction und der unter ihrer Autorität und 
von ihr angenommenen Einnehmer, beurtheilt Werden sollen. 
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Subsidiarisch entscheidet hiernächst Unser A. L.R. 

- 

§. 8. Für alle Gewinne der Quinen- und Klassen- Lotte- 
rie haftet Unsere General -Lotterie -Kasse, in so weit sie auf 
die in Gemässheit des §. 7. erwähnten Plane von den mit 
Bestallungen versehenen Einnehmern der General -Lotterie- 
Direction ausgefertigten Quinen- und Klassen-Lotterie- Loose, 
plan- und instructionsmKssig fallen, wogegen Untereinnehmer 
die General- Lotterie -Kasse nicht verpflichten. 

§•9* Die Quinen- und Klassen-Loose sind auf jeden In- 
haber lautende Papiere, daher die darauf fallenden Gewinne, 
ohne andere Legitimation, jedem Inhaber von dem Einneh- 
mer, bei welchem das Loos genommen worden, ausgezahlt 
werden, auch kein Arrestschlag Statt findet. 

§. 10. In Ansehung der Stundung des Einsatzgeldes, wol- 
len Wir die, bei den Klassen -Loosen bisher gesetzliche Aus- 
nahme von der Vorschrift des A. L. R. §.558. Tit. XI. Th. I. 
sowohl bei den Quinen als Klassen -Loosen, dahin bestätigen, 
dass der Einnehmer den creditirten Einsatz gegen den Spieler 
einzuklagen befugt sein soll. Eben dieses soll bei Ausspie- 
lungen der Grundstücke in Anwendung kommen. 

§. lt. Die Bestimmung der Ziehungs-Tage Unserer Qui- 
nen- und Klassen -Lotterie hängt von der General- Lotterie- 
Direction ab, welche solche auch nötigenfalls weiter hin- 
aussetzen kann, ohne deshalb den Einsetzern zu einiger Ent- 
schädigung verpflichtet zu sein. 

§•12. Die General- Lotterie- Kasse hat, gleich allen Un- 
sern übrigen Kassen, fiscalische Rechte, sowohl in dem Ver- 
mögen ihrer Einnehmer und übrigen Beamten, als im Ver- 
mögen derer, die mit der General- Lotterie -Direction contra- 
hirt haben. 

"Wir befehlen allen Unsern Verwaltungs- Behörden und 
Unsern sämmtlichen Unterthanen, sich nach diesen Vorschrif- 
ten allerunterthänigst zu achten, und haben gegenwärtiges 
Edict Allerhöchst eigenhändig unterschrieben und mit Unserm 
Insiegel bedrucken lassen. 

Mathis Bd. 9- S. 209. 

Tb. I* Tit. 11. 0« 547-568* Publicandum vom 15. August 
1310, wegen Ausspielen* der Grundstücks (ad §.4. des Lotterie- 
Edtcts). v. R. X. S. 400. 

(Aufgehoben durch die Verordnung vom 31. März 1812.) 

TU. 1. Tit. 11. 0.547-568* Verordnung vom 31. Marz 
1812, wegen Aufhebung der bisherigen Verstattung des Ausspielen» 
von Grundstücken. G.S.S.Si, 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Freussen etc. etc., haben durch den §.4. Unseres Lotterie- 
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Edicts vom 28. Mai 1810 nnter den in dem Publicandum der 
Ministerien des Innern, der Finanzen und der Justiz von 
demselben Tage, enthalteneu näheren Bestimmungen, das Aus- 
spielen der Grundstücke in Unsern Staaten allgemein frei ge- 
geben. 

Der ungünstige Erfolg der neuern Versuche, dergleichen 
Ausspielungen zu Stande zu bringen, hat jedoch überzeugend 
dargethan, wie gering der Antheil ist, den das Publikum an 
denselben nimmt, und wie wenig also den Grundbesitzern 
dadurch geholfen, und Unsere, bei der Erlassung jenes Edicts 
gehabte, wohlgemeinte Absicht erreicht wird. 

Da auch ausserdem durch das bisherige Ausspielender 
Grundstücke die Einnahme des Staats von dem Lotterie* We- 
sen bedeutend verloren haben ; so finden Wir Uns veranlasst, 
den §.4. Unseres Lotterie- Edicts vom 28. Mai 1810 und das 
Publikandum von demselben Tage hierdurch aufzuheben. Es 
sollen mithin von jetzt an keine Ausspielungen von Grund- 
stücken ferner gestattet, und die dazu ertheilten, und noph 
nicht ausgeführten Bewilligungen, als nicht vorhanden ange- 
sehen werden. . 

Th.I. Tit. 11. 0.547-568. Verordnung vom 7. Dezbr. 1816, 
wegen erneuerten Verbote des Spielens in auswärtigen Lotterien und 
der Privat -Lotterien. CS. de 1817. <& 4* 

In Unserm A.L.R. sind §.547. Tit. 11. P.I. alle öffentli- 
chen Lotterien, Glücksbuden etc. etc, von der ausdrücklichen 
Genehmigung des Staats abhängig gemacht, und in den 
§§. 248 und 249. Tit. 20. P. II. Strafen gegen die Unternehmer 
öffentlicher vom Staate nicht genehmigter Lotterien, so wie 
gegen das Spielen in auswärtigen Lotterien bestimmt, diese 
Straf bestimmungen auch in Unserm Lotterie - Edict vom 
- 20. Januar 1794 §. 10. bestätiget worden. 

Nichts desto weniger vernehmen Wir, dass obigen gesetz- 
lichen Anordnungen entgegen, besonders das Spielen in aus- 
wärtigen vom Staate nicht genehmigten Lotterien, immer mehr 
um sich greift, und durch mancherlei Kunstgriffe der Emis- 
sarien jener auswärtigen Lotterien befördert wird. 

Wir finden Üns daher veranlasst, durch gegenwärtige 
Verordnung, welche für den ganzen Umfang Unserer Staaten 
Gesetzeskraft haben soll, die frühern Verbote aller öffentlichen, 
vom Staate nicht besonders genehmigten Lotterien, Glücksbu- 
den etc. etc., so wie des Spielens in auswärtigen Lotterien,- 
besonders des Kollektirens für dieselben, hiermit zu erneuern, 
und folgendermaassen näher zu bestimmen: 

§.1. Wer in auswärtigen, vom Staate nicht besonders 
genehmigten Lotterien gespielt hat, gleichviel, ob ihm die 
auswärtigen Lotterie - Loose mit oder ohne eigene Veranlas- 
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sung zugekommen sind, und ob der Einsatz für selbige be- 
zahlt worden ist, oder nicht, hat den planmässigen Einsatz, 
und ausserdem eine fiicalische Strafe von Zweihundert Reichs- 
thalern für jedes gespielte Loos zu entrichten. "Wer die ihm 
auf irgend eine Weise zugekommenen Loose auswärtiger Lot- 
terien nicht 24 Stunden nach dem Empfang der Polizei -Be- 
hörde seines Wohnorts zur Kassation überreicht, gegen den 
streitet die Vermuthung, dass er in den fremden Lotterien 
habe spielen wollen, und derselbe hat daher ohne weiteres 
die oben bestimmte Strafe verwirkt. 

§. 2. Wer sich dem Verkaufe der Loose auswärtiger vom 
Stalte nicht ausdrücklich genehmigter Lotterien entweder 
selbst unterzieht, oder einen solchen Verkauf als Mittels- 
Person befördert, soll, ohne Rücksicht auf den dabei beab- 
sichtigten Gewinn, für jedes durch seine Mitwirkung verkaufte 
fremde Lotterie- Loos eine fiscalische Strafe von Dreihundert 
Thalern erlegen. 

§. 3. Agenten fremder Lotterien, welche sich beikommen 
lassen, Unsere Provinzen zu bereisen, und Loose auswärtiger 
Lotterien heimlich abzusetzen, sollen von der Polizeibehörde 
festgenommen werden, und die §. 2. bestimmte Strafe ent- 
richten, im Unvermögensfalle aber Ein- bis Zweijährige 
Zuchthausstrafe erleiden. 

§.4. Wer ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats 
Öffentliche Lotterien innerhalb Landes unternimmt, Glücks- 
buden errichtet, oder öffentliche Ausspielungen unbeweglicher 
oder beweglicher Gegenstände veranstaltet, soll, ohne Rück- 
sicht auf den Betrag des Einsatzes zur Lotterie, oder auf den 
grössern oder geringem Werth der auszuspielenden Gegen- 
stände, eine fiscalische Strafe von Dreihundert Thalern erle- 
gen, und ausserdem den doppelten Betras des bei der Lotte- 
rie oder der Ausspielung gezogenen Vortheils an die Armen- 
kasse des Orts entrichten. 

§.5. Von allen vorstehend §.1-4. bestimmten ß scalischen 
Geldstrafen, erhält der Denunziant die Hälfte. 

§. 6. Die zwischen den Berliner und Hannoverschen Lot- 
terien bis zum Anfange des Jahres 1820 bestehende Rezipro- 
zität, nach welcher Unsern Unterthanen zwischen der Elbe 
und dem Rhein freistehet, 

sich einzelne Loose zum eigenen Spiel von den Königl. 
Hannoverschen Lotteriebehörden zu verschreiben, 

wird durch obige Vorschriften nicht beschränkt, jedoch ist 
Unsern Unterthanen in den bezeichneten Provinzen bei dem 
im §.2. gegenwärtiger Verordnung angedrohten Strafen, der 
Verkauf und der sonstige Verkehr mit HannöverschenLotterie- 
Loosen gleichfalls untersagt. 
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Wir befehlen allen Unsern getreuen TJnterthanen, beson- 
ders aber unsern Justiz- und Polizeibehörden) sich, nach den 
Vorschriften gegenwärtiger Verordnung gebührend zu achten. 

Th. I. Tit. 11. 0.547-56$. CO. vom 20. März 1827, 
betr. die Declaration der porstehenden Verordnung. C. S. S. 29. 

Da über die Auslegung der Vorschriften des §. 4. der 
Verordnung vom 7. Dezember 1816, durch welche nur die 
öffentlichen Ausspielungen beweglicher und unbeweglicher 
Gegenstände von der ausdrücklichen Genehmigung des Staats 
abhängig gemacht sind, hinsichtlich des Unterschiedes dersel- 
ben von Privat -Ausspielungen Zweifel erregt und besonders 
in Bezug aui das Ausspielen der Grundstücke, wiewohl das- 
selbe durch das Gesetz vom 31. März 1812 und Meine Order 
vom 26. März 1825 ausdrücklich untersagt ist, dennoch zu 
Miss Verständnissen Anlass gegeben worden ist; so will Ich, 
auf den Antrag des Staatsministeriums, zur Declaration der ge- 
dachten Vorschriften, folgende nähere Bestimmungen ertheilen: 

1) Als erlaubte Privat- Ausspielungen, im Gegensatz der 
verbotenen öffentlichen, sind nur solche zu betrachten, wel- 
che in Privatzirkeln zum Zweck eines geselligen Vergnügens 
oder der Mildthätigkeit, veranstaltet werden. 

2) Dieser Declaration gemäss, sind alle Ausspielungen von 
Grundstücken, als in einem Privatzirkel unausführbar, unbe- 
dingt verboten und unterliegen, in welcher Form oder zu 
welchem Zweck sie auch unternommen werden mögen, den 
Verboten vom 31. März 1812 und 26. März 1825, so wie den 
im §.4. der Verordnung vom 7. Dezember 1816 enthaltenen 
Strafbestimmungen. - 

3) Für einzelne Fälle, insbesondere zur Ausführung wohl- 
thätiger Zwecke oder zur Beförderung des Kunstlleisses, er- 
mächtige Ich die Minister des Innern und der Finanzen, auch 
öffentliche Ausspielungen beweglicher Gegenstände, mittelst 
gemeinschaftlich zu ertheilender Consense, unter den Maass- 
gaben zu gestatten, dass selbige niemals in Verbindung mit 
einer in- oder auslandischen Lotterie unternommen und in 
jedem Falle die Bedingungen der Ausführung, insonderheit: 
ob die Bekanntmachung durch Zeitungen oder andere Öffent- 
liche Blätter, so wie der Druck der Loose und des Ausspie- 
lungs-Plans Statt finden dürfe, im Erlaubnissscheine bestimmt 
und deutlich vorgeschrieben werden. 

4 ) Verloosungen, Behufs der Auseinandersetzung und Thei- 
lung gemeinschaftlicher Sachen, sind unter den vorstehenden 
Bestimmungen nicht begriffen, vielmehr hat es dieserhalb bei 
den gesetzlichen Vorschriften sein Verbleiben. 
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Th.I. Tit. II* 0.547-568. CO. vom 26. März 1825, 
dass innerhalb Landes belegen* Immobilien auch durch auswärtige 
Lotterien nicht ausgespielt werden sollen. CS. S. 22. 

Nach dem Inhalt der Verordnung vom 7. Dezember 1816 
§. 4.» dürfen ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats, öf- 
fentliche Ausspielungen unbeweglicher und beweglicher Ge- 
genstande innerhalb Landes, nicht veranstaltet werden. Ich 
finde Mich bewogen, dieses Verbot dahin zu erstrecken, dass 
die Ausspielung von Immobilien, die innerhalb Landes bele- 
gen sind, auch nicht durch auswärtige Lotterien statt finden 
soll. Die Strafbestimmungen in den §§. 4 und 5. des Gesetzes 
vom 7. Dezember 1816 sollen auch auf solche Ausspielungen 
angewendet werden. Ich beauftrage das Staatsministerium, 
diesen Befehl zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Tb. I. Tit. 11. 6* 547-568. C. O. vom 6. Juni 1S29« bctr, 
die Dedaration und Ergänzung der Verordnung vom T.Dazbr. 1816. 
G.S. S. 63. 

Auf den Bericht des Staatsministerii vom 18ten v. M. 
ertheile Ich zur nähern Deklaration und Ergänzung der §§. 1 
und 3. der Verordnung vom 7. Dezember 1816 folgende, durch 
die G. S. bekannt zu machende, Bestimmungen: 

1) Ein Anspruch auf Bezahlung von Einsatzgeldern für die 
von Kollekteurs fremder Lotterien an Meine Unterthanen ver- 
sendeten, oder ihnen sonst zugekommenen fremden Lotterie- 
Loose, soll selbst dann nicht Statt finden, wenn der Empfän- 
ger sie angenommen, und zu spielen, oder weiter zu debi- 
tiren beabsichtigt, oder sie wirklich gespielt oder debitirt 
hat, und eine auf solche Bezahlung gerichtete Klage fremder 
Lotterie-Kollekteurs, soll, als auf einem gesetzwidrigen Fun- 
damente beruhend, unter allen Umständen von den Gerich- 
ten zurückgewiesen werden. 

2) Diejenigen Meiner Unterthanen, welche die ihnen auf 
irgend eine Weise zugekommenen Loose auswärtiger Lotte- 
rien nicht spätestens drei Tage nach deren Empfang an die 
Polizeibehörde einliefern, verfallen in eine polizeiliche Strafe 
von zwei bis zehn Thalern. Haben -sie aber diese Loose in 
der Absicht, selbige zu spielen, an sich behalten; so ist ge- 
gen sie auf die im §. 1. der Verordnung vom 7* Dezember 
1316 bestimmte Strafe zu erkennen. 

Th.I. TU. 11. 0.596 -601. Eine Wittwe, deren zweite 
Ehe ohne ihr Verschulden durch richterlichen Ausspruch j*e» 
trennt worden, ist wieder zur vollen Wittwenpension aus der 
allgemeinen Wittwen- Verpflegungs - Kasse berechtigt. Erk. des 
G.Ob. Trib. vom 22. März 1823. 5. u. v.S. Rechtsspr. B. /. 
229- 
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Th.I. Tit. 11. 8. OOS seqq. Ä«tr. vom 1. März 1814, 
' rfa«* die Forschriften der A.G.Q+I. l4. $.6. Nr.\. auch auf 
den Altentheil Anwendung finden. v.K. Jhrb, B. 43. S. 104. 

Tb. I* Tit. 11. S. 6O0 seqq. Rescr. vom 2. Septbr. 1S07, 
6r/r. den " Begriff eines Leibrentencontracts. v. il. 7X. 5. 77- 

Th.I. Tit. 11. ß. ©OB seqq. Ä«cr. vom 12. *V6r. 1834, 
betr. die Natur des Leibrentencontracts. v. K. Jhrb. B. 43* 
S. 105. 

Tb. I. Tit. 11. $• 641 seqq. in Anh. $. 19. lies er. 

vom 11. Januar 17.96, 6e/r. die Wirkung eines Vitalisen- und 
Leibrentencontracts , wodurch jemand sein ganzes Vermögen ab- 
tritt, v. R. III. S. 230. 

Th.I. Tit. 11. £.631. C. O. vom 29. Septbr. 1833, wegen 
Erlheilung der landesherrlichen Genehmigung, welche zur Er- 
richtung von Witiwen- oder Sterbekassen erforderlich ist. G. 
S. S. 121. 

Anf den Bericht des Staatsministerii vom 31sten v. M. 
bestimme Ich nach dessen Antrage, dass die landesherrliche 
Genehmigung, welche nach § 651. Tit. XI. P. 1. A. L. R., zur 
Errichtung gemeinschaftlicher Wittwen-, Sterbe- und Aus- 
steuerkassen erforderlich ist, künftig von den Ober-Präsiden- 
ten ertheilt werden soll. Wenn sich jedoch der Wirkungs- 
kreis einer solchen Kasse über die Grenzen des Ober-Priisi- 
dialbezirks hinaus erstreckt, oder, wenn sich gewisse Klassen 
von Beamten dazu vereinigen; so hat der Minister des In- 
nern und der Polizei, letzlernfalls gemeinschaftlich mit dem 
-vorgesetzten Minister der Beamten, die Genehmigung zu er- 
lheilen. Unter den Sterbekassen sind übrigens alle Kassen 
zu verstehen, aus welchen für den Sterbefall eines Mitgliedes 
der Gesellschaft eine Zahlung zu irgend einem Zwecke zu 
leisten ist. Das Staatsmioisteriura hat diese Order durch die 
G. S. bekannt zu machen. 

Th. I. Tit. 11. *. 653. 797. 1063. 1064. Wird der 

Empfänger eines Darlehns auch persönlich verhaftet, wenn er 
in einer, demnächst von dem Gläubiger aussergerichtlich geneh- 
migten Schuldverschreibung für die geliehene Summe ein bestimm- 
tes Grundstück verpfändet und sein sonstiges Vermögen ausdrück- 
lich von der Verhaftung für die Schuld aus schti esst ? Erk. 
des G. Ob. Trib. vom 31. Octbr. 1827. S. u. v. S. Rechtsspr. B. II. 

s. 249. 

Tb. I. Tit. 11. 8' B54. 655. 797. Die Annahme einer in 
der Hoffnung des Darlehns - Empfanges oder gegen mündliches 
V ersprechen der Darlehnszahlung ausgestellten Schuldverschrei- 
bung verpflichtet ohne schriftlichen Vertrag nicht zur Zahlung 
des Darlehns. Erk. des G.Ob. Trib. vom 28. Novbr. 1805. S. 
u. v. S. Rechtsspr. B. I. S. 119. 
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Th. I. Tit. 11 ß. 6?H HCqq. Rescr. vom 5. Febr. 1810, 
wegen der nicht consentirten Schulden der Offiziere eines auf ge- 
löse fen Regiments, v. R. X. S. 267« 

Th.I. Tit. 11. 0.678 Seqq. CO. vom 3. Januar 1816, 
betr. die von Subalternen -Offizieren Behufs ihrer Association bei 
der Offizier» Wittwcn- Kasse auszustellenden Wechsel. G.S. 5.93. 

Auf Ihren Bericht vom Ilten v. M. setze Ich hierdurch 
fest: dass es, bei den von den Subaltern- Offizieren, Behufs 
ihrer Assoziation bei der Officier-Wittwenkasse auszustellen- 
den "Wechseln, der sonst gesetzlichen Beibringung der Kon- 
sense der Kommandeurs zu Schuldverpflichtungen, nicht wei- 
ter bedarf. 

Th.I. Tit. 11. 8- 681. Declaraiion vom 27. Juli 1B25. betr. 
die ohne Einwilligung des Chefs oder Kommandeurs mit einem 
Subalternen» Offizier geschlossenen Darlchnsv ertrage. G. S. S. 188. 

Auf den Bericht des Staatsministerii vom 22sten d. M. 
deklarire Ich die missverstandene Disposition des A. L. R. 
Th. 1. Tit. 11. §. 684, welche den ohne die Einwilligung des 
Chefs oder Kommandeurs mit einem Subalternoffiziere ge- 
schlossenen Darlehnsvertrag für nichtig erklärt, und das wirk- 
lich Gegebene der Invalidenkasse zuspricht, dahin: 
dass unter den Worten: „Das wiirklich Gegebene" keines- 
weges das von dem Schuldner dem Gläubiger zurückge- 
zahlte, sondern dasjenige Kapital zu verstehen ist, welches 
der Gläubiger dem Schuldner, ohne wucherliche Erhöhung, 
würklich gezahlt hat, und zu dessen Zurückforderung die 
Invalidenkasse, statt des ursprünglichen Gläubigers berech- 
tiget sein soll. 

Th.I. Tit. 11. 8.684. Rescr. vom 17. Septbr. 1832, beir. 
die passive Legitimation zur Sache, wenn Fiscus das ungültige 
Darlehn eines Subalternen- Offiziers einklagt. Gr. VI, S.S. 

Th.I. Tit. 11. 8.686. Anh. Q. SO und 702. in 

Anh. £.22. Publicandum vom 1 4- März 1797, wegen Ein- 
führung des A.L.R. bei den Militairgerichten. v.R.IV. S. 4l. 
(s. ad A.L.R. Publ. Pal.) 

Th. I. Tit. 11. 8« 688 Seqq. Verordnung vom 18. März 
1811, beir. die Freiheit der Unteroffiziere und Soldaten über 
ihr Vermögen zu disponiren. G.S. de 1812. 5.5» (*. ad A. 
L. R.II. 10. §.27 «JJ. ) 

Th.I. Tit. 11. 0. 930-932. 866 und 867. Begründet 

ein Schuldschein , in welchem der Schuldner erklärt , dass er den 
Schuldbetrag" nach einer zwischen ihm und dem Gläubiger angelegten 
Berechnung' verschulde , ohne sonstige Angabe , worin die Valuta be- 
standen , die rechtliche Vermuthung- 9 dass der Schuldner die Valuta 
empfangen habe} Erk. des C.Ob, Trib. vom T.April 1825. S.u. 
v. S. Rechtsspr. B. II. S. 75. 
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Tb. I. Tit. 11. $. »30-5T37. c. 0. vom 17. 1833, ««?- 

j-eit Ausstellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung' an 
jeden Inhaber enthalten. G. S. S. 75. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. verordnen hierdurch auf den Antrag Un- 
seres Staatsministeritims nnd nach erfordertem Gutachten Un- 
seres Staatsraths für den ganzen Umfang Unserer Mo- 
narchie, wie folgt: 

§.1. Papiere, wodurch die Zahlung einer bestimmten 
Geldsumme an jeden Inhaber versprochen wird, dürfen von 
Niemand ausgestellt und in Umlauf gesetzt werden, der dazu 
nicht Unsere Genehmigung erhalten hat. 

Ausgenommen von dieser Bestimmung bleiben jedoch 
die auf jeden Brief- Inhaber gestellten Wechsel derjenigen 
Personen, welche kaufmännische Rechte haben. 

§. 2. Die Genehmigung zur Ausstellung solcher Papiere 
soll hinführo nur auf den Antrag der Minister für den Han- 
del und für die Finanzen durch ein landesherrliches Privile- 

§ium ertheilt werden, welches die rechtlichen Wirkungen 
esselben bestimmen, und seinem ganzen Inhalte nach durch 
die Gesetz -Sammlung bekannt gemacht werden muss. 

§. 3. Dergleichen an jeden Inhaber zahlbare Papiere be- 
gründen gegen den Aussteller ein Klagerecht. 

§. 4. Die bisher ohne landesherrliche Genehmigung aus- 
gegebenen Papiere dieser Art ist jeder Inhaber gegen den 
Aussteller einzuklagen befugt, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweisen zu dürfen. 

§. 5. Wer künftig, dem Verbot des §. 1. entgegen, solche 
Papiere ausstellt und in Umlauf setzt, verfällt in eine, dem 
fünften Theil des Betrages derselben gleiche Strafe, die je- 
doch in keinem Falle geringer als Hundert Thaler sein darf. 

Zugleich muss der Aussteller von Amtswegen angehal- 
ten werden, die Einlösung und Vernichtung der ausgegebe- 
nen Papiere zu bewirken. 

§.6. Dergleichen Papiere, welche ohne Unsere unmit- 
telbare Genehmigung vor der Publikation dieses Gesetzes 
ausgestellt worden, dürfen, nachdem sie an den Aussteller 
zurückgekehrt sind, von demselben bei gleicher Strafe nicht 
nieder ausgegeben werden. 

Th. I. Tit. 11. 8« 933 Seqq. Rescr. vom 26. Mai 1804, betr. 
die Unzulässigkeit von Darlehnen, wenn die von dem Gläubiger ge- 
habten Kosten auf die Faluta angerechnet werden, v. R. FW. 5. 63. 

Th. I. Tit. 11. 0. 735. s. Judicat ad $. 407. *. 

Th. I. Tit. 11. 8. ?50uild75l. Die Anmeldung einer For- 
derung aus einem Wechsel oder in Wechselform ausgestellten Schuld- 
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scheine bei einem Gehaltsabzugs-F erfahren, hat gleiche Wirkung mit 
der Liquidation im Concurse rücksichtlich der Erhaltung des solchen 
Forderungen beigelegten Vorzugsrechts, Krk. des G. Ob, Trib, Pom 
19. April 1810. S. u. v. S. Recht ss V r. B.II. S. 104. 

TIl.I. Tit. 11. 0.761. Verordnung vom 8. Febr. 1811, betr. 
die Kündigung etc. (s. ad $. 399 dieses Titels). 

TIl.I. Tit. 11. 0.765. Rescr. vom 18. Januar 1796, betr. die 
Frage, wem die Aufkündigung einer eingetragenen Forderung ge- 
schehen muss , wenn das verpfändete Grundstück verkauft worden, 
v. R. III. S. 233. 

Th. I. Tit. 11. 0. Il§ Seqq. a) Verordnung vom 4. Febr. 
1 806, wegen der in Umlauf zu bringenden Tresorscheine, v. R. VII t. 
S. 46S. 

Ii) Edict vom I.Septbr. 18l4, die Tresor- und Thalerscheine betr. 

C) Verordnung vom 1. März 1815, betr. die erweiterte Realisa- 
tion der Tresor- und Thaler scheine. G. S. S. 1 7* 

fl) C. O. vom 21. Decbr. 1824, wegen Einführung der neuen Kas- 
senanweisungen an die Stolle der Tresorscheine. G. S. S. 238* 
(». ad A. L. R. I. 16. $. 74 seqq.). 

TIl.I. Tit. 11. 0.778 Seqq. Gesetz über die Münzverfas- 
sung in den Preussischen Staaten, vom 30 Septbr. 1821, so wie die 
spateren, die Münzverfassung betreffenden Verordnungen , s. ad A. 
L. R. I. 5. $. 257. 

Tb. I. Tit. 11. 0. 778 seqq. c. O. vom 12. Decbr. IS 12, 

wodurch Schuldnern Königl. Kassen die Zurückzahlung der schuldigen 
Capitalien in Staatspapieren gestattet wird. G. S. de 1813, AI. 

Da in mehreren Fällen von Grundbesitzern, welche vor 
dem Jahre 1806 aus Staatskassen gegen hypothekarische Ver- 
pfändung ihrer Besitzungen Kapitale angeliehen haben, dar- 
auf angetragen worden ist, diese Darlehne jetzt in Staatspa- 
pieren nach dem Nennwerthe zurückzahlen zu dürfen; so 
linde Ich es zweckmässig, zu Vermeidung des Scheins von 
. Begünstigungen durch Gewährung in einzelnen Fällen Sie 
hierüber mit einer allgemeinen Bestimmung zu versehen. 
Ich will daher in Erwägung: 

dass das A. L. R. Th. 1. Tit. 16. §. 300 seqq. die Kompensa- 
tion in Privatverhältnissen zwischen Schuldnern und 
Gläubigern auf eine analoge Art gestattet; 

dass dem Edikt vom 4. Dezember 1809, §.13. gemäss, die 
Zurückzahlung solcher Kapitalien in alten Tresorschei- 
nen geschehen darf; dass der Kredit des Staats die Kom- 
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pensation seiner Forderungen mit seinen Schulden drin- 
gend empfiehlt; und dass es in staatswirlhschaftlicher 
Hinsicht von der grösslen Wichtigkeit ist, die Befreiung 
des Grundeigenthums Von Schulden zu erleichtern, 
genehmigen, dass plie Zurückzahlung in Staatspapieren in al- 
len Fällen dieser Art angenommen werden darf, in sofern nur 

1) die Anleihe wirklich aus einer von Meinen Kassen ge- 
geben worden ist, und 

2) das verschuldete Grundstück sich noch im Besitz des 
ersten Schuldners oder seiner Erben befindet. 

Tb.I. TU. 11. 378 Seqq. Reser. vom 10. Septbr. 1830, dass 
Darhhnscontracte auch in fremden dtünzsorten zulässig. Gr» VI. 
£.10. 

Tb.I. Tit. 11. f$. 7&7 Seqq. Declaralion vom 27. Septbr. 
180S, tu Rücksicht der aus der Rednction der Scheidemünze entste- 
henden Differenzien* v. R. IX, S. 2S7. 

Es sind bei der in jeder Provinz des Preussischen. Staats 
durch ein besonderes Publicandum erfolgten Reduktion der 
Scheidemünze, über den Sinn und die Anwendung des A. 
L.R. Th.I. Tit. 11. §.790.791. nnd Tit. 16. §. 74. auf die in 
Scheidemünze zu leistenden Verbindlichkeiten, welche vor 
dem, in jedem Publicando bestimmten, oder sonst auf den 
Tag des Publicandi anzunehmenden Reduktions-Terrain, con- 
trahirt worden, Zweifel entstanden. Um diesen zu begeg- 
nen, wird nach eingeholtem Gutachten der Gesetz- Commis- 
sion hiermit verordnet: 

■ 

§. 1. Alle Zahlungen aus Geschäften vor der Münz-Re- 
duetion, welche nach den Gesetzen oder den besonderen Ver- 
abredungen der Partheien in Scheidemünze geschehen sollen, 
sind in derselben, nach dem durch die Reduktion herunter- 
gesetzten Werthe zu leisten. "Wer also z. B. vor der Redu- 
clion 100 Rthlr. in Scheidemünze, den Thaler zu 24 gute 
Groschen, geborgt hat, muss 100 Rthlr. in Scheidemünze) den 
Thaler. zu 36 gute Groschen, zurückzahlen. 

§.2. Da aber hiebei vorausgesetzt wird, dass zur Zeit 
der contrahirten Verbindlichkeit, der coursmässige Werth der 
Scheidemünze gegen Courant in keiner so erheblichen Diffe- 
renz gestanden, die auf den Werth der Waare einen Einfluss 
hat, welches jedoch geschieht, sobald das Agio Zehn von 
Hundert betragt: so muss dem Schuldner eine solche oder 
höhere Differenz dergestalt zu Statten kommen, dass nur in 
diesem Falle der coursmässige Werth der Scheidemünze, wie 
solcher zur Zeit der entstandenen Verbindlichkeit beschaffen 
war, völlig vergütet wird. Wer also 100 Rthlr. in Scheide- 
münze zu einer Zeit geborgt hat, da sie coursraassig 20 prCt. 
verlor, ist 80 Rthlr. in reducirtem Werthe zu bezahlen schul- 
dig. Damit jedoch über den jedesmaligen Cours kein weit- 
JUanukopff Ergänz, i. d. Prcus». Ge»ctib. I. 1 0 

* 
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laufti«er Streit entstehe: so soll in der Chur* und Neu mark 
der Cours von Berlin; in Pommern der Cours von Stettin; 
in Westprenssen der Cours von Elbing; in Ostpreussen der 
Cours von Königsberg, und in Schlesien der Cours von Bres- 
lau zum gründe gelegt werden, und zwar ist überall der 
Durchschnitt der Course von 15 zu 15 Tagen zur Norm an- 
zunehmen. 

§.3. Für bereits ohne Vorbehalt abgemachte Geschäfte 
darf* aus der gegenwärtigen Declaration kein Grund zur Zu- 
rück- oder Nachforderung hergenommen -werden. 

Mathis Bd. 7. S. 18. lr Absch. 

{Anmerkung: Die Ausmittelung des in porstehender Declaration 
in Bezug genommenen Coursee in Berlin findet sich abgedruckt 
in v.B IX. S. 307. und in Mathis Monatsschrift B. FJi. S. 87.) 

Th«I. Tit. 11. 0.787 Seqq. Bdict vom 13. Decbr. 1811, 
wegen Umprügung der Scheidemünze in Cour an t. G. S. S. 373. 

Die allgemeinen und gegründeten Beschwerden Unserer 
Unterthanen über den Nachtheil, der ihnen aus dem Verhält- 
nisse der jetzigen Scheidemünze zu dem Courant erwächst, 
haben Uns bewogen, Maassregeln zu treffen, um das Uebel 
gänzlich zu heben. 

Wir haben daher nach gepflogener Berathung mit be- 
wahrten Männern, aus dem Stande der Gutsbesitzer sowohl, 
als aus dem Handelsstande, beschlossen: 

1. Sämm fliehe noch coursirende und schon bisher auf 
zwei Drittel ihres Nominalwerl hs reduzirte Scheidemünze soll, 
sobald als möglich eingeschmolzen, affinirt und in vollwich- 
tiges Courant umgewandelt werden, damit sie demnächst 

ganz aus dem Umlaufe verschwinde. 

2. Vom 15. Januar 1812 an sollen mindestens für sechs- 
zigtausend Thaler Realwerth Scheidemünze wöchentlich af- 
finirt, und in Courant nach dem Münzfuss von 1764 umge- 
prägt, auch damit so lange ununterbrochen fortgefahren- wer- 
den, bis die jetzt umlaufende Scheidemünze umgeprägt ist, 
oder wenigstens keine mehr zum Umprägen eingeliefert wird; 
wonächst Wir einen Termin bestimmen werden, binnen wel- 
chem die etwa vorhandenen Reste solcher Münze noch in 
Unsern Kassen und im gemeinen Verkehr, nach dessen Um- 
lauf aber blos als Metall in Unserer Münze angenommen wer- 
den sollen. 

3. Damit Unsere Unterthanen jetzt gleich die beabsich- 
tigten Vortheile gemessen, und während der Operation der 
Schmelzung und Umprägung, durch das Schwanken des 
Courses der Scheidemünze,, und durch den Wucher nicht lei- 
den; so erklären Wir sie hiermit, bis sie eingeschmolzen sein 
wird, für ein gesetzliches Surrogat des Courants, und fixiren 
Wir, auf die Zeit, den Cours folgendermassen : 
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Ein Reichsthaler Courant ist gleich und kann bezahlt wer- 
den in Nominal- oder ehemaliger sogenannter schlechter 
Münze: in den Marken und Poramern mit Zweiundvierzig 
Groschenstücken, in Preussen und Schlesien mit Zwei und- 
fünfzig und Ein halben Silbergroschen oder Düttchenstücken. 
In reduzirter oder sogenannter guter Münze ( Münz-Courant) : 
in den Marken und Pommern mit Achtundzwanzig Groschen, 
in Preussen und Schlesien mit Fünfunddreissig Silbergroschen 
oder Düttchen; 

Hundert Thaler Courant können demnach bezahlt werden: 
in Nominal - oder sogenannter schlechter Münze mit Einhun- 
dert Fünfundsiebenzig Thalern, in reduzirter oder sogenann- 
ter guter Münze mit Einhundert Sechszehn und zwei Drittel 
Thalern. 

4, Einem Jeden, der eine Zahlung an eine Königliche 
Kasse zu leisten schuldig ist, steht, von Publication dieses 
Edicts an, frei, den Theil, den er in klingendem Silbergeide 
zu entrichten hat, nach Belieben in Courant oder in Scheide- 
münze nach obigem Cours von 175 zu zahlen; jedoch kann 
bei Entrichtung der Abgaben die Scheidemünze nicht mehr 
zum Theile nach der vorigen Reduktion, sondern fernerhin 
nie anders als nach der neuen Reduktion, das ist, zu 42 Gro- 
schenstücken oder 52£ Silbergroschen oder Düttchenstücken 
angenommen werden. 

5. Mit Ausnahme des Handelsverkehrs unter Kaufleuten 
ist auch jeder Privatmann, der eine Courantsumme einzuzie- 
hen hat, verbunden, statt derselben Scheidemünze zu obigem 
Cours von 175 für 100 Rthlr. Courant anzunehmen. Der 
Gläubiger kann jedoch die Verifikation der Münze verlangen. 

6. Alle von Publication dieses Edicts an zu schliessenden 
Kauf - und Verkauf-, Mieths-, Lohn- und andere Vertrage 
können nur (wenn es nicht in Golde geschieht) in Courant 
oder, als Surrogat desselben, in Scheidemünze nach obigem 
Cours geschlossen werden. Bios in Rücksicht der, vor der 
Publication des gegenwärtigen Edicts eingegangenen tempo- 
raireh Verpflichtungen, soll es, so lange der Vertrag wahrt, 
wenn derselbe auf Scheidemünze lautet, bei der Zahlung der 
reduzirten Münze von 36 Groschen oder 45 Böhmen oder 
Düttchen verbleiben. 

7, Einem Jedem, der seine Scheidemünze will umprägen 
lassen, steht frei, sie in die Münze zu liefern, und wird inm 
für 175 Nominal -Thaler in Böhmen, Groschen oder in ande- 
rer Scheidemünze, 100 Thaler klingend Courant nach dem 
Münzfuss von 1764 ohne irgend einen Abzug gezahlt werden. 
Sollte bei der Münze bereits die für die nächste Woche be- 
stimmte Scheidemünze zum Affiniren eingegangen sein, so 
hängt es lediglich von dem Einbringer ab, ob er seine Schei- 
demünze vorläußg zurücknehmen, oder sie in der Münze las- 

10* 
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sen will; in welchem Falle ihm ein Conto eröffnet und ihm 
ein Schein gegeben wird, worin bemerkt ist, an welchem 
Tage ihm nach der ihn treffenden Reihe das Courantgeld 
ausgezahlt werden soll. 

8. Da die Münz- Offizianten sich nur mit Quantitäten 
von wenigstens 1000 Rthlr. Münze befassen können, so wer- 
den Handelshäuser in den Hauptstädten der Monarchie un- 
verzüglich damit beauftragt werden, die kleinern Quantitäten 
von Sin bis zu Eintausend Thalern zum Einschmelzen und 
Umprägen in Courant bei der Hauptmünze zu befördern. 

9* Das Einbringen der Preussischen Scheidemünze steht 
zwar einem Jeden frei, die Münze mnss jedoch bei dem Ve- 
rifikations- Bureau geprüft, und die notorisch falschen Stücke 
müssen ausgestossen werden. 

10. Die Exportation der Scheidemünze sowohl, als des 
Conrants und des Silbers in Barren nach dem Auslande, ist 
während dieser Operation verboten, und findet lediglich nur 
auf Pässe Unsers Staatskanzlers stalt. Wer auf heimlicher 
Exportation ertappt wird, den trifft die Konfiskation; die De- 
nuncianten, so wie diejenigen, die dergleichen Münze anhal- 
ten, erhalten die Hälfte zur Belohnung. Auf den gehörig be- 
scheinigten Durchfuhrhandel, so wie auf das kleine Grenz- 
verkehr, findet das Verbot keine Anwendung. 

11. Wenn durch die gegenwärtige Operation aller Un- 
terschied zwischen Courant und Scheidemünze aufhören soll, 
und alle Geldverträge nur in Gold oder Courant statt finden 
können; so ist auch in Zukunft weiter keine Scheidemünze 
nölhig, als soviel zum Ausgleichen des kleinsten Courantgel- 
des erforderlich ist. Eine solche Ausgleichungs -Münze wer- 
den Wir sobald als möglich, jedoch schlechterdings nur so 
viel prägen lassen, als zum Ausgleichen unentbehrlich ist. 
Diese Ausgleichungs- Münze darf nie als Zahlungsmittel statt 
Courant gebraucht werden. 

12. Damit nie besorgt werde, dass davon je ein Ueber- 
floss entstehe, der die nämlichen Nachtheile erzeuge, welche 
die jetzige Scheidemünze hervorgebracht hat,, so bestimmen 
Wir hiermit als festes Gesetz, dass Niemand genölhigt werden 
könne, unter welchem Vorwande es auch sei, eine Summe, 
die durch ein Courantstück ausgedrückt werden kann, in ei- 

- ner Ausgleichungs -Münze anzunehmen, wogegen Unsere Kas- 
sen alle neue Ausgleichungs -Münze künftig statt Courant 
auf Verlangen anzunehmen verpflichtet sind. 

Ii. Zur Erleichterung der Rechnungen, und um eine ganz 
gleiche Münze in Unsem Staaten einzuführen, wollen vVir 
künftighin, wie es bereits in Schlesien und in Preussen der 
Fall ist, den Thaler statt in 2k in 30 gleich« Theile„ und 
dagegen den dreissigsten Theil des Thalers in 10 Pfennig« 
zertheilen, so dass der Thaler aus Dreihundert Pfennigen be- 
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stehe. Wir werden daher für das Erste, Pfennigstücke zu 
300 auf den Thaler; 2 Pfennigstücke zu 150 auf den Thaler, 
und 5 Pfennigstücke zu Sechszig auf den Thaler, Behufs der 
Ausgleichung , sauber in Kupfer ausprägen lassen. 

l4. Wir werden Sorge dafür tragen, dass in allen Kassen 
ein kleiner Bestand der neuen Ausgleichungs- Münze vorhan- 
den sei, der auf Verlangen gegen Gourant ausgewechselt 
werden kann. Bis die jetzige Scheidemünze in Courant um- 
geprägt sein wird, kann sie nebst der neuen, jedoch nur nach 
obigem Maassstabe circuliren, und soll das Publikum aus 
kleinen Vergleichungs -Tabellen das Verhältniss der neuen 
Ausgleichungs - Münze zu der jetzt noch coursirenden alten 
Scheidemünze ersehen. 

Tb. I* Tit. 11« 0. 787 Seqq. Dectaration des $. 6. des vor- 
stehenden Edicts, vom 20. Febr. IS 12. G. S. S. 9. 

Da wegen der Auslegung der in dem Edikte vom 13. De- - 
cember 1811 in Betreff der Einschmelzung und Uraprägting 
der Scheidemünze in Courant, §. &, enthaltenen Bestimmung: 
dass in Rücksicht der, vor der Publikation des Edikts ein- 
gegangenen temporairen Verpflichtungen, so lange der Ver- 
trag wahrt, wenn derselbe auf Scheidemünze lautet, es bei 
der Zahlung der reducirten Münze von 36 Groschen oder 
45 Böhmen oder Düttchen verbleiben solle, 
Zweifel entstanden sind; so deklarire Ich, auf Ihren Antrag, 
diese Bestimmung dahin: dass bei allen im §.6. des gedach- 
ten Edikts erwähnten, vor der Publikation desselben geschlos- 
senen Verträgen, welche auf eine gänzliche oder t heil weise 
Zahlung*- Verbindlichkeit in Münze gerichtet sind, die Zah- 
lung in Münze nur bis zum 31. März des gegenwärtigen Jah- 
res nach dem Fusse von 36 Groschen oder 45 Böhmen auf 
den Thaler gerechnet, statt finden kann; die nach diesem 
Tage fällig werdenden Zahlungen aber in der Maasse zu 
leisten sind, dass der Thaler mit 42 Groschen-Stücken, oder 
52 i Silbergroschen, oder Düttchenstücken berichtigt wer- 
den muss. 

Ttft.I. Tit. 11. $. 787 seqq. Reeer. vom 7. Jpril 1812, 
betr. dh Verbindlichkeit , Scheidemünze anzunehmen. Gr. 1. S. 43. 

Th, I. Tit. 11. *. 787 seqq. Rescr. vom 9. August 1832 

nebst CO. vom hten ejusd. , betr. die Bedeutung- dee Auedrucks; 
„Mlbufuss. « Gr. FI. S. 1 1. 

Th.I. Tit. 11. 0.793. Beter, vom 20. Beehr. 1808, 

solche Schulddocumente, worauf die Valuta in Papieren gegeben, die 
Rückzahlung aber in baarem Gelde versprochen, v. R. JX. S.4Q{. 

Tfc. I. Tit. 11. 0. 793 und 304 seqq. Gesetz vom 

15. Febr. 1809, über die Zinsen, und die Darlehne in Staats- und 
Öffentlichen Papieren, v. R. X. S. 39. 
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Da der im A.L. R. Th. 1. Tit. 11. §. 804 seqq., und in 
dem Pfand- und Leihreglement vom 13. März 1787 bestimmte 
Zinssatz, dem durch die Zeitumstände so hoch gestiegenen 
Warthe des Gebrauches des baaren Geldes nicht mehr ange- 
messen ist, so verordnen Wir wie folgt: 

§. 1. Bei Darlehns- und andern rechtlichen Geschäften, 
soll es Jedermann, ohne Unterschied zwischen Christen und 
Juden, freistehen, auf die Zeit bis zum letzten December 1810, 
beliebige Zinsen mit rechtlicher Wirkung auszubedingen. 

§. 2. Es soll dies auch auf die seit dem 1. Novbr. 1806 
geschlossenen Geschäfte angewendet werden , so weit nicht 
schon ein anderes durch rechtskräftige Erkenntnisse feststehet. 

§. 3. Die Verzugszinsen werden durchgängig seit dem 
1. Januar d. J. zu sechs vom Hundert berechnet. Wo aber 
höhere Zinsen rechtlich ausbedungen worden, werden auch 
die Verzugszinsen in gleichem Verhältniss entrichtet. 

§. 4. Dergleichen beliebige Zinsen können auch hypothe- 
karisch auf unbewegliches Vermögen versichert, und in das 
Hypothekenbuch eingetragen werden; doch sollen, im Fall 
eines Goncurses, nur sechs vom Hundert prioritätisch mit 
dem Kapital zugleich angesetzt ; die höheren Zinsen aber wie 
solche behandelt werden, welche über zwei Jahre vor Eröff- 
nung des Concurses rückständig waren. (A. G. 0. Th. I. 
Tit. 50. §.477 a.) 

§.5. Es ist erlaubt, Pfandbriefe, Landschafts-, Stadt-, 
Banco- und Seehand lungs- Obligationen, Tresorscheine und 
alle Arten der inländischen Staatspapiere, bei Darlehnen statt 
baaren Geldes zu geben, und sich die Rückzahlung in baarem 
Gelde, nach ihrem Nominalwerthe auszubedingen, auch dies« 
Darlenne in das Hypothekenbuch eintragen zu lassen, alsdann 
dürfen aber nicht mehr als sechs vom Hundert an Zinsen 
ausbedungen werden, so lange diese Papiere unter dem Pari 
stehen. 

Kleins Annalen B. 26. S. 260. 

Th« I* Tit. 11. 8. 793 Und $04 seqq. Verordnung vom 
14* Juni 1810, wegen Verlängerung des Indults etc. v. Ä. X S. 359. 
(*. ad A. G. O. J. 47. §. 1 seqq.)] 

TH. I. Tit. Ii. 0. 793 Ulld S04 »eqq. Dedaration der 
vorstehenden Verordnung vom 4* April 1811. Gr. S. £.169. 

Es ist ein Zweifel entstanden, ob durch die Verordnung 
vom 14. Juni 1810, welche die Wiederherstellung der frühern 
Gesetzgebung wider den Wucher anordnet, auch die im §. 5. 
des Gesetzes vom 15. Februar 1809 enthaltene Er laubniss, Pa- 
piere nach ihrem Nennwerth bei Darlehnen in Zahlung zu 
geben, wiederum aufgehoben sei. 
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Wir finden Uns daher bewogen, die Verordnung vom 
U.Juni 1810 dahin zu deklariren, dass durch selbige das Ge- 
setz vom 15. Februar 1809 seinem ganzen Inhalt nach, mit- 
hin auch §. 5. desselben aufgehoben werde, dass es also, un- 
- angesehen was frühere Rescripte deshalb verfügen, fernerhin 
nicht erlaubt sein soll, Staats- und ständische Obligationen, 
Pfandbriefe oder andere Arten von öffentlichen Papieren, 
welche für den vollen Werth nicht ausgegeben werden kön- 
nen, bei Darlehnen statt baaren Geldes in Zahlung zu geben 
und sich die Zurückzahlung in baarem Gelde nacn dem No- 
minalwerth der Papiere auszubedingen , vielmehr sollen die 
Darleiher nur berechtiget sein, dergleichen in Zahlung zu 
gebende Papiere nach dem jedesmaligen Cours in der Haupt- 
stadt der Provinz, worin das Geschäft abgeschlossen wird, 
dem Schuldner in Rechnung zu stellen« 

Tll.I. Tit. 11. 0.793. Declaration vom 28. Decbr. ISli, 
betr. die Darlehne vt Stoo&s— und andern öffentlichen Papieren» ■ G» 
Ä. de 1812. Ä 1. 

Die in Unserer Verordnung vom 16. März dieses Jahres 
über die Ablösung der Doraanial- Abgaben jeder Art und in 
dem Edikt vom 27. Juni dieses Jahres wegen Ver äussern ng 
der Domainen, Forsten und geistlichen Güter, nachgelassene 
Bezahlung der Kauf- und Erbstand sgelder und Ablösungs- 
Summen mit Staats -t und andern öffentlichen Papieren, ver- 
anlasst Uns, die unter dem 4. April dieses Jahres ergangene 
Deklaration, welche Darlehne in den benannten Papieren nur 
nach dem jedesmaligen Kours derselben verstattet, näher zu 
bestimmen, wie folgt: 

§. 1. Es können die im §. 6 der Verordnung vom 27. Juni 
wegen Veräusserung der Domainen, Forsten und geistlichen 
Güter benannten Papiere, nach ihrem Nennwerthe ausgelie- 
hen werden, und der Gläubiger kann sich die Zurückzah- 
lung des Nennwerths in baarem Gelde ausbedingen, wenn der 
Schuldner, die ihm geliehenen. Papiere, nach ihrem Nenn- 
werthe, zu Bezahlung der Kaufs- und Erbstandsgelder für 
Domainen, Forsten und geistliche Güter oder zu Ablösung 
der Domanial- Abgaben verwendet. 

§. 2. Wird bei diesen Darlehnen eine Verpfändung vor- 
genommen, die sich zur Eintragung in das Hypothekenbuch 
eignet; so kann dieselbe ohne Anstand geschehen und da- 
durch dem Gläubiger eine Hypothek für den Nennwerth der 
vorgeliehenen Papiere bestellt werden. 

§.3. Es muss aber in allen Fällen, in welchen es auf 

den Nachweis ankommt, 

dass von dem Schuldner die vorgeliehenen Papiere in der 
§. 1. bestimmten Maasse verwendet worden, 

ein Attest derjenigen Behörde darüber beigebracht werden, 
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welche die Veräußerung und Vererbpachtung der Domainen, 
Forsten und geistlichen Güter, oder die Ablösung der Do- 
mainen- Abgaben leitet. 

§.4. Sollte dieses Attest bei Darlehnen, für welche der 
Schuldner durch Verpfandungen Sicherheit bestellt, vor der 
Eintragung derselben im Hypolhekenbuch nicht beigebracht 
werden Können; so hindert dieses die Eintragung nicht, je- 
doch kann dieselbe nur. mit Hinzufügt! ng des Vermerks ge- 
schehen, dass die dadurch bestellte Hypothek, in Ansehung 
% der den' Courswerth der geliehenen Papiere übersteigenden 
Summe, erst von rechtlicher Wirkung «ist, wenn der Gläubi- 
ger das Attest der Verwendung sich verschafft hat. 

Wir befehlen allen Behörden, insbesondere den Justiz- 
und Hypotheken -Behörden, sich nach dieser Verordnung zu 
achten. 

TIl. I. Tit. 11« 8. 793. Die Zurückzahlung eines Dartehns 
muss in baarcm Gel Je erfolgen y wenn die Valuta in GclJpapiereu 9 
die mit baarenx Gel Je gleichen Werth hatten , gegeben und Jie Zu- 
rückzahlung in baarem Oelde versprochen worJen ist. ErJt. des G. 
Ob» Trib. vom 5. Juni 1810. S. u. v. S, Rechtsspr. B, I. S. 1 SS« 

Th. I* Tit. 11. &.803. CO. vom 13. Decbr. 1310, Uber 
die Zahlung der Vermögens- und Einkommensteuer. G, S. S. 14 t. 

Die in Ihrem Berichte vom 20. October c. auf Veranlas- 
sung Meiner Order vom 31. März Mir vorgelegten Vorschläge 
über einige neue Bestimmungen in Betreff der Capitalien- 
und Zinsensteuer erledigen sich in sofern, als diese Steuer 
nicht weiter erhoben werden wird, und also für die Zukunft 
keine Bestimmungen deshalb nothwendig sind. Es muss auch 
allerdings bei den rechtskräftigen Entscheidungen belassen 
werden, die in den bisherigen Streitigkeiten zwischen den 
Gläubigern und Schuldnern über die Bezahlung dieser Ab- 
gabe ergangen sind. Dagegen bestimme Ich für die streiti- 
gen Fälle, die noch vorkommen können, dass durch die Ca- 
pitalien- und Zinsensteuer die Gläubiger, welche die Zinsen 
erheben, besteuert werden sollten, und daher diese das, was 
sie darauf bezahlen, von ihren Schuldnern zurückzufordern 
nicht berechtigt und ihnen deshalb keine Klagen zustehen 
sollen, wenn auch diese Zurückforderung nach den besondern 
Bedingungen des Darlehnsvertrags, den sie mit ihren Schuld- 
nern eingegangen, ihnen zustehen sollte. Insbesondere kann 
diesemnarh die alte Obligationsformel , die in der Neumark 
bei Darlehnen gebraucht wird, und bei deren Abfassung an 
diese Auflage nicht gedacht worden, hierunter nichts verän- 
dern. Es sind vielmehr nach diesen Grundsätzen die Schuld- 
ner, welche die Steuer bereits bezahlt haben, der besondern, 
mit dem Gläubiger eingegangenen Bedingungen ungeachtet, 
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befugr, den Betrag der Steuer von den ihren Gläubigern noch 
schuldigen Capitalien abzurechnen. Ich trage Ihnen hiemtt 
auf, die Gerichte hiernach zu instruiren. 

Tb. I« Tit. U. 0.8O4* Beter, vom 15. Septbr. 1794, betr. 
Je» In Schlesien erlaubten Zinssatz, v. R. II. S. 693« 

Th. I. Tit. 11. 0. 804* Rescr. vom 18. August 1810, Am« 
nach dem letzten December 1810, wenn auf Grttnd des Gesetzes vom 
15« Febr. 1309» höhere Zinsen stipulirt worden, doch nur landühliche 
Zinsen gefordert werden können, v. R. X. S. 404» 

Th. I. Tit. 11. 0. 805. Allerhöchste Erklärung vom 20. April 
1313, dass kein Staatsbürger jüdischer Religion höhere als den Kauf- 
leuten erlaubte Zinsen eich versprechen lassen dürfe. G. 5. S. 77» 

Ich habe aus Ihrem Berichte mit Missfallen ersehen, dass 
einige Juden im Departement der Liegnitzschen Regierung 
sich noch jetzt unterfangen, von ihren Schuldnern übermäs- 
sige Zinsen, unter dem Vorwande zu erheben, dass ihnen 
solches durch das der Judenschaft zu Gross- Glogau ertheilte 
Privilegium vom 25. Mai 1743 erlaubt sei. Da dies der Ab- 
sicht des Edicts vom 11. Marz 1812 ganz zuwider ist, welches, 
mit Aufhebung alter die Juden betreuenden und nicht aus- 
drücklich beibehaltenen früheren gesetzlichen Vorschriften, 
verordnet, dass die Juden gleiche bürgerliche Rechte und 
Freiheiten mit den Christen geniessen und in ihren privat- 
rechtlichen Verhältnissen nach eben den Gesetzen beurtheik 
werden sollen, welche anderen Bürgern des Staates zur Richt- 
schnur dienen; so folgt von selbst, dass auch die in dem 
Privilegto vom 25. Mai 1743, so wie in dem General privilegio 
vom 17. April 1750 und in dem A. L. R. Th. I. Tit. XI. §. 805. 
enthaltenen besonderen Bestimmungen wegen der den Juden 
damals erlaubten Zinsen für aufgehoben zu achten sind. 

Kein Jude kann daher höhere, als landübliche, oder, 
wenn er ein Kaufmann ist, höhere, als den Kaufleuten er- 
laubte Zinsen, rechtsgültigerweise sich versprechen noch zah- 
len lassen. Auch aus Verträgen, die vor der Publikation des 
Edikts vom 11. Marz 1812 errichtet worden, dürfen keine hö- 
here Zinsen, doch mit Ausnahme der bis zum Tage der Pu- 
blikation dieses Edicts laufenden, erhoben werden. 

In Ansehung der durch rechtskräftige, vor der Publika- 
tion des Edikts eröffnete Erkenntnisse, nach damals gelten- 
den Rechten, festgesetzten Zinsen, soll es bei dem, was ein- 
mal erkannt isl, das Verbleiben haben. 

Gegen diejenigen Juden, welche höhere Zinsen, als die 
Gesetze, nach den vorstehenden Bestimmungen verstatten, 
sich versprechen oder geben lassen, ist nach den Vorschrif- 
ten des A. L. R, Th. II. Tit. XX. §.1271 und folg. zu ver- 
fahren. 
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Ich beauftrage Sie, dieses durch die 6.S. bekannt zu ma- 
chen und Sorge zu tragen, dass allenthalben fest darüber ge- 
halten werde. 

Tb. I« Tit. 11. ß. 805. Bei Forderungen die sich aus einem 
Pachtverträge herschreiben, sind auch Kaufleute unter einander nur land- 
übUche Zinsen zu fordern berechtigt. Brie, des G. Ob. Trib. vom 26. Ja- 
nuar 1815. S.u. v. S. Bechtsspr. B. I. S. 2 1 . 

Th.I. Tit. 11. 0.819. Rescr. vom 27. August 1814, betr. die 
Schuldscheine über zweijährige Zinsenrückstände. Gr. I. S. 4 S. 

Th. I» Tit. 11. 0. $01. Bescr. vom 1. März 1822, betr. die 
Eintragung einer über rückständige Zinsen ausgestellten zinsbaren Obli- 
gation. Gr. 1. S. 45* 

Tb. I. Tit. 11. 0.801. Ein executorisches Zinszahlungs- Man- 
dat begründet nicht, gleich einem Urtheil, das Recht des Gläubigers, vom 
Ablauf der bestimmten Frist an, Verzugszinsen zu fordern. Brk. des G. 
Ob. Trib. vom 17. Octbr. 1832. S. u. v.S. Bechtsspr. BAU. S.tSS. 

Tb. I. Tit. 11. 0. 897. Anh. ß. SG. C. O. vom 28« Octbr. 
1799, wegen Verpflichtung des Fiscus zu Verzugszinsen und seiner Be- 
rechtigung dazu. v. B. V. S. 629. 

Seine Königl. Majestät von Preussen etc. ertheilen dem 
General-Directorio und dem Grosskanzler von Goldbeck auf 
die Anfrage vom 2<4sten d. Mts. zum Bescheid, dass allerdings 
ein declaratorisches Gesetz dahin zu erlassen sei, dass Fiscus 
ohne Stipulation Zinsen zu bezahlen nicht schuldig, derglei- 
chen aber ohne Versprechen, ohne vorhergegangene Mahnung 
und bestimmten Zahlungstag zu empfangen wohl Sefugt sei. 
Die dem Berichte beigefügt gewesenen Anlagen erfolgen zurück. 

N.CC. T,X. S.2687. No. 66. de 1799- 

Th.I. Tit. 11. 0.89V. Anh. 0.06. Gesetz vom 1. Juli 
1833, über das Becht und die Verpflichtung des Fiscus in Ansehung der 
.Zinsen. G.S.S.19. 

Wir Friedrich Wilhelm , von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. verordnen zur nähern Bestimmung und zur 
Einschränkung, des fiskalischen Vorrechts hinsichtlich der 
Zinsen, auf den Antrag Unseres Staatsministeriums und nach 
erfordertem Gutachten Unseres Staatsraths, wie folgt: 

§. 1. In Ansehung des Rechts, Zinsen zu fordern, ist der 
Fiskus lediglich nach den allgemeinen Rechtsregeln zu be- 
urtheilen. 

§. 2. Eben so gelten die allgemeinen Rechtsregeln in 
Hinsicht der Verpflichtung des Fiskus, vorbedungene Zinsen 
sowohl als solche Zinsen zu zahlen, welche in Folge beson- 
derer gesetzlichen Vorschriften bei gewissen Geschäften ein- 
treten. 

§.3. Eigentliche Zögern ngszinsen dagegen ist Fiskus nur 
von dem Tage der in dem rechtskräftigen Erkenntnisse be- 
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stimmten Zahlungsfrist mit Fünf yom Hundert zu entrichten 
verbunden. 

§. 4. Das gegenwärtige Gesetz ist in allen Provinzen Un- 
serer Monarchie zur Anwendung zu bringen, und werden 
auch alle ihm entgegenstehende allgemeine und provinzielle 
gesetzliche Vorschriften hierdurch aufgehoben. 

Tb. I. Tit. 11. 0.841. Verordnung vom 2. Juni 1 827 y **>egen 
Herabsetzung des im Ostpre ussischen Provinziahrecht bestimmten Zinssat- 
zes. Cr. S, & 76. 

Wenn Wir auch zur Zeit noch Bedenken tragen müs- 
sen, den in dem 22sten Zusätze des Ostpreussischen Provin- 
zialrechts bestimmten Zinsfuss von Sechs vom Hundert all- 
gemein herabzusetzen; so wollen Wir dennoch diese Herab- 
setzung in Bezug auf die durch das Gesetz unmittelbar be- 
stimmten, iragleichen auf die Zögerungszinsen in solchen 
Fallen, in weichen -die verabredeten Zinsen nicht mehr als 
Fünf vom Hundert betragen, eintreten lassen. 

Wir verordnen daher, auf den Antrag Unsers Staatsmini- 
steriums, nach erstattetem Gutachten Unserer getreuen Stände 
des Königreichs Preussen, Folgendes: 

§.1. In allen Fällen, in welchen die Verbindlichkeit zur 
Zinszahlung nicht auf einer Verabredung, sondern unmittel- 
bar auf dem Gesetze beruhet, sollen nicht mehr als Fünf vom 
Hundert an Zinsen gefordert werden dürfen. 

§. 2. Gleichergestalt werden die Zögerungszinsen von 
Sechs auf Fünf vom Hundert herabgesetzt. 

§. 3. Betragen die verabredeten Zinsen jedoch mehr als. 
Fünf vom Hundert, so werden danach auch die Zögerungs- 
zinsen bestimmt. 

§. 4. Ist in dem A. L. R. ein höherer Zinssatz ausdrück- 
lich festgesetzt worden; so hat es dabei sein Bewenden. 

Th. I. Tit. 11. 0. 8411. C. O. vom 3. Febr. 1833, das» die vor- 
stehende Verordnung auch im Lauenburg - Bütowschen Kreise und in den 
beiden, dem Ktisliner Begierungs - Bezirk einverleibten westpreussisehen 
Enklaven Kraft haben soll. C S. S. 15* 

Auf Ihre Berichte vom 27. Dezember v. J. und 21sten 
v. M. bestimme Ich nach Ihrem Antrage, dass die Verord- 
nung vom 2. Juni 1827, wegen Herabsetzung des in Preussen 

Sesetzlichen Zinsfusses auf den ehemals Westpreussisehen, 
urch die Provinzial-Eintheilung vom 30. April 1815 dem 
Köslinschen Regierungsbezirk überwiesenen Lauenburg -Bü- 
towschen Kreis, so wie auf die beiden eben diesem Regie- 
rungsbezirk einverleibten Westpreussisehen Enklaven ange- 
wendet und daselbst verbindliche Kraft erhalten soll. Sie 
haben diese Bestimmung durch die G. S. bekannt zu machen. 
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Th. I. Tit. 11. fi. 849. Rescr. vom 1 . Mai 1 820, hetr. die Er- 
stattung der Verzugszinsen und dass der neben bemerkte $. auch Auf 
solche und nicht blos auf vorlfedungene Zinsen zu beziehen sei. Gr. I. 

S.A6. 

Th.I. Tit. 11. 0.849.851. Können Zögerungszinsen 
auch für einen mehr als zehnjährigen Zeitraum gefordert werden ? 
Erk. des G.Ob. Trib. vom 2A.Kovbr. 181 3. S. u.v.S. Rcchtsspr. 
B.LS.IA7. 

Tb. I. Tit. 11. ß. 869 und 897. Findel aus einseitig aus- 
gestellten, an sich den Executivprozess begründenden Instrumenten, 
derselbe auch dann statt, wenn die causa dibendi erwie&enermassen 
aus einem Bilateral- Contract entspringt ? Erh. des G. Ob. Trib. vom 
i9*Novbr. 1818 und 23. Febr. Iü27. S. u. v. S. Rcchtsspr. B.II. 

5. 148» 

Th.I. Tit. 11. ß. 869 seqq. 1169. 11 W. /*/ die von dem 

V erkauf er eines Guts, nach bereits geschlossenem Kauf -Contract, ei- 
nem Dritten schriftlich ert heilte Zusicherung, ein ihm für die Bemü- 
hungen bei dem Verkauf, wenn solcher vollständig bewirkt werde, 
freiwillig versprochenes belohnendes Geschenk von den Kaufgeldern 
zu zahlen, für das Versprechen einer belohnenden Schenkung oder 
für das eines Bläklerlohns zu achten? Erk. des G.Ob. Trib. vom 
d.Jpril 1828. S. u. v.S. Rcchtsspr. B II. S. 139. 

Th.I. Tit. 11. s.8*3. Ist ein Dienstbote, welcher seiner Herr- 
schaft in deren Krankheit aussergewöhnlichc Dienste geleistet hat, 
berechtigt, dafür eine angemessene Belohnung zu verlangen, wenn sol- 
che vorher nicht versprochen worden? Erk. des G. Ob. Trib. vom 

6. jiprill8\8. S u. v.S. Rechtsspr. B.III. 5.80. 

Th. I. Tit. 11. 0. 894. Edict zur Beförderung der Landcul- 
turvomU.Septbr.mi(§ 7.). G.S.S.dOO. ( s. ad A. L. R. 1. 22. 

§.i.Seqq.) 

Th. I. Tit. 11. 981. seqq. S. Judicate in Betreff der 
Kaufe auf Zeit ad §. 231. Ä. /. 

Th.I. Tit. 11. ®.1033. C O. vom 16 August 1827, wegen 
Einleitung einer Vereinbarung mit den einzelnen Staaten des deut- 
schen Bundes zum Zweck gemeinschaftlichen Schutzes der Rechte 
•/* und Vtrlt^ er gegen den Büchernachdruck. G. S. 

S. 123. 

Da zur Zeil die Verhandlungen am Bundestage in Frank- 
furt am Main, um in Fol U e de» isten Artikels der deutschen 
Bundesakte zu gleichförmigen Bestimmungen über die Sicher- 
stellung der Schnltste)Jer und Verleger gegen den Nachdruck 
zu gelangen, noch nicht zum gewünschten Resultat geführt 
haben; so genehmige Ich die in Ihrem gemeinschaftlichen 
Berichte vom *3*t*n v. AI. in Antrag gebrachte Einleitung 
einer Verhandlung mit denjenigen deutschen Staaten, in dt£ 



Digitized by Google 



A.L.R. Tk. /. Tit. 11. §.1033. 229 



neu der Bücher -Nachdruck verboten ist, um mit Vorbehalt 
der weiteren Erledigung dieses Gegenstandes durch gemein- 
samen Bandesbeschluss, sich Torläufig über den Grundsatz 
zu vereinbaren, dass in Anwendung der vorhandenen Ge- 
setze der Unterschied zwischen Inländer and Ausländer in 
Beziehung auf die gegenseitigen Unterthanen aufgehoben und 
denselben wegen ihrer Verlags- Artikel ein gleicher Schutz 
wie dem Inländer zu Theil werde. Auch genehmige Ich, 
dass die Vereinbarungen, so bald sie durch Austausch von 
Ministerial -Erklärungen vollzogen worden, durch die G.S. 
zur öffentlichen Kenntniss gebracht werden, um auf den Grund 
Meiner gegenwärtigen, ebenfalls in die G. S. aufzunehmenden, 
Order Gesetzeskraft zu erhalten. • 

Dergleichen Vereinigungen sind getroffen: 

mit Hanover, laut Ministerialerklärung vom 11. Septbr. 1827* 
G. 8. S. 124. 

mit dem Grossherzogthum Hessen, 1. Erkl. vom 18. Septbr.. 

1827. G.S. S. 125. 
mit Oldenburg, 1. Erkl. vom 27. Septbr. 1827* G. 8. S. 126. 
mit Schaümburg- Lippe, 1. Erkl. vom 24. Septbr. 1827« G. 

S. 8. 163. 

mit Braunschweig, 1. Erkl. vom 4. Octbr. 1827. G. S. 8. 16*4. 
mit Schwarzburg -Sondershausen, 1. Erkl. vom 6. Octbr. 1827« 
G.S. 8.165. 

mit Lübeck, !. Erkl. vom 19. Octbr. 1827. G. S. 8.167. 
mit Schwarzburg -Rudolstadt, 1. Erkl. vom 20. Octbr. 1827* 
G. 8. 8. 169- 

mit Bremen, 1. Erkl. vom 20. Octbr. 1827. G.S. S. 170. 

mit dem Königreich Sachsen, 1. Erkl. vom 28. Octbr. 1827. 
G.S. S. 172. 

mit Lippe -Detmold, L Erkl. vom 20. Octbr. 1827. G.S. 
8. 175. 

mit Nassau, 1. Erkl. vom 5. Novbr. 1827. G.S. 8.177. 
mit Hohenzollern- Siegmaringen, 1. Erkl. vom 22.Novbr. 

1827. G.S. S. 179. 
mit Sachsen -Koburg und Gotha, 1. Erkl. vom 27*Novbr. 

1827. G. S. S. 181. 
mit Meklenburg - Schwerin, 1. Erkl. vom 7. Novbr. 1827« 

G.S. de 1S28. S. 2. . 
mit Meklenburg -Strelitz, 1. Erkl. vom 27. Novbr. 1827. G. 
. S. de 1828. S. J. 

mit Waldeck, 1. Erkl. vom 26. Novbr. 1S27. G.S. de 1828. 
8.21. 
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mit Anhalt-Dessau, 1. Erkl. vom 11. Decbr. 1827. CS. de 
1828. S. 13. 

mit Holstein, Lauenburg und Schleswig, 1. Erkl. Tom 

11. Decbr. 1827. G. S. de 1828. S. 17. 
mit Sachsen -Altenburg, 1. Erkl. vom 8. Januar 1828. G. 

S. S. 7. 

mit Hohenzollern- Hechingen, 1. Erkl. vom 8. Januar 1828. 
G.S. S.9. 

mit Anhalt -Bernburg, 1. Erkl. yom 9« Januar 1828. G.S. 
S. 10. 

mit Reuss, Schleiz und Lobenstein, 1. Erkl. vom 10. Januar 

1828. G.S. S.U. 
mit Baden, 1. Erkl. vom 4. Januar 1828. G. S. S. 14. 
mit Reuss -Plaue, 1. Erkl. vom 18. Januar 1828. G.S. S. 15. 
mit Sachsen -Weimar, 1. ErkL vom 18. Januar 1828. G. 8 t 

S. 22* 

mit Würtemberg, 1. Erkl. vom 19. Febr. 1828. G.S. S.23. 
mit Sachsen -Meiningen, 1. Erkl. vom 7. Febr. 1828. G.S. 
S. 27. 

mit Hamburg, 1. Erkl. vom 13. Juli 1828. G.S. S.91. 
mit Baiern, 1. Erkl. vom 22. Januar 1829. G.S. 8.10. 

Th. I. Tit. U. £• 1033. Puhl. Pal. vom 12. Febr. 1833, für 
die zum deutschen Bunde gehörigen Provinzen der Monarchie über 
denvon der deutschen Bundestags • Versammlung gefassten Beschlust 
wegen Sicherstellung der Schriftsteller und Verleger gegen den 
Nachdruck. G. S. S. 25. 

Nachdem in Folge Unserer Allerhöchsten C. 0. vom 16. Au- 
gust 1827 (G.S. von 1827, Seite 123.) von Unserem Ministe- 
rium der auswärtigen Angelegenheiten mit dem allergrössfen 
Theile der Deutschen Bundesstaaten über die Sicherstellung 
der Rechte der Schriftsteller und Verleger gegen den Bücher- 
Nachdruck bereits in den Jahren 1827, 1828 und 1829 beson- 
dere , seiner Zeit durch die G. S. bekannt gemachte Verein- 
barungen über den Grundsatz: 

dass in Anwendung der deshalb vorhandenen Gesetze, der 
Unterschied zwischen Inländern und Ausländern in Bezie- 
hung auf die gegenseitigen Unterthanen aufgehoben und 
denselben ein gleicher Schutz wie den Inländern zu Theil 
werde, 

getroffen worden, hiernächst aber, auf den Antrag Unsers 
Bundestags-Gesandten, die Deutsche Bundesversammlung über 
die Annahme dieses Grundsatzes zwischen sammtlichen Bun- 
desstaaten in Berathung getreten ist, und auf den Grand der 
letzteren in ihrer 33sten Sitzung am 6. September v. J. sich 
zu dem Beschlüsse vereinigt hat, welcher wörtlich also lautet: 
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Um nach Artikel 18. der Deotschen Bandesakte die Rechte 
der Schriftsteller, Herausseber nnd Verleger gegen den 
Nachdruck von Gegenständen des Buch- und Kunsthandels 
sicher zu stellen, vereinigen sich die souverainen Fürsten und 
freien Städte Deutschlands vorerst über den Grundsatz, 
dass bei Anwendung der gesetzlichen Vorschriften und 
Maassregeln wider den Nachdruck, in Zukunft der Unter- 
schied zwischen den eigenen Unterthanen eines Bundes- 
staates und jenen der übrigen im Deutschen Bunde ver- 
einten Staaten gegenseitig und im ganzen Umfange des 
Bundes in der Art aufgehoben werden soll, dass die Her- 
ausgeber, Verleger und Schriftsteller eines Bundesstaates 
sich in jedem andern Bundesstaate des dort gesetzlich be- 
stehenden Schutzes gegen den Nachdruck zu erfreuen ha- 
ben werden. 

Die höchsten und hohen Regierungen werden die zur 
Vollziehung dieses Beschlusses nöthigen Verfügungen er- 
lassen, wie dieses geschehen, so wie überhaupt von den 
gegen den Nachdruck bestehenden Gesetzen und Anord- 
nungen binnen zwei Monaten der Bundesversammlung Mit- 
theilung machen; i 

so verordnen Wir hierdurch, dass dieser Beschluss, nachdem 
Wir demselben Allerhöchst Unsere Zustimmung ertheilt, in 
den zum Deutschen Bunde gehörigen Provinzen Unserer Mo- 
narchie Kraft und Gültigkeit haben und demgemäss in An- 
wendung gebracht werden soll. 

Th.I. TU. 11. 3.1033. Verordnung vom 12. Febr. 1833, 
über die Anwendung des von der deutschen Bundesversammlung ge- 
f aasten Bcschl usses wegen Sicherstellung der Schriftsteller und Vcr» 
leger gegen den Nachdruck, auf die zum deutschen Bunde nicht ge- 
hörigen Provinzen. G. S. S. 26. 

- So wie Wir in Unserem heute vollzogenen Allerhöch- 
sten Patente wegen Publikation des, von der Deutschen Bun- 
desversammlung unterm 6. September 1832 gefassten Beschlus- 
ses , die Sicherstellung der Rechte der Schriftsteller und Ver- 
leger gegen den Nachdruck betreffend, verordnet haben, dass 
dieser Beschluss, welcher wörtlich also lautet: 

Um nach Artikel 18. der Deutschen Bundesakte die Rechte 
der Schriftsteller, Herausgeber und Verleger gegen den 
Nachdruck von Gegenständen des Buch- und Kunsthandels 
sicher zu stellen, vereinigen sich die souverainen Fürsten 
und freien Städte Deutschlands vorerst über den Grund- ' 
satz, dass bei Anwendung der gesetzlichen Vorschriften 
und Maassregeln wider den Nachdruck, in Zukunft der 
Unterschied zwischen den eigenen Unterthanen eines Bun- 
desstaates und jenen der übrigen im Deutschen Bunde ver- 
einten Staaten gegenseitig und im ganzen Umfange des 
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Bundes in der Art aufgehoben werden soll, dass die Her- 
atisgeber, Verleger und Schriftsteller eines Bundesstaates 
sich in jedem andern Bundesstaate des dort gesetzlich be- 
stehenden Schutzes gegen den Nachdruck zu erfreuen ha- 
ben werden. 1 

Die höchsten und hohen Regierungen werden die zur 
Vollziehung dieses Beschlusses nÖthigen Verfügungen er- 
lassen, wie dieses geschehen, so wie überhaupt von den 
gegen den Nachdruck bestehenden Gesetzen und Anord- 
nungen binnen zwei Monaten der Bundesversammlung Mit- 
theilung machen; 

in den zum Deutschen Bunde gehörigen Provinzen Unserer 
Monarchie Kraft und Gültigkeit haben und demgemäss in 
Anwendung gebracht werden soll; so ist es zugleich Unser 
AllerhöchsterVVille, auch in den zum Deutschen Bunde nicht 
gehörenden Provinzen der Monarchie den Schutz gegen den 



gedachte Beschluss der Bundesversammlung für die Bundes- 
staaten ihn zugesichert hat. 

Wir verordnen demnach, dass bei Anwendung der ge- 
setzlichen • Vorschriften und Maassregeln wider den Nach- 
druck von Gegenständen des Buch- und Kunsthandels in Zu- 
kunft der Unterschied zwischen Unseren Unterthanen in den 
zum Deutschen Bunde nicht gehörenden Provinzen der Mo- 
narchie und den Unterthanen der, im Deutschen Bunde ver- 
einten Staaten, bei vorausgesetzter Beobachtung der Recipro- 
cität, in der Art aufgehoben sein soll, dass die Herausgeber, 
Verleger und Schriftsteller eines Bundesstaates sich auch in 
Unseren, zum Deutschen Bunde nicht gehörenden Provinzen 
des daselbst gesetzlich bestehenden Schutzes gegen den Nach- 
druck zu erfreuen haben werden. 

Th.I. TU. 11. fi. 1070, in Anh. 8.27. Perforation 
vom 30. August 1797, in Betreff der von ausgewanderten CantonUten 
gemachten Schenkungen, v. R. IV. S. 238« 

Da die Fälle sehr oft vorkommen, wo Gantonisten, die 
sich dem Lande und ihrer Verbindlichkeit zu Kriegesdiensten 
durch unerlaubten Austritt entziehen, sowohl vor als nach 
ihrer Auswanderung ihr Vermögen, welches sie im Lande 
besitzen, oder welches ihnen daselbst zufällt, durch Schen- 
kungen an Anverwandte oder Freunde ganz oder zum Theil 
veräussern, auf Erbschaften, Vermächtnisse oder andere Vor- 
theile, die ihnen bereits angefallen sind, oder nach den Ge- 
setzen anfallen müssen, zum Besten eines solchen Dritten 
Verzicht thnn, oder Dispositionen, wodurch ihnen dergleichen 
sichere und gegründete Ansprüche entzogen werden, aner- 
kennen und ihren rechtlichen Hinwendungen dagegen ent- 
sagen, durch Erlass an ihre Schuldner ihr Vermögen schmä- 
lern; solchergestalt aber dem Fisco und der Invaliden- Kasse 




Umfange zu gewähren, wie der 
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die denenselben vermöge der Coiifiscation gebührenden Rechte 
und Vortheile zu vereiteln suchen; und da in solchen Fällen 
von den Collegiis bisher nicht immer nach gleichförmigen 
Grundsätzen erkannt worden, so finden Seine Koni gl. Maje- 
stät von freussen, Unser allergnädigster Herr nöthig, hier- 
durch festzusetzen: 

dass alle dergleichen Schenkungen, Entsagungen, Verzicht- 
leistungen, Anerkenntnisse, Erlass- und andere Dispositio- 
nen, wodurch ein solcher Cantonist sefn Vermögen ganz 
oder zum Theil, gerade zu, oder per indirectum , andern 
zuwendet, wenn dieselben entweder nach der Auswande- 
rung, oder auch vorher, jedoch erst in dem letzten Jahre, 
ehe der Cantonist das Land verlassen hat, vorgenommen 
worden, dass sie in fraudem fisci und in der Absicht ge- 
schehen sind, um dadurch die Rechte des Staats und der 
Invaliden - Kasse -zu schmälern, geachtet werden, und also 
Fiscus befugt sein solle, auch wenn die Disposition ausser» 
dem rechtsgültig, und in gehöriger Form abgefasst wäre, 
auf die Annullirung solcher Schenkungen und anderer Ver- 
fügungen anzutragen, und dasjenige, was etwa schon auf 
den Grund derselben an den Beklagten gelangt ist, jedoch 
ohne Zinsen, zurück zu fordern; es wäre denn, dass der 
Beschenkte, oder derjenige, zu dessen Gunsten die Entsa- 
gung, der Erlass, die Verzichtleistung oder das Anerkennt- 
niss, erfolgt ist, nachzuweisen vermögte, oder sonst aus 
den Umständen klar erhellete, dass zur Zeit des gemachten 
Geschenks, oder der sonstigen Disposition, der Ausgewan- 
derte die Absicht, sich dem Lande und dem Canton zu 
entziehen, noch nicht gehabt habe. 

Wornach sich also ein jeder, besonders die Justiz- Collegia 
in judicando zu achten. 

N.C.C T.X. No.67. de 1797- 

Tb. I. Tit. 11. $• 1093-95. Gesetz vom 13. J*fa*1833, Uher 
Schenkungen und Zuwendungen an Kirchen, Anstalten und Gesell- 
schaften. G.S.S.frj. (s. adA.L Ä.//. 11. $.197.) 

Th.I. Tit.U. 8* 11*9- 1139. Können in der Kur- und 
Neumark die Gläubiger eines Gemeinschuldners, welcher vor eröffne- 
tem Concurse auf die Erbschaf t seines verstorbenen Ehegatten , zu 
Gunsten der übrigen Erben, Verzicht geleistet hat, diese Verzicht- 
leistung gleich einer Schenkung anfechten ? Erk. des G. Ob. Trib. 
vom 10. Febr. 1 834. S. u. v. S. Rechtsspr. B. IV. S. 65. 

Tb. I. Tit. 11. ß. 1169. 1177. S. Judicat ad §. 869- 

Th. I. Tit. 18. tf. 9. C. 0. vom 10. April 1S06, betr. die Be- 
fugnis* der aus säcularisirten Klöstern entlassenen Ordensgeistlichen 
über ihr Vermögen zu disponiren. v. R. VIII. S. 509. (*• «rf A. L. 
Ä.//.11. $.1206.) 
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Th. I. Tit. 1». 0. 35. Vfrordnung vom 28. Febr. 1811, betr. 
die letztwilligen Verordnungen solcher Personen, welche nach erhol- 
tener Dispensation auf den Grund der C 0. vom 15» März 1803 sich 
geehelicht haben. G. 5. S. 156. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. haben durch Unsre C. O. vom 15. März 
1803 festgesetzt, dass von dem Verbote des A. L. R. Th. 2. 
Tit, 1. §.25., nach welchem Personen, die wegen Ehebruchs 
geschieden sind, diejenigen nicht heirathen dürfen, mit wel- 
chen sie Ehebruch getrieben haben, in gewissen besondern 
Fällen Dispensation ertheilt werden könne. 

Da nun hierbei über die Anwendung der Vorschrift des 
A. L. R. Th. I. Tit. 12. §.35., welche den Ehebrechern unter- 
sagt, durch letztwillige Verordnung einander etwas zu hin- 
terlassen, Zweifel entstanden sind; so finden Wir Uns bewo- 
gen, hiermit ausdrücklich zu erklären und zu verordnen: 

dass Personen, welche nach vorgängiger, auf den Grund 
Unserer C. O. vom 15. März 1803 ertheilten Dispensation 
sich geehelichet haben, befugt sein sollen, für einander 
letztwillig zu verfügen. 

Tit. I. Tit. 13. 0. 35-39. Gesetz vom 13. Mai 1833, Uber 
Schenkungen und Zuwendungen an Anstalten und Gesellschaften. G. 
5.5.49. (*• ad A. L.R. IL 11. \.±SD 

Th. I. Tit. 13. 0. 53 seqq. und 466 seqq. Rescr. vom 

16. April 1808, betr. die Unzulässigheit derAufhebungfideicommis- 
sarischer Substitutionen dureh Familienschlüsse, v. R.IX. 5.186. 

T. I. Tit. 13. 3* 53 seqq. und 466 seqq. Declaration 

vom 19. Febr. 18 12, betr. die Auf hebung ftdeicommiss arisch er Sub- 
stitutionen durch Familicnschlüsse. G.S.S.13. (s.adA.L.R.Il.1. 
$.390 

Th.I. Tit. 1». 0.53 seqq. und 466 seqq. Rescr. 

vom 16. Januar 1813, betr. die Aufhebung fidcicommissarischcr Sub- 
stitutionen. Gr.I. 5.51. 

Th.I. Tit. 18. 0.63. Rescr. vom 16. Juni 1804 nebst CO. 
vom \2ten ejusd., dass der V eberlritt von der jüdischen zur christli- 
chen Religion den dem U ebertretenden mittelst Testaments smgedro- 
heten Verlust des Rechts auf ein Fideicommiss nicht zur Folge hat, 
V.R. VIII. 5. 101. 

Th.I. Tit. 13. 0. 78. in Anh. 0. 39. Rescr. vom 9. März 
1195, betr. die Bedeutung des Worts tt Gerichtssprengel", v. R.III. 
5.41. 

Th.I. Tit. I». 0. ?3. CO. vom 24. April 1 8 1 2, betr. einige 
Punkte der Militairverfassung (Befugnis» der Militairgerichte zur 
Aufnahme von Testamenten). G. 5. 5. 129. (*• «<* G. O.IL 1. f. 1. 
^nÄ.$.4l8.) 
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Th.I* Tlt.lÄ. 0. 70. Verordnung vom 18. üfas 1813, Wf« 
Aufhebung der Forschrift $.1. Tit. III. Sert.III. de$ Justixregle- 
ments für den Magistrat der Stadt Breslau. &. S. S. 71. 

Wir Friedrich Wilhelm, Ton Gottes Gnaden König yon 
Preussen etc. etc. Finden Uns bewogen, den §.1. Tit. HL 
Sect. III. des Justiz - Reglements für den Magistrat der Stadt 
Breslau vom 1. November 1787, worin festgesetzt ist: 

dass alle Ton der Breslauschen Bürgerschaft errichtete Te- 
stamente, bei Strafe der Nichtigkeit, nach der in dem 5ten Ar- 
tikel der Breslauschen Statuten enthaltenen Vorschrift bei 
dem Magistrat gerichtlich niedergelegt werden müssen, 

ausdrücklich, wie hiermit geschiehet, aufzuheben und ausser 
Kraft zu setzen und dagegen zu verordnen, dass die Bürger 
und Einwohner der Staat Breslau die unbeschränkte Freiheit 
haben sollen, ihre letztwilligen Verordnungen vor jedem ge- 
hörig besetzten Gerichte nach den Bestimmungen des A.L. R. 
Th.I. Tit. 12. §.72 und folg., mit voller Gültigkeit zu er- 
richten oder bei demselben niederzulegen. 

Th.I. Tit. 1». 0.99. Anh. 0.09. Reser. vom 22. Mai 
1818, betr. die UnStatthaftigkeit der ausser dem Gerichtssprengel vor- 
genommenen* Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Gr. I. S. 47. 

Th. I. Tit. U. 0. 8». Rescr. vom S.Mai 1815, beir.jie Gültig- 
keit des, einem mit dem Testator verwandten Richterübergebenen Testa- 
ments. Gr. I. S. \7. 

Tb. I. Tit. 19. 0. Ol. in Aull. 0. 30. Reser. vom 30. Oetbr. - 
i 797 » wegen Zulässigkeit der Einreichung der von Patrimonialgeriehten 
aufgenommenen Testamente an das Obergericht, v. R. IV , S. 339* 

Th.I. Tit.l*. 0.91. Anh. 0.39. Rescr. vom 12. Febr. 

1832, dass auch ein Untergericht ein von einem andern Untergericht auf- 
genommenes Codicitt zur Ferwahrung annehmen kbmne. Gr. FI. S. 1 2. 

Th.I. Tit. 19. ff.99. C. O. vom 2 {.Januar 1833, betr. die 
Errichtung von Testamenten vor den Magistraten. G.8. 8. 13. 

Ich habe aus Ihrem Berichte vom 7ten d. M. ersehen, 
dass bei den Gerichten über die Anwendung des §.99- Tit. 12. 
Th.1. des A. L.R., betreuend die Errichtung von Testamen- 
ten vor den Magisträten, Zweifel entstanden sind. Zur Er-* 
* ledigung derselben verordne Ich hierdurch nach Ihrem An- 
trage, dass in Städten, wo der Richter nicht am Orte wohnt, 
oder wo nur eine zur Verwaltung des Richteramts bestellte 
Person vorhanden ist, in Abwesenheit derselben, Testamente 
rechtsgültig von einer aus dem Burceroeister oder dessen 
Stellvertreter und zwei Magistratsmitghedern bestehenden De- 
putation an- und aufgenommen werden dürfen, und dass es 
ausser dem geleisteten Amtseide der Mitglieder dieser Depu- 
tation, keiner besondern Vereidigung derselben zu Amtsver- 
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richtungen dieser Art bedarf. Die Stelle des einen Magistrats- 
mitgliedes kann durch den Stadtsecretair , einen vereideten 
Gerichtsschreiber, oder eine der §. 94. Tit. 12. Th. 1. des 
A. L. R. genannten Personen vertreten werden. Ich beauf- 
trage Sie, diese Bestimmung durch die G.S. bekannt zu machen. 

Tb. I« Tit. 19. ß. ÖO. Rescr. vom 10. Juni 1833, betr. die Ab- 
gabe der von Magistraten au/genommenen Testamente an das betref- 
fende Gericht. Gr FL S. 13. 

Tb. I. Tit. 1». fi. 99. C. O. vom 6. Novbr 1834, betr. das Ver- 
fahren bei Auf - und Annahme letzt willig er Verordnungen im Gross- 
herzogthum Posen. G. S. S, 181. 

Zur Erleichterung der Auf- und Annahme letztwilliger 
Verordnungen im Grossherzogthume Tosen, setze Ich nach 
Ihren Anträgen für diejenigen Städte des Grossherzog thu ms, 
welchen die Städteordnung vom 17. März 1831 bis Jetzt noch 
nicht verliehen ist, da» Verfahren bei Ausführung der Vor- 
schriften §.99. Tit. XII. Th.I. des A. L. R. und Meiner Order 
vom 21. Januar 1833 dahin fest: dass die Deputationen zur 
Auf- und Annahme des letzten Willens, aus dem Bürgermei- 
ster oder dessen Stellvertreter und aus zwei Rathmännern zu 
bilden sind, wobei in Stelle des einen Rathmannes ausser 
den in Meiner Order vom 21. Januar 1833 und in §.94. Tit. XII. 
Th.I. des A. L. R. bezeichneten Person auch ein Mitglied des 
Stadtraths oder ein zur interimistischen Verwaltung einer 
vakanten katholischen Pfarrstelle von der geistlichen Behörde 
abgeordneter Kommendarius, zugezogen werden kann. Sämmt- 
licne Mitglieder einer solchen Deputation müssen des Lesens 
und Schreibens der Deutschen Sprache kundig sein, ist 
der Testator nur der Polnischen Sprache mächtig und muss 
daher nach §. 152. der Verordnung vom 9* Februar 1817 das 
Protokoll in Polnischer Sprache aufgenommen und demsel- 
ben in Gemässheit der Verordnung vom 16. Juni d. J. Art. IX. 
eine Deutsche Uebersetzung beigefügt werden; so kommt es 
bei der Anwendung der Vorschriften des A. L. R. Th. I. 
Tit. XII. §.125-132. darauf an, ob alle, oder doch wenig- 
stens zwei Mitglieder der Deputation der Polnischen Sprache 
kundig sind, in welchem Falle die Deputation selbst das Pro- 
tokoll in Polnischer und Deutscher Sprache aufzunehmen hat, 
Ist dagegen nur Ein Mitglied der Polnischen Sprache kundig, 
so bedarf es der Zuziehung Eines vereideten Dollmetschers 
und, wenn kein Mitglied Polnisch versteht, müssen zwei 
vereidete Dollmetscher zugezogen werden. Sie haben hier- 
nach weiter zu verfügen und diese Anordnung durch die 
G. S. zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Th.I. Tit. 18. ß. lOl. Rescr. vom 23. Juni 1812, betr. die 
Gültigkeit eines mit judischer Schrift unterzeichneten Testament*. 
Gr. LSAS* 
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Tb. I. Tit. 12. 0. 109. Rescr. vom 9. August 1802, betr. die 
unterlassene Ali estirung des Anerkenntnisses eines vom Testator offen 
jibergebenen Testaments» v.R. VII. 5.200. 

Th. I. Tit. 1». 8* 115. Rescr. vom 3. Juli 1816, dass bei ei- 
mm wechselseitigen Testamenty auch wenn beide Testatoren nicht 
schreiben hörnen, doch nur zwei Zeugin zuzuziehen sind. Gr. I. 5. 49» - 

Tb. I. Tit. 12. 0. 115. IIB. Muss die von einem Testator, 
der sonst schreiben Hann, mit geführter Hand erfolgte Unterschrift 
des Protocolls, welches die Erklärung seines letzten Willens enthält, 
durch zwei zugezogene Zeugen beglaubigt werden ? Erk. des 0. L. 
Ger. zu Frankfurth vom 10. Octbr. 1818, und des G.Ob. Trib. S. u. 
v.S. Rechtsspr. B.I. S.26l. 

Tb.I. Tit. 12. 8.123. Rescr. vom 24. J«ni 1802, betr. das 
Verfahren bei Auf nähme eines Testaments von einem Tauben. v.R. 
TU. 5.175. 

Tb.I. Tit. 19. 0.123. Rescr. oom 10 Mai 1806, wegen An- 
wendung der Zeichensprache bei Aufnahme von Testamenten taub- 
stummer Personen, v. R. VIII. S. 589» 

Th. I. Tit. 1». 8* 126. Rescr. vom 25. Septbr. \ 795, betr. die 
Testamente der Wenden. v.R. III. 5. l48. 

Tb.I. Tit. 13. 8.127. in Anh. 8« 31 und 32. Rescr. 

vom 1 2. Novbr, 1798, betr. die Förmlichkeiten bei Auf nchmung der 
Testamente solcher Personen, welche der deutschen Sprache nicht 
mächtig sind. v.R.V. 5.234. 

Th.I. Tit. 12. 8*129. Rescr. vom 11 Juni 1824, betr. die 
Zahl der Dolmetscher und Zeugen bei Aufnahme von Testamenten, 
welche der Sprache des Richters nicht mächtig sind* Gr. I. 5.49- 

Tb.I. Tit. 12. 8*139. in Anh. 8*33. Rescr. vom 

26. Febr. 1798, belr. die Unterlassung der Versiegelung eines Tes- 
taments mit dem Gericktssiegel und Bemerkung der Ueberschrcibung 
im Annahmeprotocoll. v.R V. 5.50. 

Th. I. Tit. 13. 0. 161. in Anh. 8* 34. Rescr. vom 

1 6. Febr. 1 80 ! , betr. die Kraft der von einem Justiz - Commissarius 
und einem Zeugen errichteten Codi alle. v.R. Fl. 5.451. 

Th. I. Tit. 12. 8* 161 eeqq. 646 und 618. ist ein Le- 

• gat, welches in einem vor Notar und Zeugen aufgenommenen Ehe- und 
Erbvertrage einem, dem Vertrage mit Bewilligung der Confrahenten 
nicht ausdrücklich beigetretenen Dritten vermucht ist, überhaupt und 
auch in sofern gültig, als es den 20sten Theil des Nachlasses über- 
steigt? Erk. des G. Ob. Trib. vom S.März 1817. 5. u. v.S. Recht s- 
spr. B.III. 5.100. 

Th.I. Tit. 12. 8*163. in Anh. 8*35. Rescr. vom 

3. Novbr. 1 800, betr. die Gültigkeit der aussergerichtlichen Codicille. 
v.R. FI. 5.334. 
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Tb. I« Tit. M. Q. 13% Seqq* Ist ein dem gegenwärtigen Noth- 
erben mündlieh aufgetragenes Legat auch dann gültig, wenn dem 
Jfotherben im Testamente nur der Niessbrauch des Nachlasses auf 
eine bestimmte Zeit zugewendet ist, die Substanz dagegen seine Kin~ 
der erhalten sollen, er jedch eveniualitcr in den Pflichttheil einge- 
setzt ist ? Erh. des G. Ob. Trib. vom 6. April 1818. «S. «. v. S. Rechts- 

. #pr. B. UL S. 80. 

Th.I. Tit. IS. 8*175. Gesetz vom 3. April 1823, über die 
Testamente der Preuss. Gesandten und gesandschaftlichen Personen 
bei fremden Höf en. G.S. S.AO. 

Zur Beseitigung der entstandenen Zweifel über die Vor- 
schriften, welche Unsere Gesandten und das Gesandtschafts- 
personal bei Testamenten, welche sie während ihres Aufent- 
halts im Auslande errichten, zu beobachten haben, und um 
hierbei eine einfache und zuverlässige Form zuzulassen, setzen 
Wir auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, und nach 
vernommenem Gutachten Unseres Staatsraths hierdurch fest: 

§.1. Die letztwilligen Verordnungen Unserer Gesandten, 
Minister -Residenten und Geschäftsträger, und aller zur Ge- 
sandtschaft gehörigen Personen, welche im Staatsdienst ste- 
hen, sollen auch ferner, wie bisher, in ihrer äusseren Form 
alsdann gültig sein, wenn sie die Gesetze des Orts, wo sie 
errichtet werden, erfüllen. 

§. 2. Die im vorigen §. genannten Personen sind jedoch 
auch befngt, frei von den Gesetzen des Orts, nach folgenden 
Vorschriften rechtsbeständig zu testiren: 

Eine dergleichen letztwillige Verordnung muss eigenhän- 
dig vom Testator ge- und unterschrieben, auch datirt sein. 
Hiernachst muss sie von demselben mittelst eines mit Ver- 
merk des Tages und Jahres, eigenhändig geschriebenen An- 
nahmegesnehs Unserm Ministerium der auswärtigen Ange- 
legenheiten eingesandt, und durch dasselbe, nebst dem An- 
nahmegesuch, bei dem Kammergericht niedergelegt werden, 
welches darüber den gewöhnlichen Depositionsschein aus- 
zufertigen hat. 

Die Gültigkeit einer solchen privilegirten Willensverord- 
nung fän^t von dem Zeitpunkt an, wo dieselbe der Post 
oder demjenigen Kurier oder auch Reisenden übergeben 
worden ist, durch welchen zugleich die Einsendung der 
gesandtschaftlichen Berichte bewirkt wird. 

§. 3. Die im §. 2. vorgeschriebenen Förmlichkeiten sind 
zur Gültigkeit des Testaments dergestalt nothwendig, dass, 
wenn eine von ihnen verabsäumt worden, der letzte Wille 
nicht bestehen kann. , 

§.4. Die Befugniss, nach Vorschrift des §.2. zu testi- 
ren, steht weder den Ehefrauen und Kindern der $. 1. ge- 
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nannten Beamten, noch überhaupt solchen zur €esanduchaft 
«ehörigen Personen zu, die nicht im Staatsdienste sich be- 
finden. 

§. 5. Ein nach den Bestimmungen des §. 2. errichtetes 
Testament behält seine Gültigkeit bis auf ein Jahr nach der 
auf geschehene Rückberufung erfolgten Rückkehr des Testa- 
tors in Unsere Staaten. 

§. 6. Die Fähigkeit zu testiren, und die Rechtsbeständig- 
keit des Inhalts der Testamente, soll auch in den Fällen des 
§. 1 und 2, nach den §§. 38 und 39. der Einleitung zum A. L. 
R. beurtheilt werden. 

Th.I. Tit. 19. ß. 177 -19» und MO. In Anh. &. M- 

3^ und 41. Piddicandum vom 14. März 1797t wegen FAnfükrung 
des A. />. R. bei den MÜitair- Gerichten, (s. ad A. L. R. Puhl. Pat.) 

TIl.I. Tit. 12. $. 1§3. C. O. vom 11. Juli 1S33, betr. die 
Glaubwürdigkeit der von f^azareth- Administrationen ausgestellten Todt er- 
scheine und die Aufbewahrung der von JWlitairpersonen im Felde errich- 
teten Testamente. G.S. S. 239. (*. ad A. L, R. iL lt. \> 62.) 

Tb.I. Tit. 18. S. f Oliind 200. C. O. vom \9.Juli is.U, 

betr. den Gerichtsstand der zu den Garnisonen in den Bundesfestuugen 
Mainz und Lübsenburg geh ur igen diesseitigen Vnterthanen. G. S. S. 1 32* 
(e. odA. G. O. I. 2. $.48.) 

Tb. I. Tit. 18 ß. 199 Seqq. C. O. vom 12. Juti 1$31 , betr. 
die fürmlichheiten der Testaments- Errichtung bei denjenigen Personen, 
welche sich in den, wegen ansteckender Krankheit gesperrten Häusern, 
Strassen oder Gegenden befinden. G. S. S. 1 56. 

Auf den Bericht des Justizministeriums vom oten d. M. 
bestimme Ich hierdurch: 

1) dass die in dem A. L. R. Th. I. Tit. 12. §.199., wegea 
der privilegirten Testamente enthaltene Vorschrift, auch auf 
den Fall Anwendung finden soll, wo einzelne Häuser und 
Strassen wegen der darin herrschenden ansteckenden Krank- 
heiten abgesperrt, und die Bewohner sich des richterlichen 
Amts zu bedienen dadurch verhindert sind. 

2) Dass in solchen Fällen den bei den angeordneten Schurz - 
deputationen bestellten Aerzten, Polizeibeamten, stellvertre- 
tenden Offizieren und Schutzkommissions- Vorstehern die Auf- 
nahme der Testamente mit rechtlicher Wirkung in eben der 
Art nachzulassen, wie solches, unter Beobachtung der im . 
$. 194* 1. c. vorgeschriebenen Förmlichkeiten, dem Prediger 
oder Kaplan verstattet ist. 

3) Dass zum Nachtheil derjenigen Individuen, welche sich 
in den wegen ausgebrochener ansteckender Krankheit abge- 
sperrten Häusern und Strassen befinden und mit den Ge- 
richtsbehörden solchergestalt ausser Kommunikation gesetzt 
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sind, Keine Kontiimazial-Bestimmung, auch keinerlei Präklu- 
sion wegen versäumter Fristen erlassen werden darfc 

Das Justizministerium hat demgemäss sämmtliche Ge- 
richtsbehörden mit der nöthigen Anweisung zu versehen. 

Th*I. Tit. M. S. 198 Seqq. CO. vom S.Ocfober i $31, betr. 
die Nichtanwendung des §. 192. h.t. auf die letztwilligen Verfugungen der 
$. 198. benannten Personen des Civilstandes. G. S. S. 225. 

Aus dem Berichte des Justizministerii vom 27sten v. Mts. 
habe Ich den Zweifel eines Gerichtshofes über die Anwen- 
dung des §. 192. Tit. XII. Th. I. des A. L. R. ersehen, und 
erkläre zu dessen Beseitigung die Ansicht für begründet, dass 
die Ausnahme von den gesetzlichen Förmlichkeiten der Te- 
stamente -für Personen des Civilstandes, denen im §. 193. nach- 
gelassen ist, militairisch zu testiren, wenn sie durch eine an 
ihrem Wohnorte ausgebrochene ansteckende Krankheit oder 
durch Kriegsgefahr verhindert werden, sich des richterlichen 
Amts zu bedienen, nicht auf die im §. 192. den aktiven Mi- 
litairpersonen erlaubte Form einer letztwilligen Verfügung zu 
erstrecken, vielmehr den Personen des Civilstandes in den 
Fällen des §. 198. nicht gestattet ist, blos mündlich vor zween 



ministerium hat den anfragenden Gerichtshof hiernach zu be- 
lehren und diesen Befehl durch die G. S. bekannt zu machen. 

Th.I. Tit. 13. $.193 scqq« CO. vom 19.«/«*« 1832, betr. 



Form dar Testamente bei ansteckenden Krankheiten in der Provinz Nen- 
Vorpommern. G. S. S. 1 79* 

Um die Zweifel zu beseitigen, welche sich bei den Ge- 
richten in der Provinz Neu- Vorpommern über die Auslegung 
der dort noch gellenden gemeinrechtlichen Vorschriften, in 
Bezug auf den Umfang des Privilegiums der zur Zeit ansiek- 
keuder Krankheiten gemachten Testamente, gebildet haben, 
setze Ich, auf Ihren Bericht vom 22. Mai d. J., hierdurch fest: 

dass mit Aufhebung der Bestimmungen des gemeinen Rechts, 
. die Vorschriften des A. L. R. Th« I. Tit. 12. §§. 177-183-187. 
incl., 194.198. bis und mit 202., imgleichen §. 24l. unter 
den Modifikationen, die Ich in Meiner Order vom 12. Juli 
v. J. für die äussere Form der bei ansteckenden Krankhei- 
ten privilegirten Testamente vorgeschrieben habe, in der 
Provinz Neu - Vorpommern zur Anwendung zu bringen 
sind, ohne dass hierdurch an den Festsetzungen des gemei- 
nen Rechts über den Inhalt letzter Willensverlügungen et- 
was abgeändert werden soll. 

Sie haben die gegenwärtige Verordnung durch die G.8. 
bekannt zu machen, und derselben die darin allegirten Vor- 
schriften des A. L. R. in Abdruck beilügen zu lassen. 




erklären. Das Justiz- 
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Tb. I. Tit. 13. ß. 316. a) Awcr. *om 27. J«fflS18, *<?<r.</.Vr 
Untersagung der Eröffnung eines letzten ff Ellens. Gr. I. S. 49. 

1>) Rescr. vom ii.Noobr. 1833, 6<*r. das Ferfahren zur Ferhütunp, 
dose Testamente nicht ganz oder zu lange uneröffnet bleiben. Gr. VI. 
S. 753. 

Tb. I. Tit. 13. 8. 333. Äwcr. ©om 1 7. 1 806, tfo** der Rich- 
ter bei Publication eines Testaments auf die Mängel desselben die interes- 
1 ««^ aufmerksam zu machen habe. v. R. Fi IL S. 595. 



Th. I. Tit. 1». ß. 336 Seqq. Rescr. vom 3. D«?£r. 1 832, betr. 
die Ausfertigung niedergelegter Testamente mit dem Annahmet »roiocott. 
Gr. FL S. 15. 

Th.I. Tit. 18. 8. 330. fieicr. wm 10. Ifecftr. 1801, A«?/r. dfe 
Publication und Aufbewahrung wechselseitiger Testamente. v. R. Fi. 
S. 679. (*. «f^. G. 0. 1L\. §. t ö. in Anh. §. 430.) 

Th.I. Tit. 18. ß. 330. Rescr. vom 12. Abctfr. 1819, betr. die 
Ausfertigung des Testaments für mehrere Erben gemeinschaftlich. Gr. L 
S. 50. 

Tb. I. TilT.,13. 8» 33f. Rescr. vom 1 3. April 1821, betr. die Aus- 
fertigung des Testaments, wenn der publicirende Richter nicht der ordentli- 
cheist. Gr. L S. 50. 

Tll. I. Tit. 19. 8* 937. a) Rescr. vom 25. August 1 323, wegen 
Einreichung des Original - Annahmeprotocolls mit dem Testamente an den 
ordentlichen Richter. Gr. I. S. 5 1 . 

b) Rescr. vom 28. Octbr. 1833, betr. die Aufbewahrung und Ausferti- 
gung der von Ausländern im inlande errichteten Testamente) Gr. Fi. 
S. 754. 

Th.I. Tit. 1». 0.339. Rescr. ixjm 13. April i&0l 9 betr. die 
Einsendung der bei Untergerichten dejtonirten Testamente an das Oberge- 
richt im Falle des nebenbemerkten $. v. R. Fl. £.491. 

Th.I. Tit. 13. 8. 339. Rescr. vom 26. August 1833, dass es 
der Einreichung von Testamenten, welche Legate für milde Stiftungen ent- 
halten, von den Untergerichten an das Landes - Justizcollegium nicht mehr 
bedarf. Gr. FL S. 15. 

Tb. I. Tit. 13. ß. 381 Seqq. 591. 531. Wenn der Testa- 
tor seine Geschwister und Geschwisterkinder zu Erben berufen hat, ein ein- 
gesetzter Bruder aber vor dem Testator verstirbt, in welchem Falle treten 
die Kinder des Ferstorbenen dann in seine Stelle f Erk. des G. Ob. Trib. 
vom 1 3. Decbr. 1810. S. u. v. S. Rechtsspr. B. IL S. 56. 

Tb. I. Tit. 13. ß. 466. Der Fidudarius ist, im Fall einer ge- 

wohnlichen ßdeicommissarischen Substitution, nicht verpflichtet, die Gebäude 
des Fideicommissgutes bei der Feuer- Societät höher versichern zulassen, 
als er dieselben von dem Erblasser versichert erhalten hat. Erk. des G. Ob. 
Trib. vom 5- Januar 1 804. S. u. v. S. Rechtsspr. B. L S. 124. 
topff Ergänz, z. d. Prcuss. Gesctib. I. 11 
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Th. I. Tit. 18. ß. 581. 531. S. Judieat ad §. 2S1. A. f. 
Th.I. Tit. IS. ß. 466 SCqq. S. ad §. 53 seqq. h .t. 

Th. I. Tit. 18. ß. 557 seqq. W.Mai 1804, &«ir. 

<ft> Ernennung und Qualification von Testamentseacecutoren, und Bestellung 
von Vormündern in einem Testamente, v. B. VIII. £.60. 

Tb. I. Tit. 18. ß. 571. fieser, vom i.März 1S02, betr. die Ue- 
bersendung eines zurückzugebenden Testaments durch die Post. v. R. VII. 
S. 65. 

Th. I. Tit. 18. ß. 605. Auch denjenigen, welcher Jen Erblasser 
durch psychologischen Zwang an der Errichtung eines Testaments 
verhindert hat, frißt der Verlust aller Fortheile aus der gesetzliehen Erb- 
folge oder aus einem frühem Testament ; dagegen findet dieser V erlusi 
nicht statt, wenn die Errichtung des Testaments durch Bitten oder Be- 
trug verhindert ist. Erk. des G. Ob, Trib. vom 4. April 1833. S.u.v.S. 
Bechtsspr. B. IV. S. S 1 . 

Th.I. Tit. 18. ß. 606. 607. Wer die gerichtliche Vollziehung 
einer Schenkung verhindert, muss demjenigen, der durch die Schenkung be- 

■ dacht werden sollte, für die entgangenen Vortheile gerecht werden. Erk. 
des G. Ob. Irib. vom 1 Q.Juni 1805. 6» «. v. & Bechtsspr. B. J. S. 59. 

Th.I. Tit. 18. ß. 681 Seqq. Rescr.vom 27. Decbr.X 796, wo- 
gen Aufnahme und Versiegelung .der Erbverträge. v. B. III, S. 665. 
(s.ad A. G.O.II. 4. §.15. Anh. §.431.) 

Th. I. Tit. 18. ß. 646 - 648. S. Judieat ad §. 1 6 1 . seqq. h. t. 

Tb. I. Tit. 13. ß. 89. Rescr. vom 28. Hovbr. 1825, dass auch 
Frauenzimmer Vollmachten übernehmen können. Gr. I. S. 52. 

Th.I. Tit. 13. ß.68.63. Wird ein lotterte -Gewinn Eigenthum 
einer Ehefrau, wenn dieselbe das Loos gekauft, den Einsatz aber von dem 
ihr, vom Ehemann zur Bestreitung der IVirthschaftskosten gegebenen Geld* 
entnommen hati Erk. des G.Ob. Trib. vom 7. Beehr. 1809. S.u.v.S. 
Bechtsspr. B.I. S. 303. 

Th. I* Tit. 13. ß. 65 Seqq. 88. Der Indossator eines von ei- 
nem Mchtwechselfuhig-en in Wechselform ausgestellten, von einem W ech- 
selfähigen mittelst eines Indossements pro cura indossirten Schuldseheins, 
kann nach erloschener IVechselkraft, von seinem Indossanten nur den wirk- 
lich erlittenen Verlust erstattet verlangen. Erk. des O. L. Ger. zu Halber- 
Stadt vom 8. Itovbr. 1 825. S. u. v. S. Bechtsspr. B. II. S. 323. 

Th.I. Tit. 13. ß.Mr-M. ist eine von dem Verkäufer eines 
Guts einem Dritten ertheifte Zusicherung eines Geschenks für seine Bemü- 
hungen bei dem Verkauf, als Versprechen einer belohnenden Schenkung- 
oder eines Maklerlohns zu erachten, und kann als Proveneticum für den 
Ferkaufeines Guts auch mehr als 1 pCt des Kaufgeldes gültig versjn-ochen 
werden} Erk. des G, Ob. Trib. vom April 1 828. S. u. v. S. Bechtsspr. 
B.II.S. 139. 
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Th. I* Tit. 13. 0. 76« Rescr. vom 19. Febr. 18Ü8, betr. die Be- 
strafung 1 derjenigen, welche sich bei Darlehnsverschaffungen mehr als das • 
gesetzliche Maklerlohn haben zahlen lassen, v. R. IX. S. 111. 

Th.I« Tit. 13* 0.1O3. a) Rescr. vom 26. April 1306, dass 
eine auf Empfangnahme der Gelder ausgestellte Specialvollmacht auch zur 
Cession genüge, v. R. Will. S. 514. 

!>) Rescr. vom 19. Octbr. 1809j dass ein Specialbevollmilchtigter, weK 
eher zur Einziehung einer Forderung bevollm achtigt, solche zu cediren nicht 
befugt sei. v. R. X. S. 162. 

Tb. I. Tit. 13. 0. 115. in Anh. 0. 45. Rescr. vom 
28. Septbr. 1795, betr. die Specialvollmachten öffentlicher Institute, v. R. 
///. S. 150. 

Th. I. Tit. 13. 0. 115. Anh. 0. 4&. Form <fer Specialvoll' 
machten der Stadtgemeinden, s. Anh. zur A. G. O. §. 46. 

Th« I* Tit. 13. 0. 117. Rescr. vom 1 S. April 1 823, &efr. «Ä> volle 
Wirksamkeit der in den Rheinprovinzen vor Notarien ausgestellten Special- 
vollmachten. Gr. 1. S. 52. 

Th.I. Tit. 13. 0.117. Anh. 0. 16. Rescr. vom 30* Ma 
1823, betr. die gesandschaftliche Reglaubigung ausgestellter Vollmachten. 
Gr. 1. S. 53. 

Th. I. Tit. 13. 0. 117. Anh. 0. 49. C. O. vom u.Novbr. 

1829, betr. die Befugniss der Consuln und Consularagenten in den überseei- 
schen Ländern zur Aufnahme und Attestiruug von Vollmachten diesseitiger 
Unterthanen. G. S. de 1330. S. 2. 

Ich will auf Ihren gemeinschaftlichen Antrag vom 31sten 
v. M. Meinen Konsuln und Konsular-Agenten in den über- 
seeischen Landern die Befugniss erf heilen, den gerichtlichen 
gleich zu achtende Vollmachten Meiner Unterthanen aufzu- 
nehmen und zu attestiren. 

Th.I. Tit. 13. 0.134-139. Ein Commissionnair f welcher das 
Kaufgeld der ihm zum Verkauf gesandten Waaren, ohne Authorisation sei- 
nes CommiUenten creditirt, haftet diesem JUr den Ausfall. Erk. des G. Ob. 
Trib. vom 10. Januar 1316. S.u.v.S. Rechtsspr. B. I. S.'l\6. 

Th.I. Tit. 14. 0.9. Derjenige haftet nicht als Depositar, welcher 
eine fremde, ihm nicht besonder* übergebene Sache, ohne sich zu deren Auf- 
bewahrung zu verpflichten, in ein ihtn gehöriges Behältniss zu bringen ge- 
stattet. Erk. des ostpreuss. Trib. vom 1 . Sejttbr. 1821. & u. v. S. Rechts- 
spr. B. i. S. 434. 

Th.I. Tit. 14. 0.189. C. O. vom S.ßlai 1821, betr. die Annahme 
der Staatsschuldscheine als depositalmassige Sicherheit. G.S, S.A6. 
(s. ad D.O. 7Yl.i.{.41.) 

Th. I. Tit. 14. 0. 200. Rnihidt das Versprechen des Zedenten 
einer hypothekarischen Forderung, dem Cessionar für jeden Ausfall mit sei- 

, 11* 
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nem übrigen Vermögen haften zu wollen y die Verpflichtung zur Gewi'ihrslei- 
stung oder die Uebernahme einer Bürgschaft f Erk, des G. Ob. Trib. vom 
1 4. Mai 1 333. S. u. v. S. Rechisspr, B. IV. S. 63. 

Tb. I. Tit. 0. 909 und 973. C. O. vom 2. Febr. 1315. 

dass niemand eine die Hälfte seines Vermögens übersteigende Caution für 
Kassenbediente machen soll. G, S. S.9. 

Es tritt jetzt zum öftern der Fall ein, dass diejenigen) 
welche für Verwalter von Kassen oder anderem Staats -Ver- 
mögen Kaution geleistet haben, bei entstandenen Defekten, 
diese Kaution nicht anders, als mit ihrem gänzlichen Ruin, 
verlieren können, und dieser Umstand hat von Zeit zu Zeit 
die Niederschlagung mehrerer nicht unbedeutender Defekt- 
Summen veranlasste Dem soll für die Folge dadurch begeg- 
net werden, dass Niemand eine die Hälfte seines Vermögens 
übersteigende Kaution für einen Kassenbedienten, oder für 
andere Verwalter von Staatsvermögen machen darf; indem 
man sich nur in diesem Falle ohne Härte gegen den Bürgen 
an die bestellte Kaution halten kann. Eine Nachweisung 
des Vermögens von Seiten des Caventen ist hierbei nicht nö- 
thig; es ist hinreichend, wenn er bei der Kautionsleistung 
versichert, dass der Betrag der Kaution die Hälfte seines Ver- 
mögens nicht übersteige, und ihm dabei bekannt gemacht 
wird, dass er mit dieser Versicherung zugleich auf alle und 
jede Nachsicht bei der etwa n igen Einziehung der bestellten 
Kaution Verzicht leiste. Das Staats-Ministerium hat hier- 
nach das Erforderliche für künftige Fälle zu verfügen. 

Th.I. Tit. 14. S.ZIO. in Anh. fi. Publicandum vom 

20« Febr. 1802, wegen Verhütung der nachtheiligen Folgen simulirter 
Kauf- , Tausch - und Pachtverträge, v. R. VII. S. SS. 

Seine König]. Majestät von Freussen etc. haben durch 
das Publicandum vom 29. Mai 1797 bereits für das Herzog- 
thum Schlesien diejenigen Vorschriften ertheilen lassen, welche 
erforderlich gewesen, um diejenigen, welche Grundstücke 
kaufen oder Geld darauf leihen wollen, gegen die Besorgnis* 
zu sichern, bei Beurtheilung des Werths der Grundstücke 
durch simulirte Kauf- und Tausch - Contracte getäuscht zu 
werden. Die Erfahrung hat indessen gelehrt, dass diese 
schädlichen Simulationen auch in andern Provinzen hin und 
wieder üblich geworden, und sich nicht blos auf Kauf- und 
Tausch- Verträge, sondern auch auf Pacht-, Mieths- und an- 
dere die Nutzungen der Grundstücke betreffende Contracte er- 
streckt haben. 

Seine Königl. Majestät finden daher für nöthig, das oben- 
gedachte Publicandum näher zu bestimmen und zur allge- 
meinen Befolgung in Höchst Dero gesammten Staaten, Nach- 
stehendes hierdurch zu verordnen und festzusetzen: 
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1. Jeder, welcher ein Landgut oder ein anderes Grund- 
stück kaufen oder ein Darlehn darauf geben will, wird zu- 
vörderst erinnert) dass der in dem Hypothekenbuch einge- 
tragene Werth yon der Behörde, welche das Hypotheken- 
buch führt, keinesweges vertreten wird, sondern es vielmehr 
lediglich seine Sache bleibt, sich von dessen Richtigkeit durch 
zulässige Nachfragen und Erkundigungen zu überzeugen. 

2. Um jedoch die Mittel, wodurch diese Ueberzeugung 
bewirkt werden kann, zu erleichtern, sollen künftig in den 
Hypothekenscheinen nicht, wie an einigen Orten geschehen, 
nur die neuesten Er jrbspreise, sondern auch die frühern, 
so weit sie aus dem Hypothekenbuch hervorgehen, aufge- 
führt werden. Ausserdem muss die von dem Landgute oaer 
anderm Grundstücke vorhandene ritterschaftliche oder ge- 
richtliche Taxe, und zwar in letzterm Falle mit Benennung 
des Gerichts, welches die Abschätzung bewirkt hat, in den 
Hypothekenscheinen vermerkt werden. 

3. Wer durch Errichtung simulirter Kauf-, Tausch-, 
Pacht-, Mieths-, Erbzins-, oder anderer ähnlicher Verträge einem 
Grundstücke den Schein eines höheren Werthes beilegt, soll 
als ein Betrüger von Amtswegen zur Untersuchung gezogen, 
und nach dem Grade der dabei zum Grunde liegenden mehr 
oder weniger gefährlichen Absicht, auch nach dem Verhält- 
niss des daher entstandenen grössern oder geringem Gewin- 
nes oder Schadens, mit den in dem A. L. R. Th. II. Tit. 20. 
§.1259-1268. bestimmten Strafen belegt werden. 

4. Wenn der Besitzer eines Grundstücks durch derglei- 
chen Scheinverträge andere verleitet hat, ihm einen höhern 
Credit zu bewilligen, und es entsteht demnächst über sein 
Vermögen Cpncurs, wobei solche hintergangene Gläubiger 
Verlust leiden, so soll derselbe niemals zur Cessio bonorum 
verstattet, sondern nach Vorschrift des A. L. R. Th. II. Tit. 20. 
§. 1458-1472, und nach Beschaffenheit der sonst eintretenden 
Umstände, als ein muthwilliger und fahrlässiger Banquerou- 
tier bestraft werden. 

5. Gleiche Strafen, wie die Contrahenten selbst (§. 3.) 
haben auch alle diejenigen verwirkt, welche an den mehr- 
gedachten simulirten Verträgen als Mittelspersonen auf irgend 
eine Weise wissentlich Theil nehmen, und überdies sind die- 
selben denen, die hierdurch Schaden erleiden, mit den Haupt- 
Contrahenten, einer für alle und alle für einen, zur Entschä- 
digung verpflichtet. 

6. Weder die Gerichte, noch die Justiz -Commissarieii 
und Notarien, imgleichen die patentirten Mäkler und Agen- 
ten sollen sich bei Aufnehmung der Contracte zu Werkzeu- 
gen unerlaubter Simulationen gebrauchen lassen; vielmehr 
müssen sie, wenn sie wegen einer solchen Simulation erheb- 
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liehen Verdacht haben, und die Contrahenten sich durch 
Vorhaltungen von ihrem strafbaren Vorhaben nicht abbrin- 
gen lassen wollen, den ihnen gemachten Auftrag ganz ableh- 
nen. Ausserdem müssen diejenigen Gerichtspersonen, welche 
bei Ausübung ihres richterlichen Amtes von solchen Simu- 
lationen glaubhafte Kenutniss erlangen, davon der Behörde 
Anzeige thun, damit nach Beschaffenheit des obwaltenden 
Verdachts und der sonst eintretenden Umstände die Untersu- 
chung wegen der unternommenen Simulation veranlasst und. 
bis zu deren Erledigung die Eintragung solcher verdacht igen 
Contracte in die Hypothekenbücher nicht gestattet werde. 

7. Gerichtspersonen, Notarien, Mäkler und Agenten, 
welche wissentlich simulirte Verträge von der oben erwähn- 
ten Art unterstützen und begünstigen, sollen ausser der §.5. 
bestimmten Strafe ihres Amtes entsetzt, wenn sie aber die 
ihnen §. 6. auferlegten Pflichten aus Fahrlässigkeit verabsäu- 
men, nach Verhältnis des Grades der verschuldeten Fahr- 
lässigkeit nach Anleitung des A.L.R. Th.II. Tit.. 20. §.334- 
336, bestraft werden. 

Seine König]. Majestät befehlen Jedermann, besonders aber 
sämmtlichen Behörden, welchen die Führung der Hypothe- 
kenbücher anvertraut ist, sich nach diesem Publicando ge- 
nau zu achten etc. 

N. C. C. T. XI. S. 767. No. 14. de 1802. 

Th.I. Tit. 14. $. 880. Verordnung vom 30. August 1833. 
betr. die Aufhebung der Geschlechtsvormundschaft in Schlesien und 
der in der Rudolphinischen Polizeiordnung enthaltenen Forschriften 
wegen der Bürgschaften der Frauen für ihre Männer. G. S. S. 96. 
(s.adA.L.R.II.iS. $. 390 

Th.I. Tit* 14. $.821. in Anh. 0.48. Rescr. vom 
29.Septbr.iS00, betr. die Certioration der Frauenspersonen bei Bürg- 
schaften. v.R.VL S.2G\. 

Th. I. Tit. 14. 0. $21 seqq. 838. 833. Haftet eine Ehe- 
frau, die sich in einem Schuld • Instrumente mit ihrem Ehemanne als 
Selbst- oder Mit Schuldnerin verpflichtet hat, auch als Bürgin nur 
dann, wenn sie,tvie bei der Uebernahme einer Bürgschaf i , gerichtlich 
certiorirt worden ? Erh. des G. Ob Trib. vom \6.Märzi$26, desgl. 
vom 11. Novbr. 1830. S. u v.S. Rec/itsspr. B.IL S.21i. und B.III. 
S. 249. 

Th. I. Ttt. 14. 881 - 834. Hängt die Notwendigkeit der 
Certioration bei Bürgschaf ten der Frauenspersonen von dem Orte des 
geschlossenen Contracts , oder von dem Wohnorte der Frauinsperson 
ab ? Erh. des O L. Ger. zu Halber Stadt vom 2. April ibi9. S. u. v.S. 
Rechtsspr. B.II. 5.425. 

Th. I. Tit. 14. 8. 881-886. Anh. ft. 48 und*. 407. 

Ist die von einer Ehefrau zum gerichtlichen Protocoll und mit Zuzie- 
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hung eines Beistandes erklärte Uebernahme der Schuld ihres Ehe- 
mannes, auch ohne Certioration gültig, wenn das Protokoll ergiebt, 
dass ihr das Wesen und die Folgen der Expr Omission bekannt gewe- 
sen sind ? Erk. des G. Ob. Trib. vom Vu März 1827. S. u. v. S. 
Rechtssjjr. B. II. S. 266. 

* 

Th. I* Tit. 14. &• 830. Rescr. vom 9. Febr. 1802, betr. die 
Belehrung einer Verzicht leistenden Ehefrau, v. R. VII. S. 51. 

Th.l. Tit. 14. &.830. Rescr m vom 2\. April \$2$ y dass zu 
einer Partialcession mit Einräumung der Priorität von einer Frau 
die Certioration nicht erforderlich sei. Gr. I. S. 55» 

Th. I« Tit. 14« . »30. Rescr. vom 20. Febr. 1824, dass zu 
einem Postlocations - Consense einer Frauensperson die Certioration 
nicht erforderlich. Gr.'I. S. 58. 

Th. I. Tit. 14. ß. »30. fl««-. vom 16. Drc&r. 1831, Ar** N 
eine Certioration nicht erforderlich, wenn die Inhaberin einer für sich 
selbst auf ihrem Grundstücke eingetragenen Forderung die Priorität 
cedirt. Gr. VI. S. 17. 

Th. I. Tit. 14. $• 939. Rescr. vom 12. April i 830, betr. die 
Notwendigkeit der Certioration, wenn eine Ehefrau in demselben In- 
strumente, mit ihrem Ehemanne als Bürgen, sich selbst als Haupt- 
schuldnerin verpflichtet. Gr. VI. S. 18. 

Th. I. Tit. 14. 8. »61 und »6». Wann ist zu Gunsten ei- 
nes Bürgen, der sich nur für die Zinsen eines Capitals verbürgt hat, 
das Capital bei dem Hauptschuldner für verloren zu achten? Erk. 
des G. Ob. Trib. vom 28. März 1826. S. u. v.S. Rechtsspr. B. I. 
S.SO. 

Th. I. Tit. 14. 0. S97. 304. 3»©. 393. Wer sich bei ei- 
ner Bürgschaft als Selbstschuldner verpflichtet, entsagt dadurch dem 
Einwände, dass der Haupt Schuldner zuerst belangt werden müsse. 
Erk. des G. Ob. Trib. vom 13. Febr. 1810. S. u, v.S. Rechtsspr. 
B.I. 5.180. 

Tit. I. Tit. 14. 8. 431. Rescr. vom 2h. Becbr. 1816, betr. da* 
Verfahren bei Pfändungen. Gr. I. S. 58« 

Th. I. Tit. 14. 9« 439. a) Verordnung vom 1. Mai 1803, 
wider das Austreiben des Viehes ohne Hirten für Ost - und West- 
preussen. v. R. VII. S. 448. 

D ) Verordnung vom 8. April 1 806 desselben Inhalt f für die Mark 
und Pommern, v. R. VIII. S. 505. (*. ad A.L. R. I. 6. $. 73. ) 

C) Rescr. vom $. Mai i&23, betr. das Pfandgeld in Preussen. 
Gr.I. 5.59. 

Th. I. Tit. 14. ft. 439. Rescr. vom 5. Novbr. 1824, betr. das 
Pfandgeld beim Holzdiebstahl. Gr. I. S. 60. 
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TIl.I. Tit. 15. Ö.M. Wer eine fremde Sache unredlicher 
Weise an sich gebracht, muss sie dem dazu besser berechtiglen Rück' 
forderer unentgeltlich herausgeben, selbst wenn er in Beziehung auf 
diesen nicht unredlich gehandelt hat. Erk. des G. Ob. Trib. vom 
30. April 1833. S. u. v. S. Rechtsspr. B.III. S. 243. 

Th. I. Tit. 15. ß. 19. Anh. 0. ÖO. Verordnung vom 
18. März 1811, betr. die Freiheit der Unteroffiziere und Soldaten 
über ihr Vermögen zn disponiren (§.6.). G. S. de 1812. S. 5. 
(s. ad A.L.R. IL 10. §.27.) 

Tfc. I. Tit. 15. $. 1*. Ge«/* vom 17, /um 1833, wegen Aus- 
stellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten. G. S. S. 75. (*. adA.L.R. I. 11. §.730.) 

Th. I. Tit. 15. 8* 1?. Verordnung vom l6. Juni 1819, oelr. 
die Amortisation verloren gegangener Staatspapiere (§.23.). (?. & 
5.157- (*. adA.G. 0.1. 51. §. 115*etf2.). 

Th.I. Tit. 15. ß. 18. a) Rcscr. vom 29. ü!fa>2 1806, otfr. 
rfas Verfahren bei Wieder coursgebung ausser Cours gesetzter Pf and» 
briefe. v. R. VIII. S. 496. 

b) Rcscr. vom 14. Septbr. 1821, denselben Gegenstand betreffend. 
Gr. I. S.b\. 

Th.I. Tit. 16. 8*31. Ist die an ein Gericht von einer Person, 
die sich nicht am Orte desselben befindet, geleistete Zahlung für gül- 
tig zu erachten, wenn das Geld, an dasselbe adressirt, mit der Post 
übersandtist, der Zahlende sich mit einer Bescheinigung des Gerichts 
über die erfolgte Zahlung begnügt j und eine förmliche DcpositaU 
Quittung nicht verlangt hat, das Geld auch flicht ad depositum ge- 
kommen, sondern veruntreuet ist ? Erk. des O. Li* Ger. zu Stettin vom 
10. Juni 1826. S. u. v.S. Rechtsspr. B. II. S. 332. 

Th.I. Tit. 16. $.47. Publicandum vom 1 6. März 1808, betr. 
das jus subintrundi in Concursen, wegen solcher Forderungen, wel- 
che mit V orrechten versehen sind. v. R. IX. S. 170. ( s. ad A. G. O. 
1.50. §. 161.) 

Th.I. Tit. 16. $.64. a) Verordnung vom 2. JuniiS27, we- 
gen Herabsetzung des im Osfpreussischen Provinzialrecht bestimm- 
ten Zinssatzes. G. S. S. 76. 

b) CO . vom 3. Febr. 1 833, wegen Anwendung dieser Verordnung 
im Lauenburg- Bütowschen Kreise. G, S. S. 15. 

(s. ad A.L.R.1. 11. §. 841.) 

Th. I. Tit. 16. ß. 61 seqq. Gesetz vom 7. Juli 1833, über 
das Recht und die Verpflichtung des Fiscus in Ansehung der Zinsen. 
G.S. S.79. (s ad A.L.R.I. 11. §.827.) 

Th. I. Tit. 16. $• 66. Die Vorschrift, dass Entschädigungen 
erst vom Tage des den Geldbetrag derselben festsetzenden Urlheils 
zu verzinsen sind, bezieht sich nur auf eigentliche Beschädigungen, 
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nicht aber auf die verbrecherische Besitznehmung fremden Eigen- 
thums. Erk. des G. O. Trib, vom 29. A ugust 1808. S. u. v.S. 
*. Rechtsspr. B.I. 5. 19. 

* 

Tb. I« Tit. 16. 0. 94 seqq. Verordnung vom 4. Febr. 1 806. 
wegen der in Umlauf au bringenden Tresorscheine, v. R. Till. 
S. 468. 

Seit dem Anfange Unserer Regierung ist Unser Bestreben 
dahin gerichtet gewesen, Unsern Staaten den Seegen des Frie- 
dens zu erhalten, und bei den Zweigen der Staatswirthschaft 
pünktliche Ordnung und Sparsamkeit einzuführen. 

Dies hat Uns die Mittel verschafft, dem Ackerbau, der 
Fabrikation und dem Handel die nöthige Unterstützung zu 

Gewähren, einen Schuldentilgungsfonds zu bilden, aus dem 
ie Staatsschulden, welche Wir fanden, berichtiget wurden, 
und zu den ausserordentlichen Staatsbedürfnissen beträcht- 
liche Summen baaren Geldes in Unsern Schatz niederzulegen. 

Da indessen auf der einen Seite durch Bezahlung der 
Schulden im Auslande, und durch die Vermehrung der Schatz- 
bestände, beträchtliche Summen baaren Geldes aus dem Um- 
lauf im Lande gebracht werden, auf der andern Seite aber 
die VergrÖsserung des Staats durch Provinzen, welchen es an 
der, zur Belebung des Ackerbaues und ihres sonstigen Ver- 
kehrs erforderlichen Geldcirculation fehlt, und welche zu die- 
sem Behuf grosse Summen aus Unsern alten Provinzen ge- 
zogen haben, die vergrößerte Menschenzahl, die Vermeh- 
rung des Umsatzes, die Erhöhung der Preise aller Gegenstände 
des Handels und Verkehrs überhaupt, auch grössere Summen 
von Zahlungsmitteln erfordern, so ist es nothwendig, die 
schon fühlbare und noch zu befürchtende Störung im Han- 
del und in den Gewerben überhaupt zu verhindern und die 
zur Erleichterung und Erweiterung des innern Verkehrs un- 
entbehrlichen Circulationsmittel zu verschaffen. 

Wir haben zu dem Ende beschlossen, nach Art der schon 
im Umlauf befindlichen Banknoten, deren Zweckmässigkeit 
die Erfahrung bestätigt hat, Tresorscheine zu creiren, und 
davon allmählig so viel in Umlauf zu bringen, als zur Cir- 
culation erforderlich sein werden. Es sind Uns dabei keines- 
wegs die nachtheiligen Folgen des Papiergeldes in andern 
Staaten entgangen; Wir haben vielmehr die Ursachen dieser 
nachtheiligen Ereignisse gründlich erforschen lassen, und Uns 
überzeugt, dass der Nachtheil nicht der Einführung des Pa- 
piergeldes selbst, sondern dem durch Finanzzerr üttung ver- 
anlassten unmässigen Gebrauch dieses Mittels, zuzuschreiben 
ist, welcher dadurch, dass das Papiergeld nicht realisirbar 
war, möglich wurde. 

Da nun aber die von Uns zu creirenden Tresorscheine 
gleich den bisherigen Banknoten sollen realisirt werden kön- 
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nen, also die auszut heilende Samma niemals den Bedarf an 
allgemeinen Vergütigungsmitteln überschreiten kann; und da 
Unsere Finanzen sich in einer solchen Verfassung befinden, 
dass alle, zur Bestreitung der Staatsausgaben selbst ausseror- 
dentlich erforderlichen Suramen daraus bestritten, oder darauf 
fundirt werden können; so haben "Wir keinen Anstand ge- 
nommen, mit der Einführung von Tresorscheinen vorzu- 
schreiten. 

§. 1. Es werden Tresorscheine auf Courant nach dem 
Münzfuss von 1764 ausgefertigt, und nach und nach in Um- 
lauf gesetzt. 

§.2. Die Tresorscheine sind dem Metallcourantgelde 
gleich, und ihnen werden alle die Eigenschaften beigelegt, 
welche dem baaren Metall- Courantgelde zukommen. 

§. 3. Die Tresorscheine können bei den Bank-Comptoirs 
zu Berlin, Breslau, Elbing, Königsberg in Pr., Stettin, Mün- 
ster und Fürth und dem Seehandlungs-Comptoir zu Warschau 
zu jeder Zeit gegen Silber- Courant ohne Aufgeld umgesetzt 
werden, und geben Wir hierüber Unser königliches Wort. 

§.4. Unter der besondern Aufsicht Unserer Staatsmini- 
ster, des Generals Grafen von der Schulenburg und Freiherrn 
von Stein, werden die Tresorscheine ausgefertigt, und mit 
deren Namens- Unterschrift versehen. Zur Bequemlichkeit des 
Publicums werden vier Arten derselben ausgefertigt, nemlich 
zu fünf Thaler, zu Fünfzig Thaler, zu einhundert Thaler und 
zu zweihundert und fünfzig Thalern. 

Auf allen steht auf der Vorderseite: 

(Fünf \ 
Kin" Hundert } ™aler 

Zwei Hundert und Fünfzig 1 

in Courant nach dem Münzfuss von 1764, wird im Handel 
und in allen Königl. Kassen für voll angenommen, nach dem 
Edict vom 4. Febr. 1806. 

§. 5. Die näheren Kennzeichen der Tresorscheine sollen 
durch ein Avertissement besonders bekannt gemacht werden. 

§.6. Da die Tresorscheine realisirbar, also dem baaren 
Gelde bei dem inneren Verkehr durchaus gleich sind, so soll 
in allen Zahlungen, ohne Unterschied, ob die Verbindlich- 
keit dazu vor oder erst nach dieser Verordnung entstanden 
ist, ob die Zahlung aus einer, oder an eine Königl. Kasse zu 
leisten ist, oder unter Privatpersonen stattfindet, es dem Zah- 
ler frei stehen, das, was er in Silbercourantgelde abzutragen 
hat, in Tresorscheinen zu berichtigen. 

§. 7. Hiervon sollen nun folgende Ausnahmen statt finden : 
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A. Die Staatsanleihen in baarem Gelde, welche bereits ab- 
geschlossen oder eröffnet sind, oder noch eröffnet werden 
möchten, nebst den davon zu zahlenden Zinsen. 

B. Alle Anleihen, welche bis zum Tage der Publication 
dieser Verordnung, von der Bank und Seehandlung gegeben 
oder genommen sind, nebst den davon rückständigen und 
künftigen Zinsen. 

C. Eben so bleiben die Rechte des Gläubigers, welcher sich 
in Schuldinstrtimenten bestimmte Species hat versprechen 
lassen, oder künftig sich versprechen lassen wird, vorbehalten. 

§. 8- Bei allen Zahlungen in Silbergeld an Unsere Kas- 
sen soll, so weit die Theilbarkeit der Summe es erlaubt, vom 
1. Juni d. J. an, der vierte Theil in Tresorscheinen gezahlt, 
und dieser nicht anders von den Kassen angenommen werden. 

§.9« Für diejenigen Tresorscheine, welche Unsern Post- 
ämtern vorschriftsmässig zur Versendung überliefert sind, 
soll nur das Goldporto entrichtet, auch von Unsern Postäm- 
tern für den ganzen ihnen anzuzeigenden Betrag, gleich dem 
Golde und den Banknoten gehaftet werden, wenn die Tre- 
sorscheine in Gegenwart des Postmeisters oder eines andern 
zur Annahme gesetzten Postbedienten versiegelt sind, und 
das Postsiegel beigedruckt ist. 

§. 10. Wer Tresorscheine verfälscht oder nachmacht, an 
der Verfälschung Theil nimmt, verfälschte oder nachgemachte 
Tresorscheine ins Publicum wissentlich bringt oder bringen 
hilft, soll mit eben der Strafe belegt werden, welche nach 
Vorschrift des A. L. R. Tb. 2. Tit. 20. §.254 u.f. gegen fal- 
sche Münzer geordnet ist. 

§.11. Die Einnehmer, Rendanten und andere Kassenbe- 
amten haben in Absicht der Tresorscheine eben dasjenige zu 
beobachten, was ihnen in Ansehung des baaren Geldes vor- 
geschrieben ist. Sollten sie dawider handeln, so haben sie 
nach Vorschrift des A. L. R. Th. 2. Tit. 20. §. 4l3. 4l4. 426 
und 428. Strafe zu erwarten. 

Wir befehlen allen Unsern hohen und niedern Militair- 
und Civil-Behörden, so wie allen Unsern getreuen Untertha- 
nen, sich nach dieser Verordnung auf das genaueste zu achten. 

N.C. C. T.XH. S.39. Nr. 8. de 1806. 

Th* I. Tit. 16. ||. 74 seqq. Edict vom 7.Septbr. 1S14, betr. 
die Tresor- und T hahrscheine. G. S. S. 83. 

Unser Edikt vom 19. Januar 1813 und Unsere ferner- 
weite Verord nung vom 5» März 1813, die Tresor— und Tha— 
lerscheine betreuend, sind in ihren wesentlichsten Punkten, 
wonach der vorhandene Kassenbestand an diesen Scheinen, 
zur Bezahlung der Natural- Lieferungen für die Truppenver- 
pflegung verwendet, und dagegen zur Realisation dieses in 
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Umlauf gebrachten Papiers, eine neue Vermögenssteuer zu 
1| Prozent, und eine zweite Einkommenssteuer ausgeschrie- 
ben werden sollte, bei den damaligen Kriegsereignissen nicht 
zur Ausführung gekommen, und Wir haben durch Unser 
Allerhöchstes Edikt, d.d. Paris, den 3. Juni dieses Jahres für 
die Vergütung der Kriegslieferungen auf andere Art gesorgt. 
Da Wir aber fortwahrend die Absicht haben, dieses Papier- 
geld zu vermindern, und dasselbe nach und nach ganz aus 
der Zirkulation zu ziehen; so verordnen Wir hierdurch Fol- 
gendes : 

§. I. Die durch Unsere Edikte vom 19* Januar und 
5. Marz 1813. auferlegte zweite Vermögens- und Einkom- 
menssteuer, wollen Wir Unsern Unterthanen nicht abfordern, 
und hierdurch erlassen. Dagegen sollen die beiden letzten 
Termine der ersten Vermögenssteuer aus dem Edikte vom 
24. Mai 1812., welche Wir, so wie Alles, was auf den ersten 
Termin noch rückständig ist, zur Vergütung der Kriegeslie- 
ferungen in der Periode von 1806. bis 1813. durch Unsere 
obenaedachte Verordnung vom 3. Juni dieses Jahres bestimmt 
und angewiesen haben, als Knegssteuer betrachtet und gegen 
den Erlass der obenbenannten Steuer die Ausfertigung von 
Obligationen auf Unsere Domainen nicht erfolgen, wodurch 
neue Staatspapiere zu einem ansehnlichen Betrage geschaffen 
werden würden, die auf den Cours der schon vorhandenen 
nachtheilig wirken könnten. 

§. II. Zur Realisation der in Umlauf befindlichen Tresor- 
und Thalerscheine, weisen Wir den Inhabern derselben fol- 
gende Mittel nach. 

Sie können und sollen nämlich nach dem Nennwerthe 
an Unsere Kassen in Zahlung gegeben werden: 

1) bei dem Verkaufe der Domainen, in sofern solche für 
baar Geld ausgeboten werden, nach den Bestimmungen Un- 
serer Verordnung vom 5. März des vorigen Jahres wegen 
Veräusserung der Staatsgüter, nach der Wahl des Käufers; 

2) bei der Grund- und Gewerbesteuer sowohl in den Pro- 
vinzen rechts der Elbe, als in den Provinzen der beiden 
Gouvernements zwischen der Elbe und Weser, und zwischen 
der Weser und dem Rhein, mit einem Drittel des Steuerbe- 
.trages, und zwar bei der Grundsteuer in Beträgen von und 
über 24 Thaler, und bei der Gewerbesteuer in Beträgen von 
und über 9 Thaler; für die in vollen Thalern ausgehenden 
Summen, mit der Verpflichtung, jenen Theil in Tresorschei- 
nen zu entrichten; bei Beträgen unter 24 und 9 Thaler aber, 
nach der Wahl der Steuerschuld igen, wobei wegen der Be- 
rechnung dieses Einen Drittels folgende Bestimmungen gelten: 

in Betreff der Gewerbesteuer wird der halbjährige 
Steuerbetrag des Verpflichteten zum Grunde gelegt ; 
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in Betreff der Grundsteuer wird der ganz jährliche 
Steuerbetrag und nicht die jedesmalige Kontribu- 
tions -Rate des einzelnen Kontribuenten zur Be- 
, rechnuhg des Einen Drittels angenommen. . 

Wenn jedoch ganze Kommunen ihre Grundsteuer nach 
bisherigem Gebrauch im Ganzen abführen dürfen, so 
ist nach dem ganz jährlichen Betrage der gesammten 
Kommune, das eine Drittel zu berechnen; 

3) bei der Personensteuer in den Provinzen rechts der Elbe in 
dem, von den einzelnen Kommunen, für einen jeden Ent- 
richtungs - Termin zu zahlenden Betrage, und zwar, in so- 
fern dieser in vollen Thalern ausgehet, für den in vollen 
Thalern ausgehenden Betrag, mit der Verpflichtung, Tresor- 
scheine zu entrichten; 

4) bei Berichtigung aller Rückstände aus der Periode bis 
Ende Mai dieses Jahres, 

an Grundsteuern und an Gewerbesteuern 

in Unsern sämmtlichen Provinzen ohne Unterschied, in ih- 
rem vollen Betrage und zWar nach der Wahl des Bezahlers; 

5) bei Berichtigung der Rückstände an Personensteuer, aus 
derselben Periode, in den Provinzen rechts der Elbe, in dem, 
von den einzelnen Kommunen zu zahlenden Betrage, nach 
de* Wahl des Einzahlers. 

6) bei Abtragung sämmtlicher rückständiger Erb - und 
Zeitpächte, aus derselben Periode, in den Provinzen diesseits 
der Elbe, jedoch ' nur zum dritten Theile des gesammten 
Rückstandes des Zahlungs- Verpflichteten, nach seiner Wahl. 

7) bei Abtragung sämmtlicher rückständiger Erb - und 
Zeitpächte, aus derselben Periode, in den Provinzen der Gou- 
vernements zu Halberstadt und Münster, und zwar nach dem 
vollen Betrage des gesammten Rückstandes des Restanten, nach 
der Wahl desselben. 

Wir setzen jedoch hierbei ausdrücklich fest: dass die 
Befugnisse, welche den ad 4 bis 7* benannten Restanten hier- 
nach zustehen, auf künftige Reste von Abgaben und Zeit- 
pächten nicht anwendbar seyn, sondern diese nach den ad 1., 
2. und 3. gegebenen Bestimmungen, wie die kurrenten Steuern 
und Gefälle, behandelt werden sollen. 

§. III. Um die Zahlung der Theile, welche in Tresor- 
scheinen entrichtet werden müssen, zu erleichtern, sollen 
vorerst und bis sich die vorhandenen Tresor- und Thaler- 
scheine über den ganzen Umfang der Monarchie mehr ver- 
theilt haben, bei den Erhebungsstellen, Depots von Tresor - 
und Thalerscheinen angelegt werden, aus welchen ein Jeder, 
vorzugsweise aber die Kontribuenten, dergleichen gegen Be- 
richtigung deren Nennwerths empfangen können. 
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Unsern Finanzminister aber autorisiren Wir, zu seiner 
Zeit, und wenn die im folgenden §. angeordnete Vernichtung 
der Tresor- und Thalerscheine, deren Masse bis auf die 
Summe vermindert haben wird, dass die Verpflichtung, einen 
Theil in jenen Scheinen zu zahlen, mit dem zirkulirenden 
Betrage nicht mehr vereinbar ist, Unsere Bestimmungen we- 
gen dieses Pflichttheils, nach Maassgabe der Umstände einzu- 
holen, um die Verpflichtung» theilweise Tresorscheine zu 
entrichten, zu modinziren, und nach und nach ganz aufzu- 
heben. 

§, IV. Im Allgemeinen gjlt diese Zahlung in Thaler- und 
Tresorscheinen nur auf die in Silber einzulösenden Summen. 
Wenn daher diese Pachte , Kaufgelder oder Steuern zum 
Theil in Golde zu entrichten sind, so wird die Gold -Quote 
von dem einzuzahlenden Betrage vorweg in Abzug gebracht, 
und nur von dem Ueberreste wird diejenige Summe berech- 
net, welche in Thaler- und Tresorscheinen angenommen 
werden kann. 

Insbesondere aber bestimmen Wir noch ferner, in Betreff 
der Realisationsmittel ad 6 und 7«, dass die resp. ganz und 
theilweise verstattete Abtragung der rückständigen Zeitpächte 
in Tresor- und Thalerscheinen, nicht mit auf die, von den 
Domainenbeamten abzuführenden, noch rückständigen haaren 
Gefälle erstreckt werden soll. 

§. V. Um die Tresor- und Thalerscheine nach und nach 
aus dem Umlauf zu bringen, soll 

1) aus den jetzt vorhandenen Kassenbeständen lind aus dem 
Eingange an Steuer- und Pachtrückständen, die Summe von 

Einer Million fünfmal hunderttausend Thalern, 
und zwar mit 500,000 Thlr. gleich bei dem Erscheinen die- 
ser unserer Verordnung, mit 500,000 Thlr. gegen Ende des 
Monats September, und mit 500,000 Thlr. gegen Ende des 
Monats Dezember d. J. vernichtet werden. Ferner soll 

2) von den, durch die, im §.2. ad 2. bis incl. 7» nachge- 
wiesenen Realisationsmittel, eingehenden Tresor- und Tha- 
lerscheinen vom Jahre 1815. incl. an, alljährlich die Hälfte 
der ganzen eingekommenen Summe, und zwar von dem 
Ein gange aus den Monaten Januar Februar und März 

im Monat April desselben Jahres; 

von dem Eingange aus den Monaten April, Mai und Juni 

im Monat Juli desselben Jahres; 

von dem Eingange aus den Monaten Juli, August und Sep- 
tember 

im Monat Oktober desselben Jahres; 
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von dem Eingange aas den Monaten Oktober, NoTeraber und 
Dezember 

im Monat Januar des folgenden Jahres 
gleichfalls vernichtet werden. 

Wenn indess die Hälfte des gesammten jährlichen Ein- 
ganges die Summe von achtmal hunderttausend Thalern nicht 
erreichen sollte; so soll auf jeden Fall diese als Minimum 
zur Vernichtung bestimmt, und sie soll entweder aus Unsern 
Kassen- Beständen entnommen, oder durch Aufkauf zusam- 
mengebracht werden. 

Die Vernichtung soll von der, durch Unsere Verordnung 
vom 5. März 1813, und durch Unsere Rabinetsordre vom 
13. März d. J. ernannten Kommission zur Vernichtung der, bei 
dem Domainen verkauf eingehenden, Staatspapiere erfolgen, 
und diese soll die geschehene Vernichtung durch die öffent- 
lichen Blätter bekannt machen. 

§. VI. So lange als hiernach noch Tresor- und Thaler- 
scheine im Umlauf sind, können solche, ausser den oben be- 
stimmten Fällen, wo sie in Unsere Kassen gezahlt werden 
müssen, nur nach freier Uebereinkunft zwischen Geber und 
Empfänger in Zahlung gereicht werden. 

§. VII. Wegen der gestempelten Tresorscheine verbleibt 
es übrigens überall bei den ergangenen besonderen Bestim- 
mungen. 

Th. I. Tit. 16. 0. 74 Seq<l# Verordnung vom 1. März 1815, 
betr. die erweiterte Realisilion der Tresor- und Thalerscheine Cr. S. S, 17. 

Durch Unser Edikt vom 7* September 18t4, die Tresor - 
und Thalerscheine betretend, haben Wir über die allmählige 
Verminderung und einstweilige Realisirung dieses Papiergel- 
des Anordnungen erlassen, welche eine allgemeine Zirkula- 
tion, so wie ein bedeutendes Steigen desselben im Kourse 
zur Folge gehabt haben. 

Seitdem ist zu Folge des §.5 dieses Edikts die Summe 
von einer und einer halben Million Thalern in Tresorschei- 
nen, wirklich vernichtet und durch diese Massregel die vor- 
handene geringe Masse dieses Papiergeldes so weit Vermin- 
dert worden, dass dadurch kaum der zehnte Theil des in 
Unsern Kassen nothwendigen Geldumlaufs bestritten wer- 
den kann. 

Wir sehen Uns dadurch nunmehr im Stande, den Inha- 
bern dieser Scheine, durch die gedachte Kassen -Zirkulation 
selbst, einen vollkommenen hinreichenden Realisations-Fonds 
zu gewähren, und da andern Theils, bei dem, durch die 
glücklichen Ereignisse der zuletzt verflossenen thatenreichen 
Jahre, bewirkten kräftigen Aufblühen des Handels und der 
Gewerbe in dem ganzen Umfange Unserer Staaten, die allge- 

* 
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meine Zirkulation der Tresor- und Thalerscheine , als eines 
durch den frühern günstigen Erfolg der Verordnung vom 
4. Februar 1806 völlig bewährt gefundenen Zahlungsmittels, 
so lange solche nach den Bestimmungen Unsers Eingangs ge- 
dachten Edikts noch fortdauern > zum Vortheil des Handels- 
und Gewerbestandes und zur Erleichterung der Kassen -Ge- 
schäfte sehr zu wünschen ist, so verordnen Wir Folgendes: 

§.1. Vom l.Mai 1815 an, sollen die Tresor- und Tha- 
lerscheine bei allen Unsern Kassen in Unsern gesamm- 
ten Staaten mit Inbegriff sämmtlicher wieder vereinigter oder 
erworbener Provinzen, gleich dem Silber -Kourant, unwei- 
gerlich in Zahlung angenommen werden, dergestalt, das» es 
]edem Zahlungspflichtigen, gleichviel, ob seine Verbindlich- 
keit zur Zahlung von oder nach obigem Dato entstanden ist, 
freistehen soll, die in Silber- Kourant an Unsre Kassen zn 
zahlenden Summen, nach seiner "Wahl, entweder in klingen- 
dem Gelde, oder in Tresor- und Thalerscheinen, ganz oder 
zum Theil abzuführen. 

§.2. Die in dem §. 2 Unsers Edikts vom 7. September v. J. 
enthaltene Verpflichtung, den dritten Theil der Grund-, Per- 
sonen- und Gewerbe- Steuer in gedachten Scheinen zu ent- 
richten, wollen Wir zur Erleichterung der Berechnung mit 
den Kontribuenten vom l.Mai d. J. an, auf die Hälfte der- 
gestalt ausdehnen, dass jeder Steuerpflichtige bei der Ge- 
werbe-Steuer von dem halbjährigen Steuerbetrage, bei der 
Grund - und Personen - Steuer aber , in den ganzjährigen 
Steuer -Quantis, die Hälfte in Tresor- und Thalerscheinen 
zu entrichten verpflichtet ist. 

Wir behalten Uns jedoch vor, sobald die verringerte 
Masse dieser Scheine, die strenge Erfüllung dieser Verpflich- 
tung nicht mehr zulässt, dieselbe auf den Vortrag unsers Fi- 
nanzministers zu beschränken, und eine oder die andere der 
oben genannten Steuern davon auszunehmen. 

§. 3. Obgleich jeder Steuerpflichtige Gelegenheit finden 
wird, sich bis zu obigem Zeitpunkte mit den noth wendigen 
Tresor- und Thalerscheinen zu versehen; so werden Wir 
doch, um die Erfüllung obiger Verpflichtung zu erleichtern, 
die Veranstaltung treffen lassen, dass in jeder bedeutenden 
Marktstadt der Monarchie, dergleichen Scheine gegen «in, 
Unsern Kassen zu berechnendes Aufgeld, von Sechs Pfenni- 
en pro Thaler, bei den von Unserm Finanzminister dem 
ubliko besonders zu benennenden Kassen und Handlungs- 
häusern, zu haben sind. 

$. 4. Da nach den obigen , §. 1 ertheilten Bestimmungen, 
für die noch in Zirkulation befindlichen Tresor- und Tha- 
lerscheine, ein völlig zureichendes Realisations- Mittel, an- 
geordnet worden, es jedoch bei der im §.5 des Edikts vom 
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7« September 18l4 verordneten blas allmahligen Vernichtung 
der Tresor- und Thalerscheine auf jeden Fall verbleiben 
rauss, um nicht zum unvermeidlichen Nachtheil des Handels 
und der Gewerbe, eine zu bedeutende Masse von Zahlungs- 
mitteln plötzlich ausser Zirkulation zu bringen; so soll vom" 
1. Mai 1815 an, so weit der jedesmalige Vorrath von Tresor- 
und Thalerscheinen es gestattet, jede aus Unsern Kassen in 
Silbergeld zu leistende Zahlung ebenfalls in Tresor- und 
Thalerscheinen geleistet werden können und es soll Jeder- 
mann, welcher aus Unsern, Kassen eine Zahlung in Silber- 
geld zu fordern hat, verpflichtet sein, die Zahlung ganz oder 
zum Theil in Tresor- und Thalerscheinen anzunehmen. 

§.5. Insbesondere bestimmen Wir hiermit, dass alle vor 
dem l.Juni v.J. aus Lieferungs-Kontrakten entstandene For- 
derungen in Silber - Kourant an den Staat für gelieferte Ar- 
mee-Bedürfnisse, in sofern der Kassen -Zustand die Zahlung 
derselben in Tresor- und Thalerscheinen gestattet, ganz in 
diesem Zahlungsmittel angenommen werden müssen , und 
bleibt es Unserm Finanzminister vorbehalten, die verschie- 
denen Kassen dieserhalb mit näherer Instruction zu versehen. 

§. 6. In allen Fällen ( mit Ausnahme des im vorigen §. 
bestimmten), in welchen auf den Grund schriftlich abge- 
schlossener Verträge , eine bestimmte Species des Silbergel- 
des ausdrucklich vorbedungen worden, oder künftig vorbe- 
dungen werden möchte, muss die Zahlung auch aus Unsern 
Kassen kontrakt massig geleistet werden, woraus von selbst 
folgt , dass alle Staats - Anleihen im In - und Auslande, 
welche überall auf klingendes Silber- Kourant abgeschlossen 
sind, so wie die laufenden Zinsen derselben aus Unsern Kas- 
sen in klingendem Silber - Kourant bezahlt werden müssen 
und von den Staatsgläubigern nicht anders, als in klingendem 
Gelde angenommen werden dürfen. 

§• 7. Auf den Privatverkehr haben alle vorstehenden Bestim- 
mungen durchaus keinen Bezug und bestätigen Wir vielmehr 
die Festsetzung des §.6 des Edikt« vom 7. September 1814, 
nach welchem die Annahme der Tresor- und Thalerscheine 
zwischen Privatpersonen, von der freien Uebereinkunft zwi- 
schen ihnen lediglich abhängig bleibt, so wie denn über- 
haupt alle Bestimmungen Unsers mehrgedachten Edikts vom 
7. September v. J., in soweit sie durch das gegenwärtige nicht 
abgeändert worden sind, hierdurch ausdrücklich bestätiget 
werden. 

§.8. Für diejenigen Tresor- und Thalerscheine, welche 
Unsern Postämtern vorschriftsmässig überliefert werden, soll 
zur Erleichterung des Kommerzes und der Zirkulation nur das 
halbe Postporto entrichtet, auch von Unsern Postämtern für 
den ganzen ihnen anzuzeigenden Betrag gleich dem Golde 
gehaltet werden, wenn die Tresor- und Thalerscheine in 
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Gegenwart des Postmeisters oder eines andern zur Annahme 
beugten Postbedienten versiegelt sind, und das Postsiegel bei- 
gedruckt ist. 

Th. I. Tit. 16« 8* 74 Seqq. C. 0. vom 2t. Decbr. 1824, wegen 
Einführung der neuen Kassenanweisungen statt der Tresorscheine G. &. 
S. 238. 

Da die nach Meiner Verordnung vom 4. Februar 1806 
und 4. Dezember 1809 ausgegebenen Tresor- und Thaler- 
scheine, so wie die nach Meiner Verordnung vom 15. Fe- 
bruar 1816 (G. S. No. 335) zum Umlauf in Meinen Staaten 
gestempelten ehemals Sächsischen Kassenbillets Litt. A. durch 
die Zirkulation schadhaft und zum Theil unbrauchbar ge- 
worden sind, es daher nöthig erachtet ist, sie durch ein an- 
deres Papier zu ersetzen: so habe Ich die Hauptverwaltung 
der Staatsschulden beauftragt, den Betrag der ihr nach 
§. XVIII. Meiner Verordnung vom 17. Januar 1820 wegen 
künftiger Behandlung des gesammten Staatsschuldenwesens, 
(G. S. No. 577) zur;Deckung der unverzinslichen Staatsschuld 
überwiesenen Hilf Millionen, Zweihundert und Zwei und 
Vierzig Tausend, Dreihundert Sieben und Vierzig Thaler Kou- 
rant zu verbriefen und damit für die sammtlichen in dem Ti- 
tel der unverzinslichen Staatsschuld begriffenen Verbindlich- 
keiten aufzukommen. Nachdem ein zum Umtausche hinrei- 
chender Vorrath von diesen Verbriefungen bereits ausgeferti- 
get ist; so soll nunmehr mit deren Ausreichung verfahren 
werden und bestimme Ich deshalb Folgendes: 

I. Die Verbriefungen der unverzinslichen Staatsschuld 
fuhren den Namen: Königlich - Preussische Kassen - Anwei- 
sung. Sie lauten auf Kourant nach dem Münzfusse von 1764 
und sind ein, zum öffentlichen Umlaufe für den Umfang Mei- 
ner ganzen Monarchie bestimmtes, gemünztes, dem haaren 
Metall- Kourantgelde gleich zu achtendes Papier. Aufwei- 
che Summen die einzelnen Arten dieser Kassen -Anweisun- 
gen ausgefertigt sind, oder ausgefertigt werden, und die nä- 
here Beschreibung derselben wird die Hauptverwaltung der 
Staatsschulden bekannt machen. 

II. Alle gesetzliche Bestimmungen, welche in Ansehung 
der Tresor- und Thalerscheine, so wie der Kassenbillets 
Litt. A. bestehen, finden auf die Kassen -Anweisungen An- 
wendung, in sofern sie durch gegenwärtige Verordnuug nicht 
aufgehoben oder abgeändert werden. 

III. Mit dem 3. Januar 1825 werden die Kassen- Anwei- 
sungen ausgegeben, bei allen Meinen Kassen, ohne Unter* 
schied der Provinzen, als baares Geld in Zahlung angenom- 
men und gegeben, bei dem Realisation - Komtoir in Berlin 
aber ganz in derselben Art, wie bisher die Tresorscheine, 
Thalerscheine und Kassenbillets Litt. A. gegen baares Geld 
zum vollen Nominalwerth, ohne Aufgeld umgesetzt (realisirt). 
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IV. Die Zentralstelle für den Umtausch, so wie für die 
Ausreichung der Kissen - Anweisungen gegen baares Geld 
ohne Aufgeld, ist die, der Hauptverwaltung der Staatsschul- 
den untergeordnete Kontrolle der Staatspapiere. 

V. Bis dieser Umtausch beendigt ist, können auch Tre- 
sor- und Thalerscheine, imgleichen Kassenbillets Litt A. in 
Zahlung angenommen werden. 

VI. Alle Zahlungen, welche in Silbergeld an Meine 
samratlichen Kassen ohne Unterschied derselben zu leisten 
sind, sollen, in sofern durch schriftliche Verträge ein Ande- 
res nicht bestimmt ist, bei jeder Einzahlung, wenn dieselbe 
die Summe von Zwei Thalern Kourant erreicht, oder über- 
steigt, zur Hälfte, so weit die Theil barkeit der Summe es er- 
laubt, in Kassen - Anweisungen oder vorläufig noch in den - 
§. V. bezeichneten Papieren abgeführt werden. Diese ße- 
stimmung tritt für diejenigen Provinzen, in welchen Meine 
Verordnungen wegen des Zwangsantheils vom 7. September 

. 1814, I.März und 7* April 1815, und 15. Februar 1816 (G.S. 
No. 246, 266, 270 und 335) bisher noch nicht in Ausführung 
gekommen sind, mit dem 1. März. 1825» in allen übrigen 
Provinzen aber schon mit dem 3. Januar 1825, in Wirk- 
samkeit. 

VII. Wer dieser Bestimmung entgegen, den betreffenden 
Theil seiner Zahlung nicht in den so eben bezeichneten Pa- 
pieren abführt, erlegt, für jeden daran fehlenden Thaler 
2 Silbergroschen Straf- Agio zur Kasse. 

VIII. Vom 3. Januar 1825 an sollen Meine sämmtlichen 
Kassen, namentlich auch die Staatsschulden - Tilgungskasse, 
die in ihren Beständen befindlichen oder fernerhin bei ihnen 
eingehenden Tresorscheine, Thalerscheine und Kassenbillets 
Litt. A. nicht weiter ausgeben, sondern gegen Kassen -An- 
weisungen umtauschen. 

IX. Das Finanzministerium hat, im Einverständnisse mit 
der Hauptverwaltung der Staatsschulden, dafür zu sorgen, 
dass in der Zeit vom 3. Januar bis 1. März 1825 bei jeder 
Regierung« - Hauptkasse hinreichende Gelegenheit vorhanden 
ist, nicht allein diesen Umtausch zu bewirken, sondern auch 
Kassen-Anweisungen, wo es nöthig ist, gegen baare Zahlung 
ohne Aufgeld zu erhalten. 

X. Alle eingetauschte Tresorscheine, Thalerscheine und 
Kassenbillets Litt. A. sind sofort auf eine, von der Hauptver- 
waltung der Staatsschulden näher zu bestimmende Art für 
den Umlauf untauglich zu machen, demnächst aber der von 
Mir zur Vernichtung der dazu bestimmten Staatspapiere er- 
nannten Kommission zur Verbrennung zu übergeben. 

XI. Beschädigte, oder sonst unbrauchbar gewordene Kas- 
sen - Anweisungen tauscht die Hauptverwaltung der Staats- 
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schulden aus dem ihr dazu überwiesenen Fonds in sofern 
um, als auf denselben 

1) die gedruckte Littera und Nummer derselben 

2) so wie die dabei geschriebene Namens -Unterschrift, 
vollständig noch vorhanden und sichtbar ist. 

XII. Bei etwanigen Verfälschungen von Kassen -Anwei- 
sungen, soll die Hauptverwaltung der Staatsschulden berech- 
tigt sern, vorläufige Untersuchungen zur Ermittelung der 
Thäter und Feststellung des Thatbestandes anzuordnen, oder, 
nach Befinden der Umstäude, selbst zu führen, wodurch je- 
doch die Verpflichtung der gerichtlichen Behörden, nament- 
lich ausserhalb Berlin, zum gesetzlich vorgeschriebenen Ver- 
fahren nicht ausgeschlossen werden soll. Ueberhaupt muss 
aber dieselbe von jeder vorgefallenen Verfälschung oder dem 
Verdachte einer solchen, so wie von allen Anzeigen oder 
Anklagen eines dahin einschlagenden Verbrechens ungesäumt 
in Kenntniss gesetzt werden. 

XIII. Ich ermächtige die Hauptverwaltung der Staats- 
schulden, nach Verlauf einiger Zeit, wenn das Publikum zu- 
vor zweimal, in angemessenen Zwischenräumen, aufgefordert 
ist, die Tresor- und Thalerscheine , imgleichen die Kassen- 
billets Litt. A. gegen Kassen - Anweisungen umzutauschen, 
einen Präklusiv -Termin von mindestens sechs Monaten, un- 
ter der Verwarnung und mit der Wirkung, anzusetzen, dass, 
mit Ablauf desselben, alle Ansprüche an den Staat aus der- 
gleichen Papieren erlöschen. Anmeldungen, zum Schutze ge- 

§en diese Präklusion, finden dabei nicht statt, dergestalt, 
ass also mit Eintritt jenes Präklusivtermins , alle alsdann 
noch zirkulirende Tresorscheine, Thalerscheine und Kassenbil- 
lets Litt. A. werthlos sind. 

Dieser Befehl ist durch die Gesetzsammlung zur öffent- 
lichen Kenntniss zu bringen. 

Tb« I* Tit. 16. £• 74 seqq. a) Declaration vom 27* Sepim 1808, 
in Rücksicht der aus der Reduction der Scheidemünze entstehenden Diffe* 
renzien* ». R. IX, S. 287* 

1>) Rdict vom 13. Decbr. 1811, wegen Umprügung der Scheidemünze 
in CouranU G. S. S. 373. 

C) Declaration des §. 6 des vorstehenden Edicis vom 20* Febr. 1812. 
G. S. S. 39« 

{s. ad. J. L. R. 1. H.$. 787). 

Tll.I. Tit. 16. 8*74 Seqq. &) Gesetz Mcr die Miinzverfassvng- 

vom 30. Sepibr. 182t. G. S. S. 159» 

b) C. O. vom 22. Juni 1823 wegen allgemeinen Gebrauchs der neuen 
Scheidemünze , und Aussercourssetzung fremder Scheidemünzen G. S. 
& 128. 
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C) C. O. vom 25. Octbr. 1825, dass unter der Bezeichnung' „Groschen" 
nur Silbergroschen verstanden werden sollen. G. 8. S. 227. 

fl) C. O. vom 25* Novbr. 1826) wegen Verbreitung der neuen Scheide- 
münze in die westlichen Provinzen der Monarchie. G. S. S. 115* 

C. O. vom 30. Novbr. 1829» W>*r die Anwendung der vorstehenden 
C. O. auf die östlichen Provinzen, G. S. de 1830. S. 2. 

ff) C. O. vom 28. Febr. 1 830, betr. die Bestimmung wegen der in Neu - 
Vorpommern und Bügen noch in Umlauf befindlichen Münzen. G, 8. 
8. 22. 

g) C. O. vom 23. August 1831 , wegen der Zahlung für Schwedisch - 
Pommarsches Courant. G. S. S. 174. 

(*. ad. A. L. B. 1. 5. §. 257). 

Th.I. Tit. 16. C. O. vom 2 t. Novbr. 1831, wonach bei Zah- 

lungen an Künigl. Kassen in Silbergeide auch Friedrichsd'or zum Course 
von 5j Bthlr. angenommen werden sollen. G. S. S. 254. 

Aas den in Ihrem Bericht vom 6. d. M. angezeigten 
Gründen genehmige Ich, dass vom 1. Januar 1832 ab bei al- 
len an die Staatskassen in Silbergelde zu leistende Zahlun- 
gen auch Friedrichsd'or zu dem festen Kourse von 5$ Rthlr. 
angewendet und angenommen werden dürfen. 

Th.I. Tit. 16. 0.86. Beser. vom 27. Novbr. 1797, betr. die Ko- 
sten der Quittungen hypothekarischer Forderungen v. B.iV. &350. (*• °d 

A. L. B. I. 20. $.532. in Anh. §. 54.) 

Th.I. Tit. 16. 8.1t6seqq* Verordnung vom 9 .Decbr.l&09> 
wegen Mortificatio!, der an einen gewissen Inhaber, und wegen Öffentlichen 
Aufgebots der an jeden Inhaber ausgestellten Schuldverschreibungen e. B. 
X.S.2X7. {s.adA. G. O. I. 51. $. 115 seqq.) 

Th. I. Tit. 16. ß. 153. Ein Gläubiger, dem ein Bürge für ein 
zinsbares Capital, jedoch nicht für die Zinsen, Bürgschaft geleistet hat, 
"kann auch zum Nachtheil des Bürgen die ihm nicht ausdrücklich auf das 
Capital geleisteten Zahlungen zunächst auf die Zinsen rechnen. Erk. des 
O. L. Ger. von Litthauen vom 16. Septbr. 1820 «. des G. Ob. Trib. 8. «• 
v. S. Bechtsspr. B. I. S. 108. 

Th. I* Tit. 16. 8* 118. Findet die condictio indebiti auch bei einer 
aus einem Bechtsirrthum geleisteten Zahlung statt f Erk. des O. L. Ger. 
zu Breslau vom 17. August 1832 und des G. Ob. Trib. S. u. v. S. Bechtsspr. 

B. III. S. 150. 

Th. I* Tit. 16. ft. 198-186. Hat der Staat, falls er Kriegs- 
schäden, welche durch das Gesetz von derVergütigung ausgeschlossen sind, 
irrthümlich erstattet hat, ein Becht zur Rückforderung i Erk. des G. Ob. 
Trib. v. 18. März 1834. S. u. v. S. Bechtsspr. B. IV. S. 195. 

Th. I. Tit. 16. ß. 186. 867. Der Besitzer eines Grundstücks 
kann die von ihm beigetriebenen Feuerkassen-Gelder zurückfordern , wenn 
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er zu deren Zahlung nicht verpflichtet war, Erk. des O. L. Ger. tu Marien- 
werder vom 13. Juni 1828. S. u. v. S. Rechtsspr. B. 11. S. 354. 

Th. I. Tit. IG. 0« 188» Ist eine Ehefrau auch nach getrennter 
Ehe zur Bezahlung einer während der Ehe ohne Genehmigung des Mannes 
contrahirten Schuld rechtlich nicht verpflichtet l Erk. des G. Ob. Trib. vom 
6. April 1825. S. u. v. S. Rechtsspr. B. II. 8. 262. 

Th. I. Tit. 16. ß. Ä80 - «88. Ein Assignatar, welcher bei un- 
terbliebener Zahlung aus einer acceptirien Anweisung sein Recht gegen 
den Assignaten nicht verfolgt, sondern auf den Assignanten zurückgeht, 
kann sich auch nur an diesen letztern hatten und nur dieser wieder an den 
Assignaten. Erk. des G. Ob. Trib. vom 24. April 1827* & «• v. S. 
Rechtsspr. B. I. S. 45. 

Til.I. Tit. 16. ß. 317. Ist ein Beneficial- Erbe nach eröffnetem 

erbsch ältlichen Liquidations - Prozesse verpflichtet, die während seiner Ad- 
ministration des Nachlasses eingezogenen Gelder zur Masse einzuzahlen 
und statt der von ihm befriedigten Gläubiger zu Hquidiren, oder gebührt ihm 
ein Campensationsrecht? Erk. des G. Ob. Trib. vom 26. März 1828. & v. 
v. S. Rechtsspr. B. 11. S. 63. 

Th. I. Tit. 16. ß. 3S8. Wenn einem Beamten von der ihn besol- 
denden Behörde ein Darlehn unter der Bedingung gegeben worden ist, dass 
die Rückzahlung successiv aus seinem Gehalte erfolge , so ist die Behörde, 
auch nach später eröffneten Concurse, ihre Forderung gegen die Concurs- 
masse mit dem abzugsfähigem Gehalte des Gemeinschuldners zu compen- 
siren berechtigt. Erk. des G. Ob. Trib. vom l4. Novbr. 1815* S.u.v. S, 
Rechtsspr. B. III. S. 128. 

Th. 1. Tit. 16. 368. C. O. vom 1 2. Beehr. 1812, wodurch Schuld- 
nern König!. Kassen die Zurückzahlung der schuldigen Capitalien inSlaats- 
papieren gestattet wird. ad A. h. R. 1. 1 1. $. 778.) 

Th. I. Tit. 16. 0.368. Die Forschrift, dass Forderungen an 
eine landesherrliche Kasse auf Zahlungen die an eine andere zu leisten 
sind, nicht abgerechnet werden können, ist zum Besten der Königl. Kassen 
gegeben , und findet keine Anwendung , wenn eine Königl. Kasse gegen ih- 
ren Gläubiger eine ihr , von einer andern dergleichen Kasse abgetretene 
Forderung an denselben mit ihrer eignen Schuld compensiren will. Erk. 
des G. Ob. Trib. vom 6. Mai 1 S 1 7- S.u.v.S. Rechtsspr. B. I. S. l4l. 

Th. I. Tit. 16. Q. 370. Der Käufer eines Grundstücks, welcher 
eine darauf eingetragene Forderung auf Rechnung des Kaufgeldes über- 
nimmt, wird dem Gläubiger dadurch allein nicht persönlich verjiflich- 
tet. Erk. des G. Ob. Trib. vom 23. Novbr. 1831. S. u. v. S. Rechtsspr. 

B. Iii. s. 166. 

Th. I. Tit. 16. 8. 381. 387. 403. Entsagungen wohl erwor- 
bener Rechte müssen ausdrücklich erfolgt sein. Erk. des G. Oh. Trib. 
v. l4. März 1816. S. u. v. S. Rechtsspr. B. 1. S. 143. 
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Tb. I. Tit. 16. $. 391. 404-414. JK» Vertrag, wodurch je- 
mand gegen Entgelt au f Alimente Verzicht leistet, welche an eich zwar be- 
stimmt, unter gewissen Bedingungen aber veränderlich sind, ist nicht als 
Entsagung, sondern als ein Vergleich Über künftige Verpflegungsgelder 
anzusehen, welcher die Bestätigung des persönlichen Richters erfordert. 
Erk. des G. Ob. Trib. vom 21. März 1833. S. «. v. S. Rechtsspr. B. III. 

5. 285. 

Th. I. Tit. 16. £. 393. 398. s. Judicat adl. 11. f. 1129 
Tb* I. Tit. 16. $• 413. in Anh. 8« 51. a) Rescr. vom 

6. Beehr. 1796, betr. einige Gegenstände des Vormundschaftsrechts, v. R. 
JH. S. 621. 

b) Rescr. vom 28. Juli 1834, dass die Vorschrift des $.51 des Anh. 
nur dann Anwendung findet, wenn der zu Verpflegende unter obervormund- 
schaftlicher Aufsicht steht, v. K. Jhrb. Bd. 44. S. 65. 

Tb. I. Tit. 16« &• 4d3 lind 454. Die Prolongation eines 
trockenen Wechsels ist nicht als eine Novation anzusehen. Erk. des G. Ob. 
Trib. vom 16. Januar 1833. S. u. v.S. Rechtsspr. B.IV. S. 138. 

• 

Tb. I. Tit. 16. ß. 496 Beqq* Bei einer im Htjpothekenbuehe 
eingetragenen Forderung wird durch Consolidation auch die persöjdiche 
Verbindlichkeit zwischen dem Gläubiger und dem Schuldner nicht au fgeho- 
ben. Erk. des G. Ob. Trib. vom i&.Mürz 1826. S. u. v.S. RechUspr. 
B. I. S. 10. 

Tb. I. Tit. 16. ß. 484. in Anh. ß. 5Ä. Rescr. vom 

11. August 1802, betr. die Consolidation hyinthekarisch eingetragener 
Schuldforderungen, v. R. VII. S. 203- 

. Tb. I. Tit. 16. £• 494. Anh. ß. 53. Rescr. vom 24. Mai 
1820, betr. die Verfügung eines Grundbesitzers über eine bezahlte und 
quiltirte Hypothekenschuld seines Grundstücks. Gr, I. S. 62* 

Tb. I. Tit. 16. 3. 494. Anh. ß. 5». Declaration des $. 52. 
des Anh. zum A. L. R. f vom 3. April 1824. G. S. S. 77. 

Da «ich bei den Gerichten Zweifel darüber erhoben ha- 
ben, ob die im §.52 des Anbanges zu dem A.L.R. für den 
Fall der Vereinigung der Hypolhekenrechte mit dem Eigen- 
thum des verpflichteten Grundstücks in einer Person gege- 
bene Vorschrift auch dann Anwendung finde, wenn von dem 
Eigenthü'mer des Grundstücks die Zahlung der darauf ein- 
getragenen Forderung erfolgt ist; so wollen "Wir, auf den 
deshalb gemachten Antrag Unsers Justizministers, und nach 
vernommenem Gutachten Unseres Staatsrates, jene Vorschrift 
dahin dekJariren: 

dass der Eigenthü'mer eines Grundstücks, welcher eine auf 
dasselbe hypothekarisch versicherte Geldsumme auszahlt, 
und die Forderung in dem Hypothekenbnche nicht hat 
löschen lassen, alle Rechte eines Cessionars dieser Hypo- 



Digitized by Google 



I 



f 

264 A.L. R. TA. I. TU. 16. §. 484-49*. TU. 17. §.20-93. 



thek gemessen soll, ohne Unterschied, ob ihm bei der Aas- 
zahlung eine förmliche Cession oder nur eine Ouittung er- 
theilt worden ist, indem für diesen Fall die blosse Quit- 
tung so ausgelegt werden soll, als ob darin eine ausdrück- 
liche Cession enthalten wäre. 

Tit. I« Tit. 16. ff. 484. Anh. $. 58. Rescr. vom 29* Sep- 
tember 1832, dass der Locus abgelöteter Pfandbriefe und getuschter Hy- 
pothekenforderungen kein Gegenstand des Verkehrs und der Exemtion sei. 
Gr. FI. S. 19. 

Tb. I. Tit. 16. 0. 484. Anh. $• 59. Bescr. vom 25. Febr. 

1833, dass der Eigentümer eines Grundstücks durch Auszahlung der da- 
rauf versicherten Geldsummen den Locus und die Forderung selbst erwirbt, 
er mag persönlicher Schuldner sein oder nicht. Gr. FI. S. 10. 

Tll. I. Tit. 16. $• 493 Und 494. Ein Correaherpflichteter, 
welcher den Gläubiger gegen jura cessa bezahlt hat, muss sich bei dem lle- 
gress gegen seinen Milverpflich teten seinen eignen Antheil anrechnen las- 
sen. Erk. des ostpreuss. Trib. vom 5. Juli 1 826 und des G. Ob. Trib. S. 
u. v.S. Recht sspr. B.III. S.$t. 

Tll. I. Tit. 17. $. feO-SS. Veber die Stimmenzählung bei der 
Concurrenz mehrerer Compatronen. Erk, des G. Ob. Trib. vom 5. Decbr. 
1825. S. u. v.S. Rechtsspr. B. III S. 131. 

Th.I. Tit. 17. ff. 69. a) Rescr. vom 29. Novbr. 1790, wegen 
Eintragung einer von einem Miteigenthümer contrahirten Schuld auf das 
in communione besessene Grundstück v. R. II. S. 58* 

1>) Rescr. vom 16. Juli u. 27. August 1821 , betr. die Befugniss eines 
Miteigenthümers , ohne Genehmigurg der übrigen Miteigenthümer, über 
seinen Antheil zu verfügen. Gr. I. S, 64. 

Tll. I. Tit. 17. 0. 74. a) Rescr. vom 21. April 1813, betr. die 
Subhastation eines Theils eines Guts. Gr. I. S. 65. 

D) Rescr. vom 13. April 1833 , betr. die Unzulässigkeit der Subhasta- 
tion eines einzelnen Antheils an einem gemeinschaftlichen Grundstücke vor 
der Theilung, und die Folgen solcher Feräusserung für die Hypotheken- 
gläubiger. Gr. FI. S. 22. 

Tll. I. Tit. 17. $• 89 Seqq. a) Ferordnung vom 4. März 1 834, 
Uber den Subhastations - und Kaufgelderbelegungsprocess (§. 2, No* 3) 
G. S. S. 39 ad A. G. 0. 1. 52. §. 1 seqq.) 

b) Rescr. vom 30. Juni 1834 , Über die Befugniss der Miteigenthümer, 
auf den Ferkauf der gemeinschaftlichen Saehe anzutragen, v. K. Jhrb. 

B. 43. s. 449. 

Th.I. Tit. 17. 0.93. Rescr. vom 23. Januar 1802, betr. die Ein- 
willigung des vormundschaftlichen Gerichts in den Zuschlag der Grund- 
stücke, woran minorenne und majorenne Miterben interessiren. v. B. VII. 
S.20. 
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Tb. I. Tit. 17. 0.151. Rescr. vom 20. Sept. 1 S U, betr.. die Le- 
gitimation zur Einklagung einer, mehreren Personen ah Legat /unterlas- 
senen Forderung: Gr. FI. S. 26. 

Th. I. Tit. 17. 8« 311-361. C. O vom 5. Novbr. 1812, betr. 
das bei Gemeinheitstheilungen anzuweisende Land fllr die Landschullehrer. 
G. S. S. 194 (*. ad A. L. B. Ii. 1 2. $. 29.) 

Th.I. Tit. 17. 8*311-361. a) *. Ergänzungen zu A. L.R. I. 
22. §. 1 seqq. u. II. 1 . §. 240 seqq. 

1)) Gemeinheit stheilungs - Ordnung vom f. Juni 1 821. G. S. S. 53. 

Da die bisherigen Gesetze über did Aufhebung der Ge- 
meinheiten für das Bedürfniss der erweiterten Landkrillur 
nicht mehr genügen; so haben Wir dieselbe einer sorgfälti- 
gen Revision unterwerfen, und den ausgearbeiteten Entwurf zu 
einer Gemeinheitstheilungs-Ordnung, mit Zuziehung der Pro- 
vinzialkollegien und sachkundiger Männer aus jeder Provinz, 
prüfen lassen. Nachdem die von ihnen gemachten Vorschläge 
-und Erinnerungen »»ich in Unserm Staatsrath erwogen wor- 
den; so verordnen Wir auf das von demselben erstattete Gut- 
achten nunmehro für alle Provinzen 'Unserer Monarchie, in 
welchen das A. L. R. eingeführt ist, mit Aufhebung des 4. 
Abschnitts, 17* Tit. I. Th. desselben, und der Gemeinheits- 
theilungs-Ordnung für Schlesien vom 14. April 1771 hiemit, 
wie folgt: 

§. 1. Die von mehreren Einwohnern einer Stadt oder 
eines Dorfs, von Gemeinen und Grundbesitzern bisher gemein- 
schaftlich ausgeübte Benutzung ländlicher Grundstücke soll 
zum Besten der allgemeinen Landkultur, so viel als möglich 
ist, aufgehoben, oder so lange sie besteht, möglichst unschäd- 
lich gemacht werden, 

I. Abschnitt. 

Von Aufhebung der Gemeinheiten. 

1) Nähere Bestimmung des Bog riß«. 

§. 2. Die Aufhebung der Gemeinheit nach dieser Ord- 
nung findet nur Statt, bei Weideberechtigungen auf Aeckern, 
Wiesen, Andern, Forsten, und .sonstigen Weideplätzen, bei 
Forstberechtigungen zur Mast, zum Mitgen'usse des Holzes, 
und zum Streueholen, und bei Berechtigungen zum Plaggen-, 
Heide- und Bültenhieb, es mögen übrigens diese Gerechtsame 
auf einem gemeinschaftlichen Eigenthume, einem Gesammtei- 
genthume oder einem einseitigen oder wechselseitigen Die nst- 
barkei tsrechte beruhen. 

§. 3. Die blos vermengte Lage der Aecker, Wiesen und 
sonstiger Ländereien, ohne gemeinschaftliche Benutzung, be- 
gründet keine Auseinandersetzung nach dieser Ordnung. 

mnnkopff Erganx. u d. Preou. Geutib. L 12 
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2) Vom Provokation*- Recht. 

§.4. Die Gemeinheitstheilung findet nur auf den Antrag 
eines oder mehrerer Theilnehraer Statt. 

§. 5. In der Regel kann nur der Eigenthümer auf Aus- 
einandersetzung antragen. 

§. 6. Doch sind auch solche Besitzer, die ein beständiges 
unwiderrufliches Nutzungsrecht haben, und die erblichen Be- 
sitzer der nur in Kultur ausgethanenen Güter (A. L. R. Th. I. 
Tit. 21. Abschn. IV.) zu diesem Antrage berechtigt. 

§. 7* In beiden Fallen müssen aber die Eigenthümer der 
Grundstücke bei der Auseinandersetzung selbst zugezogen 
werden. 

§. 8. Auch müssen jene Besitzer §. 6., wenn sie eine Ge- 
meinheitstheilung zwischen sich und dem Eigenthümer ver- 
langen, mit dem Antrage auf Gemeinheitsaufhebung zugleich 
den Antrag auf Regulirung der gutsherrlichen Verhältnisse 
verbinden, insofern sie nach dem Edikt vom 14. September 
1S11 und dessen Deklarationen dazu befugt sind. 

§. 9. Nutzbare Eigenthümer eines Erbzins- und eines 
Lehnguts., und die Nutzniesser eines Fideikommissguts, im- 
gleichen clie wiederkäuflichen Besitzer, sind ebenfalls die Aus* 
einandersetzung zu suchen berechtigt. 

§. 10. Es bedarf auch der Zuziehung der Obereigenthü- 
mer, der Lehnsherren, der Lehns- und Fideikommissfolger 
und der Wiederkau fsberechtigten von Amtswegen nicht, son- 
dern es steht den Theilnehmern dieser Art nur frei , auf die 
öffentliche Bekanntmachung der bevorstehenden Theilung* sich 
zu melden und ihre Gerechtsame wahrzunehmen. 

§.11. Melden sie sich nicht, so müssen sie die ohne ihre 
Zuziehung bewirkte Theilung gegen sich gelten lassen, und 
sie können solche unter keinem Vorwande anfechten. 

§. 12. Melden sie sich, so müssen sie mit ihren Einwen- 
dungen, insofern sie eine angebliche Unzulänglichkeit der Ent- 
schädigung für die Substanz und die Sicherstellung der Ent- 
schädigung in Kapital oder Rente betreffen, gehört werden. 
Andere Einwendungen stehen ihnen nicht zu. 

§. 13. Antichretische Pfandbesitzer und immittirte' Gläu- 
biger können nur unter Beitritt und Zuziehung des Eigen- 
tümers auf Gemeinheitsauthebung antraten. 

§. 14. Nichterbliche Niessbraucher und Zeitpnchter sind 
nur dann auf Gemeinheitsaufhebung anzutragen berechtigt, 
wenn sie, nach den Gesetzen über die Regulirung der guts- 
herrlichen und bäuerlichen Verhältnisse, einen Anspruch auf 
die erbliche TJeberlassnng der innehabenden Stellen haben, 
und mit der Gemeinheitsaufhebung die Regulirung der guts- 
herrlichen Verhältnisse verbunden wird. 
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§. 15. Ausser diesem Falle können blosse Niessbraucher, 
Zeitpächter und andere, die ihre Grundstücke nur vermöge 
eines, der Zeit oder Art nach, eingeschränkten Nutzungsrechts 
besitzen, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Eigentü- 
mers die Auseinandersetzung suchen. Letzterer hingegen ist 
wohl berechtigt, auch ohne die Bewilligung jener Besitzer 
während der Dauer ihres Nutzungsrechts unter den, §. 158. 
und folg. bemerkten Maassgaben, die Auseinandersetzung aus- 
zuwirken und zu vollziehen. i 

§. 16. Bei Gegenständen des gemeinschaftlichen Eigen- 
thums ist jeder Miteigentümer die Auseinandersetzung zu 
verlangen befugt. 4 

§. 17. Bei Grundstücken, deren Eigenthum einer Stadt- 
oder Dorfgemeine zusteht, deren Nutzungen aber den einzel- 
nen angesessenen Mitgliedern derselben gebühren, - ist jedes 
zur Benutzung berechtigte Mitglied der Gemeine für die sei- 
nem Grundbesitz anhängende Theilnehmungsrechte auf Aus- 
einandersetzung anzutragen berechtigt. 

§. 18. Bei wechselseitigen Dienstbarkei tsrechten, insonder- 
heit bei Koppelhülungen (A. L. R. Th. I. Tit. 22. §. 135.)» kann 
jeder Theil die Aufhebung derselben nach den Grundsätzen 
dieser Ordnung, verlangen. In Rücksicht der wechselseitigen 
Hütungen, die auf nachbarliche Freundschaft und Gutwillig- 
keit beruhen, hat es bei der Vorschrift des A. L. R. a. a. 0. §. 
137. sein Bewenden. 

§. 19. Bei einseitigen Dienstbarkei tsrechten steht der An- 
trag auf Authebung zwar auch dem Berechtigten zu, jedoch 
nur unter den §§. 86. und y4. bemerkten Einschränkungen. 

3) Verschiedene Arten der Auseinandersetzung. 

§. 20. Der Antrag auf Gemeinheitsaufhebung kann nicht 
nur in Rücksicht aller, einer gemeinschaftlichen Benutzung 
unterworfenen Gegenstände, sondern auch in Rücksicht ein- 
zelner, gemeinschaftlich benutzter Grundstücke, gemacht wer- 
den. Es kann also die vermengte Lage der Acker- und Wie- 
senbesitzungen und die gemeinschaftliche Hütung darauf auf- 
gehoben, und die Hütungsgemeinheit auf den übrigen "Wei- 
deplätzen, oder auf einem Theil derselben, beibehalten 
werden. 

§. 21. Auch können mehrere Antragende; die unter sich 
in Gemeinheit bleiben wollen, die Auseinandersetzung mit 
den übrigen Theil nehmern verlangen. 

4) Begründung des Antrags. 

§.22. In allen Fällen finden Gemeinheitstheilungen nur 
in sofern Statt, als dadurch die Landkultur im Ganzen be- 
fördert und verbessert wird. 

§. 23. Es ist ohne Beweisführung anzunehmen, dass jede 
Gemeinheitsauseinandersetzung zum Besten der Landkultur 

12* 
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gereiche und ausführbar sei. Nur dann, wenn behauptet 
wird, dass einer bisher gemeinschaftlichen Gefahr der Versan- 
dung oder der Beschädigung der Substanz durch Naturkräfte 
nach der Theilung einzelne Theiinehnier allein ausgesetzt wer- 
den, ist der Beweis des Gebeut heils zulässig, welchen der Be- 
hauptende führen muss. 

§ 24. Es bedarf auch in dem Falle, wenn ein Mitglied 
einer Stadt- oder Dorfgemeine auf Auseinandersetzung mit 
den übrigen autriigt, des Beweises nicht, dass die Theilung 
zum Vortheil sämmtlicher Theilnehmer geschehen könne: 
es genügt vielmehr, dass die übrigen, wie ohne besondern 
Nachweis anzunehmen ist, vollständig entschädigt werden 
können. 

§. 25- Unter dieser Voraussetzung ist die Gemeinheitsthei- 
lung auch dann zulässig, wenn die Provokalen die Gemein- 
heil unter sich aufzuheben nicht im Stande sind. 

5) Beschränkung des Provokalions- Rechts. 

§.26. Die Befugniss, auf Gemeinheitstheilung anzutragen, 
kann weder durch Willenserklärungen noch durch Verträge, 
noch durch Verjährung erlöschen. 

§. 27- Verträge und Willenserklärungen, wodurch Ge- 
meinheitstheilungen abgeschlossen werden, sind in Rücksicht 
der Aecker und der damit in Verbindung stehenden Nutzun- 
gen nur auf so lange Zeit verbindlich, als, nach der beste- 
henden Fruchtfolge und Schlageintheilung der gemeinschaft- 
lich benutzten Grundstücke, zur zweimaligen Abnutzung al- 
ler Schläge erforderlich ist; in Rücksicht anderer Gegen- 
stände dauert ihre Verbindlichkeit nur Zehen Jahre. Mit Ab- 
lauf dieser Zeitpunkte steht es jedem frei, seine Befugniss 
auf Gemeinheitstheilung geltend zu raachen. 

§. 28. Machen besondere örtliche Verhältnisse längere 
Fristen nöthig, so können solche nur unter Genehmigung der 
Landespolizeibehörde mit rechtlicher Wirkung, jedoch auch 
in diesem Falle nur für eine bestimmte Reihe von Jahren 
festgesetzt "werden. 

§. 29- Auch frühere Judikate können den Antrag auf Ge- 
meinheitstheilung nicht hindern. 

6) Von Theilnehmungsrechlen. 
Allgemeine Betitimmungen darüber. 

§.30. Bei einer jeden Auseinandersetzung müssen die 
Bet heiligten nach ihren Theilnehmungsrechten abgefunden 
werden. 

§.31. Welche Rechte jedem Betheiligten an dem Gegen- 
stande der Gemeinheit zustehen, und der Umfang dieser 
Rechte muss, in Ermangelung rechtsbeständiger Willenserklä- 
rungen und rechtskräftiger Erkenntnisse, zuförderst nach den 
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statutarischen Rechten, in deren Ermangelung nach den Pro- 
vinzialrechten, und wenn auch diese fehlen, nach den Vor- 
schriften des A. L. R., worauf Wir hiermit, jedoch unter Be- 
ziehung auf die nachfolgenden §§., verweisen, beurtheilt 
werden. 

Nähere Bestimmungen. 

a) Bei Gemeinweiden. 

t aa) Berechnung nach dem Besitzstand« 

§. 32. Wenn solchergestalt t bei gemeinschaftlichen Hü- 
tungen die Theilnehmungsrechte selbst feststehen, dahingegen 
aber das Maass und Verhältniss der Theilnahme eines, jeden 
einzelnen Interessenten nicht durch Urkunden, Judikate oder 
Statuten bestimmt ist, so soll dieses Maass und Verhältniss 
in der Regel nach dem Besitzstande in den letzten, der Ein- 
leitung der Theilung vorhergegangenen Zehn Jahren festge- 
stellt werden. 

» 

§. 33. Dieser Besitzstand wird nach der Zahl des Viehes, 
nach der Art desselben, und nach den Zeiträumen, mit und • 
in welchen jährlich jeder Theilnehmer die Hütung ausgeübt 
hat, dergestalt berechnet, das# dabei der Durchschnitt aller 
drei Satze aus den vorgedachten Zehn Jahren zum Grunde 
gelegt wird. Es werden jedoch dabei 

a) die Viehzahl verarmter oder durch Unglücksfälle be- 
troffener Mitglieder bis zu der Mittelzahl erhöhet, die andere 
seiner Klasse gewöhnlich gehalten haben, und bis zu eben 
dieser Zahl der Viehstand derjenigen vermindert, welche 
denselben darüber hinaus erweitert haben; und 

b) Unglücks jähre, in welchen durch Seuchen, Krieg n. s. 
w. der Viehstand vermindert worden, übergangen, und dafür 
die unmittelbar vorhergehenden früheren Jahre zur Berech- 
nung gezogen. 

bb) Berechnung nach der Durchwinterung. 
«. Ueberhaupt. 

§. 34. Nur dann, wenn entweder der zehnjährige Besitz- * 
stand nach vorstehenden Regeln nicht zuverlässig auszumit- 
teln ist, oder aber von einzelnen Theilnehmern erwiesen 
wird, dass sie von ihrem (übrigens feststehenden) Rechte in 
den letzten zehn Jahren gar keinen, oder doch einen minde- 
ren Gebrauch gemacht haben, als wozu sie erweislich durch 
Urkunden, Judicate und Statuten befugt waren, soll dasTheil- 
nahmeverhältniss nach den Vorschriften des A. L. R. Th. I, 
Tit. 22. §.90. und folg. berechnet, jedoch alsdann dabei Nach- 
stehendes beobachtet werden. 

§. 35. Das Futter von Ländereien, welche ausserhalb der 
Feldmark des berechtigten Guts belegen sind, ist alsdann mit 
zu berücksichtigen, wenn die Ländereien entweder schon bei 
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Her Verleihung des Rechts zu dem berechtigten Gute gehört 
haben, oder seit rechtsverjährter Zeit dabei benutzt worden. 

§. 36. Das Futter von Zehenten wird' bei der Durchwin- 
tern ngs- Berechnung dann berücksichtigt: 

1) wenn der Zehente.auf der Feldmark der zur Hütung be- 
rechtigten Theilnehmer erhoben wird; 

2) wenn der Zehente ausserhalb dieser Feldmark entweder 
seit rechtsverjährter Zeit bei dem berechtigten Gute gewesen, 
und das Stroh davon zu demselben benutzt worden, oder 
wenn er von einem Hütungsberechligten erworben worden, 
der das Futter davon in Berechnung zu bringen befugt war. 

Dahin werden die §§. y4. und 95. Tit. 22. Th. I. des A. L. 
R. näher bestimmt. 

§. 37. Bei dem Anschlage des Winterfuttergewinnes ist 
nur auf den Slroh-Ertra« von den nach landüblicher Wirth- 
schaftsart oder nach derjenigen, welche in der Gegend und 
an dem Orte des berechtigten Grundstücks seit rechts verjähr- 
ter Zeit hergebracht ist, bestellten Äeckern, und auf den Heu- 
gewinn von natürlichen Wiesen, imgleichen auf den Scheu- 
nenabgang an Kaff u. s. w. Rücksicht zu nehmen. 

§. 38. Das Futter aus Abgängen einer zum berechtigten 
Gute gehörigen Brauerei und Brennerei, oder einer anderen 
Fabrikat ionsanstalt, kann bei der Ausmittelung der Durch- 
winterung nur dann berücksichtigt werden, wenn das Recht: 
das aus diesen Abgängen erhaltene Vieh auf die Weide zu 
bringen, durch einen besonderen Titel erworben worden. 

3Q. Will der mit der Schäfereigerechtigkeit versehene 
Gutsbesitzer bei einer Gemeinheitstheilung den Schaafstand 
nicht nach der Durchwinterung berechnen lassen; so kann er 
nur für den seit den letzten zehn Jahren vor der Einleitung 
der Auseinandersetzung durchschnittlich gehaltenen Schaat- 
stand Entschädigung verlangen. 

Wählt er aber diesen letztern Maassstaab, so kann sein 
Theilnehmungsrecht in Rücksicht des übrigen Viehes an Pfer- 
den, Ochsen, Kühen, Jungvieh, nur so hoch bestimmt wer- 
den, dass es überhaupt die Durchwintertini; nicht überschrei- 
tet. Dahin werden die §§.1.59. und löO.^Tif. 22. Th. I. des 
A. L. R. abgeändert und ergänzt. 

§. 40. Sind einzelne Theilnehmer zur Hütung mit sol- 
chem Vieh berechtigt, welches mit Heu und Stroh nicht er- 
halten wird, als Schweinen und Gänsen , so muss dafür, ne- 
ben dem durch den Dnrchwinterungs- Grundsatz festgestell- 
ten Viehstande, noch besondere Abfindung gewährt, und da- 
bei lediglich der nachzuweisende Besitzstand der letzten zehn 
Jahre in der §. 33. bestimmten Art zum Grunde gelegt werden. 

ß) Bei Stadt- und Dorf-G cmeirim. 
§. Ai. Falls in Städten die besondere Ortsverfassung das 
Verhältniss der Theilnahme an der gemeinen Weide nicht 
bestimmt, so dient Folgendes zur Richtschnur: 
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a) die Hütungsrechte der Ackerbürger sind als Theilneh- 
mungsrechte, die mit ihrem Grundbesitz verbunden sind, an- 
zusehen, und ihre gegenseitigen Antheile nach den vorste- 
hend §.34. und folg. aufgestellten Regeln zu berechnen; 

b) die mit Häusern ohne Aecker angesessenen Bürger 
sind so viel Vieh auf die gemeine Weide zubringen berecn- 
tigt, als erforderlich ist, um die noth wendigsten Bedürfnisse 
eines Haushalts für Mann, Frau und drei Kinder zu befrie- 
digen, und dieses Bedürfniss ist zu anderthalb Kuhweiden ^zu 
berechnen. 

c) In Rücksicht unangesessener Bürger und Schutz verwand- 
ten ist anzunehmen, dass ihnen keine eigene Hütungsbefug- 
nisse zustehen. 

Haben sie aber nach der besondern Verfassung des Orts 
persönliche nicht näher bestimmte Hütungsrechte, die von 
ihren Vermiethern nicht hergeleitet werden können; so sind 
sie den Hausbesitzern gleich zu achten-. 

d) Ist die gemeine Weide zur Ernährung dieses Viehstan- 
des aller Bürger -Klassen unzureichend; so muss der in den 
letzten zehn Jahren vor der Einleitung der Ansei nandersez- 
zung von jeder Klasse im Durchschnitt gehaltene Viehstand 
ausgemittelt, und darnach das Theilnehmungsrecht jeder 
Klasse bestimmt werden. 

§.42. Die Vorschrift des .5.30. Tit. 7. Th. II. des A. L. R. 
über das Verhältniss der Theilnahme der Dorf bewohner ai\ 
der Gemeinweide wird dahin erläutert, dass die Theilneh- 
mungsrechte der mit Aerkern angesessenen Wirthe ebenfalls 
nach §. 34. und folg. dieser Ordnung, zu berechnen sind, 
die ohne Aecker angesessenen Wirthe hingegen die Gemein- 
weide nur mit so viel Vieh behüten dürfen, als erforderlich 
ist, um die notwendigsten Bedürfhisse eines Haushalts für 
Mann, Frau und drei Kinder zu befriedigen, und dieses ist 
zu anderthalb Kuhweiden anzuschlagen. Reicht die Weide 
nicht für alle Theilnehmer aus, so findet die Vorschrift des 
§. 4l. Buchstabe d. Anwendung, 

§.43. Die Theilnehmungsrechte der Bauern, die nicht 
Eigenthümer sind, in Beziehung auf ihre Gutsherren, sind 
übrigens zunächst nach den Gesetzen über die Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse zu beur- 
t heilen. 

y) Anrechnung der besonderen Weiden. 

§.44. Ausser dem Viehstande, mit welchem die einzel- 
nen Theilnehmer zur Hütung berechtigt sind, müssen im 
Falle des §. 34. bei Bestimmung des Verhältnisses der Theil- 
nahme an der gemeinen Weide, auch die besonderen Weiden 
derselben, welche sie entweder £nr alleinigen Benutzung oder 
mit andern gemeinschaftlich ausser dem Gegenstande der 
Theilung besitzen, berücksichtigt werden. 
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§. 45. Solche besondere "Weiden (§. 44.)» die in neuern, 
die Verjährungsfrist nicht erreichenden Zeiten erworben wor- 
den) oder welche der Berechtigte für den Viehstand, mit 
Welchem er die gemeinschaftliche Weide zu betreiben be- 
fugt ist, überall nicht, oder doch nicht seit rechts verjährter 
Zeit benutzt hat, können bei der Bestimmung der Autheile 
an der gemeinen Weide nicht berücksichtigt werden. 

§. 46. Hat der Eigenthümer die Hütungsgerechtigkeit mit 
ausdrücklichem Verzicht auf eigene Theilnahme verliehen, so 
muss er, ohue Hinsicht, ob der Berechtigte seine Bedürfnisse 
auf eigenen, ihm allein zustehenden Weiden oder auf Weide- 
platzen, die er mit anderen Theilnehmern zu behüten befugt 
ist, zu befriedigen im Stande sei, den ganzen Werth der Hü- 
tung vergüten. Nehmen aber andere an der mit Verzicht der 
eigenen Theilnahme von dem Eigenthümer bewilligten Hü- 
tung Theil; so sind diese unter den in den folgenden §§. be- 
merkten Umständen auf Berechnung der besonderen Weiden 
anzutragen berechtigt. 

§. 47. Ist die Hütung für eine bestimmte Anzahl Vieh, 
und zugleich mit Bestimmung der Zeit der zulässigen Aus- 
übung verliehen, so ist nach dieser Bestimmung das Theil- 
nehmungsrecht festzusetzen , und es kommt auf die eigene, 
oder mit andern, als den theilenden Theilnehmern in Gemein- 
schaft befindliche Hütung des Berechtigten nicht an. 

§.48. Ist keiner dieser Fälle (§.45 bis 47.) vorhanden, so 
muss ein verhaltnissniässiger Theil des Viehstandes, mit wel- 
chem der Berechtigte, er sey Miteigentümer oder Dienstbar- 
keits-Berechtigter, die Hütung auszuüben befugt ist, auf seine 
besondere Weiden (§.44.) zurückgerechnet, und nur nach 
dem dann verbleibenden Ueberschusse seines berechtigten Vieh- 
standes, sein Theilnehmungsrecht bestimmt werden. 

§. 49« Dieses Verhältniss ist nach dem Viehstande und 
nach der Zeit, in welcher nach einem Durchschnitte von zehn 
Jahren die Berechtigten die zu theilende gemeine Weide, ihre 
besondere und mit Andern gemeinschaftliche Weide behütet 
haben, zu bestimmen. 

§. 50. Sind über den in den letzten zehn Jahren auf der 
zu theilenden Weide unterhaltenen Viehstand des Berechtig- 
ten keine zulängliche Nachrichten zu beschaffen, so muss 
das Maass, in welchem ihm seine besondern Weiden anzu- 
schlagen sind, nach dem Verhältnisse sowohl seines als des 
Viehstandes der mitberechtigten Weidetheilnehmer zu der Er- 
giebigkeit sämmtlicher von ihnen betriebenen gemeinschaft- 
lichen und besonderen Weiden berechnet werden. 

§. 51. Beruhet die Berechtigung des abzufindenden Theil- 
nehmers auf einem Dienstbarkeitsrechte , und ergiebt sich, 
dass die nach §. 48. u. ff. berechnete Vergütung, mit Inbegriff 
der besonderen Weide des Berechtigten für seinen berechtig- 
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tcn Viehstand unzureichend sein wurde; so ist sein Theil- 
nehmungsrecht bis zur Zulänglichkeit des Bedürfnisses 211 er- 
höhen. Dieses findet unter den, §.105 und 106. Tit. 22. Th. 
1. des A. L. R. bestimmten Voraussetzungen auch dann An- 
wendung, wenn die Weide für den Eigenthüraer unzuläng- 
lich sein sollte; ausserdem aber muss der Berechtigte eine 
Verminderung seines Viehstandes nach eben dem Verhältnisse, 
wie der Eigenthümer, sich gefallen lassen. 

b) Beim Plaggen-, Heide* und Bültenhieb. 

§. 52. Der Umfang der Berechtigung zum Plaggen-, Heide- 
«nd Bültenhieb wird, insofern sie zum Zweck der Düngung 
Statt findet, bei den mit Aeckern, Wiesen und Gärten ange- 
sessenen Berechtigten nach dem Bedürfnisse der Düngung in 
der, jeden Orts hergebrachten Bestellungsar!, bestimmt. Da- 
von werden jedoch die eigenen Mittel der Düngerzuberei- 
tung, die jeder an Stroh, Schilf etc. hat, abgerechnet. 

Wo dieses Recht auf Gemeinweiden von den gesammten 
Hütungsberechtigten ausgeübt wird, ist dasselbe nach erfolg- 
ter Theilung der Weide als von selbst durch Kompensation 
erloschen anzusehen. 

§.53. Bei Berechtigten, die mit dergleichen (§. 52) Grund- 
stücken nicht angesessen sind, wird dieses Theilnehmungs- 
recht nach dem Bedürfnisse der Streue für die Viehzahl, die 
sie auf die zu theilende gemeine Weide zu bringen befugt 
sind, bestimmt. 

§.54. Bezweckt das vorgedachte Recht (§.52) die Feue- 
rung, so erhält es seine Bestimmung durch das Bedürfniss 
des Berechtigten an Feuerung, wovon jedoch die eigenen 
Feuerungsmittel an Holz, Torf etc. abzurechnen sind. 

§. 55. Enthält das Recht zugleich die Befugniss zum 
Verkauf, so ist der Umfang dieser letzteren Befugniss nach 
dem, in den letzten der Einleitung der Auseinandersetzung 
unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren im Durchschnitt 
verkauften Betrage zu bestimmen. 

7) Theilungsgriuidüätze. 

§. 56* Die Aufhebung der Gemeinheit wird dadurch be- 
wirkt, dass den sich auseinandersetzenden Theilnehmern an 
die Stelle ihrer Berechtigungen eine angemessene Entschädi- 
gung zur ausschliesslichen und freien Verfügung überwie- 
sen wird. 

§. 57. Eine Entschädigung, in deren freien Gebrauch der 
Empfänger gehindert sein würde, ist keiner anzunehmen 
schuldig. 

§. 58. Auch kann eine Entschädigung , welche eine Ver- 
änderung der ganzen bisherigen Art des Wirthschaftsbelriebes 
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des Hauptguts nöthig macht, keinem Theilnehmer aufgedrun- 
gen werden. 

§ 59. Für solche Veränderungen sind zu achten: 

1) wenn eine bisherige Ackerwirthschaft in eine Vieh- 
züchterei verwandelt werden müsste und umgekehrt , oder 
wenn eine von beiden die Hauptsache war, solche aber künf- 
tig nur Nebensache werden wurde; 

2) wenn ein Ilauptzweig der Wirtschaft, der in Überwie- 
gendem Verhaltnisse zu den übrigen stand, ganz oder gross- 
tentheils aufgegeben werden müsste, oder doch nur durch 

% Anlegung neuer Fabrikationsanstalten erhalten werden konnte; 

3) wenn ein gespannhaltender Ackerwirth solches ferner- 
hin nicht mehr halten könnte, und seine Ländereien mit der 
Hand bauen müsste, oaer umgekehrt. 

Andere Veränderungen in der bisherigen Art desWirth- 
schaftsbetriebes kommen nur in sofern in Betracht, als sie 
von gleicher oder grösserer Erheblichkeit sind. 

§. 60. Unter diesen Voraussetzungen (§§.57 und 58) kann 
die Entschädigung in Land, Rente, Naturalleistungen und Ka- 
pital bestehen. 

§.61. Die Landentschädigungen müssen die aus der Ge- 
meinheit scheidenden und darin bleibenden Theilnehmer mög- 
lichst in einer zusammenhängenden wirtschaftlichen Lage 

erhalten. , 4 . , . 

§. 62. Ist diese ohne Verkürzung einzelner Theilnehmer, 
und ohne Aufopferung überwiegender Kulturvortheile nicht 
zu erlangen; so kann sich keiner entbrechen, eine Landent- 
schädi«ung in getrennter Lage anzunehmen, in sofern sie den 
allgemeinen Bestimmungen (§§.57 und 58) entspricht, und 
eine zweckmässige Bewirtschaftung gestattet. 

§. 63. Auf jeden Fall muss der Empfänger sie bei dem 
Gute, zu welchem sie angewiesen worden, zu dem ihm an- 
gerechneten Werthe nutzen können. 

§.64. Grundstücke, welche keiner Gemeiuheit unterlie- 
gen, müssen, wenn der Eigenthümer sie anbietet, und die- 
selben in den Auseinandersetzungsplan passen, zwar ange- 
nommen, können ihm aber nicht abgedrun^en werden. 

§.65. Eben dies gilt von den auf freunden Feldmarken 
gelegenen Grundstücken, welche zu der Gemeinheit, von de- 
ren Aufhebung die Rede ist, nicht gehören. 

§. 66. Der Regel nach muss jeder Theilnehmer durch 
Land abgefunden werden. 

§. 67. Er muss jedoch für einen Ausfall in der Güte 
einen Zusatz in der Fläche annehmen, auch eine Austau- 
schung von Grundstücken der einen, gegen Grundstücke von 
einer andern Gattung sich gefallen lassen, in sofern da- 

» 
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durch die Bedingungen der §§. 57 und 58 nicht vereitelt 
werden. 

* » * 

§. 68. Letzteres findet insonderheit auch in Rücksicht der- 
jenigen Theilnehmer statt, die eine Hütungsdienstbarkeit oder 
Schäfereigerechtigkeit haben. 

§.69* Kann nicht allen Theilnehmern , dem Zwecke der 
Auseinandersetzung gemäss, eine wirthschaftliche Lage ihrer 
Landereien verschaft werden, so müssen diejenigen, welche 
nach dem Ermessen der Auseinandersetzt! ngsbehörde dazu 
geeignet sind, jedoch nach der ihnen hiebei freistehenden 
eignen Wahl, entweder die ihnen ohne Abbau anzuweisen- 
den Ländereien, der minder vorteilhaften Lage derselben 
tingeachtet, annehmen, oder gegen Entschädigung, einen Ab- 
bau sich gefallen lassen, wenn der vierte Thea der hierbei 
interessirten Theilnehmer (nach den Autheilen berechnet) 
ihn verlangt. 

§•70. Erhalten sie eine Entschädigung, welche nicht al- 
lein den Ersatz der Gebäude, der Befriedigungen, des Ge- 
höfts, des Gartens, und der darin befindlichen Bäume, son- 
dern auch den Ersatz der Kulturmängel und des tempore! len 
Ausfalls an Früchten enthält, so sind sie verpflichtet, die bis- 
herigen Gebäude, nebst Gehöfte und Garten denjenigen, die 
den Schaden ersetzen müssen, zu überlassen« 

§•71* Begnügen sie sich aber lediglich mit den Bau- 
kosten der Wohn- und Wirtschaftsgebäude, nach Abzug 
des Werths der bisherigen Gebäude; so verbleiben dem Ab- 
bauenden das bisherige Gehöfte und Garten nebst Gebäuden. 

§.72. Die Kosten des Abbaues (§§.70 und 70 müssen 
von sUlen Auseinandersetzungs-Theilnehmern, welche daraus 
Vortheil haben, einschliesslich des Abbauenden, nach Ver- 
~hältniss ihres Vortheils, aufgebracht werden. ■ 

i r 

§. 73. Die Rente wird in Roggen bestimmt, jedoch, wenn 
sich die Theilnehmer nicht anderweit vereinigen, in Gelde 
abgeführt. Bei der Berechnung des Roggens auf Geld wer- 
den die letzten vierzehn Jahre dergestalt zum Grunde ge- 
legt, dass die zwei theuersten und cße zwei wohlfeilsten der- 
selben weggelassen werden, und aus den übrig bleibenden 
sehn Jahren der Durchschnitt der Martini -Marktpreise gezo- 
gen wird. Dieser durchschnittliche Geldbetrag ist für den näch- 
sten Zahlungstermin zu entrichten. Für das darauf folgende 
Jahr aber soll der Geldbetrag bestehen aus Neun Zehntel des 
vorhergehenden Geldbetrags und Ein Zehntel desjenigen 
Werths, welchen der ausgemittelte Roggenbetrag nach dem 
durchschnittlichen Martini-Marktpreise dieses folgenden Jah- 
res haben wird. Auf gleiche Weise »o\l der Betrag der 
Geldrente für jedes der nachfolgenden Jahre fortschreitend 
berechnet werden. 



Digitized by Google 



276 J.L.R. Th.I. TU. 17. §.311-361. 



§.74. Unler Martini-Marktpreisen (§.73) werden diejeni- 
gen verstanden, welche im Durchschnitt der zwei dem Mar- 
tinitape zunächst liegenden Wochen Statt gefunden haben. 
Sie sind nach den Märkten derjenigen Orte zu bestimmen, 
welche hierzu, nebst dem ihnen zu gehörenden Bezirk von 
den Regierungen durch die Amtsblätter namentlich angege- 
ben werden sollen. 

§. 75. Die Rente ist gegen Erlegung des fünf und zwan- 
zigfachen, für die laufende Periode ermittelten Betrags ab- 
löslich. Es muss sechs Monate vorher gekündigt Werden; 
wenn jedoch der Berechtigte die Ablösung verlangt, so muss 
er auf den Antrag des Verpflichteten sich eine Zahlung in 
mehreren Terminen, die bis auf Fünf Jahre vertheilt werden 
können, gefallen lassen. 

§. 76. Die Rente geniesst vor allen hypothekarischen For- 
derungen dasselbe Vorzugsrecht, welches dem abgelöseten 
Rechte selbst zustand; zur Erhaltung desselben muss jedoch 
der Berechtigte bei Vermeidung der in den Gesetzen be- 
stimmten Nachtheile, binnen Jahresfrist vom Ta^e der Be- 
stätigung des Rezesses gerechnet, die Eintragung in das Hy- 
pothekenbuch des verpflichteten Grundstücks nachsuchen. 

§.77. Eine Entschädigung in Rente (§-73; mass dann 
angenommen werden, wenn 

a) einem Dienstbarkeitsberechtigten eine Entschädigung in 
Land dergestalt nicht gegeben werden kann, dass er es zu 
dem abgeschätzten Werthe zu nutzen vermag; 

b) wenn er dadurch in den Stand gesetzt wird, sich die 
Nutzung, die dadurch abgelöset wird, zu verschaffen. 

§.78. Andere jährliche Natural -Abgaben, welche in Art 
und Maass genau zu bestimmen sind, und aus den Erzeug- 
• nissen des verpflichteten Guts müssen geleistet werden kön- 
nen, finden nur zum Ersatz vorübergehender Nachtheile der 
Auseinandersetzung, namentlich zum Ersatz von einstweili- 
gen Ausfällen an dem bei der Ausgleichung vorausgesetzten 
Ertrage Statt. 

§.79- Arbeitshülfen können für die zu gleichem Zwecke 
erforderlichen Verbesserungsarbeiten auf höchstens zwölf 
Jahre vorbehalten werden. 

§. 80. Können die Naturalabgaben (§.78) aus den Er- 
zeugnissen des Guts nicht genommen werden, so muss da- 
für eine Entschädigung in Gelde geleistet und angenommen 
werden. 

§. 81. Diese Entschädigungsart muss auch geleistet wer- 
den, wenn die Naturalabgaben aus den Erzeugnissen des 
Guts genommen werden können, imgleichen wegen der Ar- 
beitshülfen §. 79, sobald in dem einen oder anderen Fall der 
Berechtigte sie vorzieht. 
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§. 82. Wechselseitige Dienstbarkeiten gleicher Art werden 
durch Kompensation aufgehoben. 

§.83. Hat jedoch ein Theilhaber ein besonderes Vor- 
recht, oder findet ein anderes Verhältniss der Theilnahme an 
den Nutzungen der gegenseitigen Dienstbarkeit Statt, als das 
Verhaltniss der, der wechselseitigen Dienstbarkeit unterlie- 
genden Grundstücke, so müssen die Theilhaber nach dem 
Betrage ihrer Nutzungen und Rechte ausgeglichen werden. 
Die Kompensation geschieht also in diesem Falle nur, in so 
weit die gegenseitigen Nutzungsrechte gleich sind, und der 
Ueberschuss muss besonders vergütet werden. 

§.84. Ist über die Beibehaltung wechselseitiger Dienstbar- 
keiten, welche mit dem Zwecke der Auseinandersetzung nicht 
bestehen können, nichts verabredet, so sind sie nach vollzo- 
gener Theilung, selbst in dem Falle, wenn das §. 83 gedachte 
verschiedene Theilnehmungsverhältniss Statt findet, für auf- 
gehoben zu achten. 

§. 85. In diesem Falle darf daher auch für eine Schäfe- 
reigerechtigkeit, wofür keine besondere Abfindung verlangt 
worden, keine besondere Entschädigung gewährt werden. 

§. 86. Wenn einseitige Dienstbarkeitsberechtigte auf Aus- 
einandersetzung antragen« so müssen sie sich jede, dem Be- 
lasteten beliebige Entschädigungsart, sie sei Land, Rente oder 
Kapital, gefallen lassen. 

§. 87. Bei der Bestimmung des Werths des Grund und 
Bodens werden die Gegenstände der Regel nach in dem Zu- 
stande angenommen, in welchem sie sich zur Zeit der Aus-« 
einandersetzung befinden. Nur in Rücksicht des Forstgrundes 
findet nach §.132 eine Ausnahme Statt. 

§. 88. Die Abschätzung geschieht nach dem Nutzen und 
Ertrage, welchen die Sache jedem Besitzer gewähren kann. 

§. 89. Dabei kommt der neueste Düngungszustand nicht 
in Anschlag; vielmehr bleibt dieser, d.i. derjenige Dünger, 
welcher die Örtlich üblichen Saaten noch nicht getragen hat, 
gleich den übrigen, auf periodische Nutzungen schon ver- 
wendeten Bestellungskosten, Gegenstand besonderer Vergütung, 
welche dem Abtretenden von dem Empfänger zu leisten ist. 

§•90. Jeder Theilnehmer muss nicht nur für den nach 
g. 88. und folg. ermittelten Werth, sondern auch für den Un- 
terschied in der Entfernung und für andere Vortheile der 
Lage entschädigt werden. 

§.91. Bei dem Anschlage der Berechtigungen muss auf 
den Umfang des Rechts an sich und auf die landübliche, ört- 
lich anwendbare Art, dasselbe zu benutzen, Rücksicht ge- 
nommen werden. , 

§.92. Es hat also weder die Fahrlässigkeit eines oder 
des andern bisherigen Besitzers, noch dessen ungewöhnlicher 
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Fleiss in der Benutzung des Rechts auf die Werthbestiramung 
Einfluß. 

§. 93. Nach dem solchergestalt ausgemittelten Ertrage 
rouss der Regel nach jeder Berechtigte abgefunden werden. 

§. 94. Hat jedoch ein Dienstbarkeitsberechtigter auf Aus-* 
einandersetzung angetragen, so hängt es von der "Wahl des 
Belasteten ab, ob er ihn nach dem Nutzungsertrage der Dienst- 
barkeit, oder nach dem Vortheil, welcher dem Belasteten 
aus deren Aufhebung erwächst, entschädigen will. 

§. 95. Jedem Theilnehmer müssen zu seinen Grund- 
stücken die erforderlichen Wege und Triften verschafft werden. 

§. 96. Der zu deren neuen Anlage erforderliche Grund 
and Boden muss .von allen Betheiligten, nach Verhältniss 
ihres Theilnehmungsrechts , hergegeben werden, und der 
Beitrag jedes Einzelnen wird ihm auf seine Abfindung ange- 
rechnet. In eben dem Verhältnisse muss jeder Theilnehmer 
zur Anfertigung und Unterhaltung beitragen. 

§.97. Eben dieses (§§.95 und 96.) findet in Rücksicht 
der Entwässerungsgräben, ohne welche der Boden den Er- 
trag, zu welchem er abgeschätzt worden, nicht gewähren 
kann, und in Rücksicht der Granzgraben Statt. 

§•98.. Jeder Theilnehmer kann verlangen, dass ihm die 
unentbehrliche Mitbenutzung der Gewässer auf den auseinan- 
dergesetzten Grundstücken vorbehalten, und diese so ausge- 
wiesen werden, wie es zu diesem Zweck für beide Theile 
am bequemsten ist. Werden zu dem Behuf zweckmässige 
neue Trankstätten angelegt, so finden die Vorschriften der 
§§, 95 und 96. Anwendung. 

S. 99. Die vor der Auseinandersetzung schon gemein- 
schaftlich benutzten Lehm-, Sand-, Kalk- und Mergelgru- 
ben, Kalk- und andere Steinbrüche, bleiben zur gemein- 
schaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, in sofern die 
Theilnehmer deshalb nicht durch Ueberweisung besonderer 
Vorräthe dieser Art ausgeglichen werden können. 

§. 100. Einhegungen und deren Unterhaltung können auf 
Kosten sammtlicher Theilnehmer nur in dem Falle verlangt 
werden, wenn über die Grundstücke eines Betheiligten, oder 
an denselben vorbei, schmale Triften, auf welchen das Vieh 
durch den Hirten nicht zusammengehalten werden kann, vor- 
behalten werden müssen. 

§. 101. Bei der ersten auf einer Dorffeldmark eintreten- 
den Gemeinheitstheilung soll zu der Schullehrerstelle so viel 
Gartenland, als, einschliesslich des bisher besessenen, zur 
Haushaltung; einer Familie von der §. 4 1. Buchst, b. angege- 
benen Stärke, und zur Sommerstallfütterung und Durchwin- 
terung von zwei Haupt Rindvieh erforderlich ist, in zweck- 
mässiger Lage angewiesen werden; dagegen aber auch die, 
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der Stelle bisher zuständig gewesene Weideberechtigung auf 
den Grundstücken der Dorfgemeine authören. 

§. 102. Ist jedoch die bisherige Befugniss des Schullehrers 
grösser, als im §.101. bestimmt worden, so muss er nach dem 
ganzen Umfange seines Theilnehmungsrechts abgefunden werden. 

§. 103. Die Bestimmung der Entschädigung und der 
Grundstücke, welche jeder Theilnehmer durch die Ausein- 
andersetzung erhalten soll, geschieht durch die Auseinander- 
setzungsbehörde. '» . 

§. 104. Sie muss sich dabei nach obigen Vorschriften 
achten, und möglichst verhüten, dass kein Theil gegen den 
andern verkürzt und in seinen Nutzungen geschmälert werde. 

§.-10£. Bei der Beurtheilung dessen ist jedoch nicht aut 
einzelne Stücke und Rubriken, sondern auf den ganzen Um- 
fang der Wirthschaft eines jeden Theilnehmers , so wie sie 
vor und nach der Theilung sich verhalt, Rücksicht zu nehmen. 

§. 106. Der Gebrauch des Looses ist Behufs dieser Aus- 
einandersetzung nur in den, in dem A. L. R. Theil I. Titel 11. 
§§. 570 und 573. bemerkten Fällen, und unter den dort fest- 
gestellten Maassgaben zulässig. 

§. 107- Bei Grundslücken , welche in Natur nicht getheilt * 
werden können, welche durch die Theilung an ihrem Werth 
verlieren würden , oder welche in einer Hand vortheil- 
hafter als in der-Vertheilung benutzt werden» findet Behufs 
der Auseinandersetzung der Theilnehmer, im Mangel einer 
Einigung, nur der öffentliche gerichtliche Verkauf Statt. 

8) Von Fursttheilungen. 

§. 108* Die vorstehenden allgemeinen Grundsätze haben 
der Regel nach auch bei der Aufhebung der Gemeinheit 
in Forsten Anwendung. 

§. 109. Die Naturaltheilnng eines gemeinschaftlichen Wal- 
des ist ganz oder Theilweise nur dann zulässig, wenn ent- 
weder die einzelnen Antheile zur forstmassigen Benutzung 

feeignet bleiben, oder sie vorteilhaft als Aecker oder Wiese 
ehutzt werden können. 

§.110. Ausser diesen Fallen kann die Auseinandersetzung 
der Mit-Eigenthümer im Mangel einer Einigung nur durch 
Öffentlichen gerichtlichen Verkauf bewirkt werden. 

v §.111. Sind die Anrechte der Miteigenthümer nicht nach 
Ouoten bestimmt, und beziehen sich dieselben auf verschie- 
denartige Nutzungen; so muss das Werths verhältniss der 
Nutzungen jedes einzelnen Theilnehmers durch Sachverstän- 
dige abgeschätzt werden. 

§.112. Die Theilung muss möglichst so bewirkt werden, 
dass jeder Miteigenthümer seinen Antheil nicht allein vom 
Grund und Boden, mit Rücksicht auf die Verschiedenheit der 
Güte, sondern auch des stehenden Holzes erhält. 
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€.113. Ist dieses nach der Oertlichkeit nicht zu bewir- 
ken; so muss derjenige, der einen Ueberschuss an Holz er- 
hält, im Mangel einer Einigung über dessen Bezahlung, den 
Andern entweder durch Anweisung eines verhältnissmässigen 
Distrikts zurAbholzung in angemessenen Fristen, oder durch 
Lieferung einer verhältnissmässigen jährlichen Quantität Hol- 
zes auf bestimmte Jahre entschädigen. 

§. 114. Die Ablösung der auf der Forst haftenden Grund- 
gerechtiekeiten kann auch der Berechtigte unter den, §§. 86 
und 9k bemerkten Einschränkungen verlangen. 

§.115. Findet der belastete Eigenthümer einzelne Dienst- 
barkeitsberechtigte ab; so ist er befugt, nach Verhältniss des 
Theilnehmungsrechts des Abgefundenen einen Theil des benutz- 
ten Gegenstandes der Mitbenutzung der übrigen, noch nicht 
abgefundenen Theilnehmer zu entziehen, und darüber frei 
zu verfügen. 

§. 116. Bei der Abschätzung einer Mastnngsgerechtigkeit 
ist die Frage: wie oft volle oder Sprangmast eintrete? nach 
dem in den letzten dreissig Jahren stattgefundenen Durch- 
schnittsverhältnisse, und die Frage: wie viel Vieh bei voller 
oder Sprangmast gefeistet werden könne? nach der Durch- 
schnittszahl des in den drei letzten Fällen, beziehungsweise 
der vollen und Sprangmast wirklich eingetriebenen Viehes 
zu bestimmen. 

§.117. Der Mastungsberechtigte kann nur eine Entschä- 
digung in Rente (§. 77.) verlangen. 

§.118. Unbestimmte Holzungsgerechti^keiten zum Ver- 
kauf sind nach dem in den letzten, der Einleitung der Aus- 
einandersetzung unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren, im 
Durchschnitt verkauften Betrage zu bestimmen. 

§. 119. Unbestimmte Holzungsgerechtigkeiten, die sich 
auf das Bedürfniss erstrecken, sind nach dem Gutachten 
Sachverständiger auf eine jährliche Quantität zu bringen. 

§.120. Bei der Abschätzung des Bauholzbedarfs ist nicht 
allein die erste Instandsetzung der Gebäude und die gewöhn- 
liche Unterhaltung, sondern auch die mögliche Beschädigung 
derselben durch Feuer zu berücksichtigen. Sind *die Gebäude 
des berechtigten Guts bei einer Feuersozietät versichert, so 
wird die Feuersgefahr nach dem Durchschnitt der in den 
letzten, der Einleitung der Auseinandersetzung unmittelbar 
vorhergehenden zehn Jahren gezahlten Feuer -Sozietatsbei- 
trage angeschlagen. Sind sie aber nicht versichert; so bleibt 
es dem Ermessen der Sachverständigen überlassen, die Bei- 
trägesätze derjenigen Feuersozietät, deren Erfahrungen auf 
den gegebenen Fall vorzugsweise Anwendung finden, T>ei dem 
Anschlage zum Grunde zu legen. Beträgt also zum Beispiel 
nach dem Durchschnitt der jährliche Beitrag £ Prozent der 
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Versicherungssumme, und der Werth des Holzes in den Ge- 
bäuden, nach dem Einkaufspreise 1000 Thaler, so beläuft 
sich der Anschlag der Feuersgefahr, auf 5 Thaler jährlich. 

§. 121. Sind Gebäude der Zerstörung oder der Beschädi- 
gung durch die Gewalt des Wassers ausgesetzt, so ist auch 
noch für diese Gefahr eine verhältnissmassige Summe dem, 
nach §. 120. auszumittelnden Betrage, hinzuzurechnen, wel- 
che von Sachverständigen, nach der Grösse der Gefahr, zu- 
folge der bisherigen Erfahrung, zu bestimmen ist. 

§. 122. Die Gefahr der Beschädigung durch Sturm wird 
bei dieser Ausmittelung nicht berücksichtigt, indem sie durch 
die Gefahren, welchen der Wald ausgesetzt war, ausgegli- 
chen wird. 

§. 123. Wenn der Holzungsberechtigte wegen Unzuläng- 
lichkeit des Waldes, oder seiner Bestände, nach den Vor- 
schriften des A. L. R. Th. I. Tit. 22. §. 226 und 227. sich eine 
Einschränkung in der Benutzung seines Rechts gefallen las- 
sen muss; so wird mit Rücksicht auf die Dauer dieses Zu- 
stande* nach dem Ermessen der Sachverständigen ein ver- 
hältnissmässiger Theil von der Abfindung gekürzt. 

§. 124. Ist der Holzberechtigte auf eine gewisse Holzart 
eingeschränkt, so kann seine Abfindung in der Regel nur 
nach dem Bestände dieser Holzart zur Zeit der Auseinander- 
setzung bestimmt werden. 

§. 125. Ist jedoch diese Holzart ganz ausgegangen, oder 
erheblich vermindert, und der Eigenthümer zur Wiederan- 
pflanzung derselben verbunden; so ist die Abfindung nach 
dem Umfange des Rechts, mit Rücksicht auf den, nach der 
Oertlichkeit zu erwartenden Anwuchs und die dazu erforder- 
liche Zeit durch Sachverständige zu ermitteln. 

§. 126. Hat aber der Eigenthümer den Mangel durch 
seine Schuld verursacht, so kann auch in Rücksicht der Zeit, 
die zum Anwuchs der anzupflanzenden Holzart erforderlich 
ist, nichts gekürzt werden. 

§. 127». Die Entschädigung für eine Holzberechtigung ist, 
wenn der Belastete auf die Ablösung anträgt, der Regel nach 
in Land, mit Anrechnung der darauf befindlichen Holzbe- 
stände, zu leisten, wenn solches zu einer forstmassigen Holz- 
benutzung, oder zur vorteilhaften Benutzung als Acker oder 
Wiese geeignet ist. Ausser diesen Fällen, und überhaupt in 
den Fällen des §. 77. ist der Berechtigte sie in Rente anzu- 
nehmen verpflichtet. 

§. 128. Das Recht, vermöge dessen die Besitzer von Ae- 
ckern, Wiesen und zur Forst nicht gehörigen Weiderevieren 
verbunden sind, das auf ihren Grundstücken aufschlagende 
Holz, oder gewisse Arten desselben bis zur Hau barkeit fort- 
wachsen, und von einem Dritten benutzen zu lassen, ist auf 
Ein Prozent des Werths der zur Zeit der Auseinandersetzung 
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vorhandenen Holzbestände abzoschätzen, und wird durch des- 
sen Erlegung abgelöset. 

§. 129. Ausser dieser Abfindung erhält der Berechtigte 
den vorhandenen Holzbestand entweder in Natur durch Weg- 
nahme oder durch Empfang des taxmässigen Werths dessel- 
ben. Welche von beiden Abfindungen Statt finden soll, be- 
stimmt, im Mangel einer Einigung, die Auseinandersetzungs- 
behörde, nach der vorzüglichen Nützlichkeit der einen oder 
der andern. 

§.130. Neben dieser Entschädigung (§. 128 und 129«) ist 
der Berechtigte nicht noch eine besondere Entschädigung für 
die ihm etwa zustehende Mastnutzung zu fordern befugt; 
stand aber dem Belasteten die Mastnntzung zu , so muss er 
sich deren Betrag von seiner Entschädigung kürzen lassen. 

§. 131. Bei der Ausmittelung der Entschädigung der Wei- 
d eberecht igten in bestandenen Forsten kann die Weide nie hö- 
her abgeschätzt werden, als bei dem Holzbestande zur Zeit 
der Auseinandersetzung darin befindlich ist. 

§. 132. Ist die Forst schlecht bestanden, so kann der Re- 
gel nach nur diejenige Weidebenutzung abgeschätzt werden, 
welche bei einem mittelmassigen Bestände der Forst Statt ge- 
funden haben würde. 

§. 133. Hat aber der Eigenthümer durch Verträge, Ver- 
jährung oder Judicate die Befngniss, die Forstkultur bis zu 
dem Maasse des mittelmässigen Holzbestandes zu treiben, 
verloren, so muss die Abschätzung nach dem Zustande zur 
Zeit der Theilung geschehen. 

§. 134. Von der nach den Grundsätzen der §§, 131 und folg. 
ausgemittelten Weide muss ein verhältnissmässiger Theil für 
den Holzberechtigten in Rücksicht der, nach den Grundsätzen 
der Forstkultur, oder nach seiner beschränkten Befugniss (§. 
133.) anzulegenden Holzschonungen, und für den Mastberech- 
tigten in Rücksicht der gesetzlichen Mastschonungen abge- 
rechnet werden. 

§. 135. Die nach deren Abzug verbleibende Weide macht 
die Masse aus, in welche die Weideberechtigten sich nach 
Verhältniss ihrer Theilnehmungsrechte zu theilen haben. 

§. 136. Sind jedoch Plaggen-, Heide- und Bülten hiebbe- 
rechtigte vorhanden, so muss auch die hierauf anzuschla- 

fende Verminderung des Weidewerlhs in Abrechnung ge- 
rächt werden. 

§. 137. Ist die Masse zur Befriedigung aller dieser Theil- 
nehmer (§. 136.) unzureichend, so müssen sich selbige sowohl, 
als die W r eideberecht igten, eine verhältnissmässige Kürzung 
ihrer Abfindung gefallen lassen. Dem Waldeigenthümer kann 
jedoch an dem ihm wegen der Holznutzung zuständigen An- 
teile, ausser dem Falle des §. 133., wegen der Unzulänglich- 
• m 1 
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keit des Ueberrestes für die "Weide-, Plaggen- und Bülten- 
hiebberechtigte, nichts gekürzt werden. 

§. 138. Die Entschädigung der Weideberechtigten in Land, 
wird ihnen in der Art angerechnet, wie letzteres nach gesche- 
hener Abholzung bei dem Dasein der Stubben zur Weide 
geschickt ist; will aber der Eigenthümer die Weide als völ- 
lig räum abtreten, so mnss er das Raden der Stamme und 
Ebenen der Löcher bewirken lassen, oder die diesfalsigen 
Kosten dem abgefundenen Weideberechtigten ersetzen. 

§. 139« Eben diese Grundsätze (§. 132 und folg.) finden in 
Rücksicht des ganz unbestandenen Forstgrundes Statt. 

§. 140. Von Berechtigungen Streue zu rechen, kann der 
Werth niemals höher berechnet werden, als die Berechtigung 
bei Beobachtung der Forst- Polizeigesetze hat genutzt wer- 
den können. 

9) Wirkungen der Auseinandersetzung. 

§. l4l. Die auseinandergesetzten Theilnehmer erhalten 
die ihnen angewiesene Entschädigung zur ausschliesslichen 
Benutzung und freien Verfügung, in sofern ihr Besitzrecht 
und ihre Schulden -Verbindung keine Einschränkung be- 
gründen. 

§. 142. Sind dem Zwecke der Auseinandersetzung, aus- 
ser der aufzuhebenden gemeinschaftlichen Benutzung (§.2.), 
nqch andere Grundgerechtigkeiten hinderlich, so müssen 
auch diese, gegen hinlängliche Entschädigung, aufgehoben 
werden. 

§. 143. Ueber die Aufhebung der aus den gntsherrlichen 
Verhältnissen solcher bäuerlichen Besitzer, die nicht Eigen- 
thümer sind, entspringenden Leistungen, ist bereits durch das 
Edikt vom l4. September 1811 und dessen Deklarationen ver- 
fügt. Ueber die Aufhebungen der Leistungen anderer bäuer- 
lichen Besitzer, der Zehenten und anderer der Landkultur 
schädlicher Gerechtsame, ergeht heute eine besondere Verord- 
nung, worauf hiermit verwiesen wird. 

§. 144. Wo der Hordenschlag in der Art eingerührt ist, 
dass der Vortheil davon allen, zur Schaafhiitung berechtigten 
Theilnehmern verhältnissmässig zu statten kommt, da hört er 
durch die Aufhebung der gemeinschaftlichen Hütung und die 
Trennung der Heerde, ohne Ausgleichung auf. 

§• 145. Steht aber einem oder einigen Theilhabero ein 
. Pferchrecht zu, so muss dafür eine verhältnissmassige Ent- 
schädigung in Rente gegeben werden. 

§• 146. Der Gebrauch der beizubehaltenden oder neu ein- 
zuführenden unentbehrlichen Dienstbarkeiten, als der Wege, 
Triften etc. ' muss so bestimmt werden, dass er den Zweck 
der Auseinandersetzung nicht vereitele, und so wenig als 
möglich beschränke. 
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§. 147. Die Entschädigung, die jeder Theilhaber durch 
die Auseinandersetzung erhält, ist ein Surrogat der dafür ab- 
getretenen Grundstücke oder dadurch abgelöseten Berechti- 
gungen, und erhält daher in Ansehung ihrer Befugnisse, 
Lasten und sonstigen Rechtsverhältnisse die Eigenschaften 
derjenigen Grundstücke, für welche sie gegeben worden. 

§. l48. Die durch die Theilung erhaltenen Grundstücke 
treten also in Rücksicht der Lehns- und Fideikommiß -Ver- 
bindungen und der hypothekarischen Schulden an die Stelle 
der abgetretenen. 

§. 149« Sind Grundstücke oder Gerechtsame gegen Rente 
abgetreten, so tritt auch diese an die Stelle derselben. Es 
muss jedoch in das Hypothekenbuch des belasteten Grund- 
stücks vermerkt werden, dass die Rente ein Zubehör des be- 
rechtigten Guts sei, und die Fähigkeit des Besitzers, über 
dieselbe zu verfügen, aus dem Hypothekenbuohe über das 
letztgedachte Gut zu ersehen sei. 

§. 150. Werden Pertinenzstücke gegen eine baare, ein für 
allemal zu entrichtende Vergütung abgetreten; so finden in 
Rücksicht der Hypothekengläubiger die Vorschriften des A. 
L. R. Th. I. Tit. 20.* §. 460 — 465. Anwendung. 

§. 151. Im Falle des §. 464. a. a. O. des A. L. R. können 
jedoch die Hypothekengläubiger sich nur wegen der, von dem 
neuen Besitzer zu entrichtenden Geldsumme, an denselben 
und an das abgetretene Pertinenzstück halten. Auch kann 
sich dieser in jedem Falle durch gerichtliche Niederlegung 
des Kapitals von aller Verhaftung befreien. 

§. 152. In Rücksicht der Geldentschädigungen für den 
neuesten Düngungszustand und für Verbesserungsarbeiten 
können Hypothekengläubiger nur die Verwendung derselben 
in das Gut und zu dessen Kultur verlangen, und deshalb nur 
ihre Schuldner in Anspruch nehmen. 

§. 153. Bei Lehn- und Fideikommissgütern können der 
Lehnsherr, die Lehns- und Fideikommissfol ger einer Abtre- 
tung von Pertinenzstücken gegen Geld , oder der Ablösung 
von Renten, in sofern beides nach dieser Ordnung zulässig 
ist, nicht widersprechen. Sie können vielmehr nur verlan- 
gen, dass das Kapital wieder zu Lehn oder Fideikommiss an- 
gelegt, oder zur Befriedigung der ersten Hypothekengläubi- 
ger verwendet werde. 

§154. Eben dieses findet Statt in Rücksicht der Oberei- 
genthümer bei Erbzinsgütern und Wiederkaufsberechtigten, 
und können diese nur Sicherstellung des Kapitals, oder des- 
sen Verwendung zu bleibenden Verbesserungen des Guts, 
oder zum Ankauf neuer Pertinenzstücke fordern. 

§. 155. Der Verpflichtete haftet für die Erfüllung dieser 
Verbindlichkeiten (§§. 153 und 154.), er kann sich jedoch von 



Digitized by Googl 



A.L'R. ThrJ. Tit.il. §.311-361. 285 



der Vertretungs- Verbindlichkeit durch gerichtliche Niederle- 
gung des Geldes frei machen. 

§. 156. Auch in Rücksicht der öffentlichen Lasten finden 
die Verfügungen des §. 148. statt. Sind Grundstücke gegen 
Rente oder Kapital abgetreten, so verbleiben die Öffentlichen 
Lasten auf den Grundstücken, und ist also bei deren Be- 
stimmung hierauf Rücksicht zu nehmen. 

§.157. Zur Mitbenutzung berechtigte unbekannte Theil- 
haber, die sich der öffentlichen .Bekanntmachung ungeachtet 
nicht gemeldet haben, können die, Auseinandersetzung, selbst 
im Fall einer Verletzung , nicht anfechten. 

§. 158. In Rücksicht der Wirkungen der Auseinander- 
setzungen, mit welchen Regulirungen der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse verbunden worden, in Beziehung 
auf die Pächter , hat es bei den Vorschriften der Deklaration 
vom 29. Mai 18 16. Art. Ii6. und folg. sein Bewenden. 

§. 159« Eben diese Vorschriften finden Rücksichts des 
Pachtverhältnisses statt , wenn mit der Auseinandersetzung 
keine solche Regulirung verbunden ist. Der Pächter muss 
sich also auch in diesem Falle entweder mit der Benutzung 
der, dem gepachteten Gute für die ihm verpachteten Gegen- 
stände angewiesene Entschädigung auf die Dauer der Pacht- 
zeit begnügen, öderes steht ihm frei, die Pacht zu kündigen. 

§. tfiO. "Wählt er Ersteres, so muss ihm der Verpächter 
die Kosten der in Folge der Auseinandersetzung erforderlichen 
Errichtung neuer, oder der Vergrösserung vorhandener Ge- 
bäude und anderer Anlagen , und die Kosten der erforderli- 
chen Vermehrung des Gutsinventariuros überweisen, oder alles 
dieses selbst bewirken lassen. 

§. 161. Auch müssen ihm die Entschädigungen für den 
neuesten Düngungszustand und für Verbesserungsarbeiten, 
zur Verwendung zu diesen Zwecken, und die Entschädigun- 
gen für temporaire Ausfalle, in so weit sie die Pachtjahre 
betreffen, als Ersatz derselben überlassen werden. 

§. 162. Wählt er die Kündigung; so muss er davon bin- 
nen drei Monaten von dem Tage, an welchem ihm der vor- 
gelegte Auseinandersetzungsplan bekannt gemacht worden, 
Gebrauch machen. Er zieht dann mit dem Ende des näch- 
sten Wirthschaftsjahres ab. Ist jedoch von dem Tage der 
Kündigung bis zu dem Ende des Pacht jahres nicht wenig- 
stens ein Zeitraum von drei Monaten verschwunden, so kann 
die Aufhebung des Pachtverhältnisses nicht mit dem Ende 
des laufenden, sondern erst des nächstfolgenden Pachtjahres 
gefordert werden. 

§. 163. Blosse persönliche Niessbraucher müssen sich der 
Regel nach mit der Benutzung der, dem Gute angewiesenen 
Abfindung begnügen. 
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10) Von Einführung neuer Gemeinheiten. 

§. 164. Neue Gemeinheiten , deren Aufhebung die jetzige 
Ordnung bezweckt (§.2.), können nur unter der Beschrän- 
kung des §. 27. und nur durch schriftlichen Vertrag errich- 
tet werden, 

§. 165. Gemeinschaftliches Eigenthura , welches nach Ver- 
kündung dieser Ordnung entsteht , und mit andern besondern 
Besitztümern als Zubehör in Verbindung gesetzt worden, 
kann, dieses Zusammenhanges unbeachtet, nur nach den 
Grundsätzen von Theilung- des gemeinschaftlichen Eigenthums 
aufgelöset werden. 

II. Abschnitt 

Von Einschränkung der Gemeinheiten, 

l) Einführung einer den Rechten angemessenen und zweckmässigen 

Benutzung. 

§. 1 66. Jeder Eigenthümer mit Dienslbarkeiten belasteter 
Grundstücke, und jeder Miteigentümer von Gemeingründen 
kann begehren, dass die Theilnehmungsrechte der Dienstbar- 
keits- und Mitberechtigten auf ein bestimmtes Maass festge- 
setzt werden, und darnach die Benutzung geordnet werde. 

§. 167. Es kann insonderheit darauf angetragen werden, 
dass die Art und die Zahl des Viehes, womit die Ilütung 
ausgeübt werden kann, und die Zeit, wann die Ausübung 
statt findet, ausgemittelt und feslgeselzt werden. 

§. 168. In Rücksicht der Holzungsgerechligkeiten findet 
die Bestimmung des Maasses der Theilnahme, mit Berück- 
sichtigung der Vorschriften des A. L. R. Th. I. Tit. 22. $. 2J5 
und 236. ebenfalls statt. 

§. I69. Regulirungen dieser Art werden von der Gemein- 
heitstheilungsbehörde bewirkt, und müssen bei allen neuen 
Feldeintheilungen von Amtswegen geschehen. 

§. 170. Entstehen dabei Streitigkeiten, so müssen sie von 
der Gemeinheitstheilungsbehörde entschieden werden. 

§. 171. Die unter den Eigenthümern vermischter, mit ge- 
genseitigen Dienstbarkeiten belasteter Ländereien, und unter 
den Miteigentümern von Gemeingründen bestehenden Ein- 
richtungen wegen Benutzung der ihren gemeinsamen Rech- 
ten unterworfenen Grundstücke müssen, wenn auch nur ein 
Viertheil der Berechtigten (nach dem Werthe der Theilneh- 
mungsrechte berechnet) darauf anträgt, der Untersuchung 
auf ihre Zweckmässigkeit unterworfen, und wenn sich die 
Theilnehmer wegen deren Abänderung nicht vereinigen kön- 
nen, die an ihrer Stelle einzuführenden Ordnungen und An- 
stalten festgesetzt werden. 
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§. 172. Dies gilt insbesondere 

1) von der Benutzung der gemeinen Weideanger, 

2) der Schlageintheilung bei vermengten Aeckern, 

3) der weiter als polizeilich schon bestimmten Einschrän- 
kung der Wiesen und Saatbehütung, 

4) der Schlageintheilung bei Forst- und Torfnatzungen. 
§.173. Auch darüber, 

1) ob vermengte, mit gegenseitigen Dienstbarkeiten bela- 
stete Aecker auf mehrere Jahre, als bisher üblich war, 
oder gänzlich besäet oder unbesäet zur Hütung oder zum 
Holzanbau niedergelegt; 

2) ob Sandschellen gedeckt; 

3) Weideplätze zu Wiesen eingeschont oder zu Aeckern 
aufgebrochen; 

4) Wiesen mit der Hütung gänzlich verschont; 

5) gewisse Weideplätze für bestimmte Vieharten gehegt; 

6) einige Vieharten von den Gemeinhütungen ganz aus- 
geschlossen ; 

7) gemeinschaftliche Forsten abgeholzt und geradet, 

S; Bewässerung - und Abwässerungs - Anstalten angelegt 
werden sollen, 

findet das §.171. gedachte Verfahren statt. 

§.174. Die in den §§.29.80 und 81. Tit. 22. Th. I. des 
A. L. R. bestimmten Grundsätze finden auf alle Arten von 
ländlichen Grundgerechtigkeiten Anwendung. 

§. 175. Die Entschädigung der Dienstbarkeitsberechtig- 
ten kann, ausser der in dem A. L. R. Th. I. Tit. 22. §.81. 
bemerkten Art, auch dadurch bewirkt werden, dass der Be- 
lastete sein eigenes Theilnehmungsrecht auf Benutzung der- 
jenigen Grundstücke, welche dem Berechtigten angewiesen 
werden, einschränkt oder gänzlich aufgiebt. 

§. 176. Rann wegen Unerheblichkeit des Gegenstandes 
die Entschädigung auf die, §.175. gedachte Art nicht gesche- 
tien, so kann sie auch in Gelde geleistet werden. 

§. 177. Auf die vorgedachten Bedingungen können sowohl 
einzelne Eigenthümer, als auch mehrere derselben nach ge- 
meinschaftlichem Plane ihre Ländereien, und zwar sowohl 
mit der Wirkung der Geraeinheitstheilung, dass sie nehmlich 
Behufs einer ferneren Auseinandersetzung zu deren Umtausch 
nicht mehr genöthigt werden können, als auch so, dass der 
Umtausch für einen solchen Fall vorbehalten bleibt, der bis- 
herigen Gemeinschaft entziehen, wenn dargethan wird, dass 
durch dergleichen Auszüge die ordnungsmässige Benutzung 
der übrigen Grundstücke weder gestört, noch für den Fall 
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einer künftig allgemein erfolgenden Auseinandersetzung die 
Anordnung schicklicher Plan -Lagen gehindert wird/ 

§.178. Bezwecken dergleichen Auszüge (§. 177.) die Be- 
freiung der Ackerländereien von fremder Hütung, so finden 
deshalb die, §.191. ertheilten Vorschriften Anwendung. Ausser 
diesem Falle werden dergleichen Aenderungen (§. 171. und folg.) 
Rücksichts der städtischen Feldmarken von dem Magistrate, 
nnd auf dem Lande yon dem Kreisland rat he, auf den An- 
trag des Theilnehmers , der sie beabsichtigt, mittelst summa- 
rischen Verfahrens untersucht, und es wird von diesen dar- 
über verfügt. 

§. 179» Ihre Festsetzung muss einstweilen zur Ausführung 
kommen, und es steht demjenigen, der sich dadurch beein- 
trächtigt glaubt, nur der Rekurs an die Auseinandersetzungs- 
behörde offen. 

§.180. Eben diese Befugniss steht dem Eigenthümer zu, 
wenn sein Antrag als unzulässig zurückgewiesen ist. 

2) Ausweisung des hutfreien Drittels. 

§. 181. Die im Edikte vom l4. September 1811. wegen 
Beförderung der Landknltur den Ackerbesitzern erlheilte 
Befugniss, den dritten Theil ihrer Ackerländereien, oder we- 
niger, der Hütnng zu entziehen, wird hierdurch bestätigt, 
und näher, wie folgt, bestimmt. 

§.182. Der Antrag darauf kann sowohl von einzelnen 
Ackerbesitzern angebracht werden, als eine Vereinigung 
mehrerer darauf, aass ihnen das hutfreie Drittel nach einem 
gemeinschaftlichen Plane zugetheilt werde, zulässig ist. Wenn 
aber der vierte Theil der Theilnehmer (nach den Antheilen 
berechnet) oder deren mehrere die Hutfreiheit verlangen; 
so muss das hutfreie Drittel allgemein, d. i. für sä mmt liehe 
Theilnehmer der gemeinschaftlichen Flur ausgewiesen werden. 

§.183. Ausser dem Falle, wenn die Ausweisung allge- 
mein erfolgen muss , findet dieselbe auf den einseitigen An- 
trag einzelner Theilnehmer nur unter den, §.177. bestimm- 
ten Bedingungen, und wenn diese ohne allen Ackerumsatz 
erfüllt werden können, statt. 

Auch soll dem Antrage nachgegeben werden, wenn es 
zu gleichem Behuf nur des Umtausches von einigen wenigen 
Ackerstücken bedarf. 

§. 184. Bei der allgemeinen Ausweisung des hutfreien 
Drittels ist nicht nur ein allgemeiner Ackerumsatz zulässig, 
sondern auch darauf, dass durch jene Aussonderung die Be- 
wirthschaftung der übrigen Grundstücke nicht gestört und 
einer künftigen allgemeinen Auseinandersetzung keine Hin- 
dernisse in den Weg gelegt werden, von Amts wegen zu hal- 
ten, und der zu diesem Behuf etwa erforderliche Ackerum- 
tausch zu veranstalten. 
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§.185. Ausser dem vorgedachten Falle (§.184.) ist bei 
einer allgemeinen Ausweisung q*es hutfreien Drittels ein Acker- 
umsatz und die Zusammenlegung der Ländereien nur dann zu 
veranlassen, wenn entweder die Mehrheit der Theilnehraer 
darüber, dass dieser geschehen soll, einverstanden, oder wenn 
ohnedem bei Berücksichtigung der Grösse und Güte der Län- 
dereien eine verhältnissmässig gleiche Zutheilune nicht aus- 
führbar ist. 

§. 186. Die Ausweisung des hutfreien Drittels schliesst 
auch nicht aus, dass die zu demselben gehörigen Ländereien 
künftig bei einer eintretenden Auseinandersetzung zur Masse 
der umzutauschenden Ländereien gezogen werden. Dao e o e n 
kann der Umtausch zu diesem Behuf nicht mehr erzwungen 
werden, wenn bereits auf jene Veranlassung eine Zusammen- 
legung statt gefunden hat, oder sämmtliche Theilnehmer dar- 
über einig geworden sind, und in beiden Fällen, oder auch 
aui Antrag einzelner Theilnehmer für deren hutfrei gemachte 
dazu "rtheilt , ^ emeiöheit3lheilun S sl>ehorde iore Zustimmung 

§.187. Besitzt Jemand in einer Feldmark, auf welcher 
noch Gemeinheit statt findet, weniger als den dritten Theil 
seiner Landereien hutfrei, oder solchen nicht im Zusammen- 
hang: so- darf er auf die im Gemenge liegenden hutfrei ee- 
wordenen Stucke nur dann Vieh zur Weide oder zum Nacht- 
lager bringen, wenn dieselben zulänglich bewahrt sind,' oder 
das Vieh in Horden eingeschlossen oder geludert (mit Strik- 
ken an feste Gegenstände auf der Weide befestigt) wird. 

— .§* ?, 88, £ uc £ k . onncn Ackerwirthe, welche nur einen 
Theil ihrer Landereien hutfrei besitzen, nur auf Jahresfrist 

«T ThlffT U der u n - Behulun S durch das Vieh ande- 

rer Ineünenmer gültig schliessen. 

§. 189. Die den besonderen und fremden HÜtungsberech- 

o^L™ f ih 13 'u«J? KUUU u dikts vom l4.SeptemDer 1811 
gebührende Entschädigung kann auch auf die; §§. 1 7 S und 

176 dieser Ordnung bemerkte Art geleistet werden? 

so iird 90 ;.«^^^ 6 f^fWWjg^fi ™ Kornrente bestimmt, 

MSJ^Ä > 1 • , §,7S - gcdachte Art in Ge,d * 

AI» £ 1 ? L •? ez ^? J, 5 ei l * llc oder einzelne Ackerbesitzer nur 

d ritten Tb? i g ü Hu £ efreiun g ei ? ZelneT Ackerstücke bis zum 
™J^f derselben ohne dass es zu diesem Behuf eines 

St Ä, OI J d ^llen sie dabei die befreiten Lau! 
*etz„ne I m FaU « ,ner kunftl S eintretenden Auseinander- 
tnfj rCi Masse der umzutauschenden Ländereien nicht 
entzjehen: so sind d,e Ortsbehörden (§.178.) auf den Antrag 

lima f,? ,?r t " le 'k g V 0 ^ der Instruktion der Verhand- 

iL. ^«»^en, jedoch bleibt auch in diesem Falle die 

*»d.PreuM.Ge«€&b.L 13 
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Entscheidung entstehender Streitigkeiten, imgleichen die Ge- 
nehmigung der gütlichen Vereinigungen der Auseinander- 
setzungsbehörde vorbehalten. 

In allen andern Fällen aber haben sich die Theilnehmer 
mit ihren Anträgen an die gedachte Behörde zu -wenden, 
und von dieser weitere Verfügung wegen Einleitung der 
Sache zu gewärtigen. 

Th. I« Tit. 17. 0. 311-361. a) Gesetz über die Ausführung 
der Gemeinheitatheilungs- und Abtösungsordnungen vom f. Juni 1821. 
G. S. S. 83» 

Ii) Verordnung vom 20. Jan« 181 7» wegen Organisation der General - 
Commissionen zur Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhält- 
nisse, G. S. S. l6l. 

©) Verordnung vom 30. Juni 183^, wegen des Geschäftsbetriebs in den 
Angelegenheiten der Gemeinheistheilungen ete. y als Anhang zur Verord- 
nung vom 20. Juni 1817. G. S. S. %. 

ad A. G. O. /. 4l. §. 1 seqq.) 

Th. I. Tit. 17. 0. 314. C. O. vom \h.Juni 1 828, betr. die Befug- 
niss zur Provokation auf Gemeinheit stheilung. Gr. I. S. b". u. v K Jhrb. 
Bd. 31. S. 27 t. 

Aus den in Ihrem Bericht vom 20slen v.M. angeführten 
Gründen will Ich Sie provisorisch und bis zu weiterer ge- 
setzlichen Bestimmung über die Zulässigkeit der von einzel- 
nen Mitgliedern einer Stadt . oder Dorfgemeine in Antrag ge- 
brachten Separationen der in denselben bestehenden Gemein- 
heiten, hierdurch ermächtigen, bei dem Widerspruche der 
Provokaten einstweilen, und bis zur anderweitigen gesetzli- 
chen Bestimmung, der Einleitung der Separation Anstand zu 
geben, wenn nicht der vierte Theil der Interessenten (nach 
den gesetzlichen Theilnehmtingsrechten angeschlagen) darauf 
anträgt, oder seine Zustimmung dazu ertheilt; es wäre denn, 
dass die von einer geringeren Zahl von Theilnehmern extra- 
hirten oder bewilligten Separationen, ohne besondern Nach- 
theil für die übrigen Interessenten mit überwiegenden Kul- 
tur- Vortheilen für die Ausscheidenden ausgeführt werden 
könnten. Diese Bestimmungen sollen auch auf die bereits 
anhängigen Gemeinheitstheilungen, Anwendung finden, wenn 
nient schon Widerspruch gegen die vorzunehmende Ausein- 
andersetzung erhoben, aber rechtskräftig verworfen ist, oder 
wenn die Interessenten nicht schon Uebereinkünfte über das 
Wesentliche des Geschäfts, über Theilnehmungsrechte, Aus- 
gleicht! n^sgrnndsätze und Plantaben geschlossen haben, oder 
wenn nicht in Folge des gemachten Antrages, die Vermes- 
sung bereits wesentlich fortgeschritten ist. Sie haben diesem 
gemäss das Weitere zu verfügen, und die supplicirenden Ge- 
meinden zu bescheiden. 

'i 

- i 
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Th.I. Tit. 1». 0.316. Rescr. vom 2. Octbr. 18 t 6, betr. den Vach- 
we,s, dass eine Separation dem Ganzen vorthcilhaft sei. Gr. I. S. 67. 

Th. I. Tit. 18. 8. 15 /Seqq.' Rescr. vom 2k. Januar 1810, betr. 
die abtauschen Hechte der Ausländer auf inländische Lehne, wenn die 
agnatischen Rechte auf dortige Lehne nicht mehr stattfinden, v. R. X. 

T ?\ I# 18 ' 8 * 49# ÄMCr * roiw 4 - Ar<wAr - €7. 0. vom 23 

<*/6r. 1 833, &*r. die Abschaffung- der nach dem sächsischen Uhnsmandat 
^forderlichen Lehnsträger für Stadlgemeinden. Gr. Fl. S.755. 

Th.I. Tit. 18. ß. 95. a) Rescr. vom 1 7. August i 8 1 3 Äe/r <ft> 
Ausfertigung der Lehnsbriefe in der Mark Brandenburg. Gr. /. ' S. 68. 

^^"'""Z^Vf******* b « r * *«*f*riW»g der Lehnsbriefe 
Uber Hilter- und Schulzenlehne in den ehemaligen St. Johanniter- Ordens- 
gutem. Gr. i. S, 08. 

schieb ,T ^fT^' 1822 ' hetr / di ° A «*r**te»»Z Uhns- \ 
scheine t>et Amisbauerlehnen. Gr. 1. S. 69. 

Th. I. Tit. lg. 0. IO». Rescr. vom 30. Jvlf 1819, betr. die Er- 
neuerung der nicht allodißcirten, auf vier Augen stehenden Lehne des vor- 
maligen Königreichs fVestphalen. Gr. I. S. 69. 

T ?>J"/T Ät ^ 18 ; ReSCr W>m 1813, betr. die 

Verhältnisse der ehemaligen Johanniter- Ordens - Lehne zum Staat. Gr. I. 



^JLT^f; 18 ' ä) Rescr. vom 19. April nebst C: O. vom 

und " * / 7 ' ™* en * W ™ iun e Lehnseides im Herzogthum Sachsen 
und tn den Lausitzen. Gr. /. S. 70. 

ErlVhefneTL Z7f ' *, ^ 7 z M ' 1 ^ ' ^ J>"^cA. 

ssrscnemen bei Ableistung des Lehnseides. Gr. I. S. 71. 

^iSJS^ f 1 ** P ° m 1 5 ' ^ «817, betr. die Lehns- 

mundigkett der sächsischen Fasallen. Gr.I. S.J2. 

Th.I. Tit. 18. 0.143 Seqq. a) Gesetz vom 21 AmliM* 
le7tetZ Gr ^ b «^r"^ 

ZLen Auk r W f , ZU T K0 " i *" ich Westphalen gehUrt haben 
{wegen Aufhebung der lehnsherrlichen Rechte §. 50 1. 68 seqq) G. S. S. 74 . 

GrVs^e7ClhunTB7 'T'^ * Landestheile , welche zum 

Grossherzogthum Berg gehört haben ( §. 38 *. 4$. seqq.) G. S. ,9.9/4. 

demfr^ZZfl e ? em *'*f<» t»**!« f»r die Landestheile, welche zu 
s^q.^G^S uT Departement gehört haben (f. 40 «. 50 

( *. ad A. L. R. IL 7. 5. 2/,0 seqq.) 

T ?V Ahf^H*' 18# • ß : ^k™**" Lehnspardon vom 11. Octbr. 

1 Mo /lir </i« pr««««^, aÄW* «cä«, Landestheile. G.S.S.2X2 

AnrhA ün Jf rn . 8 eh " euen Vasallen und Lehnlenten in den 
durch den Traktat vom IS.Mai 1815 an Uns äbgelreLen" 

• 
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ehemals Königlich- Sächsischen Landestheilen, ein Merkmal 
Unserer Königlichen Gnade" zu geben, haben Wir beschlos- 
sen, denenselben einen allgemeinen Lehnspardon, wegen al- 
ler zeither in Beziehung auf die Nachsuchung der Belehnung 
—und Ableistung der Lehnspflicht vorgefallenen Lehnsfehler, 
unter nachfolgenden Einschränkungen zu gestatten. 

"Wir setzen demnach fest, und verordnen hierdurch: 
Alle und jede von den Vasallen, Lehhleuten oder Mit- 
belehnten in den obgedachten Landest heilen bis hieher in 
vorerwähnter Beziehung begangenen Lehnsfehler, sie mögen 
mit dem Verluste des Lehns selbst, mit einer Geld- oder an- 
deren Strafe belegt werden, sollen verziehen und vergeben 
sein, Falls sich die Vasallen, Lehnleute und Mitbelehnte bin- 
nen einer Sächsischen, 58 Wochen und drei Tage in sich ent- 
haltenden Jahresfrist, von dem Tage dieses Patents an ge- 
rechnet, wegen der Beleihung und Bekennung der Lehn und 
gesammten Hand annoch gehörig melden. 

Es versteht sich jedoch dabei von selbst, und wird hier- 
durch ausdrücklich festgesetzt, dass, wenn bereits wegen ei- 
nes begangenen Lehnsfehlers auf den Verlust des Lehns recht- 
lich und rechtskräftig erkannt worden, oder das Lehn schon 
vorher als apert heimgefallen, oder durch Succession an an- 
dere gediehen ist, es dabei, des Allgemeinen Lehnspardons 
ungeachtet, sein Verbleiben haben muss; so wie denn auch 
dieser Lehnspardqn den Zustand nicht Terändert, in welchem 
sich das Lehn dermalen befindet , so dass folglich die nach 
der Zeit des Versäumnisses erfolgten Veräusserungen, Ver- 
pfändungen und ertheilten Lehnsherrlichen Konsense bei Kräf- 
ten bleiben. 

Hiernach haben sich Unsere Lehns- Kurien, Gerichtshöfe, 
Vasallen und Lehnleute, so wie Unsere übrigen Unterthanen, 
zu achten. 

- . 

Th. I« Tit. 18. 8» 159. Eescr. vom 7.» nebst C. O. vom 4. Januar 
1817» betr. den Lehnspardon der sächsischen Vasallen. Gr. I. S. 72? 

Th. I. Tit. 18. 0. 166. Rescr. vom 4. Xovbr. 1833, betr. die im 
Jnlande belegenen Parcelen sächsischer Lehngüter. Gr. FL S. 756- 

Th.I. Tit. 19. 0.169. Rescr. vom 20. Januar 181 8, betr. du 
Wahrnehmung der Rechte des Lehnsherrn bei Prozessen. Gr. /. S. 73. 

Th. I. Tit. 18. II* 818 Seqq. Rescr. vom Ii. Mai 1822, betr. 
den Umfang einer stillschweigenden Jjehnsht/pothek in der Lausitz. Gr. 1. 

s. 73. 

Th.I. 'kit. 18. 8« 888 seqq. a) RSct vom 9. Octbr. 1807, 

betr. den erleichterten Grundbesitz etc. f 7 7/7.) (s. ad A. L. R. I. 8« $• 6.) 

Ii) C. O. vom 3. Mai 1808, betr. die auf die Substanz der Lehne und 
Fideikommisse, wegen erlittener Kriegsschiiden aufzunehmenden Schulden 
und deren Zurückzahlung, v. R. IX. S. \$J. 
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Die verwittwele Hanptraännin von N. N. , welche auf 
dem von ihrem verstorbenen Manne ererbten, nach ihrem 
Tode aber dem nächsten Verwandten zu hinterlassenden 
Gute N. eine Anleihe Behufs der Deckung der Kriegslasten 
aufnehmen will, bittet in der hier anliegenden Vorstellung, 
die Regierung zu N. dahin anweisen zu lassen, dass die 
Wiederbezahl nng dieser Anleihe nicht in jährlichen Termi- 
nen zu T y Theil bestimmt, sondern die Sorge dafür den In- 
teressenten überlassen, und diese nur von der Eintragung be- 
nachrichtigt werden möchten. Da Ich nun diesen Antrag ganz 
unbedenklich und dem Sinne des Edicts vom 9« Octbr. a. pr. 
ganz angemessen finde, so befehle Ich Euch, die genannte 
Regierung demgemäss zu instrtiiren und die SuppJicantinn 
darnach zu bescheiden. Uebrigens habt Ihr für die gleich- 
massige Anwendung dieser Instruction bei allen Justizcolle- 
gien zu sorgen. 

C) Reser. vom 9* 1808» denselben Gegenstand betr. v. R. IX. 

S. 198. 

d) Reser. vom 12. August 1809» denselben Gegenstand betr. v. R. X. 
8. 133. 

e) Reser. vom 20. Septbr. 1809» denselben Gegenstand betr. v. R. X. 
5.150. 

f) Resc. vom 2. Marz 1810, denselben Gegenstand betr. v. R. X. 
S. 292. 

C. O. vom 30« Octbr. 18t0> Über die nachgelassene Verschuldung 
der Substanz der Lehne und Fideikommisse wegen Kriegsschäden. G. S. 
S. 133. 

Aus Eurem Bericht vom 27. d. M. ersehe Ich', das da- 
rüber Zweifel entstanden, ob die Lehns- und Fideikommiss- 
Besitzer, welche in Gemässheit des §. VIII. des Edikts vom 
9. Oktober 1807 zum Retablissement der Krieges-Schäden 
und Krieges -Lasten die Substanz ihrer Lehn- und Fideikom- 
miss- Güter verschulden wollen, das ihnen nachgelassene 
Quantum blos in baarem Gelde oder ob sie dasselbe auch in 
Pfandbriefen, Staats- und andern Papieren dergestalt aufzu- 
nehmen berechtigt sind, dass sie um den zum Retablissement x 
der Kriegs -Schäden und Kriegs- Lasten aecordirten Geldbe- 
trag baar herbei zu schaffen, die in Pfandbriefen, Staats- und 
andern Papieren nach ihrem Nominalwerth aufgenommene 
höhere Darlehns- Summe auf die Substanz der Lehn- und 
Fideikommiss- Güter eintragen lassen dürfen und Ich will da- 
her diesen Zweifel nach Eurem Vorschlage durch nachste- 
hende Festsetzungen aufheben: 

Wenn der Besitzer eines Lehns oder Fideikommisses 
wegen der Pfandbriefe, Staats- oder andern Papiere, die er 
bei einer Anleihe für die Kriegs-Schäden und Kriegs- Lasten 
erhält, die Substanz des Gutes für eine höhere Summe al* 
der Betrag der Kriegs -Schäden und. Lasten ist, verpfänden 
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will, so sollen zuvörderst über seinen Antrag zwei Anwärter 
nach Anleitung der Bestimmung des A. L. R. Th. II. Tit h, §. 
87. und folg. vernommen werden. 

Diese Vernehmung soll gerichtet werden auf den von 
dem Besitzer angegebenen Betrag der Kriegs- Schäden und 
Lasten, auf die Vorschlage, welche die Anwärter wegen 
Negociirung des Kapitals, das zur Berichtigung der Kriegs- 
Schäden und Lasten nöthig ist, machen können, um dadurch 
den Verlust an Pfandbriefen, Staats- und andern Papieren, 
für welchen der Besitzer die Substanz des Guts mit verpfän- 
den will, zu vermeiden, so wie auch auf die Bestimmungen 
wegen gehöriger Verwendung des Kapitals. Es soll demnächst 
hierüber, allenfalls mit Bestimmung einer hinreichende Frist, 
und mit Ertheilung einer bestimmten Auflage über die nach 
Beschaffenheit der Erklärung der Anwärter zu berichtigenden 
Punkte auch der Besitzer vernommen werden und nach der 
erfolgten gegenseitigen Vernehmung ist von der das Hypo- 
thekenbuch führenden Behörde mit Vorbehalt der im förm- 
lichen. Rechtswege von dem einen Theile oder von beiden 
Theilen näher auszuführenden Rechte, durch eine Resolution 
festzusetzen, welcher Betrag für Kriegs -Schäden und Lasten 
und unter welchen Modifikationen derselbe auf die Substanz 
des Guts eingetragen werden soll und bei dieser Resolution 
hat es das Bewenden, bis im förmlichen Rechtswege etwas 
anders festgesetzt worden. 

Bei dieser Festsetzung durch eine Resolution bleibt es dem 
Ermessen der das Hypothekenbuch führenden Behörde über- 
lassen, in wiefern auf die Erinnerungen der Anwärter wider 
den Beirag der Kriegs- Schäden und Lasten und über die 
. Verwendung des deshalb aufzunehmenden Kapitals, so wie 
über die verschiedenen Modifikationen bei Eintragung dieses 
Kapitals, nach den hierüber schon vorliegenden gesetzli- 
chen Bestimmungen Rücksicht zu nehmen ist. In Rücksicht 
des Betrags hingegen, mit welchem der Besitzer der Lehn- und 
Fideikommiss- Güter wegen des Verlusls an Pfandbriefen, 
Staats- und andern Papieren die Substanz verpfänden will, 
kann auf die Vorschläge mit welchen die Anwärter gehört 
werden sollen, bei der Festsetzung durch eine Resolution nur 
in soweit geachtet werden, als sie sogleich baar Geld, zu 
Abwendung dieses Verlustes, nachweisen. In soweit also 
dieses nicht geschiehet muss der Betrag des von dem Besitzer 
angegebenen Verlusts auf die Substanz der Güter mit einge- 
tragen werden. Hiernach habt Ihr wegen der Publikation 
dieser Bestimmungen und sonst das Ertorderliche zu verfü- 
gen im Namen Eures wohlgeneigten Königs. 

Th. I. Tit. 18. fi. 338 Seqq. a) Verordnung vom 1. August 

1 8 1 7, betr. die Ferschuldung der Lehne und Fideikommisse wegen der aus 
den letzten Kriegen herrührenden Schäden und Lasten, G. S. &. 206. 
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In Erwägung der ungewöhnlichen Lasten, welche von 
vielen Unserer Unterthanen seit dem Jahre 1806 und vorzüg- 
. lieh in den Kriegsjahren 1812, 1813 ond 1814 gelragen werden 
mussten, haben Wir für nöthig erachtet, die Rechtsverhält- 
nisse der Lehns- und Fideikommiss- Besitzer in Beziehung 
auf Kriegs -Schäden und Lasten, näher zu bestimmen, und ver- 
ordnen hierdurch, nach Anhörung Unsers Staatsralhs, wie folget : 
§. 1. Ks sollen die für den Krieg von 1S06 bis 1807 erlas- 
senen Vorschriften des Edikts vom *). Oktober 1807 § 8. und 
der Deklaration vom 20. Januar 180S, wodurch 

jeder Lehns- und Fideikommiss- Besitzer berechtigt wurde, 
die zum Retablissement der Kriegs- Schäden und zur De- 
ckung der Kriegs - Lasten erforderlichen Summen auf die 
Substanz der Güter hypothekarisch aufzunehmen, 
da, wo diese Verordnungen bisher schon gegolten haben, 
hinfort auch für die Kriegsiahre 18!2, 1813 und I8l'i auf alle 
Besitzer von Lehen, Familien- Fideikom misse und solchen 
Gütern, welche mit fideikommissarischen Substitutionen be- 
schwert sind, ohne Rücksicht auf die Anordnung einzelner 
Fideikommissstiftungen, angewandt werden. 

§.2. Von den Kriegslasten, wofür eine Verschuldung er- 
folgen kann, bleiben jedoch ausgeschlossen, blosse Natural- 
Einquartierung, Hand- und Spann- Dienste. 

§.3. Sind die Kriegslasten, wofür das Gut verschuldet 
werden soll, von der Art, dass dafür in Folge des Edikts , 
vom 3. Juni 1814 eine Vergütung bereits erfolgt ist, oder künf» 
tig erfolgt; so ist diese Vergütungs- Summe im ersten Fall, 
von der Summe der durch Verschuldung zu deckenden Las- 
ten in Abzug zu bringen, im zweiten Fall zur Abtragung der 
bereits aufgenommenen Schuld zu verwenden, "Wenn insbe- 
sondere diese Vergütung in Lieferungsscheinen erfolgt, so ist 
der Besitzer verpflichtet, diese Lieferungsscheine sogleich bei 
Aufnahme des Kapitals, oder, wenn ihm dieselben noch nicht 
eingehändigt sind« sobald dieses' geschieht, gerichtlich zu de- 
poniren, und den Betrag derselben, sobald er baar ausgezahlt 
werden wird, zur Befreiung des Guts von der aufgenomme- 
nen Schuld zu verwenden. 

§. k. In Ansehung des den Besitzern obliegenden Bewei- 
ses der Kriegsschäden und Kriegslasten, hat es bei den für 
solche Fälle bisher erlassenen Vorschriften sein Bewenden. 

§. 5. Die Abzahlung der aufzunehmenden Schuld, in so- 
weit sie nicht schon im §. 3. dieses Gesetzes bestimmt Ist, 
muss Zwei Jahre nach der Aufnahme dergestalt ihren Anfang 
nehmen, dass alsdann eiu Zehntheil, und eben so von da an 
alljährlich gleichfalls Ein Zehntheil der ganzen Schuld abzu- 
tragen ist; auch soll jede Schuld dieser Art ohne Rücksicht 
auf die Zeit ihrer Aufnahme wenigstens vor dem 1. Januar 
1831 Völlig abgetragen seyn, so dass von dieser Zeit an, für 
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alle nicht abgetragene Schulden das Realrecht von selbst 
• aufhört. 

§.6. In Ansehung der ans den Kriegsjahren von 1806 und 
1807 herrührenden Verschuldung von Lehen und Fideikom- 
missen, verordnen Wir, dass Unsere Kabinetsordre vom 9. 
November 1811, welche für Schlesien den Anfang der Rück- 
zahlung bis zum 24. Juni IS 15 hinausgesetzt hatte, hinfort auch 
auf die übrigen Provinzen, worin das Edikt vom 9. Oktober 
1807 publizirt worden war, angewendet werden soll» 

1>) Declaration der vorstehenden Verordnung vom 2\.. April 1818* G. S, 

S. 29. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. haben in Unserm Edikt vom 9. Oktober 
1807 §« 8., und der Deklaration vom 20. Januar 1 808, die Ver- 
schuldung der Lehen und Fideikommisse wegen der aus den 
Jahren 1806 und 1807 herrührenden Kriegsschaden und Kriegs- 
lasten dergestalt nachgelassen, dass die Rückzahlung solcher 
Schulden nach drei Jahren mit yj des Kapitals anfangen, und 
damit jährlich in gleicher Summe fortgefahren werden sollte« 
Wir haben in der Folge, durch die drückenden Zeitumstände 
bewogen, den Anfang dieser Rückzahlung für Schlesien auf 
den 24. Junius 1815 hinausgeselzt, und zu letzt in Unserer Ver- 
ordnung vom 1. August 1817 § 6. diesen Aufschub auch auf 
Unsere übrige Provinzen erstreckt. Da Uns aber angezeigt 
worden ist, dass mehrere Güterbesitzer durch die Folgen der 
Kriegsjahre ausser Stand gekommen sind, die bisher fälligen 
Zahlungen zu leisten; so verordnen Wir hierüber, nach ein- 
geholtem Gutachten Unsers Staatsrathes, wie folget: 

§. 1. Diejenigen Besitzer von Lehen- und Fideikommiss- 
Gütern, welche mit der Rückzahlung der aus den Jahren 1806 
und t807 herrührenden Kriegsschulden noch nicht den bisher 
vorgeschriebenen Anfang gemacht haben, sind dazu, vom 24. 
Junius 1818 ab, unabänderlich verpflichtet. 

§. 2. Die gänzliche Beendigung dieser Schuldentilgung soll 
spätestens den 2k. Junius 1831 erfolgen. 

§. 3. Wir verordnen daher, dass das ganze Kapital, oder 
der noch rückständige Theil desselben in vierzehn gleiche 
Theile vertheilt, und dass am 24. Junius jedes Jahres ein sol- 
cher Theil abgetragen werde. 

Th. I. Tit. 18. 0. 233 seqq. Rescr. vom 20. Novbr. 1 820, betr. 
die Termine zur Zurückzahlung' der Retablissements- Schulden bei Lehnen 
und Fideikommisse n. Gr» /. S. 74. 

Tb. I. Tit. 18. 8. seqq . Gesetz vom 27. Juni 1824, betr. 

die Verschuldung der Lehne und Fideikommisse. G. S. S. 123. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. haben bereits in mehreren Gesetzen, na- 
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mentlich vom 9. Oktober 1807 §.8., Tora 20. Januar 1808, 
vom I. August 1817» and vom 2t. April 1818, Vorschriften 
ertheilt, nach welchen die Besitzer yon Lehen oder Fideikom- 
tnissen die durch die Kriege von 1806, 1807 und von 1812 
bis 1814 veranlassten, und auf die Substanz jener Güter ge- 
legten Kriegsschulden wiederum abzutragen verpflichtet sind. 
Bei diesen Vorschriften soll es auch fernerhin in der Regel 
sein Bewenden haben. Da Uns indessen angezeigt worden 
ist, dass einzelne unter jenen Gutsbesitzern durch besondere 
drückende Umstände ausser Stand gesetzt sind, die oben an- 
geführten Vorschriften vollständig zu erfüllen; so verordnen 
Wir für solche einzelne Fälle, nach erfordertem Gutachten Un- 
sers Staatsraths, wie folgt : 

§. 1. Diejenigen Besitzer verschuldeter Lehen oder Fi- 
deikommisse, welche sich in der angegebenen Lage befinden, 
sind befugt, darauf anzutragen, dass wegen Rückzahlung der 
noch ungetilgten Schulden solche Termine regulirt werden, 
welche den vierten Theil der jährlichen Einkünfte des Guts 
nicht übersteigen. 

§. 2. Von diesen Einkünften sind nicht nur alle Wirth- 
schafts- Ausgaben, öffentliche, gemeine und Lehnslasten, son- 
dern auch die Zinsen der die Substanz des Guts treffenden 
Kapitalien abzuziehen. Erst von dem, was nach allen die- 
sen Abzügen dem Lehns- oder Fideikommisbesitzer als Er- 
trag übrig bleibt, macht der vierte Theil diejenige Summe 
aus, welche er zur Schuldentilgung jährlich verwenden muss. 

§. 3. Welche Schulden die Substanz treffen, ist nach den 
• Vorschriften der Gesetze zu bestimmen. Doch werden bei 
Lehen wie bei Fideikommissgütera, zu den Schulden, welche 
die Substanz treffen, mit Rücksicht auf §. 2. unbedingt alle 
diejenigen gerechnet, welche in 6emässheit Unsers Edikts vom 
9. Oktober 1807, und Unserer Verordnung vom I.August 
1817, auf selbige aufgenommen worden sind. 

§. 4. Der jährliche Abzug kann nie mehr als den vier- 
ten Theil der Einkünfte betragen, wenn auch eine Konkurrenz 
der Schulden, worauf sich das gegenwärtige Gesetz bezieht, 
mit solchen Lehn- und Fideikommissschulden eintritt, für 
welche bereits früher Rückzahlungstermine entweder in Folge 
eines besondern Uebereinkommens, oder nach den Vorschrif- 
ten des Allgemeinen Landrechts festgesetzt worden sind. 

§. 5. Auch darf in keinem Falle der Abzug des vierten 
Theils der Einkünfte die Folge haben, dass dem Lehn- oder 
Fideicommissbesitzer diejenige Kompetenz entzogen werden 
worauf er in andern Fällen, im Verhältniss zu den Kreditoren, 

fesetzlichen Anspruch haben würde. Sowohl bei Lehen als 
ei Fideikommissgütern ist zur Bestimmung dieser Kompe- 
tenz das A. L.R. Th. I. Tit. 18. §.350. und fg., anzuwenden. 
Würde in einem einzelnen Fall, durch Anweisung des oben 
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bestimmten Viertheils znr Kapitalabtragung, diese Kompe- 
tenz verkürzt, so ist der Abzug dergestalt zu ermässigen, dass 
dem Lehn- oder Fideikommissbesitzer der Genuas jener Kom- 
petenz ungeschmälert bleibt. 

§. 6. Der Antrag auf Bestimmung neuer Termine geschieht 
vor der General- La ndschaftsdirektion der Provinz. Diese hat 
die zwei nächsten Anwärter oder deren Vormünder, mit Aus- 
schluss der eigenen Descendenten des Besitzers, zur Erklä- 
rung über den Antrag, unter Bestimmung einer Frist, aufzu- 
fordern. Hierauf bestimmt die General- Landschafisdirektion, 
ohne jedoch an die Erklärung der beiden nächsten Anwärter 
oder deren Vormünder gebunden zu sein, die neuen Termine 
nach den Vorschriften des gegenwärtigen* Gesetzes, indem sie 
bei Ermittelung des Guts- Ertrages die Taxprinzipien der Pro- 
vinz zum Grunde legt. Auch wird die Landschaft hierdurch 
ermächtiget, die durch das jetzige 'Gesetz den Lehns- und 
Fideikommissbesitzern freigelassene Nachsicht zu bewilligen, 
ohne sich dadurch in ihrem Verhältniss als Gläubigerin, ei- 
ner Vertretung!- Verbindlichkeit auszusetzen. 

§. 7. Das gegenwärtige Gesetz betrifft, eben so wie Un- 
sere früheren Gesetze über die betreflenden Lehn- und Fidei- 
kommissschulden , lediglich den Anspruch der Agnaten auf 
die Befreiung des Gutes von den darauf gelegten Schulden. 
Was dagegen die Rechte der Gläubiger betrifft; so sind diese 
auch fernerhin allein nach den geschlossenen Verträgen und 
den allgemeinen Gesetzen zu beurtheilen, indem daraut das 
gegenwärtige Gesetz keinen Einfluss haben soll. 

Th. I. Tit. 18. ß. 223 seqq. Rdia vom 14. Septbr. 181 1, 

betr. die Reg-ulirung- der gutsherrlichen u, bäuerlichen Verhältnisse (§. 24). 
G. S. S. 281, und 

h) Declaration desselben, vom 29 Mai 1816. G. S. S. 15 1. {Art. 51- 
59) *• od A. L. R. IL 7. 6. 240 seqq. 

C) Verordnung' vom 9. Mai 1818, Uber die Verschuldung- der Lehne 
und FideUommisse bei Auseinandersetzung' der Guisherrn mit den Bauern. 
G. S. s. 43- 

In Unserm Edikt vom l4. September 1811, die Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse betreffend, 
haben Wir §. 56. verordnet, dass die Besitzer von Lehen und 
Fideikommissen gewisse Verfügungen über die von ihnen be- 
sessenen Güter auch ohne Konsens der Agnaten vorzunehmen 
befugt seyn sollen. 

Wir haben diese Verordnung in Unserer Deklaration vom 
29. Mai 1816 Art. 56 — 59« dahin näher bestimmt, dass die un- 
bedingte Gültigkeit solcher Verfügungen von dem nachfol- 
genden Beweise wirklicher Verwendung des eingenomme- 
nen Darlehns oder Kaufgeldes abhängig sein solle. Da sich 
aber bei der Anwendung dieser letzteu Vorschrift grosse 
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Schwierigkeiten gefunden haben, indem Gläubiger und Käu- 
fer in ein solches Geschäft von Ungewisser Gültigkeit sich 
einzulassen Bedenken tragen; so verordnen Wir hierüber, 
nach erfordertem Gutachten Unsers Staatsraths, wie folgt: 

x §. 1. Wenn der Besitzer eines Lehen- oder Fideikom- 
miss- Gutes die ihm in den genannten Verordnungen ver- 
stattete Verpfändung oder Verausserung vornehmen will; so 
hat er zuvor die Festsetzung seines Geldbedarfs durch die 
General- Kommission in der Art zu bewirken, wie sie in der 
Deklaration vom 29. Mai 1816 Art. 54. vorgeschrieben ist. 

§. 2. Ist diese Festsetzung erfolgt, und von der General- 
Kommission attestirt ; so muss die Hypothekenbehörde jede 
innerhalb der festgesetzten Summe vorgenommene Verpfän- 
dung oder Verausserung unbedingt eintragen, dergestalt, 
dass die Sicherheit des eingetragenen Gläubigers oder Käu- 
fers von dem Beweise wirklicher Verwendung des Geldes 
völlig unabhängig ist. s 

§. 3. Die General -Kommission ist aber berechtigt und 
verpflichtet, den Gutsbesitzer zur gesetzlichen Verwendung 
des Geldes anzuhalten, und sie ert heilt demselben nach ge- 
führtem Beweise, oder nach befundener Richtigkeit der An- 
gabe bei angestellter Revision, ein Attest über diese Ver- 
wendung. 

§.4. Alle Agnaten oder Anwärter, denen ein Sukzes- 
sionsrecht in dieses Lehen oder Fideikommiss zusteht, sind 
berechtigt, sich die Beobachtung der im §.3. gegebenen Vor- 
schrift nachweisen zu lassen. 

§. 5. Durch gegenwärtige Verordnung wird demnach Un- 
sere Deklaration vom 29. Mai 1816 §.56 — 59., in sofern darin 
von Lehen- und Fideikommiss -Gütern die Rede ist, ausser 
Kraft gesetzt. 

d) C. O. vom 30. Juni 1827 denselben Gegenstand betr. O. S. S. 78. 

Auf den Bericht und nach dem Antrage des Staatsmini- 
steriums bestimme Ich hierdurch, dass in denjenigen Provin- 
zen, woselbst das Edikt vom l4. September 1811, wegen Re- 
gulirung der gutsherrlich- bäuerlichen Verhältnisse Anwen- 
dnng findet, den Besitzern von Lehn- und Fideikommis-Gü- 
tern, auf welchen nur Pfandbriefe oder gar keine Schulden 
haften, gestattet sein soll, das bei den bäuerlichen Abfindun- 
gen zu den Kosten der neuen Wirthschaftseinrichtung erfor- 
derliche Kapital, für welches sie nach dem Art. 51. der De- 
klaration vom 29. Mai 1816 nur die Abfindungsobjekte zu ver- 
pfänden berechtigt sind, zum halben Betrage des nach land- 
schaftlichen Abschätzungsprinzipien ermittelten Werths die- 
ser bei der Auseinandersetzung ihnen zugewiesenen Abfindung, 
ohne Einwilligung der Agnaten oder Anwärter, auch l«;« 
Substanz des Hauptguts, jedoch nur bei der Landschall in 
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•Pfandbriefen, unter den in der Deklaration vom 29. Mai 18t 6 
Art. 51 — 55. und der Verordnung vom 29. Mai 1818 vorge- 
schriebenen Sicherheitsmaassregeln, aufzunehmen. 

e) C. O. vom \t. Mai 1829, enthaltend Modißcationen der vorstehen- 
den Verordnung, G. S. S. 44. 

Nach dem Antrage des Staatsministeriums vom 28. v.M., 
will Ich hierdurch die Bestimmung Meiner Order vom 30. 
Juni 1827) nach welcher Lehns- und Fideikommiss- Besitzer 
das, nach erfolgter gutsherrlich- bäuerlicher Regulirung, be- 
nöthigte Einrichtungs- Kapital auf die Substanz des Haupt- 
guts nur bei der Landschaft zum halben Betrage des nach 
landschaftlichen Prinzipien ermittelten Werths aufzunehmen 
berechtigt sind, dahin modifiziren: dass diejenigen Lehns- 
und Fideikommiss- Besitzer, welche einen landschaftlichen 
Kredit in ihrer Provinz nicht benutzen können, sich den er- 
forderlichen Bedarf von jedem andern Gläubiger zu verschaf- 
fen befugt« auch da, wo landschaftliche Abschätzt! ngs- Prin- 
zipien nicht vorhanden sind, die General-Kommissionen auto- 
risirt sein sollen, den Werth der dem Besitzer zugewiesenen 
Abfindung, auf dessen halben Betrag die Aufnahme des Dar- 
lehns zulassig ist, nach den bei der Auseinandersetzung zum 
Grunde gelegten landüblichen Abschätzungs -Prinzipien zu 
ermitteln. 

Bas Staatsministerium hat die Bekanntmachung dieser 
Bestimmung in vorschriftsmassiger Art zu veranlassen. 

f) Cm O. vom 2. Juli 1831, denselben Gegenstand betreffend. G.S. 
S. 155. 

Auf den gutachtlichen Bericht des Staatsministeriums vom 
21. Mai d. J., erkläre Ich Mich damit einverstanden, dass der 
Antrag: den Lehns- und Fideikommiss -Besitzern die Ver- 
pfändung der Gütersubstanz, wegen der Auseinandersetzungs- 
kosten bei gutsherrlich -bäuerlichen Regulirungen, Gemein- 
heits- Separationen und Ablösungen zu gestatten, in Bezie- 
hung auf den Lehnsherrn, so wie auf die Lehns- und Fidei- 
commiss - Folger * durch dasselbe Rechtsprinzip begründet 
werde, auf welchem die Bestimmungen der Gesetze hinsicht- 
lich der Einrichtung«- Kosten beruhen. Ich genehmige da- 
her, dass diese Bestimmungen auch auf die Auseinandersez- 
zungskosten angewendet Werden, und setze nach dem Vor- 
schlage des Staatsministeriums fest: dass den Lehns- und 
Fideikommiss-Besitzern in sämmtlichen Provinzen der Mo- 
narchie gestattet sein soll, die Substanz des Lehns oder Fi- 
deiko mmisses für diejenigen Kosten zu verpfänden, die durch 
Vermessung und Bonitirung, so wie durch die kommissari- 
schen Verhandlungen, bei allen Geschäften entstehen, welche 
die Ausführung der Gesetze über die gutsherrlich- bäuerli- 
chen Regulirungen, und in den Landestheilen jenseits der 
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Elbe auch die durch die Gesetze vom 21. April 1825 vorge- 
schriebene Ausgleichung über die erblichen Besitzrechte und 
Reallasten ausser dem gutsherrlichen Verhältnisse, ferner die 
Gemeinheitstheilungen und die Ablösungen zum Gegenstande 
haben. Jch setze ferner nach dem Antrage des Staatsmini- 
steriums fest: dass die Lehns- und Fideikommiss - Besitzer 
die Substanz der Güter auch für den Betrag des Abfindungs- 
Kapitals zu verpfänden berechtigt sein sollen, welcher sie 
bei Gemeinheitstheilungen oder bei Ablösungsgeschäften zum 
Besten der Güter verwenden. Die Höhe, sowohl der Ausein- 
andersetzungskosten als der Abfindungen, ist jederzeit durch 
ein, in beglaubter Form auszufertigendes Attest der General- 
kommission für die gutsherrlich- bäuerlichen Regulirungen 
nachzuweisen, und die Hypotheken - Behörden sind authori- 
sirt und verpflichtet, ohne das Erforderniss der Einwilligung 
des Lehnsherrn, oder der Lehns- oder Fideikommiss - Folger, 
die auf den Grund des Attestes nachgesuchte Eintragung in 
das Hypothekenbuch zu veranlassen, wobei es übrigens von 
dem Besitzer abhängt, ob er die erweisliche Summe als ein 
Darlehn auf die Gütersubstanz aufnehmen, oder seinem Allo- 
dial- und freien Nachlasse den Anspruch auf Erstattung bei 
der künftigen Auseinandersetzung mittelst eines Vermerks 
im Hypothekenbuche vorbehalten will. In beiden Fällen 
bleiben die Rechte früher eingetragener Gläubiger ungefähr- 
det. Auf die Kosten der Prozesse, welche durch das Ausein- 
andersetzungs-, Theilungs- oder Ablösung*- Geschäft verur- 
sacht worden, finden diese Bestimmungen keine Anwendung, 
vielmehr bleibt es deshalb bei der allgemeinen gesetzlichen 
Vorschrift. 

Th. I. Tit. 18* 8«*»8seqq., »61 seqq.» »95 seqq«, 
30» seqq.» 311 seqq., 331 seqq. ») Welche Agnaten 

müssen nach magdeburgischem Provinzialrechi in eine auf die Substanz 
des Lehns aufzunehmende Schuld eonsentiren ; und kann ein Lehngut wegen 
einer , au f dessen Substanz vom Besitzer aufgenommenen und im Hypoihe- 
kenbuche eingetragenen Schuld , wenn diese nicht für siimmtliche Agnaten 
verbindlich ist , mit Vorbehalt der Rechte der nicht verj>ßichteten Agnaten 
subhasiirt werden ? Erk, des O. Ob. TrU». vom 6. Juni 1827* & «. v. S. 
Recht sspr. B.II. S. l6l» 

h) Kann in solchem Falle der Sohn wegen einer von seinem Vater auf- 
genommenen Schuld dem Verkauf des Lehns widersprechen i Erk. des G. 
Ob. Trio. r. 20. Juni 1828. S. u. v. S. Reehtsspr. B. Ii. S. 169. 

Th. 1, Tit. 19. 8. »35. a) C. O. vom 20. August 1832, betr. die 
Aufhebung der Consense und Confirmationen der Lehnscurien zu Cessionen 
und Verpfandungen von Lehnsschulden im Herzogthum Sachsen. G. S. 
5.213. 

Auf den von Ihnen erstatteten Bericht vom 14. August 
d.J., genehmige Ich, dass künftig zu Zessionen oder Ver- 
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pfandungen von Lehnshypoiheken im Herzogthnme Sachsen, 
ein Konsens der Lehnskurie nicht erforderlich sein soll, und 
es einer Konfirmation von Seiten derselben nicht weiter 
bedarf. 

Ii) Rescr. vom 25. August 1 834 , dass porstehende C, O. auf Privtit - 
Lehnscurien keine Anwendung findet» v.K. Jahrb. Bd. 44. £.150. 

Th. I« Tit. 18. ß. 859 und 869. In welcher Art rnuss die 
Lehnsquafität, insbesondere das Obereigentimm eines Lehnschulzengui 's, tm 
llyix>thekenbuche eingetragen sein, wenn diese Beschränkung des Rigen- 
ihums den spater eingetragenen Gläubigern mit rechtlicher Wirkung ent- 
gegengesetzt werden solli Erk. des G. Ob. Trib. vom 17. Febr. 1820. S. 
u. 0* S. Rechtssp. B. I. S. 221 . 

Th.I. Tit. 18. 0.861 seqq. Edict vom 9. Octbr. 1807. (*. IX.) 

(*. ad\. 228 A. 1.) 

Tb. I. Tit. 19. ß. 861 Seqq. a) Ferordnung vom 11. Aför* 
1818 , fi6«r cfc L«A«a ciW Fideikommisse in den jenseits der Elbe belege- 
nen Provinzen* G, S. S. 1 7» 

Da in denjenigen Unserer, jenseits der Elbe gelegenen Pro- 
vinzen, in welchen die französische Gesetzgebung eingeführt 
war, gegenwärtig aber Unser A. L. R. eingeführt ist, über die 
Fortdauer der agnatischen Erbfolgerechte in Lehen und Fi- 
deikommissen Zweifel entstanden sind: so verordnen Wir 
hierüber, nach Anhörung Unsers Staatsraths, wie folget: 

§.1. Diejenigen Lehen und Fideikommisse, welche vor 
der Einführung Unsers A.L.R , nach dem Inhalt westphäli"- 
scher oder französischer Verordnungen, bereits völlig aufge- 
hoben und in freies Eigenthum verwandelt waren, bleiben 
auch fernerhin freies Eigenthum. 

§. 2. Wenn dagegen nach dem Inhalt jener fremden Ver- 
ordnungen die Verwandlung in freies Eigenthum erst bei 
einem künftigen Sukzessionsfall eintreten sollte, und wenn 
dieser vorbehaltene Sukzessionsfall zur Zeit der Einführung 
Unsers A. L. R. noch nicht eingetreten, wohl aber stets mög- 
lich geblieben war; so sollen die vor der fremden Gesetzge- 
bung geltend gewesenen Erbfolgerechte der Agnaten hierdurch 
von neuem bestätigt sein.' 

§. 3. Wenn in diesem zweiten Falle, vor der Einführung 
Unsers A. L. R. , der Besitzer das Lehen oder Fideikommiss 
ganz oder zum Theil veräassert oder verpfändet, oder dem- 
selben Lasten irgend einer Art aufgelegt hat; so sind dadurch 
nur diejenigen Mitglieder der Familie gebunden, welche ent- 
weder selbst eingewilligt haben, oder nicht in dem Falle wa- 
ren, dass die in jenen fremden Verordnungen vorbehaltene 
Sukzession auf sie fallen konnte. 

§. 4. Wenn in einem solchen Falle seit der Einführung 
Unsers A.L.R. bereits neue Familien - Bestimmungen getrof- 
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fen worden sind, imgleichen wenn in einem solchen oder 
einem andern Falle künftig ein Fideikommiß neu errichtet, 
oder die Lehen- oder Fideikommiss - Sukzession abgeändert 
werden soll; so ist die Gültigkeit aller dieser Handlungen le- 
diglich nach Unserm A.L. R. zu beurtheilen. 

§. 5. Wenn ein vormaliges Lehen oder Fideikommiss 
durch Unsere gegenwärtige Verordnung als freies Eipenthum 
eines Mitgliedes der Familie anerkannt ist; so hat i&jeser ge- 
genwärtige £igenfhümer, nebst seinen Nachkommen, das Erb- 
folgerecht in die bleibenden Lehen und Fideikommisse der- 
selben Familie verloren. 

§.6. Dieser Verlust tritt auch dann, wenn ein solches 
Gut difrch einen lästigen Vertrag bereits veräussert ist, zum 
Nachtheil desjenigen Familiengliedes (mit Einschluss seiner 
Nachkommen) ein, welches den Werth des veräusserten Gu- 
tes in sein Vermögen bekommen hat. 

§. 7. Dieser Verlust kann jedoch dadurch abgewendet 
werden, dass binnen einem Jahre, vom Tage der gegenwär- 
tigen Verordnung an gerechnet, das vormalige Lehen oder 
Fideikommiss entweder in demselben Gute, oder in einem 
andern Gute von gleichem Werthe, wieder hergestellt wird, 
in welchem letztern Falle der gleiche Werth des Gutes von 
zwei Anwärtern in Gemässheit Unsers A. L. R. Th. II. Tit. 4« 
§. 87 u. f. gerichtlich anerkannt sein muss. 

§. 8* Soll bei der künftigen Erbfolge in ein Lehen oder 
Fideikommiss ein Mitglied der Familie in Gemässheit der ge- 
genwärtigen Verordnung §.5 und 6. ausgeschlossen werden; 
so hat derjenige, welcher diese Ausschliessung behauptet, 
die Thatsachen zu beweisen, worauf dieselbe gegründet wer- 
den muss. 

§.9. Im übrigen wird Unsere Kabinetsorder vom 28. De- 
zember 1809» welche die Erbfolge damals westphälischer Un- 
terthanen in diesseits der Elbe gelegenen Lehen und Fidei- 
kom missen zum Gegenstande hat, hierdurch ausser Kraft 
gesetzt. 

Ii) Deelamiton des $. 3 der vorstehenden Verordnung, vom 1« Juni 1820* 
G. S, S. 131. 

In der Verordnung vom 11. März 1818 haben Wir be- 
stimmt, dass für diejenigen Lehen und Fideikommisse in Un- 
gern jenseits der Elbe gelegenen Provinzen, welche zur Zeit 
der Wiedereinführung des A. L. R. noch nicht völlig freies 
Eigenthum geworden waren, die Erbfolgerechte der Agnaten 
von der Zeit dieser Wiedereinführung an, als wiederherge- 
stellt betrachtet werden sollen. 

* 

Da aber in der Zwischenzeit, von dieser Wiedereinfüh-* 
rung an bis zur Gesetzeskraft der Verordnung vom 11. Marz 
1818, die Besitzer der Lehen und Fideikommisse Veräusse- 
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rungen oder anderweite Belastungen derselben vorgenommen 
haben könnten, und in der erwähnten Verordnung über das 
Verhältniss der Agnaten zu solchen dritten Erwerbern nichts 
ausdrücklich bestimmt ist, so sind hierüber in den Gerich- 
ten Zweifel entstanden. Um diese Zweifel und die daraus 
entsprungene Rechtsungewissheit zu entfernen, finden Wir Uns 

§ egenwärt ig bewogen, nach erfordertem Gutachten Unsers 
taatsraths, und mit Rücksicht auf die Verordnung vom 11. 
März 1818, imgleicheu auf das A. L. R. Th. 1. Tit. 18. §.290. 
291. Tit. 15. §.26. Tit. 20. §. 80., auf das Hypothekenpatent 
vom 22. Mai 1815 und auf die fernere Hypothekenverordnung 
vom 23.December 1816 zu verordnen, wie folget. 

§. 1. Diejenigen Agnaten, welche ihre Erbfolgerechte zur 
Eintragung in die Hypothekenbücher vor dem 1. Januar 1818 
gehörig angemeldet haben, können das Gut bei eintretendem 
Silkzessionsfall auch von allen dritten Besitzern, welche das- 
selbe in der Zeit nach Wiedereinführung des A. L. R. bis zur 
Gesetzeskraft der Verordnung vom 11. März 18 18 erworben 
haben, zurückfordern; sie sind jedoch diese Erwerber als 
redliche Besitzer zu behandeln verpflichtet. Eine gleiche 
Verpflichtung haben sie auch gegen die Erwerber anderer 
dinglichen Rechte an dem Lehen oder Fideikommiss aus je- 
nem Zeitraum« 

§. 2, Dasselbe gilt von denjenigen Agnaten, welche sich 
in dem Zeitraum vom 1. Januar 1818 bis zur Gesetzeskraft 
der Verordnung vom 11. März 1818 gemeldet haben, wenn die 
Veräusserung oder Bestellung irgend eines dinglichen Rechts 
für einen Dritten, später, als diese Anmeldung, vorgefal- 
len ist. 

§. 3* Solche Agnaten dagegen, welche sich weder vor 
dem 1. Januar 1818 , noch vor einer solchen Veräusserung 
oder Bestellung irgend eines dinglichen Rechts für einen 
Dritten, gemeldet haben, müssen die Rechte der dritten Er- 
werber unbedingt anerkennen. 

§. 4. In allen diesen Fällen bleibt es den zur Erbfolge 
gelangenden Agnaten unbenommen, aus dem Vermögen des 
Besitzers, welcher die Veräusserung oder die Bestellung ir- 
gend eines dinglichen Rechts für einen Dritten vorgenom- 
men hat, so weit es die bestehenden Gesetze gestatten, Er- 
satz zu fordern« 

C) Ftrordnung vom 9- Juni 1 827, weg-en Ergänzung- des $. 5 «. 7* der 
Ferordnung- vom 11. März 1818. G. S. S. 76. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. finden Uns bewogen, die in den §§.5 und 
7. der Verordnung vom 11. März 1818 über die Lehne und Fi- 
deikommisse in den jenseits der Elbe gelegenen Provinzen 
enthaltenen Bestimmungen, 
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wodurch Wir lediglich die Absicht hatten, zu verhüten: 
dass in derselben Familie einige Mitglieder die Vortheile 
der französischen Gesetzgebung und die des wiederher- 
gestellten frühem Rechts gleichzeitig gemessen, andere 
aber nur von den Nachtheilen dieser Gesetzgebungen be- 
troffen werden, 
weshalb Wir bei gedachten Bestimmungen nur bezweckten, 
die verschiedenen in diesem Falle befindlichen Mitglieder 
der Familie durch die den erstem nachgelassene "Wahl 
zwischen den eigentümlichen Vortheilen der einen oder 
der andern Gesetzgebung gegenseitig auszugleichen, 
auf den Bericht Unsers Staatsministeriums* und nach erfor- 
dertem Gutachten Unsers Staatsraths, wie folgt, zu ergänzen. 

§• 1. Wenn die vor Einführung des A. L. R. in freies Ei- 
genthum verwandelten Lehne und Fideikommisse mehreren, 
zu einem und demselben Lehns- oder Fideikommissverbande 
gehörigen Mitgliedern einer Familie zugefallen waren, es sei 
zu gleichen oder ungleichen Theilen, so ist es zur Erhaltung 
der Erb folgerechte in die bleibende Lehne und Fideikommisse 
derselben Familie, welche die Erwerber jener Autheile noch 
ausserdem besassen, im Verhältniss ihrer selbst und ihrer 
lehns - oder fideikommissfähigen Nachkommen zu einander 
nicht als Erforderniss anzusehen, dass das vormalige Lehn 
oder Fideikommiss in den betreffenden Antheilen nach §. 7. 
der Verordnung wiederhergestellt wurde. Es sind vielmehr 
in einem solchen Falle jene bleibenden Lehne und Fideikom- 
misse nach §. 2. der Verordnung, auch ohne Wiederherstel- 
lung der vormaligen Lehne und Fideikommisse in dem ange- 
gebenen Verhältniss als von Neuem bestätiget zu betrachten. 

§• 2. Ist aber im Falle der Theilung unter mehrere Fa- 
milienglieder das vormalige Lehn oder Fideikommiss von ei- 
nem oder dem andern Mitgliede bei dem ihm zugefallenen 
Antheile wiederhergestellt; so ist durch diese Wiederherstel- 
lung für jenes Mitglied und dessen Nachkommen der Verlust 
der Erbfolgerechte in alle bleibenden Lehne oder Fideikom- 
misse derselben Familie ohne Unterschied abgewendet. Da- 
gegen haben dadurch die Erwerber der übrigen Antheile, 
welche das vormalige Lehn oder Fideikommiss bei diesen 
nicht wiederherstellten, weder für sich noch für ihre Nach- 
kommen einen Anspruch auf Lehns- oder Fideikommiss-Foi- 
gerechte in demjenigen Antheile erlangt, wobei die Wiederher- 
stellung erfolgt ist. 

"Jtlt* M. irit« JL9. ß. SOI 0f*<|<|« Die vorstehende Verordnung vom 
9. Juni 1 827 kommt als Erklärung und Ergänzung der Verordnung vom 
1 1 . Marz 1818 mit rückwirkender Kraft zur Anwendung. Erk. des G. Ob. 
Trio. v. 6. Juni 1833. & u. v. S. Rechtsspr. B. III. S. 294. 

Tll.I. Tit. 18. 0. 30Ä geaq. Veber das den Agnaten bei hinter» 
pommerschen Lehmen zustehende Beluitions- und Revocations - Recht. 
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Rrk. des G. Ob. Trib. vom 11. April 1833. S. u. v. S. Rechtespr. Bd. iV. 

s.ss. 

TIl. I. Tit. 19. 0.309. a) Edict vom 9. Oct6r. isoi (§.r.)s.«d 
§. 228. seq. h. t. 

1>) Edict zur Beförderung der Landcultur y vom 14. Septbr. 1811 ($.6«} 
*. ad A. L. R. I. 22. §. 46 seqq. 

C) Rescr. vom ■foAr. 1821 , Aefr. den agnatischen Consens zur Wer" 
lautbarung eines Krbpachiscontraets über ein Lehnspertinenz. Gr. /. 
S. 75. 

d) Resc. vom 23. Mai 1823, betr. die Ablösung des Canons von vererb- 
pachteten Lehnsstücken. Gr. t, S. 76. 

e) s. Ergänzungen z. A. L. R. Ii. h. 6. 117 seqq. 

Th« I. Tit. 18. $. 308 Seqq. Gesetz vom 28. Novbr. \ 826, 
betr. das Aufgebot der Agnaten bei Feri'uisserungan der Lehne in Pom- 
mern an Familienglieder. G.S. £.120. 

Da Zweifel darüber entstanden sind, ob bei den Pom- 
merschen Lehnen das Aufgebot der zur Sukzession berechtig- 
ten Agnaten auch bei Veräusserungeu des Lehnes innerhalb 
der Familie, und bei Ausübungen des Revokationsrechts zu- 
lässig sei; so verordnen Wir, auf den Antrag Unseres- Staats- 
ministeriums , nach Anhörung der Pommerschen Provinzial- 
stände, und erfordertem Gutachten Unseres Staatsraths hier- 
mit, wie folgt: 

§. 1. Jedes Mitglied der lehnsberecht igten Familie, wel- 
ches ein Pommersches Lehn 

1) durch Kauf oder einen anderen lästigen Vertrag, oder 

2) durch eine Revokationsklage 

erworben hat, oder künftig erwirbt, ist berechtigt, auf Öffent- 
liche Vorladung der etwa vorhandenen näheren oder gleich 
nahen Agnaten, Mitbelehnten und Gesammthänder , anzu- 
tragen. 

§.2. Dasselbe hat dieses Aufgebot bei dem Richter, un- 
ter welchem das Grundstück gelegen ist, nachzusuchen. In 
Ansehung der Förmlichkeiten haben sich die Behörden nach 
den §§.157 und 158. der A. G. O. Th. I. Tit. 51 zu richten, 
und die Verwarnung für die Nicht erscheinenden geschieht 
dahin: 

das* der Extrahent und dessen lehnsfähige Deszendenz als 
nächste Lehnsfolger werden angenommen und diesem ge- 
mäss für befugt erachtet werden , über das in Besitz ha- 
bende Lehn, den Lelmsgesetzen gemäss, zu verfügen; die 
sich nicht meldenden Agnaten, Mitbelehnten und Gesammt- 
händer dagegen, mit ihrem etwanigen näheren oder gleich 
nahen Lehnsfolgerecht prakludirt werden sollen. 

§. 3. Wegen der nicht erschienenen Agnaten, Milbelehn- 
ten und Gesammthänder wird, der Verwarnung gemäss, das 
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Präklusionsurtheil abgefasst, und in Ansehung dieser, der 
Extrahent und dessen lehnsfähige Deszendenz für die näch- 
sten Lehnsf olger in die namentlich bestimmten Lehne erklärt. 

Den erschienenen Agnaten, Mitbelehnten und Gesammt- 
h'ändern bleibt dagegen das behauptete nähere oder gleich 
nahe Lehnsfolgerecht vorbehalten; in dem Präklusionsurtheil 
ist ihnen jedoch jedesmal eine angemessene Frist zu Ausfüh- 
rung ihres Rechtes zu bestimmen, und sie sind verpflichtet, 
dasselbe auf den Antrag des Extrahenten , bei Verlust des 
Rechtes, in der ihnen gesetzten Frist geltend zu machen. 

§. 4. Geschieht dieses von ihnen nicht, so werden sie ih- 
res vermeintlichen näheren oder gleich nahen Lejinsfolge- 
rechts nach Ablauf der Frist durch ein Erkenntniss verlustig 
erklärt, und es findet darüber das in der A. G. O. Th. 1. Tit. . 
32. §§. 24 - 29. vorgeschriebene Verfahren Statt. 

§. 5. Auf Neu- Vorpommern findet das jetzige Gesetz 
einstweilen noch keine Auwendung. 

Th« I. Tit. 18. 0. 309. Rescr. vom 1. A t *ril 1815, betr. die Dis- 
positionsbefugniss der Vasallen Über das Lehn. Gr. 1. S. 77* 

Th. I. Tit. IS. ß. 330. Rescr. vom 12. Febr. 1821, betr. die Ein- 
tragung einer nicht eonsentirten Lehnsschuld in Sachsen. Gr. I. S. 78* 

Th.I« Tit. 18. 8* 340. 341. 561-5G7. Ein Lehnsbesitzet, 
welcher ein zum Lehngute gehöriges Forst - Grundstück zum allgemeinen 
Besten, z. B. zum Chaussee-Bau an den Staat abtreten muss, ist verpach- 
tet, nicht blos die für den Grund und Boden gezahlte Summe, sondern auch 
die für das zu frühe Schlagen des Holzes geleistete Entschädigung und den 
Werth des gefüllten und verkauften, noch nicht haubaren Holzes, als Geld- 
lehn anzulegen. Erk. des G. Ob. Trib. vom 1 5. August 1328. S.u. p.5. 
Rechisspr. Bd. 11. 5.196. 

Th.I. Tit. 1®. 0. 351 - 3tS7. Lehnsgläubiger, welchen die Sub- 
stanz des Lehngutes verhaftet ist, sind nicht verpflichtet, dem Lehnsbesitzer 
eine Competenz zu bewilligen. Erk. des G. Ob. frib. vom 30. Decbr. 1333. 
S. u. v. S. Bechtsspr. B. IV. S. 101. 

Th» I» Tit. 18. ö. 361« Declaration vom 30. Septbr. 1820, betr. 
die Succession der Mantelkinder im Lehn. G. S. S. 20 1. 

Es sind Zweifel entstanden, ob in den mit Unseren Staa- 
ten vereinigten ehemals Sächsischen Provinzen und Distrik- 
ten, in welchen, vermöge Unseres Patents, die Einführung des 
A. L.R. betreffend, d.d. 15. November 1816 §. 4>, die vormali- 
gen Gesetze und Verfassungen in Lehnssachen, vorläufig noch 
beibehalten worden sind, die ausser der Ehe gebornen, aber 
durch nachherige Ehe ihrer Eltern legitimirten Kinder, in den 
Rechten Mantelkinder genannt, zur Lehnsfolge gelassen wer- 
den dürfen? indem zwar in der Landesordnung des Kurfür- 
sten Moritz de Anno 1543 Tit.: 
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„Von denen ans der Ritterschaft, welche Kinder ausser der 
Ehe zeugen", 

(Cod. Aug. Tit. I. p. 19.) festgesetzt ist: dass die Lehnleute nur 
„vor sich und ihre eheliche- geborne Leibes- Lehnserben" be- 
liehen werden sollen, dagegen aber von den Sächsischen Ge- 
richtshöfen zu allen Zeiten angenommen worden ist, dass 
hierdurch die Mantelkinder von der Lehnsfolge nicht ausge- 
schlossen seien. N 
Diese Zweifel zu erledigen, finden Wir für nöthig zu 
verordnen: 

dass die, durch nachhange Ehe ihrer Eltern legitimirten Kin- 
der, was die Nachfolge in Lehen und Mitbelehnsc haften be- 
trifft, den ehelichen Kindern durchaus gleich geachtet wer- 
den sollen, auch dann, wenn die Lehnbriefe ausdrücklich 
auf ehelich geborne Kinder gestellt sind. 

Sind bei Publikation dieser Deklaration bereits zu Recht 
beständige Familienverträge vorhanden, so bewendet es bei 
diesen, so wie überhaupt bei allen bereits vorhandenen, auf 
,zu Recht beständige Weise errichteten Verträgen, Anerken- 
nungen, Verzichtleistungen und rechtskräftigen Erkenntnissen, 
wenn sie auch von den, im gegenwärtigen Gesetze ausge- 
sprochenen Grundsätzen zu Gunsten oder Nachtheil des ei- 
nen oder des andern Theils abweichen. 

Th. I. Tit. 18. «. 380 Seqq. C. 0. vom 13. Decbr. 181 4, betr. 
die Verpflichtung der Agnaten gegen die weibliehe Descendenz eines Mann- 
IchnsbesitzerSf dessen männliche Nachkommenschaft in dem letzten Kriege 
geblieben ist. G. S. «9.143. 

Zu dem durch den Frieden vom 30. Mai d. J. beendigten 
Kriege war die ganze ' dienstfähige Jugend des Königreichs 
vom 17« bis zum 24. Jahre aufgerufen ; Vater und Sohn hatten 
also keine Wahl, wenn der Sohn in diesem Alter stand; es 
galt keine Rücksicht auf Lehns - Succession oder andere Fa- 
rn ilienumstande. Diejenigen Agnaten, welche nach dem Tode 
des Vaters zur Lehns »Succession gelangen, weil die männ- 
liche Nachkommenschaft des Vaters aus dem letzten Kriege 
nicht wieder zurückgekehrt ist, würden aller Wahrscheinlich- 
keit nach, niemals dazu gekommen sein, wenn es dem Va- 
ter, wie sonst, freigestanden hätte, seinen herangewachsenen 
Sohn, oder auch nur einen von mehreren, zurückzubehal- 
ten: und da die Töchter des jetzigen Lehnsbesitzers mit dem 
Tode ihrer Brüder im Kriege auch die Aussicht auf brüder- 
liche Unterstützung verlieren, weil das Lehn nach des Vaters 
Tode entfernten Verwandten zufällt; so ist es billig, dass die 
succedirenden Agnaten den Nachtheil, den die Töchter des jet- 
zigen Lehnsbesitzers erleiden, mit dem Vortheil ausgleichen, 
den ihnen der letzte Krieg ganz unerwartet zugeführt hat. 
Dem zufolge setze Ich auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht 
vom 22. October c. hierdurch fest: 
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dass die weibliche Descendenz eines Mannlehns- Besitzers, 
dessen männliche Nachkommenschaft in dem letzten Kriege 
vor dem Feinde geblieben oder an den im Gefecht empfan- 
genen Wunden gestorben ist, von den in das Lehn suc- 
- cedirenden Agnaten noch einmal so yiel aus dem Lehn 
erhalten soll, als sie, nach dem Ableben ihres Vaters würde 
empfangen haben, wenn dessen männliche Descendenz zur 
Succession gelangt wäre. 

Hiernach werden Sie das Erforderliche verfugen und den 
Domherrn v. Britzke, so wie den Carl Wilhelm Fer- 
dinand y. Britzke, auf die anliegenden Gesuche be- 
scheiden. 

Th.L Tit. 18. 8« 386 und 605. Rescr. vom W.Apr. 1821. 
betr. die Veränderung und Aufhebung der Lehnsverbindung durch 
Familienschlüsse. Gr. I. S. 78- 

Tb. I. Tit. 18. 0. 496. a) Rescr. vom \6.Mai 1791« betr. die 
Qualität der Lehnsabfindungen, v. R. II. S. 84* 

Ii) Rescr. vom 27. Febr. 1792. wegen des Rückfalls einer schwes- 
terlichen Lehnsabfindung in das Lehn, v. R. II. 5. 270. 

Th.I. Tit. 18. fi.60»seqq. *\) Rescr. vom 1 1. 5cj>/&r. 1820, 
betr. die Erfordernisse der Translocation eines Lehnsiamm- Capi- 
tata. Gr. I. S. 82. 

D) Rescr. vom \ 7.Juni 1833, über die Einziehung und anderweite 
Unterbringung eines Lehnstamms. Gr. VI. 5.30. 

Th. 1. Tit. 18. £. 643 seqq. a) *. ad j. 261 seqq. h. t. 

b) Rescr. vom 5. Febr. 1819, betr. die Urkunden über Auflösung 
des Lehnsverbandes in den vormals westfälischen Provinzen. Gr. I. 
S. 82. 

e) Rescr. vom i 6. Septbr. 1 333, dass bei Allodification von Lehn*, 
gütern und Lehnsstämmen durch Familienschlüsse die Grundsätze 
über Aufhebung der Familienfideikommisse Anwendung finden. Gr. 
n. S.U. 

Th. I. Tit. 18. 0. 651. Rescr. vom 10. August 1818, betr. die 
Aufhebung der Lehnsherrlichkeit in den Provinzen zwischen der 
Elbe und dem Rhein. Gr. I. 5. 83. 

Th. I. Tit. 18. £• 651. a) Rescr. vom 14. /an., 1822, betr. die 
competente Behörde für Allodificationen, bei denen Fiscus interessirt. 
Gr.I. 5.87- 

D) Rescr. vom 24 Mai 1822. betr. denselben Gegenstand rück- 
sieÄtlich der ehemaligen St. Johanniter * Ordenslehne in den Herr- 
schaften Sorau und Triebet. Gr. I. S. 88. 

Th.I. Tit. 18. $.651. Rescr. vom 29 Decbr. 1826, betr. die 
lehnsherrlichen Rechte im Spremberger Kreise. Gr. I. S. SS. 
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Th.I. Tit. 18. 0.651. Rescr. vom 6. Beehr. 1830, betr. die 
Grundsätze zu den Verträgen bei Aufhebung des Lehnsverbandes 
der Bauerlehne in den Domaincn. Gr. VI. S. 27» 

Th.I. Tit. 18. ff. 6*0. Rescr. vom 16. August 1814, betr. die 
Wiederverleihung eröffneter Lehne. G. I. S. 89. 

Til. I. Tit. 18. 0. OSO seqq. a) Verordnung vom 1 ß. März 
1 51 1, Uber die Ablösung der Dumainen- Ab gaben jeder Art. G. S. S. 
157 (s. ad A. L R. I. 22. §. 1 *e<H ) 

b) Edict zur Beförderung der Landeulf ur vom 14. Septbr. 1811 
(#. ad A. L. R. I. 22. §.1 seqq ) 

C) Ordnung vom 7. /«ni 1821 , wegen Ablösung der Dienste, Na- 
tural' und Geldleistungen von Grundstudien etc. G. S. S. 77. 

d) Gesetze vom 8. April 1823 (Abschn II.) wegen Anwendung der 
Ablösungsordnung im Grossherzogthum Posen, dem Culm- und Mi- 
chelauschen Kreis und dem Gebiet der Stadl Thorn; desgl. auf das 
Land-Gebiet der Stadt Danzig. G. S. S. 49 u. 73. 

C) Ordnung vom 13. Juli 1829» wegen Ablösung der Real' Lasten 
in denjenigen Landestheilen, welche zum Königreich fVesfphalen, 
zum Grossherzoglhum Berg oder zu den französischen Departements 
gehört haben. G. S. S. 65. 

(s. ad A.L.R. II. 7. §. 2^0 seqq.) 

.Tit. I. Tit. 18. $• 080 und 689 Seqq. Rescr. vom 6. Fe- 
bruar 1832/ betr. die Merkmale des vollen und des nutzbaren Eigen- 
thums an Erbzinsgiticrn nach dem Gesetz vom 21. April 1825 und 
den Consens des Erbzinsherrn bei Veräusserungen. G. VI. S. 46. 

Th. I. Tit. 18. $• 080 Seqq. Unter welchen Umständen ist 
bei einem Gut Erbzins- oder Erbpacht- Qualität anzunehmen? 
Erk. des G. O. Trib. vom 9. Octbr. 1827. S u. v. S. Rechtsspr. B.II. 
S. 206. 

Th.I. Tit. 18. 8.698-713. Inwiefern ist der Erbzinsherr, 
wenn ein Erbzinsgut ohne seinen Consens verkauft ist , berechtigt, 
das Kaufgeschäft anzufechten ? Erk. des O. L. Ger. zu Halberstadt 
vom 22. Juni 1824. S. u. v. S. Rechtsspr. Bd. I. S. 411. 

Th.I. Tit. 18. &.707. Rescr. vom 17. Juni 1822 , Uber die 
Verhaftung des Dominii directi für die auf den Bergischen und 
Westphälischen Colon aten eingetragenen Schulden. Gr. I. "89. 

Th.I. Tit. 18. 8- 907. Rescr. vom 12. Januar 1824, hetr, die 
Verschuldung emphyteutischer Güter. Gr. I. S. 90. 

Tit. I. Tit 18. ß. 710. Edict vom 9. Octbr. 1807 «. ad $. 228 
seqq. h. U 

Th.I. Tit. 18. fit. 914. Gesetz vom 19. Juli 1832 , betr. die 
Laudemien von Rusticulstellen in Schlesien. G. 8. S. 194. 
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Da Zweifel entstanden sind über die Erfordernisse des 
Beweises, dass auch Erben in absteigender Linie zur Entrich- 
tung von Landemien oder anderen bei Vererbung vonRusti- 
kalstellen in Schlesien üblichen Abgaben verpflichtet sind, 
so verordnen Wir, mit Beziehung auf das Gutachten Unserer 
Gesetz- Kommission vom 6. Januar 1804 und Unsere Order 
vom 8. November 1804, deren Inhalt durch die Rescripte Un- 
seres Justiz - Ministeriums vom 28. Januar und 17* November 
1804 zur öffentlichen Kenntniss gebracht worden, nach dem 
Antrage Unseres Staats-Ministeriums und nach erfordertem 
Gutachten Unseres Staatsraths: 

§. 1. Zur Begründung des gutsherrlichen Rechts, Lande- 
nden oder andere bei der Vererbung von Rustikalstellen in 
Schlesien übliche Abgaben, von Erben in absteigender Linie, , 
fordern zu dürfen, soll in Ermangelung eines besondern 
Rechtstitels der Beweis genügen, dass bei der Besitzung, von 
welcher die Abgabe gefordert wird, diese Abgabe von Des- 
cendenten in den beiden Füllen entrichtet worden ist, welche 
dem nun streitigen Falle zunächst vorangegangen sind, 

§> 2. Ist die Abgabe in den beiden erwähnten Fällen 
nach "verschiedenen Sätzen entrichtet worden, so wird der 
•niedrigste Satz zur vorläufigen Norm angenommen , dem 
Berechtigten jedoch vorbehalten, die Verpflichtung des Be- 
sitzers der Rustikalstelle zu einem höheren Satze wider den- 
selben im Prozesse auszuführen. 

§ 3. Das gegenwärtige Gesetz soll in allen noch nicht 
rechtskräftig entschiedenen Fällen Anwendung finden. 

Tb. I. Tit. 18. Ö. 815. Rescr. vom 26. März 1832, betr. den 
Beweis der steuerartigen Natur der Abgaben von Colonaten im Mün- 
sterschen und Bergischen. G. VI. 6. 49. 

Th. I* Tit. SO. ß. 3. Rescr. vom 4. Mai 1814, betr. das gesetz- 
liche Pfundrecht des Fiscus in dem Vermögen desjenigen , mit wel- 
chem er contrahirt hat. Gr. 1. S. 9 1 . 

Th. I. Tit. SO. ß. 3 Seqq. 399- 413. Haben Feuerhassen 
wegen rückständiger Beiträge einen gesetzlichen Titel zum Pf and* 
recht, und haftet das versicherte Grundstück unbedingt und ohne 
Rücksicht auf eine Besitzveränderung für sämmtliche oder nur für 
die in den letzten 2 Jahren aufgelaufenen, nicht intabulirten Rück- 
stände? Erk. des O. L. Ger, zu Marienwerder vom 13. Juni 1828. 
S. u. v. S. Rechtsspr, B II. S. 352. 

Th. I. Tit. SO. ß. 5. Verordnung über die Execulion in Ciai7- 
Sachen vom AMärz 1834 (§. 22) G. S. S. 31. (*. ad A. G. O. /. 24. 
§. 4 seqq.) 

Th. I. Tit. SO. ß. SS und 83. Ein Schiffsreder, welchem die 
Ladung für die Frachtgelder verpfändet worden t ist für den 
Fall, dass er wegen schlechter Beschaffenheit der Ladung dadurch 
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nicht gedeckt ist, nicht berechtigt, Caution von dem Befrachter zu 
verlangen, Erk. des G. O. Trib. vom 22. März 1815. S. u. v. S, 
Rechtssp. B. II. S. 136. 

Tll. I« Tit. SO. fl. J7o/ der Verpächter auf die von dem 

Pächter eingebrachten und zur Zeit der Endigung des Contracts in 
dem Gute noch vorhandenen Effecten die Rechte eines Pf andgläubi- 
gers auch dann, wenn der Pächter solche in der Zwischenzeit ver- 
kauft und dem Käufer durch die Erklärung ubergeben hat, dass er 
sich nur den Niessbrauch davon vorbehalte ? Erk. des G. Ob. Trib. 
vom 20. März 1833. S. u. v. S. Rechfsspr. B.III. S. 275. 

Th.I. Tit. SO. 0.44. 45. 813. Wird der Empfänger eines 
Darlehns auch dann persönlich verhaftet , wenn er in der, vom Glau- 
biger genehmigten Schuldverschreibung erklärt, dass er für die ge- 
liehene Summe nur ein bestimmtes Grundstück* verpjände und sein 
übriges Vermögen von der Verhaftung aussvhliesse ? Erk. des G. 
Ob. Trib. vom3\. Octbr. 1827. S. u. v.S. Rechfsspr. B. IL S. 248. 

Th.I. Tit. SO. 0.46. Rescr. vom9. /««»1810, dass die Wech- 
s cl clause! mit voller Wirkung neben der Bestellung eines Unterpfan- 
des bestehen kann. v. R. X. S. 357» 

Tb. I. Tit. SO. fi. 47. a) Rescr, vom 13. Octbr. 1810. betr. die 
Zulässigkeil der Executionsverfügung , wenn der Exevutionssucher 
das Pfand nicht frei gegeben hat. v. R. X. S. 4 10. 

lj) Rescr. vom 24. Novbr. 1812, betr. das Recht des Gläubigers, 
dem Pf andre cht zu entsagen und an das übrige Vermögendes Schuld- 
ners sich zu halten. Gr. I. S. 92. 

C) Rescr. vom 16. Decbr. 1831, betr. die Zulässigkeit des Execu- 
lionsgesuchs ohne Freigebung des Pfandes. Gr. VI. S. SO. 

Tb. I. Tit. SO. 0.53 Und 54. Der Käufer eines Grundstücks, 
welcher eine darauf eingetragene Forderung in partem pretii Über- 
nimmt, wird dadurch allein nich t persönlich verpjlich tet ? Erk . 
des G. Ob. Trib. vom 15. August 1833. S. u. v. S. Rechfsspr. B. III. 
S. 166. 

Th.I. Tit. SO. 0.1OO. Gesetz vom 23- April 1821, wegen 
Aufhebung der Verlautbarung der Verträge über Immobilien. G. S.S. 
4J (s. adA. L. R. I. 10. §. 15.) 

Th.I. Tit. SO. 0.113-115. CO. vom 29- J«W1815\ betr. 
die Befugniss der Handelsleute in Dan zig und Elbing , mit Auslän- 
dern über die künftigen Früchte ihrer Güter Verpfändungscontracte 
abzuschli essen. G. S. S. 190. 

Die den Handelsleuten zu Königsberg und Memel in dem 
72. Zusatz zum Ostpreussischen Provinzialrecht ertheilte Be- 
fugniss, mit den Ausländern, welche Waaren und Produkte 
dorthin bringen, über die künftigen Produkte ihrer Güter gül- 
tige Verpfändung*- Kontrakte mit voller Wirkung zu schlie- 
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sen, will Ich hiermit auch auf Westpreussen für die Städte 
Danzig und Elbing ausdehnen, und in diesen dem gedachten 
Zusätze gesetzliche Kraft erlheilen. Es soll jedoch das aus 
der Eintragung entstandene Pfandrecht nur einem Kaufmann 
cedirt werden können, und versteht es sich von selbst, dass 
die Benachrichtigung der geschehenen Eintragung, wie sie 
für Königsberg und Merael §. 5. Zusatz 72 des Ostpreussischen 
Frovinzialrechts verordnet ist, nun auch unter sämmtlichen 
zur Ffandbuchsführung berechtigten Städten statt finden muss. 

Th. I« Tit. SO. 8« 197 Seqq. a) Rescr. vom 12. August 1809, 
betr. die Unzulässigkeit des Verkaufs verpfändeter Obligationen und 
Staatspapiere Seitens der Pfandgläubiger. V.R. X. 8.129» 

!>) Rescr. vom 2. Novbr. 1818, betr. den Verkauf verpfändeter Obligo- 
Honen. Gr. I. S. 95. 

Th. I. Tit. SO« $• 197 Seqq. CO. vom 3 \. Januar 1 827, betr. 
die Bef iig nis s der Seehandlitng , zum aussergerichtlichen Verkauf der ihr 
verpfändeten Effecten, G. S. S. 2A» 

Da die gemeinnützigen Zwecke der Geschäfte der See- 
handlung die möglichst baldige Wiedereinziehung der von 
ihr ausgeliehenen Kapitalien erfordern ; so will Ich das der 
Bank bereits zustehende Recht des aussergerichtlichen Ver- 
kaufs der eingesetzten Pfänder auch der Seehandlung beile- 
gen. Selbige ist hiernach ermächtigt, bei nicht erfolgender 
Rückzahlung der auf Pfänder gegebenen Vorschüsse, nach 
Eintritt der Verfallzeit, das Unterpfand mittelst einer von 
ihren Beamten abzuhaltenden öffentlichen Auktion zu ver- 
kaufen und sich aus dem Erlös für Kapital, Zinsen und Kos- 
ten bezahlt zu machen. Im Falle eines über das Vermögen 
des Schuldners eröffneten Konkurses, ist die Seehandlung nicht 
verpflichtet, ihre Pfander herauszugeben. Ihr verbleibt viel- 
mehr auch in diesem Falle das Recht des aussergerichtlichen 
Verkaufs mit der Verbindlichkeit, den nach ihrer Befriedi- 
gung noch vorhandenen Rest der Lösung zur Konkursmasse 
abzuliefern. Das Staatsministerium bat diese Bestimmungen 
durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen. 

Th.I. Tit. SO. &. 801-809. Rescr. vom 23. März i 810, betr. 
die Subhastation , wenn mehrere Grundstücke für eine Forderung verpfän- 
det sind, v. R. X. 5. 307. 

Th. I. Tit. «O. f>. 2H3-&70. * Pfand, und Leihreglement vom 
13. März 1787, v.R. 1. 7. & 560. 

Da Seine König]. Majestät von Freussen, Unser allergnä- 
digster Herr,, wahrgenommen haben, dass die über das Lei- 
hen und Borgen auf Pfänder in gemeinen Rechten und ein- 
zelnen Landesgesetzen enthaltenen Vorschriften, einestheils 
nicht so allgemein bekannt sind, als es bei einem Geschäfte, 
welches besonders unter den niedern Klassen des Volks be- 

Mannkopff Ergäni. s. d. Prem. Gesell*. I. l4 
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Irieben wird, die Notwendigkeit und der Endzweck der Ge- 
setze erfordern, und dass es anderntheils diesen Vorschriften 
vornemlich in so fern sie die Form und Erfordernisse des 
Pfaudkonlrakts betreffen, an bestimmter Deutlichkeit und 
Vollständigkeit hin und wieder noch ermangele; so haben 
Allerhöchst dieselben resolviret, sothane Vorschriften noch- 
mals revidiren, und in ein allgemeines Reglement bringen zu 
lausen; damit solchergestalt auf der einen Seite den aus dem 
Pfand verkehr entstehenden Irrungen und Prozessen möglichst 
vorgebeugt, auf der andern aber auch, den bei diesem Ge- 
schäfte bisher so hauGg vorgefallenen Betrügereien und wu- 
cherlichen Vervortheilungen desto nachdrücklicher gesteuert 
werden möge. 

I. Be Stimmung derei jenigen , Tür welche das gegenwärtige Reglement 

gegeben ist 

g. 1. Zuvörderst sollen nur Privatpersonen, welche ein 
ordentliches Gewerbe und Verkehr mit Geldverleihen auf 
Pfänder treiben, an dieses Reglement gebunden sein, und 
darnach beurt heilt werden. 

§. 2. Dagegen soll es, in Ansehung der bereits subsisfi- 
renden öffentlichen Leihansfalfen, bei deren bisherigen Ver- 
fassung und den ihnen ertheillen besondern Vorschriften und 
Privilegien, fernerhin sein Bewenden haben. 

§. 3. Banquiers und andere. Kauiieute, welche nur zufäl- 
lig bei Gelegenheit eines Wechsel- oder andern kaufmänni- 
schen -Verkehrs, zu ihrer mehrern Sicherheit Pfänder nehmen, 
sind unter dem gegenwärtigen Reglement nicht mit begriffen, 
sondern werden T>los nach den allgemeinen gesetzlichen Vor- 
schriften beurtheilt. 

§. 4. Andere Privatpersonen hingegen, welche sich mit 
Geldverleihen auf Pfänder abgeben, und dabei die durch die- 
ses Reglement bestimmten und gebilligten Vorlheile gemessen 
wollen, müssen solches bei derjenigen Behörde, welcher die 
Aufsicht über die Polizei Anstalten ihres Wohnorts zukommt, 
anzeigen; sich in eine von dieser Behörde zu haltende Rolle 
der Pfand Verleiher eintragen, und sich einen Concessionsschein 
darüber ertheilen lassen.* 

• 

§. 5. Wer diese Anmeldung und Eintragung verabsäumt, 
gleichwohl aber überführt werden kann, dass er, ohne selbst 
ein Kaufmann zu sein, an einen Kaufmann, oder andere Pri- 
vatpersonen, mehr als dreimal innerhalb Jahresfrist, Geld auf 
Pfänder verliehen, oder auch dass er, bei einem gegen Pfand 
gegebenen Darlehn, sich über sechs von Hundert an Zinsen 
ausbedungen habe, der soll als ein solcher, welcher ans dem 
Pfandverkebr ein Gewerbe macht, angesehen; folglich nach 
den Vorschriften des gegenwärtigen Reglements beurtheilt, 
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und sich für die Zukunft in die Rolle der Pfand Verleiher ein- 
tragen zu lassen, angehalten werden. 

II. Erfordernis«« des Pfandkontrakts in Ansehung d<:r dabei vorkommenden 

Personen und Sachen. 

m 

§. 6. Wer Geld auf Pfänder verleihen will, muss für al- 
len Dingen genau prüfen: ob die zum Pfand angetragene Sa,- 
che wirklich dem Eigenthum und der freien Disposition des 
Verpfänders unterworfen seL 

§. 7» Besonders muss der Pfandverleiher diese Vorsicht 
alsdann beobachten, wenn der Verpfänder ein Dienstbote, 
und das Pfand so beschaffen ist, dass es wahrscheinlicher- 
weise der Dienstherrschaft gehören kann. 

§. 8. In einem solchen Fall muss er sich mit der blossen 
Versicherung des Dienstboten, dass das angebotene Pfand sein 
Hi"enlhum sei, oder dass der Versatz vor die Herrschaft ge- 
schehe, nicht begnügen; sondern sich für allen Dingen bei 
der Dienstherrschaft selbst erkundigen, ob das Vorgeben seine 
Richtigkeit habe, oder ob etwa eine Untreue des verpfänden- 
den Gesindes mit unterlaufe. 

§. 9. Werden Sachen von Werth, z.B. Gold, Silber, Ju- 
welen, und andere Kostbarkeiten, von einem ganz unbe- 
kannten Menschen zum Pfand angeboten; oder ist das Pfand 
von der Beschaffenheit, dass Leute von dem Stand und Ge- 
werbe des Verpfiinders dergleichen Sachen gewöhnlich nicht 
zuhaben pflegen: so muss der Pfandverleiher sich darüber in 
keinen Pfandkonlrakt einlassen. % 

§. 10. Wenn aus Vergleichung der Qualität der Sache, 
und der Person des Verpt anders, ein wahrscheinlicher Ver- 
dacht, dass erMere entwendet sei, erwächst; vornemlich aber, 
wenn der Pfandverleiher durch öffentliche Bekanntmachung, 
oder durch obrigkeitliche Warnungen, oder auch nur durch 

Glaubhafte Privatanzeigen benachrichtiget ist, dass Sachen von 
ieser Art, und mit solchen Kennzeichen versehen, gestohlen 
oder verloren worden; so muss derselbe ein solches verdäch- 
tiges Pfand anhalten, und an die Polizeiobrigkeit des Orts ab- 
liefern; auch derselben die Umstände und Gründe seines Ver- 
dachts pflichtmässig anzeigen. 

§. 11. Wer eine fremde Sache ohne Vorwissen und Ge- 
nehmigung des Eigenthümers zum Pfand angenommen hat, 
der bleibt diesem uas Seinige zurückfordernden Eigenthümer, 
zur Herausgabe des Pfandes, oder zur Schadloshaltung, nach 
•Jen Vorschriften der gemeinen Rechte verhaftet. 

§. 12- Hiervon sind allein' diejenigen ausgenommen, die 
aus Verleihung von Kleidungsstücken, oder andern Effekten, 
gegen Entrichtung eines gewissen Leihgeldes, ein Gewerbe 
machen; und soll denselben, wenn die geliehenen Sache« von 

14* 
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den Inhabern verpfändet worden, gegen den Pfandnehmer 
keine Vindicationslclage zukommen, sondern sie blos an den- 
jenigen, mit welchem sie contrahirt haben, sich zu halten be- 
rechtigt sein. 

§. 13. Ein Pfand Verleiher, der kein Jude ist, und wissent- 
lich eine gestohlene Sache zum Pfand angenommen hat, soll, 
gleich den Diebeshehlern, nach Inhalt der Criminalgesetze, 
bestraft werden, und zur fernem Treibong des Pfandverkehrs 
auf immer unfähig sein. 

§. 14. Kann er einer wirklichen Wissenschaft, dass die 
zum Pfand gegebene Sache gestohlen sei, zwar nicht über- 
führet werden ; es ergiebt sich aber bei der Untersuchung, dass 
er die §.6 — 10 vorgeschriebene Prüfung nicht mit gehöriger 
Sorgfalt und Aufmerksamkeit angestellt habe; sosoll er, nach 
Verhältniss der ihm zur Last bleibenden Nachlässigkeit, mit 
Geldbusse oder Gefängniss nachdrücklich bestraft werden. 

§. 15. Wird ein solcher Pfandverleiher zum zweiten Male 
dabei betroffen, dass er gestohlene Sachen, ohne Anwendung 
der schuldigen Vorsicht, zum Pfand angenommen; so soll die 
das erste Mal gegen ihn erkannte Strafe verdoppelt, und ihm 
noch ausserdem alles fernere Pfandverkehr, bei nahmhafter 
Gefängniss- oder Zuchthausstrafe, gänzlich untersagt werden. 

§. 16. Hat ein jüdischer Pfandverleiher, wissentlich, ge- 
stohlene Sachen zum Pfand angenommen, so soll derselbe 
seines Schutzbriefes verlustig erklärt, und nebst den Seinigen 
aus dem Lande geschafft werden. 

§. 17* Diejenige Gerichtsobrigkeit, welche einen nach die- 
ser Vorschrift zur Fortschaffung qualificirten jüdischen Pfand- 
verleiher ferner duldet, soll nicht nur wegen einer solchen 
Contravention in fiskalischen Anspruch genommen; sondern 
auch zur Selbsthaftung für alle von ihm etwa nachher noch 
verübte Betrügereien und Uebervortheilungen und den daraus 
entstandenen Schaden angehalten werden. 

§. 18. Ist ein solcher jüdischer Pfandverleiher nicht ver- 
mögend, das Pfand selbst dem Eigen thümer wieder zu schaf- 
fen, oder, bei dessen Ermaugelung, den vollen Werth zu er- 
setzen; so ist die Judenschaft des Orts schuldig, den Eigen- 
thümer für diesen Werth, und die bei der Sache verwende- 
ten Kosten, zu entschädigen. 

§. 19* Von dieser Vertretung soll die Judenschaft nur in 
dem einzigen Fall befreiet sein, wenn die Aeltesten nachwei- 
sen können, dass sie alle in dem General -Juden -Reglement, 
in den übrigen Landesgesetzen, und auch in dem gegenwär- 
tigen Reglement (§. 79*) ihnen vorgeschriebene Sorgfalt und 
Aufmerksamkeit angewendet haben, um dergleichen Diebes- 
hehler und liederliches Gesindel in Zeiten zu entdecken, und 
zur Fortschaffung anzuzeigen. 
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§. 20. Kann, nach vorstehenden Grundsätzen, dem Eigen- 
thümer weder das Pfand selbst zurückverschafft, noch ihm zu 
seiner Entschädigung von dem Pfandverleiher, oder der Ju- 
denschaft verholfen werden, so ist gegen den Pfandverleiher, 
ausser der Cassation seines Schutzbriefes, und noch vor sei- 
ner Wegschaffung aus dem Lande, mit Zuchthausstrafe, nebst 
Willkommen und Abschied, oder anderer verhältnissmässiger 
Leibesstrafe zu verfahren. 

§. 21. Ist dagegen das Pfand selbst dem Eigenthümer zu- 
rück verschafft, oder ihm dafür vollständige Schadloshaltung 
geleistet worden; und es ist das erste Mal, dass der jüdische 
Pfandverleiher auf dem Vergehen, gestohlene Sachen wissent- 
lich zum Pfand angenommen zu haben, betroffen wird; so 
soll auf Vorbitte der Judenschaft des Orts, und nach Befund 
der von selbiger zur Milderung des Vergehens beigebrachten 
Gründe und Umstünde, dem Richter erlaubt sein, die in dem 
§. 16. festgesetzte ordentliche in eine ausserordentliche Geld- 
oder Leibesstrafe zu verwandeln. 

§. 22. Wird aber ein solcher jüdischer Pfand Verleiher 
auf einem dergleichen Verbrechen zum zweiten Male betrof- 
fen, so soll nicht nur die gesetzliche Strafe (§. 1 6 seqq.) ohne 
weitere Schonung über ihn verhängt, sondern auch die Ju- 
denschaft des Orts, ohne die geringste fernere Rücksicht oder 
Entschuldigung zur völligen Entschädigung des Eigenthümers, 
nach Vorschrift des §. 18. angehalten werden. 

§. 23* Kann der jüdische Pfand Verleiher, welcher eine 
gestohlene Sache zum Pfand angenommen hat, zwar keiner 
wirklichen Wissenschaft von dieser Qualität der Sache, da- 
gegen aber einer Vernachlässigung der in den §.6-10 vor- 
geschriebenen Prüfung und Vorsicht überführt werden, so soll, 
bei dem ersten Contraventionsfall, die Vorschrift §. 14. wi- 
der ihn statt finden. Wenn er aber zum zweiten Male auf 
einer dergleichen Contravention betroffen wird, so soll mit 
der in dem §. 16. bestimmten ordentlichen Strafe der Cassa- 
tion seines Schutzbriefes, auch seiner und der Seinigen Fort- 
schaffung ausser Landes verfahren werden. 

§. 24. Mit Personen, deren Befugniss überhaupt Kon- 
trakte zu schliessen, oder insonderheit Darlehne aufzunehmen, 
durch Gesetze eingeschränkt ist, soll sich niemand diesen ge- 
setzlichen Einschränkungen zuwider, in ein Pfandverkehr ein- 
lassen. 

§. 25. Insonderheit darf an Militairpersonen , denen das 
Schuldenmachen, ohne Gonsens des Chets oder Coramandeurs, 
in den Edikten verboten ist, auch gegen Pfand kein Dar- 
lehn gegeben werden; in so fern nicht ein förmlicher schrift- 
licher Consens dieses Chefs oder Commandeurs, in welchem 
die Summe und Münzsorte des Darlehns, nebst der Zeit auf 
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wie lange solches geliehen werden könne, ausgedruckt sein 
müssen, von*dem Verpf ander beigebracht worden. 

§. 26. Bleibt das Pfand, nach verflossener Zeit, unabge- 
löset stehen, so muss sich der Pfandnehmer entweder eine 
gleichmässige förmliche Prolongation des Chefs oder Com- 
mandenrs beibringen lassen; oder wenn ihm solche nicht 
verschaflt werden kann, das Darlehn nach der unten folgen- 
den Vorschrift, unverzüglich einklagen. 

§. 27. Wer diesem zuwider, einer solchen Militairper- 
son, ohne den erforderlichen Consens, Gelder auf Pfand ver- 
leihet, der verliert nicht nur sein Darlehn, und muss das 
Pfand unentgeldlich zurückgeben; sondern er soll auch noch 
ausserdem, nach den darüber vorhandenen Edikten, fiscalisch 
bestraft werden. 

§.28. Mit Personen, welche unter väterlicher Gewalt, 
oder vormundscltaftliclier Aufsicht stehen, soll niemand, ohne 
Votwissen und ausdrückliche Genehmigung der Väter oder 
Vormünder, in ein Pfandverkehr sich einlassen. 

§. 29. Ist solches dennoch geschehen, so verliert der 
Pfandverleiher sein Darlehn, und muss das Pfand unentgeld- 
lich zurückgeben. 

§.30. Der Vorwand, dass sich der Verpfünder für voll- 
jährig, oder für einen solchen, der nicht mehr unter väterli- 
cher Gewalt stehet, ausgegeben, und solches wohl gar eidlich 
bestärkt habe, soll den Pfandverleiher bei Schuldnern, wel- 
che Landeseingeborne sind , gegen den Verlust des Darlehns, 
und die unentgeldliche Herausgabe des Pfandes, niemals 
schützen. 

§.31. Nur in den durch die Gesetze näher bestimmten 
Fällen, wo ein, dergleichen Personen gegebenes Darlehn, 
durch die wirklich geschehene Verwendung in ihren Nutzen, 
unter gewissen Umständen gültig wird, besteht auch ein mit 
ihnen geschlossener Pfandkontrakt. 

§.32. Es ist daher die Pflicht eines jeden Pfandverleihers, 
wenn die Person und Qualiiät des sich angebenden Verpfän- 
ders ihm nicht mit hinlänglicher Zuversicht bekannt sind, 
sich darnach genau zu erkundigen, und durch unverdächtige 
Taufscheine, oder durch das Zeugniss glaubwürdiger Perso- 
nen, sich zu versichern: dass der Verpf ander unter diejeni- 
gen nicht gehöre, mit denen ohne väterlichen oder vor- 
mundschaftlichen Consens, kein gültiger Darlehns- und Pfand- 
kontrakt geschlossen werden kann. 

§. 33. "Wer wissentlich mit dergleichen Personen ein 
Pfandverkehr getrieben hat, der soll dafür, nach Vorschrift 
der darüber besonders ergangenen Verordnungen , gestraft 
werden, und wird für immer unfähig zur Treibung des 
Pfand Verkehrs. 
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§. 34. Kann der Pfandverleiher dieser gehabten Wissen- 
schaft zwar nicht überführt werden, es ergiebt sich aber bei 
Untersuchung, dass er, der Vorschrift des §..32 zuwider, die 
erforderliche Mühe, sich von der persönlichen Qualität des 
Pfandgebers zu versichern, nicht angewendet habe; so soll 
gegen ihn, ohne Unterschied, ob es ein Jude ist, oder nicht, 
nach den §. 14 und 15 enthaltenen Festsetzungen verfahren 
werden. 

§.35. Mit verheiratheten Frauenspersonen soll sich nie- 
mand ohne Vorwissen und ausdrückliche Bewilligung des 
Mannes in ein Pfandverkehr einlassen. 

§. 36. Nur in folgenden Fällen bedarf es keiner solchen 
Einwilligung: 

1) Wenn eine Frau für sich selbst eine eigne Handlung 
treibt. 

2) Wenn sie das gegen Pfand erborgte Geld zum gemein- 
schaftlichen Besten beider Eheleute wirklich verwendet. 

3) Wenn ihr der Manu einen Theil seines Gewerbes über- 
tragen, und sie, zum Betrieb desselben, während seiner Ab- 
wesenheit, Gelder auf Pfand erborgt hat; obgleich die Ver- 
wendung nicht geschehen, oder der daraus ^ehoifre Nus/eu 
nicht erfolgt wäre. 

4) Wenn die zum Pfand angetragene Sache so beschaffen 
ist, dass aus ihrer blossen Qualität die freie Befugniss der 
Frau, nach Willkür darüber zu disponiren, entnommen wer- 
den kann. 

§. 37. Bei Juwelen, Gold und Silbergeschirr, Spitzen und 
anderen Kostbarkeiten, gilt, wenn sie auch, ihrer Qualität 
nach, zum Gebrauch der Frau gewidmet sind, dennoch die 
Vermuthung, dass ihr darüber eine willkürliche Disposition, 
ohne Vorwissen des Mannes, keinesweges zustehe. 

§.38. Es muss daher jeder, welcher sich mit einer ver- 
heiratheten Frau in ein Darlehns- und Pfandverkehr einlassen . 
will, entweder die Einwilligung des Manues dazu einholen, 
oder sich hinlänglich versichern, dass einer der vorbestimm- 
ten Fälle, wo es dieser Einwilligung nicht bedarf, vorhan- 
den sei. 

§. 39* Wer obigen Vorschriften zuwider sich mit einer 
verheiratheten Frau in ein verbotenes Pfandverkehr einlässt, 
verliert sein Darlehn, und muss das Pfand unentgeldlich 
zurück geben. 

§.40. Hat der Contravenient die Qualität der Verpfände- 
rin gewusst, so muss ihm die fernere Treibung des Gewer- 
bes mit Pfänderleihen, bei namhafter Strafe, ganzlich unter- 
sagt werden. 

§.4l. Ein Gleiches soll statt linden, wenn ein solcher 
Pfand Verleiher, zwar nicht aus überlührter Wissenschaft, aber 
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dennoch au« Unvorsichtigkeit und Mangel an Aufmerksam- 
keit und sorgfältiger Erkundigung nach der Qualität derVer- 
pfänderin, auf solchen unerlaubten Pfand verkehren mit ver- 
heiratheten Frauenspersonen, schon mehr als einmal betrof- 
fen worden. 

§. 42. Studirenden auf höhern Schulen und Universitäten 
soll niemand, ohne Vorwissen und Consens des academischen 
Gerichts, Geld oder Geldeswerth auf Pfänder leihen. 

§. 43. Der Consens soll allemal nur auf eine gewisse 
nach den Umständen bestimmte Zeit ertheilt werden. 

§.44. Wenn nach Verlauf dieser Zeit das Pfand un 
löset stehen bleibt, so muss der Pfandnehmer solches dem 
academischen Gericht bei Verlust seines Rechts , unverzüg- 
lich anzeigen, damit ihm von diesem , auf den in den allge- 
meinen, und den besondern academischen Gesetzen näher 
bestimmten Wegen, zu seiner Befriedigung verholfen werde. 

§.45. Wer einem Studirenden» ohne den vorgeschriebe- 
nen Consens , ein Da rieh n auf Pfänder giebt , wird dessen 
verlustig, und muss das Pfand unentgeldlich zurück geben. 

§.46. Ist das Darlehn zu unnützen Ausgaben, oder gar 
zu Ueppigkeit und Schweißerei gegeben worden, so soll der 
Pfandnehmer, ausser dem Verlust der Schuld, auch noch um 
den ganzen Betrag derselben fiskalisch bestraft, und ihm das 
fernere Gewerbe mit Pfänderleihen gänzlich untersagt werden. 

Iii. Form des Pfandkontrakta. 

§.47. Jeder, welcher mit Geld verleihen auf Pfänder ein 
Gewerbe treibt, soll schuldig sein, ein ordentliches Pfandbuch, 
zu halten, und solches nach Vorschrift des Stempeledictt 
vom 13. Mai 1766 Art. VI. paraphiren zu lassen. 

§.48. In dieses Pfandbnch muss jedes von ihm betrie- 
bene Pfand verkehr deutlich und umständlich eingetragen 
werden. 

§.49- Die Einschreibung muss in deutscher oder franzö- 
sischer Sprache geschehen, je nachdem der Pfandnehmer zu 
einer oder der andern Nation gehöret. 

§. 50. Der Vermerk muss, der Regel nach, von dem Ver- 
pfänder selbst eingetragen, und mit seinem ausgeschriebenen 
Namen unterzeichnet werden. 

§. 51. Allenfalls kann zwar die Einschreibung des Ver- 
merks, auf Verlangen des Verpfänders, durch einen Dritten, 
welches jedoch nicht der Pfandnehmer selbst sein darf, ge- 
schehen: es ist aber alsdann erforderlich, dass der Verpfan« 
der Geschriebenes lesen könne, und seinen Namen eigenhän- 
dig unterschreibe. 

§. 52. Ist der Verpfänder des Lesens und Schreibens so 
weit nicht mächtig: oder ist er der Sprache, in welcher, 
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nach §. 49> das Einschreiben geschehen soll, nicht kundig, so 
muss er einen selbst gewählten Assistenten mitbringen, und 
durch diesen die Einzeichnung in das Pfandbuch verrichten 
lassen. 

§.53. Dieser Assistent muss, wenn der Verpfänder der 
Sprache nicht kundig ist, mit ihm zugleich den Vermerk un- 
terschreiben , und dabei ausdrücklich attestiren, dass er sol- 
chen dem Verpfander, in seiner Sprache, treulich erklärt habe. 

§. 54^ Ist aber der Verpfänder des Lesens und Schrei- 
bens überhaupt nicht mächtig; so muss er den Vermerk im 
Pfandbuch mit Kreuzen, oder andern ihm gewöhnlichen Zei- 
chen, vollziehen; sein Assistent muss ihn, als Zeuge, mit 
unterschreiben; und dabei ausdrücklich attestiren: dass er 
diesen Vermerk dem Verpländer vorgelesen, dieser ihn ge- 
nehmigt, und die Zeichen, oder Kreuze, statt seiner Unter- 
schrift beigefügt habe. 

§. 55. Obige Vorschriften (§. 52. 53. 54.) müssen zwar, der 
Re^el nach, ohne Rücksicht auf den Betrag des Darlehns, 
beobachtet werden; und dem Pfandnehmer liegt ob, den bei 
ihm sich meldenden Verpfänder darnach zu bedeuten, und 
anzuweisen. 

§. 56. Wenn jedoch das Darlehn nur zehn Thaler oder 
weniger beträgt, und der Verpfänder sich zur Zuziehung 
eines Assistenten dabei nicht bequemen will, so kann solcher 
zwar wegbleiben, und die Einzeichnung in das Pfandbuch 
allenfalls von dem Pfandnehmer selbst geschehen. Es muss 
. aber alsdann in dem eingetragenen Vermerk ausdrücklich 
erwähnt werden: dass der Verpfänder wegen Zuziehung 
eines Assistenten bedeutet worden, und sich dazu nicht habe 
verstehen wollen. 

§.57» Wenn der Verpfänder, welcher sich, unter solchen 
Umständen , die Einzeichnung des Vermerks in das Pfand- 
buch , durch den Pfandnehmer selbst , hat gefallen lassen, 
hiernächst inne wird, dass das Geschäft anders niederge- 
schrieben als verabredet worden; so muss er solches inner- 
halb dreier Tage, von Zeit des vollzogenen Geschäftes, dem 
Richter zur weiteren Untersuchung anzeigen. 

§.58. Wird aber dergleichen Behauptung erst nach Ab- 
lauf des dreitägigen Zeitraums angebracht, so soll der Ver- 
pfänder damit nicht weiter gehöret werden. 

§. 59« Will der Verpfänder seinen Namen , oder über- 
haupt das ganze Verkehr, im Pfandbuche nicht kund Mei- 
den lassen, so steht ihm zwar frei, dem Pfandnehmer einen 
besondern Schein darüber auszustellen. Es muss aber 

a) dieser Schein völlig in der Form abgefasst sein, und 
eben das enthalten, was bei einem Vermerk im Pfandbuch 
selbst erforderlich ist; 
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b) besonders muss der Verpfänder in diesem Schein aus- 
_ drücklich, bekräftigen, dass die Einschreibung in das Pfand- 
buch aufsein eignes Verlangen und Anregung unterblieben sei; 

c) der Pfandnehmer muss zu gleicher Zeit, da ihm der 
Schein zugestellt wird, und unter eben dem Dato, in seinem 
Pfandbuch vermerken: 

dass er unter diesem Dato ein Pfandgeschäft, über so und 
so viel, gegen ein in Juwelen, Silber, Kleidern etc. be- 
stehendes Pfand, laut besondern Scheins geschlossen habe ; 

d) diese geschehene Eintragung in das Pfandbuch, und die 
Nummer oder Pagina des Vermerks in selbigem , muss von 
dem Verpfänder auf dem Originalschein notirt werden, (cf. 
§.71.) 

§. 6*0. Der in das Pfandbuch einzutragende Vermerk, und 
also auch der, in dem Falle des §. 59, statt desselben auszu- 
stellende Schein muss enthalten: 

1) das Datum und Jahr des vollzogenen Geschäfts; 

2) die Stücke , welche verpfändet worden , mit möglichst 
genauer Beschreibung derselben; und wenn sie in Gold oder 
Silber bestehen, mit Bemerkung des Gewichts und der Probe; 

3) die Summe und Münzsorte des Darlehns; 

4) die verabredeten Zinsen; ob dieselben im Voraus abge- 
zogen, und wie viel, nach deren Abzug, dem Verpfänder 
wirklich ^>aar gegeben worden; 

5) die bedungene Zeit der Wiederbezahlung; 

6) wie hoch der Werth des Pfandes von dem Verpfänder 
angeschlagen werde; 

7) das Bekenntniss des Verpfänders, dass ihm von diesem 
Vermerk eine Abschrift, statt des Empfangscheins über das 
eingelegte Pfand, zugestellt worden, (cf. §. 67*) 

§. 6l. Dem Verpfänder steht frei, wenn besonders Juwe- 
len, oder andere, nach Summe, Maass und Gewicht, nicht 
genau zu bestimmende Pfänder eingelegt worden, Siegel und 
andere dergleichen Rennzeichen daran zu befestigen. Ist sol- 
ches geschehen, so muss dessen im Pfandbuch gedacht, 
und die gemachten Kennzeichen müssen deutlich angegeben 
werden. 

§.62. Auch können die Interessenten sich dahin vereini- 
gen, dass die einzulegenden Pfänder, in Gegenwart des 
Pfandnehmers, in Beutel, Schachteln, oder andere Behältnisse 
gepackt, und mit des Verpfänders Pet tschaft versiegelt wer- 
den. Alsdann muss aber, ausser der Benennung der Stücke, 
auch das Behältnis*, in welches sie gelegt, ingleichen das 
Pettschaft, womit sie versiegelt, auch wie oft dieses Siegel 
daran befestigt worden, in dem Pfandbuch mit vermerkt 
werden. 
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§. 63. Welcher Pfand Verleiher entweder gar kein Pfandbuch 
halt, oder ein Pfandgeschäft ohne die verordnete Eintragung 
darin, oder in dem Falle des §. 59 ohne Ausstellung des be- 
sondern Scheins darüber vornimmt / der soll des Oarlehns 
verlustig sein; solches dem Fisco zuerkannt; der Pfandneh- 
mer zur unentgeldlichen Herausgabe der Pfänder angehalten; 
auch demselben die fernere Treibung des Gewerbes, bei nam- 
hafter Strafe, gänzlich untersagt werden. 

§.64. Eine gleiche Strafe soll den Pfand Verleiher treffen, 
wenn das Geschäft in das Pfandbuch zwar eingetragen, da- 
bei aber, oder in dem §.59 beschriebenen besondern Scheine, 
die gesetzraassige Form vernachlässiget worden; und sich, 
aus den Umständen ergiebt, dass die Vernachlässigung vor- 
sätzlich, und in der Absicht, Wucher oder andere uner- 
laubte Vervortheilungen dadurch zu verheimlichen, began- 
gen worden. 

§. 65. Finden sich aber keine erhebliche Anzeigen eines 
•solchen strafbaren Vorsatzes, sondern läuft die in der Form 
des Pfandbuchs begangene Vernachlässigung , mehr auf eine 
Unvorsichtigkeit, Uebereilung, oder Unschicklichkeit hinaus; 
so soll dennoch, wenn wegen der übergangenen oder wegge- 
lassenen Umstände des Geschäfts, Streit entsteht, die Vermu- 
thung allemal gegen den Pfandnehmer gelten, und die von 
ihm widersprochene Angabe des Verpfänders so lange für 
richtig angenommen werden, bis das Gegentheil hinlänglich 
ausgemittelt werden kann. 

§. 66. Ausserdem soll, in einem solchen Fall, der Pfand- 
verleiher über die begangene Vernachlässigung der gesetzli- 
chen Vorschrift alles Ernstes zurecht gewiesen, und ihm, auf 
die nächste Wiederholung desselben Fehlers, die in dem 
§.63 verordnete Strafe besonders angedroht; auch er dem- 
nächst, wenn er auf einer solchen Wiederholung wirklich 
betroffen würde, mit dieser Strafe, ohne fernere Nachsicht, 
beleget werden. 

§. 67> Der Pfandverleiher ist dem Verpfänder, über das 
eingelegte Pfand, einen Empfangschein zu ertheilen schuldig. 

§. 68. Dieser Schein soll in einer richtigen und getreuen 
Abschrift des in das Pfandbuch eiiipetraeenen Vermerks be- 
stehen, welche der Pfandnehmer, der Regel nach, eigenhän- 
dig ausfertigen, und mit seines* Namens Unterschrift tieglau- 
bigen muss. 

§. 69. Ist der Pfandverleiher des Schreibens nicht mäch- 
tig; so kann er zwar die Abschrift von einem Dritten ferti- 
gen lassen; er muss aber alsdann Geschriebenes lesen köt*- 
nen, und seine Namensunterschrift eigenhändig beifügen. 

§. 70. Ist er auch hierzu nicht fähig, so muss er sich zur 
Fertigung der Abschrift eiues selbstgewählten Assistenten bedie- 
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nen; welcher dabei alles das zu beobachten hat, was in 
einem gleichen Fall dem Assistenten des Verpfänders §.54 
vorgeschrieben ist. 

§.71. Ist nach §. 59 das Pfandgeschäfte nur allein im 
Pfandbuch bemerkt, und darüber von dem Verpfänder ein 
besonderer Schein gegeben worden; so muss demselben von 
dem Pfandnehmer eine Abschrift dieses Scheins sowohl, als 
des allgemeinen Vermerks 1m Pfandbuch, unter seiner, des 
Pfandnehmers. Unterschrift, statt der Recognition oder des 
Empfangscheins, zugestellt werden. 

§. 72. Hat der Verpfänder die Taxe des Pfandes im 
Pfandbuche, nach der Meinung des Pfandnehmers, zu hoch 
angegeben; so steht letzterem frei, denjenigen Werth, wel- 
cher, nach seiner Schätzung, dem Pfände nur beizulegen sei, 
unter dem Empfangscheine zu bemerken. 

§. 73. Der Empfangschein wirkt einen vollen Beweis ge- 
gen den Pfandnehmer» selbst alsdann, wenn dieser der Spra- 
che, in welcher der Vermerk in das .Pfandbuch eingeschrie- 
ben worden, nicht kundig wäre. 

§• 74. Sollte sich zwischen dem im Pfandbuch einge- 
schriebenen Vermerk, und der in den Händen des A r erpfan- 
ders befindlichen Abschrift, eine Verschiedenheit äussern; so 
streitet die Vermuthung für dasjenige, was dem Pfandneh- 
mer am nachtheiligsten ist. 

§. 75. Wird dem Verpfänder die Abschrift des Vermerks 
im Pfandbuch, oder des §. 59 beschriebenen Scheins, von 
dem Pfandnehmer beharrlich verweigert und vorenthalten; 
so soll gegen letztern eben so verfahren werden, als wenn 
er das Geschäfte in sein Pfandbuch gar nicht eintragen lassen. 
(§. 63.) 

§. 76. Uebrigens muss der Pfandschein, wenn die Stimme 
des Darlehns 30 Thlr. oder mehr betragt, auf einen Stempel- 
bogen von 6 Groschen, bei edictmässiger Strafe ausgefertigt 
werden. Beträgt aber das Darlehn weniger, so bedarf es 
keines Stempelpapiers. 

IV. Revision der Pfandbücher. 

§. 77. Damit obige zur Sicherheit des Publici gereichende 
Vorschriften, wegen ordentlicher Führung der Pfandbücher, 
desto zuverlässiger beobachtet werden mögen, so sollen die 
Pfandbücher von Zeit zu Zeit revidirt werden. 

§.78. Den Fiscälen steht es frei, auf dergleichen Revi- 
sion jederzeit anzutragen ; und sie sind solches zu thun ver- 
pflichtet , so oft ihnen Nachrichten oder Anzeigen der von 
diesem oder jenem Pfandnehmer verübten Unordnungen, oder 
wucherlichen Behandlungen, zukommen. 

§• J9- Auch die Judemiltesten müssen ausserdem die 
Pfandbücher der Mitglieder ihrer Gemeine fleissig revidiren; 
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und nachsehen, ob auch von selbigen die Vorschriften des 
gegenwärtigen Reglements gehörig beobachtet werden. 

§.80. Vornehmlich aber soll die zur Verwaltung der Po- 
lizei-Geschäfte jeden Orts verordnete Behörde, eine Revision 
sämtntlicher Ffandbücher, ohne Unterschied der Gerichtsbar- 
keit, welcher die Pfandverleiher sonst unterworfen sind, all- 
jährig einmal, mit möglichster Sorgfalt und Genauigkeit vor- 
nehmen. 

§.81. Bei dieser Revision müssen alle Fehler, und Ueber- 
tretungen der in dem gegenwärtigen Reglement vorgeschrie- 
benen Ordnung, in dem zu führenden Protocoll genau ange- 
merkt; in Ansehung derjenigen, wo es nach obstehenden 
Vorschriften nur einer Zurechtweisung bedarf, solche dem 
Pfand Verleiher sofort ertheilt, in Fällen aber, wo, nach eben 
diesen Vorschriften, eine wirkliche Bestrafung, oder die Un- 
tersagung des ferneren Pfandverkehrs statt findet , den Ge- 
richten , unter welche der Pfandverleiher gehört , davon, 
zur weiteren Untersuchung , unverzüglich Anzeige gemacht 
werden. 

§. 82. Die Revision selbst muss nicht blos auf die noch 
schwebenden, sondern auch auf die schon abgethanen Pfand- 
geschäfte gerichtet sein. 

§. 83. Kommen jedoch, bei Gelegenheit einer solchen Re- 
vision , Contraventionen, die au und für sich zu einer wirk- 
lichen Bestrafung qualificirt sind, nur bei schon abgemachten 
Pfandgeschäften zum Vorschein, so soll der Pfandverleiher, 
statt des in §.63 festgesetzten Verlustes des ganzen Darlehns, 
nur um den vierten Theil der Summe desselben, fiscalisch 
bestraft werden. 

§. 84. Wegen der Untersagung des fernem Pfandverkehrs 
aber, macht es keinen Unterschied; ob die Conlravention, 
welche nach Maassgabe §. 15. 33. 40. 46. 63. 64. 66. ein derglei- 
chen Verbot begründen , bei schon abgemachten , oder bei 
noch schwebenden Pfandgeschäften entdeckt worden. 

§.85. Diejenigen Pfandverleiher, welche dies Gewerbe 
gänzlich niedergelegt, und ihren Namen in der Rolle (§.4) 
haben ausstreicnen lassen, sollen zur Vorlegung ihrer Bücher 
ex officio nicht angehalten werden. 

§. 86. Wenn jedoch, innerhalb Jahresfrist, nach gesche- 
hener Niederlegung des Gewerbes, wegen eines begangenen 
"Wuchers oder Betruges Klage entstünde; so soll die- alsdann 
vorzunehmende Revision des Pfandbuchs nicht blos auf den 
Fall, welcher den Streit veranlasst, sondern auch auf die 
übrigen schon abgethanen Geschäfte gerichtet, und dabei 
nach der Vorschrift des §. 83 verfahren werden. 

§. 87« Die Revisores der Pfandbücher sind schuldig, über 
die bei solcher Revision zu ihrer Wissenschaft gelangten 
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P fand Geschäfte , besonders über die Namen der Verpfänder, 
ein genaues Stillschweigen, auf ihren Amtseid, zu beobach- 
ten; in sofern nicht etwa die wegen einer bemerkten Contra- 
vention zu verhängende Untersuchung, die Bekanntmachung 
des Geschäftes und Namens unvermeidlich macht. 

§. 88. üeber die im Pfandbuch nach §. 59 nur allgemein 
bemerkten Pfandgeschäfte, muss sich zwar der Pfandgeber, 
auf besonderes Verlangen des Revisors, durch Vorlegung des 
Scheins legitimiren. Wenn aber der Revisor dabei nichts Be- 
denkliches wahrnimmt; so darf er eines solchen Geschäfts, 
vielweniger des Namens des Verpfänders, in seinem Protokoll 
keine Erwähnung thun. 

Behauptet der Pfandnehmer, dass dergleichen Geschäfte 
durch Zahlung und Rückgabe des Scheins bereits abgethan 
sei; so soll es zwar dabei sein Bewenden haben und diese 
Behauptung im Protokoll mit eingetragen werden. Ergiebt 
sich aber in der Folge, dass diese Behauptung unrichtig ge- 
wesen, so treffen den Pfandnehmer die §. 63 geordneten 
Strafen. 4 

§. 89- Uebrigens soll den Revisoren der sechste Theil von 
allen einkommenden Strafen, für die bei den Revisionen ent- 
deckten uud angezeigten Contraventionsfälle , zur Belohnung 
ihrer Mühe, angewiesen und verabfolgt werden. 

V. Zinsen. 

§. 90. Pfandverleiher, welche sich in die §. £ beschriebene 
Rolle haben eintragen lassen, sollen berechtigt sein, von 
Darlehnen über 10 Thlr. sechs, und wenn sie Juden sind, 
acht vom Hundert an Zinsen zu nehmen. 

§. 91- Beträgt das Darlehn nur 10 Thlr. oder weniger, so 
kann der Pfandverleiher, ohne Unterschied, ob er ein Jude 
ist, oder nicht, einen Pfennig vom Thaler auf die Woche 
nehmen, in sofern das Darlehn nur auf sechs Monat, oder 
auf eine kürzere Zeit, gegeben worden. 

§•92. Ist aber das Darlehn auf eine längere Zeit, jedoch 
anter zwölf Monaten gegeben , so darf nur ein halber Pfen- 
nig vom Thaler auf die Woche genommen werden. 

§. 93. Ist das Darlehn auf länger als ein Jahr gegeben, 
so sind, auch bei Summen von 10 Thalern und weniger, nur 
sechs und bei Juden acht Procent Zinsen zulässig. 

§. 94. Ist ein solches kleines Darlehn anfänglich zwar 
nur auf eine kurze Zeit' gegeben, nachher aber, ausdrück- 
lich oder stillschweigend, verlängert worden; so muss den- 
noch die Berechnung der Zinsen nur nach obigen Grund- 
sätzen angelegt, und also blos auf die ersten sechs Monate 
ein ganzer, auf die folgenden sechs Monate ein halber Zins- 
pfennig für die Woche, und wenn das Darlehn noch länger 
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stehen bleibt, für diese längere Zeit nur der ordinaire Zins- 
satz von sechs und acht Procent genommen werden. 

§•95. Ausser diesen erlaubten Zinsen, darf kein Pfand- 
verleiher, weder unter dem Namen von Einschreibegeld, noch 
unter irgend einem andern Vorwand , das geringste mehr, 
bei Vermeidung der gesetzmassigen Strafe des Wuchers, for- 
dern oder annehmen. 

§. 96. Auch hat es darunter, dass weder Zinsen von Zin- 
sen genommen, noch die Zinsen zum Capital geschlagen, 
noch der Zinsenrückstand, in sofern er die Summe des Ca- 
pitals übersteigt, gefordert werden dürfe, bei den Vorschrif- 
ten der Gesetze vor der Hand sein Bewenden. 

VI. Pflichten des Pfaodverleihers. 

• » 

§. 97. Der Pfandverleiher ist schuldig, das ihm anvertraute 
Pfand mit derjenigen Vorsicht und Sorgfalt zu verwahren, 
und in Obdach zu halten, die ein jeder vorsichtiger Haus- 
wirth anzuwenden pflegt, und die er etwa noch vorzüglich, in 
seinen eignen Angelegenheiten, zu beobachten gewohnt ist. 

§.98. Alles eigenen Gebrauchs des Pfandes muss der 
Pfandnehmer sich schlechterdings und gänzlich enthalten. 

§•99. Wer von Plaudern, die ihm verschlossen oder ver- 
siegelt übergeben worden, ohne ausdrückliche Erlaubniss des 
Eigenthümers irgend einigen Gebrauch macht, ist allen da- 
durch verursachten Schaden, nach der eidlichen, jedoch rich- 
terlich zu ermäßigenden Angabe des Verpfänders, zu er- 
setzen schuldig; wird seines Darlehns verlustig; und muss 
das Pfand unentgeldlich herausgeben. 

§. 100. Wer ein anderes Pfand ohne Genehmigung des 
Eigenthümers braucht, soll, ausser dem Schadensersatz, nach 
Bewandniss der Umstände, und der dem Verpfänder aus sol- 
chem Gebrauch entstandenen Gefahr, mit Geld oder Gefäng- 
nissstrafe belegt werden. 

§.101. Nach verlaufener, Zeit des Pfandkontrakts, muss 
der Pfandnehmer, gegen erfolgende Bezahlung des Pfand- 
schillings und Zinsen; das Pfand zurückgeben. 

§. 102. Wider diese Verbindlichkeit kann den Pfandneh- 
mer der Vorwand : dass das Pfand gestohlen, oder sonst ver- 
loren worden, keinesweges schützen. 

§. 103. Nur in dem einzigen Falle wird der Pfandnehmer 
von dieser Rückgabe frei , wenn der Verlust des Pfandes 
durch Feuer, gewaltsamen Einbruch, oder andern äussern 
Zufall, dessen Abwendung nicht in seiner Macht gestanden 
hat, erfolgt ist. 

§. 104. Wenn sich jedoch ein solcher Zufall ereignet, so 
muss der Pfandinhaber dem VeTpfänder sofort, und läng- 
stens binnen 3 Tagen, davon Anzeige machen, und dessen 
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Erklärung, ob er den Verlust des Pfandes für bekannt an- 
nehme, abfordern. 

\ §. 105. Kann er dergleichen bestimmte Erklärung von 
dem Verpfänder in Güte nicht erhalten; so muss er, späte- 
stens binnen vierzehn Tagen nach der ersten Anzeige, die 
Sache bei Gerichten anhangig machen*, damit solche auf 
frischer That, und ehe noch die Mittel zur Aufklärung der- 
selben, durch die Länge der Zeit, verdunkelt oder verloren 
worden, untersucht und ausgemittelt werden könne. 

§. 106. Ist der gegenwärtige Aufenthalt des Verpfänders 
dem Pfandinhaber unbekannt, oder zu weit entfernt; so muss 
die §. 104 verordnete Anzeige den Gerichten des Orts ge- 
schehen. 

§. 107. Welcher Pfand Verleiher die im Vorstehenden fest- 
gesetzten Fristen verabsäumt, der soll mit der Angabe eines, 
auch durch unvermeidlichen Zufall, erfolgten Verlustes des 
Pfandes, nicht weiter gehört werden. 

§. 103. Wer ein bei ihm eingelegtes Pfand weiter ver- 
setzt, muss jeden Zufall, ohne Unterschied, tragen, von wel- 
chem das Pfand in den Hunden des zweiten Pfandnehmers 
getroffen wird. 

§. 109. In allen Fällen, wo nach obigen Vorschriften, 
der angebliche Verlust des Pfandes dem Pfandnehmer nicht 
zu statten kommt, muss der erweissliche Werth desselben, 
nach Abzug des Pfandschillings, dem Pfand "eber vergütet 
werden. 

§. 110. Dieser Werth ist, in der Regel, nach der im 
Pfandbuch geschehenen Angabe zu bestimmen; in so fern 
nicht etwa der Pfandnehmer solchem, durch einen auf den 
Pfandschein gesetzten Vermerk, widersprochen hat; in wel- 
chem Fall der Werth, so viel möglich, durch die gewöhnli- 
chen Beweismittel eruirt, und allenfalls von dem Verpfänder, 
nach vorhergegangener richterlichen Ermässigung, eidlich er- 
härtet werden muss. 

§. 111. Der Pfandnehmer ist zur Rückgabe des Pfandes, 
nur gegen Aushändigung des von ihm ausgestellten Pfand- 
scheins, verbunden. 

§. 112. Behauptet der Verpfänder, diesen Schein verlo- 
ren zu haben; so muss er, wenn die Summe des Darlehns 
nur 10 Thlr. oder weniger beträgt, mit der Rückgabe des 
Pfandes noch k Wochen, nach Ablauf der im Pfandschein 
bestimmten Einlösungsfrist, in Geduld stehen. 

§. 113. Meldet sich während dieser Zeit kein dritter In- 
haber des Pfandscheins; so kann der Pfandnehmer sich nicht 
entbrechen, das Pfand, gegen eine von dem Verpfänder aus- 
gestellte Quittung, in welcher zugleich der Pfandschein für 
erloschen erklärt wird, zurückzugeben. 
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§. 114. Es wird also der dritte Inhaber eines solchen 
Pfandscheins, der bei einem Darlehne von 10 Thlr. und we- 
niger, ausgestellt worden, aller Rechte gegen den Pfandneh- 
mer verlustig, wenn er sich bei selbigem innerhalb 4 Wochen, 
nach verlaufener Einlösungsfrist nicht gemeldet hat. 

$.115. Beträgt aber das Darlehn über 10 Thlr.; so muss 
der Verpfänder den verlornen Pfandschein, auf Verlangen 
des Pfandnehmers, gerichtlich aufbieten, und für erloschen 
erklären lassen. 

§. 116* Ist die Stimme des Darlehns nur 50 Thlr; oder 
weniger; so geschieht das Aufgebot mit einem Termin von 
6 Wochen und darf nur einmal in den Intelligenzblättern 
der Provinz bekannt gemacht werden. 

§. 117- Bei einer Summe von 50 bis 100 Thlr.; ist ein 
Termin von 9 Wochen und zweimalige Bekanntmachung hin- 
reichend; hingegen wird, bei Summen über 100 Thlr., ein 
Termin von 3 Monaten, und eine 3 malige Bekanntmachung 
in den Intelligenzblättern erfordert. 

* • 

VII. Rechte de9 Pfandnehmer!« 

§. 118. Nach Ablauf der im Pfandbuch bestimmten Zeit, 
ist der Verpfänder schuldig, durch Bezahlung des Kapitals 
und der Zinsen, in so fern letztere nicht etwa im voraus ab- 
gezogen worden, das Pfand einzulösen. 

§.119* Weigert er sich dessen, oder ist er saumselig 
darin; so hat der Piandverleiher das Recht, auf diese Einlö- 
sung , und eventualiter auf den Verkauf des Pfandes, klagbar 
zu werden. 

§. 120. Diese Klage muss er durch Vorlegung des in 
seinem Pfandbuch eingetragenen Vermerks begründen; und 
wenn dieser in der gesetzmässigen Form abgefasst ist, so Söll 
gegen den Verpfänder der executivische Prozess eröffnet 
werden. 

§. 121. Ist in dem Falle des §. 52. das Geschäft mit ei- 
nem der Sprache, oder des Lesens und Schreibens unkundi- 
gen Verpfänder, unter* Zuziehung eines Assistenten, vorge- 
nommen worden; so muss der Pfandnehmer diesen Assisten- 
ten, zum Anerkenntniss seiner Hand und Unterschrift, vor 
den Richter stellen. 

§. 122. Kann er dieses nicht, weil der Assistent entwe- 
der gestorben, oder sein dermaliger Aufenthalt unbekannt ist; 
so findet zwar der executivische Prozess nicht statt; das 
Ffandbuch aber macht dennoch, wenn es vorschriftsmässig 
geführt ist, gleich einem Handlungsbuch einen halben Beweis. 

§. 123. Wegen des Falles, wenn der Vermerk in das 
Pfandbuch, bei einem Darlehn unter 10 Thlr., ohne Zuzie- 
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hung eines Assistenten tingezeichnet worden, hat es bei den 
Vorschriften des §.56 — 58 sein Bewenden. 

§. 124. In dem nach gehörter Sache erfolgenden Urtel, 
ist dem Verpfänder noch eine verhältnissmässige Frist zur 
Einlösung zu bestimmen; und wenn solche auch alsdann 
nicht erfolgt, auf ferneres Anmelden des Pfandnehmers, mit 
dem öffentlichen Verkauf des Pfandes zu verfahren. 

§. 125. Ob dieser Verkauf durch Subhastation, oder blos 
durch Auktion, erfolgen solle, muss nach der Qualität des 
Pfandes, und den diesfälligen Vorschriften der Gesetze, be- 
stimmt werden. 

§. 126. Von dem gelöseten Wert he muss nach Abzug der 
Verkaufskosten, der Pfandnehmer an Kapita), Zinsen und 
Kosten, so weit die Losung dazu hinreicht, vollständig befrie- 
digt, ein etwaniger Ueberschuss aber dem Verpfänder zuge- 
stellt werden. 

§. 127. Ist dem Pfandnehmer der Aufenthalt des Ver- 
pfänders unbekannt; so muss derselbe zur Einlösung des 
Pfandes durch Ediktalcitation vorgeladen, und nicht eher, als 
nach ergangenem Präclusionsurtel mit dem öffentlichen Ver- 
kauf verfahren werden. 

§. 128. Bei dieser Ediktalcitation sind die Vorschriften 
der Prozessordnung Part. I. Tit. IV. §. 13. 14. it. §. 39 seqq. zu 
beobachten. 

§. 129* Doch soll, wenn das Darlehn nur 10 Thlr. oder 
weniger beträgt, ein Termin von 6 Wochen, und die einma-« 
lige Bekanntmachung in den Intelligenzblättern; so wie bei 
Darlehnen unter 50 Thlr., ein zweimonatlicher Termin, und 
eine zweimalige Bekanntmachung desselben, hinreichend sein. 

§. 130. Wenn in diesem Fall, wo der Verpfänder auf 
die ergangene Ediktalcitation sich nicht meldet, bei dem 
hiernächst erfolgenden Verkaufe des Pfandes ein Ueberschuss 
bleibt, so soll derselbe der Armenkasse des Orts anheim 
fallen. 

§. 131. Beträgt dieser Ueberschuss nur 10 Thlr. oder 
weniger; so muss solcher in eben dem Contumatialurtel, wo- 
durch auf den gerichtlichen Verkauf des Pfandes erkannt 
wird, der Armenkasse zugesprochen werden. 

§.132. Beträgt der Ueberschuss zwar über 10 Thlr., doch 
unter 100 Thlr.; so muss solcher 6 Monat hindurch, von Zeit 
des Verkaufs, in gerichtlicher Verwahrung bleiben; und 
wenn auch binnen dieser Zeit der Eigenlhümer sich nicht 
meldet, ein nochmaliges Aufgebot desselben verfügt werden. 

§. 133. Der Präclusionstermin ist dabei auf 2 Monat hin- 
aus zu setzen, und solcher zweimal in den Intelligenzblättern 
der Provinz bekannt zu machen. 



Digitized by Google 



A. L. R. Th. I Tit. 20. $. 263-270. 



§. 134. Beträgt hingegen der Ueberschuss 100 Thlr. odec 
mehr, so kann das Aufgebot erst nach Jahresfrist statt finden; 
es muss dabei ein Termin von 3 Monaten bestimmt, und sol- 
cher dreimal in den Intelligenzblättern, einmal aber in den 
Zeitungen der Provinz bekannt gemacht .werden. 

§. 135. In allen Fällen sind die Kosten des Aufgebott 
von dem aufgebotenen üebersohusse selbst zu nehmen. 

§. 136. Ein eigenmächtiger Privatverkauf der Pfänder 
soll ganz und gar nicht statt finden; auch alsdann nicht, 
wenn der Verpfänder, bei Schliessung des Kontrakts, darin . 
im voraus gewilligt hätte. 

§. 137. "Wehm jedoch zur Zeit der Einlösung, die Par- 
theien eich untereinander über einen Privatverkauf des Pfan- 
des vereinigen, und der Verpfänder seinen Consens dazu 
schriftlich erklärt hat; so soll es bei einem solchen Abkom- 
men sein Bewenden haben. 

Seine Königl. Majestät befehlen also hierdurch jedermän- 
niglich, besonders aber allen denjenigen, welche mit Leihen 
auf Pfänder ein Gewerbe treiben, sich nach den Vorschriften 
des gegenwärtigen Reglements fortan auf das sorgfältigste 
zu achten, so wie allen und jeden Ober- und Untergerichten, 
ingleichem dem Officio fisci , über der genauen Beobachtung 
desselben fest und unverbrüchlich zu halten, und alle dage- 
gen begangene Contraventiones, ohne Nachsicht und Ansehen 
der Person, gebührend zu ahnden. Urkundlich etc. 
N. C. C. T. VIII. S. 781. No. 31 de 1787. 

Th.L Tit. SO. ß. 863 -MO. Rescr. vom 17. Octbr. 1791, betr. 
das Verfahren bei Verkauf eines Pfandes, wenn der Aufenthalt des Ver- 
pfänden unbekannt ist. v. R. 11. S. 1 94. 

Th.L Tit. ÄO. tf. Ä63-Ä70. Dedaration vom A.April 1803, 
betr. das Verfahren bei Veriiusserung der bei privilegirten Pfandverleihern 
niedergelegten verfallenen Pfänder, v. R. VII. S. A 17. 

In dem durch das A.L. R. bestätigten Pfand - und Lei Ii- 
Reglement vom 13. März 1787 ist §.118 u. folg. verordnet, 
dass ein jeder Pfandnehmer, welcher sich aus den erhaltenen 
Pfändern bezahlt machen will, zuvörderst den Pfandschuld- 
ner gewöhnt ichermassen belangen müsse, und nur erst, wenn 
derselbe rechtlich verurtheilt worden, mit dem öffentlichen 
Verkaufe der Pfänder verfahren werden könne. 

Diese Vorschrift gereicht jedoch den privilegirten Pfand- 
verleihern, welche solchergestalt auch bei den geringfügig- 
sten Geschäften nicht ohne unverhältnissmässigen Zeitver- 
lust und Kostenaufwand zu ihren Forderungen gelangen 
können, zur gerechten Beschwerde, und Wir finden Uns da- 
her veranlasst, um auf der einen Seite diesen Beschwerden 
abzuhelfen, auf der andern aber auch die Pfandschuldner 
gegen alle willkürliche Behandlung und Uebereilung sicher 
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zu stellen, wegen des öffentlichen Verkaufs der bei privile- 
girten Pfand Verleihern eingelegten Pfänder Folgendes zu ver- 
ordnen und festzusetzen. 

§.1. Einem Jeden, welcher mit Erlaubniss der Polizei - 
Obrigkeit seines Orts das Geldverleihen auf Pfänder, als ein 
Gewerbe treibt, soll in Zukunft freistehen, sobald die bei ihm 
niedergelegten Pfänder nicht innerhalb sechs Monaten nach 
der Verfallzeit eingelöst werden, ohne dass es vorher der 
Anstellung einer förmlichen Klage gegen die Pfandschuldner 
bedarf, auf deren öffentlichen Verkaut anzutragen. 

§. 2. Dieser Antrag muss bei dem Gerichte, welchem der 
Pfandverleiher persönlich unterworfen ist, angebracht, und 
durch Vorlegung eines beglaubten vollständigen Extracts der 
in dem Pfandbuche nach Vorschrift des Pfand- und Leih- 
Reglements §. 6o eingetragenen Vermerke begründet werden. 
Ausserdem liegt dem Pfandverleiher ob, im Fall solches nicht 
notorisch sein sollte, durch Production des ihm ertheilten 
Concessionsscheins zu bescheinigen , dass er zu diesem Ge- 
werbe die erforderliche Erlaubniss der Polizei- Obrigkeit er- 
halten habe. 

§.3. Wenn ein solches Gesuch einkömmt, so muss das 
Gericht vor allen Dingen sorgfältig prüfen, ob bei den in dem 
Pi and buche des Provokanten eingetragenen Vermerken die 
Vorschriften des Pfand- und Leihreglements gehörig beo- 
bachtet worden; nöthigenfalls muss das Originalpfandbuch ein- 
gefordert und dem Befinden nach den wahrgenommenen 
Mängeln durch vorläufige Verfügungen abgeholfen, oder bei 
entdeckten Vernachlässigungen und Unrichtigkeiten der Pfand- 
ver leiher mit seinem Antrage abgewiesen, und nach Vor- 
schrift des gedachten Reglements §.63 u. folg. wegen der ge- 
gen denselben einzuleitenden Untersuchung das Weitere ver- 
fügt werden. 

§.4. Wenn sich hingegen bei dem Antrage des Pfand- 
verleihers nichts zu erinnern findet, so ist sofort der öffent- 
liche Verkauf der verfallenen Pfänder zu veranlassen , und 
dazu dem ein für allemal bestellten Auctions- Commissario, 
oder an Orten, wo ein solcher nicht angestellt ist, einem be- 
sonders zu ernennenden Deputirten des Gerichts der nöthige 
Auftrag zu ertheilen. 

§.5. Die bevorstehende Auction ist von Seiten des Ge- 
richts durch die Intelligenzblätter und Zeitungen der Pro- 
vinz, mit allgemeiner Bemerkung der zu verkaufenden Sa- 
chen nach ihren verschiedenen Arten öffentlich bekannt zu 
machen, und in dem dieserhalb zu erlassenden Avertisse- 
ment sind zugleich alle- diejenigen, welche bei dem nach sei- 
nem Namen, Stande und Wohnorte genau zu bezeichnenden 
Pfand Verleiher Pfänder niedergelegt haben, welche seit sechs 
Monaten und länger verfallen sind, aufzufordern, diese Pfän- 
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der annoch vor dem Auctionstermin einzulösen, oder wenn 
sie gegen die contrahirte Schuld gegründete Einwendungen 
zu haben vermeinen sollten, solche dem Gericht zur weitern 
Verfügung anzuzeigen, mit der beizufügenden Warnung, das! 
widrigenfalls mit dem Verkaufe der Pfandstücke verfahren, 
aus dem einkommenden Kaufgelde der Pfandgläubiger wegen 
seiner in dem Pfandbuche eingetragenen Forderungen befrie- 
digt, der etwa verbleibende Ueberschuss an die Armenkasse 
abgeliefert, und demnächst Niemand weiter mit einigen Ein- 
Wendungen gegen die contrahirte Pfandschuld gehört werden 
würde. 

§.6. Der Termin zur Anction ist in allen Fällen, ohne 
Unterschied des Objects, auf neun Wochen hinauszusetzen, 
und die vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachung in den 
Intelligenzbl altern dreimal, nemlich alle drei Wochen ein- 
mal, in den Zeitungen aber zweimal, nämlich einmal gleich 
anfangs und einmal vier Wochen vor dem Termine einzu- 
rücken, dergestalt, dass von dem Tage der ersten Einrükung 
in den Intelligenz - Blättern bis zu dem Termine volle neun 
Wochen übrig bleiben. 

In Provinzen, wo keine Zeitungen herauskommen, fällt 
diese Art der öffentlichen Bekanntmachung weg; dagegen 
aber ist an Orten, wo es bisher üblich gewesen, die bevor- 
stehende Auction ausserdem noch von Seiten des Auctions- 
Commissarii durch besondere Avertissements , oder wo diese 
nicht statt finden, nach Anleitung der A.G.O. Th. I. Tit. 24. 
§. 84 und 85 durch andere zweckmässige Verkündigungen 
dem Publico bekannt zu machen. 

§. 7. Wenn sich auf die Vorstehendermassen ergangene 
öffentliche Aufforderung Jemand meldet, welcher bei dem 
Pfandverleiher ein Pfand niedergelegt hat, dass sich unter de- 
nen befindet, welche verkauft werden sollen, und der gegen 
das geschlossene Geschäft rechtliche Einwendungen zu haben 
behauptet, so muss das demselben zugehörige Pfand, solange 
selbiges noch nicht wirklich verkauft ist , wenn er solches 
verlangt, von der Auction sofort zurückbehalten, dieserhalb 
das nöthige Inhibitorium an den Auctions- Commissarium 
erlassen und demnächst wegen rechtlicher Erörterung und 
Entscheidung der Sache das Erforderliche nach den in der 
A. G. O. enthaltenen Vorschriften verfügt werden. 

Eben dies ist auch zu beobachten, wenn Jemand behaup- 
tet, dass sich unter den verkauften Pfändern Stücke befinden, 
welche ihm wider seinen Willen auf eine unerlaubte Weise 
entwendet worden, und ist sodann die Sache zwischen dem 
Intervenierten einer, und dem Pfandgläubiger und Schuldner 
andererseits, nach Vorschrift des 18. Titels der A.G.O. von 
der Interventione principali, ordnungsmässig, zu verhandeln. 
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§. 8. Nach erfolgtem Verkaufe der Pfander soll in der 
Regel gegen den PfandverJeiher aus dem Pfandgeschäfte kein 
Anspruch weiter statt finden , allermassen durch die vorste- 
henden Vorschriften hinreichend dafür gesorgt worden, dass 
die Pfandschuldner Zeit genug übrig behalten, ihre Rechte 
gehörig geltend zu machen. 

"Wenn jedoch eine Ton den §. 6 vorgeschriebenen Arien 
der öffentlichen Bekanntmachung entweder ganz unterlassen, 
oder an dem vorgeschriebenen neunwöchentlichen Zeiträume 
um mehr als vierzehn . Tage gefehlt worden; so soll dem 
Pfandschuldner annoch innerhalb sechs Wochen nach ge- 
schlossener Auction freistehen, sich bei dem Gerichte zu mel- 
den, und aul rechtliche Untersuchung seiner Einwendungen 
gegen das Pfandgeschäft* anzutragen. In wie fern auch der 
Verkauf des Pfandes selbst angefochten werden könne , ist 
nach den in dem A.L.R. Th. I. Tit. 11. §. 34. 1 ) und folg. ent- 
haltenen Vorschriften zu beurlheilen. 

§. 9. Sobald die Auction beendigt ist, muss derAuctions- 
kommissarius das von ihm abgehaltene Protokoll ohne Ver- 
zug dem Gerichte einreichen und die eingekommenen Gelder 
ad depositum offerireii. Das Gericht muss sodann, indem es 
. die Annahme der Gelder verfügt, das Auclions-Protokoll einem 
vereideten Calculator zustellen lassen, damit dasselbe in calculo 
revidirt, und zugleich berechnet werde, wie nunmehr der 
Pfandgläubiger von den eingekommenen Kaufgeldern seine 
Befriedigung zu erhalten habe. 

§. 10. Bei dieser Berechnung sind 

1) sämmtliche bis dahin aufgelaufene und bis zur wirkli- 
chen- Auszahlung noch erforderliche Kosten, mit Inbegriff der 
dem Auctions-Commissario und dem Calculator zukommen- 
den Gebühren von der Masse vorweg abzuziehen, und den 
Pfandschuldnern nach Verhaltniss des A'erkaufpreises der 
einzelnen Pfander anzurechnen. Mehrere Slücke, welche für 
ein Darlehn zusammen auf einen Pfandschein verpfändet sind, 
werden hierbei, so wie überhaupt bei allen folgenden Berech- 
nungen, nur als ein Pfand angesehen. 

2) »Sodann ist zu berechnen, wie viel der Pfandgläubiger 
von jedem Pfandschuldner an Kapital und rückständigen Zin- 
sen nach Ausweis des Pfandbuchs und des überreichten Ex- 
trakts aus demselben zu fordern habe. 

3) Ist zu bemerken, wie viel nach vollständiger Befriedi- 
gung des Gläubigers von dem Kaufpreise der einzelnen Pfän- 

, der als Ueberschuss übrig verbleibt. 

§.11. Die von dem Calculator angefertigte Berechnung 
muss von dem Decernenten gewöhnlichermassen im Collegio 
vorgetragen, und wenn sich dabei nichts zu erinnern findet, 
ein Termin zur Erklärung des Pfandgläubigers über dieselbe 
angesetzt werden. 
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§. 12. In diesem Termine muss der Deputirte die Be- 
rechnung mit dem Pfandgläubiger nochmals durchgehen, die 
dagegen sich ergebenden Bedenken, welche nur etwa vorge- 
fallene Irthümer in der Rechnung betreffen können, sofort, 
allenfalls mit Zuziehung des Calculatoris, erledigen, und wenn 
dies berichtigt worden, so ist sogleich mit Auszahlung der 
Gelder nach Anleitung der Berechnung zu verfahren, des 
Endes auch bei Ansetzung des Termins zugleich die erfor- 
derliche A r erfügung an das Depositorium zu erlassen. 

§. 13. Ks versieht sich von selbst, dass der Pfandgläu- 
biger seine Befriedigung aus den verpfändeten Sachen nur in 
so weit fordern könne, als der Kaufpreis eines jeden einzel- 
nen Pfandes zur Bezahlung des darauf gegebenen Darlehns 
hinreicht. Die Aticlions- Commissarü müssen daher, damit 
die mehreren Pfänder, besonders wenn sie von einerlei Art 
sind , nicht mit einander verwechselt werden, darauf sehen, 
dass der Verkauf bei der Auction so viel wie möglich nach 
den in dem Extrakte des Pfandbuchs bemerkten Nummern 
der Pfandscheine erfolge. Wenn dies aber auch wegen gros- 
ser Verschiedenheit der auf einen Pfandschein zusammen ver- 
pfändeten Sachen nicht durchgängig geschehen könnte, so 
inuss doch in jedem Falle in dem Auctionsprotokolle genau 
bemerkt werden, welche Pfänder zusammen gehören und auf 
einen Pfandschein verpfändet worden. 

§. 14- Der Ueberschuss, welcher von dem Verkaufspreis© 
der Pfänder nach Befriedigung des Pfandgläubigers übrig 
bleibt, ist, in sofern derselbe bei jedem einzelnen Pfände nur 
lOThlr. oder weniger betraft, sogleich an die Armenkasse 
des Orts abzuliefern, wenn sich nicht, bevor die Ablieferung 
wirklich erfolgt, annoch der Eigenthümer des Pfandes melden 
sollte, welchenfalls demselben der Ueberschuss nach gehörig 
beigebrachter Legitimation zu verabfolgen. 

Beläuft sich aber der Ueberschuss bei einem einzelnen 
Pfände höher als auf 10 Thlr., so ist derselbe von dem Ge- 
richte ad depositum zu nehmen , und bevor solcher an die 
Armenkasse abgeliefert werden kann, nach Vorschrift des 
Pfand- und Leihreglements vom 13. März 1787 §. 132. u.s. f. 
zu verfahren. 

§.15. Obige Vorschriften finden nicht Anwendung, wenn 
von einem Pfand Verleiher Juwelen, Kostbarkeiten, rare Schil- 
dereien, Kunststücke und seltene Münzen zum Pfände genom- 
men worden, in sofern Stücke dieser Art, welche auf einen 
Pfandschein verpfändet worden, in jeder Rubrik, nach der 
im Pfandbuche verzeicheeten Bemerkung, oder in deren Er- 
mangelung, nach einer davon aufzunehmenden Taxe, 500 Thlr. 
und darüber an Werth betragen, da dergleichen Kostbarkei- 
ten, nach Vorschrift der A. 6. O. Th. I. Tit. 52. §.4. Tit. 50., 
§.228., nur durch Subhastation veräussert werden können. 
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Wenn solche Pfänder vorkommen, so muss bei ermangelnder 
Einlösung der Schuldner von dem Pfandgläubiger gewöhnli- 
chermassen belangt, und demnächst nach den in dem Pfand- 
und Leihreglement enthaltenen Vorschiften weiter verfahren 
werden. 

Wir befehlen hierdurch Jedermann, insonderheit aberUn- 
sern sämmtlichen Ober- und Untergerichten, ungleichen den- 
jenigen, welche mit dem Leihen auf Pfander ein Gewerbe 
treiben, sich nach dieser Deklaration auf das genaueste zu 
achten etc 
N. c! C. T. XL 8. 1679. No. 19. de 1803. 

Th. I* Tit. »O. $. Ä63 - 270. C. O. vom 28. Juni 1826, betr. 
die Grundsätze für die öffentlichen städtischen Leihansialten. G. S. S. 8 1 . 

Ich bin mit der vom Staatsministerio im Bericht vom 
31. v.M. geäusserten Ansicht, dass es wünschenswerth sei, 
die Errichtung öffentlicher städtischer Leihanstalten möglichst 
zu befördern, und, da die Vorschriften der Gesetze vom 3. 
März 1787 und 4. April 1803, welche hauptsächlich auf Un- 
terdrückung des bei Privat - Lei hanstallen zu befürchtenden 
Wuchers abzwecken, bei öffentlichen Anstalten dieser Art 
weder nothwendig , noch allenthalben anwendbar sind , für 
letztere gewisse allgemeine Grundsätze festzustellen, vollkom- 
men einverstanden, und bestimme für diejenigen Provinzen, 
in welchen das A. L. R. nebst obigen Gesetzen gilt, Fol- 
gendes : 

1) Die Regierungen sollen berechtigt sein, auf Antrag der 
Stadtkommunen in allen solchen Orten, in welchen das Öf- 
fentliche Bedürfniss solches erfordert, und wo die zu ord- 
nungsmässiger Besorgung des Geschäfts erforderlichen Vor- 
kehrungen getroffen werden können , die Errichtung öffent- 
licher Pfandleih-Anstalten zu genehmigen, und die nach den 
Localverhältnissen einzurichtenden Reglements, in sofern sie 
nichts der gegenwärtigen Verordnung und den allgemeinen 
Gesetzen Widersprechendes enthalten, zu bestätigen. 

2) Diese Anstalten müsseh jedoch von den Stadtkommu- 
nen garantirt, unter fortwährende Aufsicht der Stadtmagisträte 
nnd Kommunrepräsentanten gestellt und für Rechnung der 
Stadtkommune selbst geführt, die dabei sich ergebenden 
Ueberschüsse aber lediglich der Orts - Armenkasse überwie- 
sen werden. Wenn die Kommunen dergleichen öffentliche 
Anstalten an Privatunternehmer pachtweise oder sonst' zu 
eigener Administration überlassen; so sollen nicht ferner die 
gegenwärtig festzustellenden Grundsätze, sondern die Vor- 
schriften der allgemeinen, in Beziehung auf die Privat" 
Pfand Verleiher bestehenden, Gesetze auf sie Anwendung 
finden. 

3) Bei jeder solchen Anstalt müssen unbescholtene , des 
Werthes der verschiedenen Arten von Sachen, die als Pfän- 

« 
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der dienen, hinreichend kundige Personen als Taxatoren an« 

festellt und vereidet werden. Jeder, welcher eine Sache als 
fand darbringt, ist berechtigt, sich nach dem Ausfalle der 
Ton diesen Personen festzustellenden Taxe zu erkundigen, 
und wenn er sie in Beziehung auf die daraus hervorgehenden 
rechtlichen Folgen (§. 6.) zu niedrig findet, die zum Pfand 
bestimmt gewesene Sache zurückzunehmen, ohne für die Ab- 
schätzung irgend eine Gebühr zu entrichten. 

4) Eine von der Regierung zu bestätigende Magistrats- 
person mnss als spezieller Kurator der Anstalt zur fortwäh- 
renden Aufsicht über dieselbe und den anzustellenden Ren- 
danten bestimmt, der Magistrat im Ganzen aber verpflichtet 
werden, sie von Zeit zu Zeit unter Zuziehung von Deputa- 
ten der Gemeindevertreter zu revidiren, und für ordnungs- 
mässigen Geschäftsbetrieb zu sorgen, auch die etwa einge- ' 

. henden Beschwerden zu untersuchen und zu erledigen. 

5) Bei jeder Anstalt ist ein ordentliches Pfandbuch zu 
führen, in welchem in verschiedenen Kolonnen eingetragen 
werden muss: 

■ 

a) die Nummer des Pfandes; 

b) der Name des Pfandschuldners; 

c) die Beschreibung des Pfandes; 

d) die Taxe desselben; 

e) die Summe des Darlehns; 

f) das Datum der Auszahlung des Darlehns; 

g) die Zeit, auf welche es gegeben wird, und der Termin 
der Zurückzahlung oder der Erneuerung ; 

h) der Betrag der dann davon zu entrichtenden Zinsen. 

Der Unterschrift des Pfandschuldners bedarf es nicht. 

S) Dem Pfandschuldner wird ein, alle diese Data ent- 
haltender, mit dem Pfandbuche wörtlich übereinstimmender, 
vom Rendanten auszustellender Pfandschein ausgestellt, wel- 
cher als vollständiges Beweisdokument für und wider die 
Anstalt gilt, dergestalt, das?, wenn letztere beim Verlust des 
Pfandes Ersatz zu leisten verpflichtet ist, nur auf den im 
Pfandschein ausgedrückten Werth der Sache Rücksicht ge- 
nommen, der Beweis eines grösseren oder geringeren Werths 
aber weder dem einen noch dem andern Theile nachgelassen 
wird. In welchen Fällen der Eigenthümer des Pfandes des- 
sen Verlust zu tragen, oder von der Anstalt Ersatz zu for- 
dern hat, bestimmen die allgemeinen Gesetze. 

7) Die Regierungen können in den zu entwerfenden Re- 
/ glements den Kommunen die Erhebung von acht Prozent jähr- 
licher Zinsen gestatten. Wenn jedoch nach den örtlichen 
Verhältnissen wegen geringen Betriebs, Kostspieligkeit der 
Verwaltung etc. mit diesem Zinsfusse nicht auszulangen wäre, 

Hannkopff Ergänz, i. d. Preüss. Getetxb. I. 15 
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so sollen die Ministerien der Justiz und des Innern hiermit 
authorisirt sein, auf- Antrag der Regierungen, einen höheren 
Zinsfuss bis zum Maximo von zwölf und einem halben 
Prozent zu gestatten. 

8} Ausser den hiernach reglementsmässig festzusetzenden 
Zinsen, sollen die Anstalten für die Abschätzung, Einschrei- 
bung, Ausstellung des Pfandscheins und überhaupt unter ir- 
gend einem anderen Titel etwas von dem Schuldner zu for- 
dern nicht berechtigt sein, vorbehaltlich der bei nicht erfolg- 
ter zeitiger Einlösung nach §. 9-, 10 und 13. zu erlegenden 
Kosten. Diejenigen Beamten, welche dem entgegen handeln, 
sollen mit den Strafen des Wuchers belegt werden. 

Auch bei der Verlängerung des Pfandleih-Vertrages darf 
unter derselben Verwarnung dem Pfandschuldner ausser den 
Zinsen, nichts abgefordert werden. 

9) Zu gewissen in den Reglements genauer zu bestim- 
menden Zeiten, sollen die nicht eingelöseten Pfänder, jedoch 
nicht eher als 6 Monate, nach der für jedes einzeln bestimm- 
ten Einlösungsfrist, und nachdem die abzuhaltende Verstei- 
gerung wenigstens innerhalb 9 Wochen vorher durch die öf- 
fentlichen Blatter des Orts, oder auf die sonst bei Öffentlichen 
Bekanntmachungen daselbst gewöhnliche Art dreimal ange- 
kündigt worden, von der Anstalt öffentlich versteigert wer- 
den. Diese Versteigerung muss unter Direktion und in fort- 
währender Gegenwart des Kurators der Anstalt, welcher über 
die erlangten Meistgebote ein Gegenprotokoll zu führen hat, 
erfolgen. Für diese Versteigerung können die in der Spor- 
tultaxe für die üntergerichte festgesetzten Gebühren, jedoch 
niemals als Emolument für die dabei mitwirkenden Offizian- 
ten, sondern immer nur für die Kasse der Anstalt, berechnet, 
und den Pfandschuldnern an dem Üeberschusse des Erlöses 
abgezogen werden. 

10) Bis zu erfolgtem Zuschlage ist jeder Pfandschuldner 
sein Pfand gegen Berichtigung des Darlehns und der bis zur 
wirklichen Einlösung aufgewachsenen Zinsen zurückzuneh- 
men berechtigt, jedoch, wenn bereits Vorkehrungen zur öf- 
fentlichen Versteigerung getroffen worden sind, verpflichtet, 
zu den hierauf verwandten Kosten einen in den Reglements 
ein für allemal festzusetzenden Beitrag zu entrichten, wel- 
cher jedoch Einen Silbergroschen von jedem Thaler des Dar- 
lehns nicht übersteigen soll. 

11) Auch wenn das Pfand zu einer Konkursmasse ge- 
hört, soll dieses Verfahren beobachtet, jedoch, wenn der Ku- 
rator der Masse nicht etwa die Einlösung des Pfandes vor- 
zieht, der Magistrat auf Requisition des Gerichts verpflichtet 
sein, dessen Versteigerung auch ausser dem gewöhnlichen 
Termine zu bewirken. Es wird daher in Beziehung auf der- 
gleichen Anstalten die Bestimmung der A. G. O. Tit. 50. §. 206. 
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hiermit aufgehoben, indem diese Anstalten bei Beobachtung 
des hier vorgeschriebenen Verfahrens nicht verbunden sein 
sollen, dem in Konkursen verhängten offenen Arreste gemäss, 
die Pfänder eines Gemeinschuldners unentgeldlich herauszu- 
geben, und den Pfandschilling zu liquidiren. 

12) Unmittelbar nach erfolgter Versteigerung soll an die 
Interessenten in der §. 9. bestimmten Art ein öffentlicher Auf- 
ruf erlassen werden, sich bei der Anstalt zu melden, um den 
nach Berichtigung des Darlehns und der davon bis zum 
Verkauf des Pfandes angelaufenen Zinsen verbleibenden Ue- 
berschuss, gegen Rückgabe des Pfandscheins und Quittung, 
in Empfang zu nehmen. In sofern dieser Ueber&chuss we- 
niger als 10 Thlr. beträgt, und sich binnen 6 Wochen nach 
der Bekanntmachung Niemand zu dessen Empfangnahme mel- 
det, ist solcher an die Armenkasse des Orts abzugeben, und 
der Pfandschein mit den darauf begründeten Rechten der 
Pfandschuldner für amortisirt zu achten. 

13) Die mehr als 10 Thlr. betragenden Ueberschüsse da- 
gegen sind vom Magistrate unter Vertretung der Stadtkom- 
mune zu asserviren. Meldet sich binnen Jahresfrist von der 
ersten Aufforderung an, Niemand zu deren Empfangnahme, 
so hat der Magistrat bei dem Gericht ein öffentliches Aufge- 
bot der Interessenten in Antrag zu bringen, und letzteres 
dasselbe unter Bestimmung einer Präklusivfrist von 3 Mona- 
ten zu erlassen. Den hierauf zeitig sich meldenden Pfand- 
schuldnern soll dann dieser Ueberschuss nach Abzug der 
gerichtlichen Kosten und der vom Magistrat zu liquidiren- 
den Asservationskosten , welche die Hälfte der taxmassigen 
gerichtlichen Depositalgebühren nicht übersteigen dürfen, an- 

, noch ausgeantwortet werden. Dagegen sind die Beträge der 
Forderungen prakludirter Interessenten lediglich nach Abzug 
der Gericntskosten, und ohne dass der Magistrat Asservations- 
kosten zu liquidiren berechtigt ist, ebenfalls an die Armen- 
kasse abzugeben. 

14) In allen zwischen der Anstalt und den Pfandschuld- 
nern sowohl als dritten Personen entstehenden und durch 
Vergleich nicht zu schlichtenden Streitigkeiten, sollen die 
Magisträte," in sofern gegenwärtige Verordnung nicht über 
den Fall Bestimmung enthält, nach den allgemeinen Rechts« 
Vorschriften sich richten, und die Gerichte darnach und na- 
mentlich nach der Deklaration yom 4. April 1 803 entscheiden. 

15) In solchen Orten, in welchen öffentliche städtische 
Leihanstalten bestehen, welche dem Bedürfnisse des Publi- 
kums Genüge leisten, und zu begründeten Beschwerden keine 
Veranlassung geben, sollen neue Konzessionen für Privat- 
Ffandverleiher nicht erlheilt werden. 

16) In Hinsicht der bereits unter Genehmigung des Staats 
bestehenden öffentlichen Pfandleih- Anstalten, bewendet es bei 
den denselben bei ihrer Errichtung ertheilten Konzessionen. 

15* 
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Th. I. Tit. «O. ff. 963 - MO. C. O. vom 25. Febr. 1S34, betr. 
die Bestätigung- eines Konigl. Leihamts ftir Berti» nebst Reglement für 
dasselbe. G. S. S. 23. 

Da die Stadrgemeinde zu Berlin ihrem Interesse nicht 
gemäss findet, eine öffentliche Leih -Anstalt nach den Grund- 
sätzen der Verordnung vom 28. Juni 1826 unter ihrer Ver- 
waltung und Garantie einzurichten, so genehmige Ich, dass, 
um dem anerkannten Bedürfnisse hieselbst abzuhelfen, eine 
solche Anstalt unter der Benennung „Königliches Leih -Amt 
zu Berlin** von Seiten der Seehandlung gegründet werde, be- 
stätige auch nach Ihrem Antrage das mit deren Zustimmung 
von Ihnen abgefasste, hierbei zurückerfolgende Reglement 
vom 8. d.M. als ein Spezial- Gesetz für die Anstalt und au-* 
torisire Sie, solches durch die G. S. bekannt zu machen. 

Berlin, den 25. Februar 1834. Friedrich Wilhelm. 

An die Staats-Minister v. Schuckmann, Frh, v. Brenn und Mühler. 

Reglement 

für das Königliche Leih- Amt xu Berlin. 

Um dem längst gefühlten, sowohl von dem Publikum, 
als den betreffenden Behörden anerkannten Bedürfnisse einer 
öffentlichen Leih-Anstalt für Berlin abzuhelfen,' hat die Kö- 
nigliche Seehandlung auf vielfache, deshalb an sie ergangene 
Aufforderungen, sich entschlossen, eine solche Anstalt zu er- 
richten. 

Da sie hierbei lediglich einen gemeinnützigen Zweck vor 
Augen hat, so hat dieselbe auch auf jeden eigenen Gewinn 
von diesem verzichtet, und den, nach massiger Verzinsung 
des Betriebs -Kapitals, nach Erstattung sämmtlicher Verwal- 
tungskosten und nach Deining der etwanigen Ausfälle bei den 
nicht eingelöseten und deshalb verkauften Pfändern verblei- 
benden Ueberschuss zu mUdrhätigen Zwecken bestimmt, wor- 
über zu seiner Zeit das Nähere öffentlich bekannt gemacht 
werden wird. 

Die Königliche Seehandlung wird demnach unter ihrer 
Garantie und alleinigen Aufsicht hier in Berlin, in einem be- 
sonders bekannt zu machenden Geschäftslokale, eine öffentli- 
che Leih-Anstalt unter der Benennung: 

„Königliches Leih -Amt für Berlin" 
unter folgenden nähern Bestimmungen errichten: 

Fond* der Aottalt. 

§.1. Zum Betriebe des Geschäfts bestimmt die Königliche 
Seehandlung vorläufig ein Kapital von 200,000 Thlr. Kourant, 
behält sich jedoch vor, dasselbe nach den Umständen zu ver- 
mehren oder zu vermindern. Das Kapital wird dem Leih- 
Amte nach den Erfordernissen der Anstalt in runden Summen 
von der Königlichen Seehandlung überwiesen und — soweit 
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es nicht fortwährend zum laufenden Geschäftsbetriebe ge- 
braucht wird — einstweilen zur Haupt- Seehandlungskasse 
zurückgezahlt. Die Zinsen werden gegenseitig zu 4 Prozent 
jährlich berechnet, für Provision oder sonstige Spesen aber 
nichts in Anrechnung gebracht. 

Geschäfts - Pen onal. 

§. 2. Das zur Verwaltung der Anstalt erforderliche Per- 
sonal wird von dem Chef des Königlichen Seehandlungs- In- 
stituts angestellt, und mit besondern Instruktionen versehen. 
Die allgemeine Aufsicht über die Geschäfte und die obere 
Leitung des Leih- Amtes führt ein Kommissarius der Seehand- 
lung, welcher bei demselben zugleich als Direktor fungirt 

Zur speziellen Besorgung der Geschäfte werden: 

ein Rendant, ein Kontroleur, desgleichen die erforderlichen 
Buchhalter, Magazin- Aufseher u.s. w. 

angestellt. 

Die Abschätzung der Pfänder geschieht durch besonders 
anzustellende sachverständige und vereidete Taxatoren. Alle 
bei dem Leih -Amte angestellte Personen sind zur grössten 
Verschwiegenheit gegen das Publikum über die Geschäfte des 
Instituts verpflichtet. 

Aufsicht und Revision. 

§. 3. Die Bücher der Anstalt werden alljährlich am 31. 
Dezember abgeschlossen. Auf Grund derselben wird eine 
rechnungsmässige Haupt- Uebersicht des Zustandes der An- 
stalt und ihres Verkehrs angefertigt und der General -'Direk- 
tion der Seehandlung zugestellt. Diese veranlasst durch ei- 
nen ^ihrer Beamten die Revision der Bücher und legt die Ue- 
bersicht dem Chef des Seehandlungs-Instituts vor, welcher, 
nach vorgängiger Erledigung der etwa vorgekommenen Erin- 
nerungen, dem Leih-Amte die Decharge ertheilt. 

Bei dieser Revision hat es lediglich sein Bewenden und 
es findet eine fernere Superrevision nicht statt. Ausserdem 
wird die General -Direktion der Seehandlung von Zeit zu 
Zeit ausserordentliche Revisionen der Kassen- und Pfandbe- 
stände durch einen ihrer Beamten mit Zuziehung des der An- 
stalt vorgesetzten Seehandlungs - Kommissarius vornehmen 
lassen. Die über diese Revisionen aufzunehmenden Proto- 
kolle werden der General- Direktion eingereicht. Letztere 
untersucht und entscheidet auch die gegen das Leih- Amt 
etwa eingehenden Beschwerden, mit alleinigem Vorbehalte 
des Rekurses an den Chef des Seehandlungs-Instituts. 

Siegel der Anstalt. 

§. h. Die Anstalt wird ein besonderes Siegel und einen 
Stempel mit der Inschrift: 
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„Königliches Leih -Amt für Berlin" 
und mit dem Freussischen Adler fuhren. 

Beschaffenheit der Pfänder. 

§. 5. Die Anstalt leiht auf alle bewegliche Effekten, in 
sofern solche nicht nach den unten folgenden Bestimmungen 
ausdrücklich von der Annahme ausgeschlossen werden, na- 
mentlich auf Kleinodien und Edelsteine, auf Gold, Silber, 
Kupfer, Messing, Zinn und dergleichen metallene Gerät- 
schaften, ferner auf Kleidungsstücke, Zeuge und Waaren, so- 
wie auf alle sonstige bewegliche, nutzbare Gegenstände, in 
sofern zu deren Aufbewahrung kein grosser Raum erforder- 
lich ist, die Hälfte bis Zwei Drittheile des Taxwerthes. 

Ausgeschlossen von der Annahme als Pfand sind alle 
abgenutzte Sachen, flüssige Gegenstände, Kupferstiche, Bücher 
und alle leicht zerbrechliche oder dem Verderben ausge- 
setzte, sowie feuergefährliche Gegenstände. 

Darlchnebcdingungen. 

§. 6. Auf dergleichen Pfänder (§• 5.) giebt die Anstalt 
verzinsliche Darlehne, jedoch nicht unter Einem Thaler und 
nur in solchen Beträgen, welche mit vollen oder halben Tha- 
lern abschliessen. Dem Chef des Seehandlungs-Instituts bleibt 
es indessen vorbehalten, nach den Umständen das Minimum 
der Darlehne auf eine geringere Summe festzusetzen. 

Die Zinsen dürfen das Maximum des in der Allerhöch- 
sten Kabinetsorder vom 28. Junius 1826 (Gesetz-Sammlung de 
1826. No. 1025.) bestimmten Zinsfasses nicht überschreiten. 

Die Anstalt behält sich vor, denselben sowohl in ein- 
zelnen Fällen (z. B. bei bedeutenden Summen) zu ermässi- 
gen, als auch im Allgemeinen nach Maassgabe der jedesmali- 
gen Verhältnisse, von Zeit zu Zeit zu verringern oder wie- 
der zu erhöhen, ist aber dergleichen allgemein abändernde 
Bestimmungen jedesmal vor deren Anwendung durch einen 
Aushang in dem Geschäftslokale zur öffentlichen Kenntniss 
zu bringen verpflichtet. 

Die Darlehne werden jederzeit auf 6 Monate gegeben, 
dem Verpfänder steht es indessen frei, das Pfand auch frü- 
her einzulösen und er entrichtet, wenn dies geschieht, die 
Zinsen nur für die Zeit bis zur wirklich erfolgten Einlösung. 
Dieselben werden jedoch nicht auf einzelne Tage, sondern 
nur auf Monate berechnet, dergestalt, dass jeder angefangene 
Monat für voll gilt. 

Ausser den Zinsen entrichtet der Verpfänder nichts wei- 
ter als den nach der Höhe des Darlehns etwa gesetzlich er- 
forderlichen Stempelbetrag und zwar bei dem Abschlüsse des 
Geschäfts. 
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Einschränkungen in Ansehung der Personen der Pfandgeber. 

§. 7* Von Personen, welche keinem der Beamten des 
Leih -Amts als unverdächtig bekannt sind, sich auch weder 
durch Dokumente, noch durch das Anerkenntnis bekannter 
glaubwürdiger Personen als unverdächtig legitimiren können, 
desgleichen von solchen, deren Befugniss, Darlehne aufzu- 
nehmen, gesetzlich beschränkt ist, dürfen keine Pfänder an- 
genommen werden. Dagegen finden die Bestimmungen des 
A. L.R. Th. I. Tit. 15. §. 19. *uf Verpfändungen bei dem Leih- 
Amte nicht Anwendung. 

AbschJuss des Darlehn - und Pfandgeschäfts. 

§. 8* Steht der Annahme des Pfandes an sich nichts ent- 
gegen, so wird dasselbe durch den vereideten Taxator ab- 

§ eschätzt, und der Betrag der Taxe, sowie des darauf zu ge- 
enden Darlehns, dem Darlehnssucher bekannt gemacht. 
Will derselbe auf das Geschäft nicht eingehen , so wird 
ihm das ofierirte Pfand ohne Kosten zurückgegeben. Er- 
klärt er sich aber für einverstanden, so empfängt er das Dar- 
lehn gegen Aushändigung des Pfandes. Letzteres wird als- 
dann mit der laufenden Nummer des Journals bezeichnet, 
eingepackt und dem Vorsteher des Magazins zur Aufbewah- 
rung überliefert. Jouvelen und andere Kostbarkeiten werden 
In einen Umschlag gelegt und versiegelt; dem Verpfändet 
steht es frei, den Umschlag des übergebenen Pfandes mit sei- 
nem Privatsiegel zu belegen. 

Pfandbuch. 

g. 9- Gleichzeitig wird in die Bücher des Leih -Amts 
eingetragen : 

•) die Nummer des Pfandes; 

b) der Name des Pfandgebers; 

c) die Beschreibung des Pfandstücks; 

d) die Taxe desselben; 

e) der Betrag des Darlehns; 

f) der Tag der Auszahlung desselben; 

g) der monatliche Betrag der davon zu entrichtenden 
Zinsen. 

Pfandschein. 

|« 10* Der Pfandschuldner empfängt einen, alle diese 
Bezeichnunsen enthaltenden mit dem Pfandbuche genau über- 
einstimmenden Pfandschein, nach beiliegendem Formular, 
welcher von demRendanten und dem Kontroleur oder deren 
Stellvertretern vollzogen und mit dem Stempel des Leih-Amts 
versehen wird« Dieser Schein vertritt die Stelle eines schrift- 
lichen Darlehns- und Verpfändungs-Dokuments für und wi- 
der die Anstalt, dergestalt, dass wenn Letztere beim Verlust 
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oder Verderben des Pfandes nach allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen Ersatz zu leisten verpflichtet ist, nur auf den 
im Pfandscheine ausgedruckten Werth der Sache Rücksicht 
genommen, der Beweis eines grössern oder geringem Werths 
aber weder dem einen nach dem andern Theile nachgelassen 
wird. 

Aufbewahrung und Sicherstellung der Pfänder. 

§.11. Die Pfänder werden an einem gegen Entwendung 
und Verderben möglichst gesicherten Orte aufbewahrt. Für 
Schaden, welchen dieselben durch das blosse Liegen, ohne 
Verwahrlosung oder Schuld der Anstalt, durch Zufall oder 
durch äussere Gewalt erleiden, steht das Leih-Amt nicht ein. 
Es übernimmt jedoch die Versicherung der Pfänder gegen 
Feuersgefahr auf Höhe des taxirlen -Werths derselben ohne 
besondere Vergütung. 

Die Benutzung irgend eines Ffandstücks ist den Beamten 
der Anstalt bei Strafe des doppelten Ersatzes und der Dienst- 
Entlassung ausdrücklich untersagt. 

Einlösung der Pfänder. 

§. 12. Jedem Pfandschuldner steht es frei, das Pfand auch 
vor Ablauf der Kontraktszeit einzulösen, conf. §. 6. 

Dem jedesmaligen Vorzeiger des Pfandscheins wird gegen 
Rückgabe des Letztern und gegen Berichtigung des Darlehns 
und der angewachsenen Zinsen, das Pfand zurückgegeben, 
ausgenommen: 

a) wenn gerichtlich darauf Beschlag gelegt, oder 

b) wenn von dem in dem Pfand buche verzeichneten 
Pfandgeber dem Leih-Amt angezeigt worden, dass ihm der 
Pfandschein abhanden gekommen sei. 

Das Leih-Amt ist sonach wohl befugt, aber nicht ver- 
pflichtet, von den auf dem Pfandscheine etwa befindlichen 
Zessionen oder sonstigen Vermerken Kenntniss zu nehmen 
und überhaupt die Legitimation des Vorzeigers besonders zu 
prüfen. 

Verfahren, wenn der Pfandschein verloren iet« 

§.13. Derjenige, welchem ein Pfandschein verloren geht, 
muss, um sich vor Nachtheil zu schützen, sofort dem Leih- 
Amt e davon Anzeige machen. Diese wird, in sofern nicht 
das Pfand gegen Rückgabe des Pfandscheins bereits eingelöset 
ist, mit Angabe des Tages unter genauer Bezeichnung des 
Anmeldenden in dem Pfandbuche vermerkt und dem Anzei- 
genden hierüber eine Bescheinigung erlheilN Der Letztere 
muss alsdann den nach §. 15. zu bestimmenden Verfall-Ter- 
min des Pfandscheins abwarten, und ist erst vier Wochen 
nach dessen Eintritt, gegen Rückgabe der erhaltenen Beschei- 
nigung und gegen Ausstellung eines Mortifikationsscheins, das 
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Pfand nach $.12. einzulösen berechtigt, in sofern der Pfand- 
schein selbst bis dahin nicht präsentirt sein sollte. Meldet 
sich aber vor dieser Einlösung der Inhaber eines solchen als 
verloren angezeigten Pfandscheins bei dem Leih- Amte, so 
wird das Pfand demselben nicht verabfolgt, der Pfandschein 
vielmehr angehalten und der Präsentant unter Ausreichung 
einer von dem Rendanten zu vidimirenden und mit der Be- 
merkung, dass das Original angehalten sei, zu versehenden 
Abschritt desselben» angewiesen, sein Recht gegen den ihm 
namhaft zu machenden Inhaber der Bescheinigung geltend 
zu machen, und die gerichtliche Beschlagnahme des Pfandes 
nachzusuchen. Erfolgt eine solche bis spätestens 4 Wochen 
nach Eintritt des oben erwähnten Verfalltermins (§.15.) nicht, 
so wird der ursprüngliche Pfandgeber nach §. 12. zur Einlö- 
sung des Pfandes zugelassen und wenn auch dieser sich dazu 
nicht meldet, mit dem Verkauf des Pfandes in der im §. 15. 
bestimmten Art verfahren. 

In allen Fällen, in welchen hiernach ein solches Pfand 
vor der Verfallzeit nicht zurückgegeben werden kann, soll es 
jedoch denT Schuldner gestattet sein, das Darlehn selbst zu» 
rückzuzahlen und sich dadurch von dem fernem Zinsenlaufe 
zu befreien. 

Prolongation. 

§. l4. Prolongationen der Pfanddarlehne werden nur in 
soweit gestattet, als eine neue Taxe ergiebt, dass das Pfand 
noch den bei der ersten Verpfändung angenommenen Werth 
hat. Wird die Prolongation hiernach zulässig befunden, so 
wird gegen Rückgabe des alten Pfandscheins und gegen Be- 
richtigung der aufgelaufenen Zinsen ein neuer Pfandschein 
ertheilt, das Pfandstück mit der neuen Nummer bezeichnet 
und wieder zur Asservat ion genommen; auch eine neue Ein- 
tragung in die Bücher und die Ertheilung des Pfandscheins 
nach den §§. 9* und 10. bewirkt. 

Versteigerung der nicht eingelösten Pfander. 

§. 15. Jedem Pfandschuldner wird nach Ablauf der in 
dem Pfandscheine bestimmten sechsmonatlichen Frist noch eine 
Nachfrist von sechs Monaten zur Einlösung des Pfandes ge- 
stattet. Diejenigen Pfänder aber, welche auch wahrend die- 
ser Nachfrist, mithin innerhalb eines Jahres vom Tage der 
Verpfändung ab gerechnet, weder eingelöset noch pro- 
longirt sind, werden als verfallen betrachtet und das Leih- 
Amt ist alsdann zur öffentlichen Versteigerung derselben be- 
rechtigt. 

Dergleichen Versteigerungen werden, je nachdem das Be- 
dürfnis* dazu eintritt, jährlich zwei- oder mehreremale von 
dem Leih- Amte unter Leitung des Direktors, mit Zuziehung 
eines Notars oder eines besonders zu diesem Behufe zu Ter- 
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pflichtenden Beamten, in dem Geschäftslokale der Anstalt ab- 
gehallen, worüber ein von den genannten Personen zu un- 
terzeichnendes Protokoll aufgenommen wird. 

Eine nochmalige Abschätzung der zu verkaufenden Ge- 
genstände erfolgt nicht. 

Jede Versteigerung wird zuvor dreimal von acht zu acht 
Tagen durch die hiesigen Intelligenzblätter und zwei Zeitun- 
gen, desgleichen durch eine, vier .Wochen lang im Lokale 
des Leih -Amts auszuhängende Anzeige öffentlich bekannt 
gemacht. 

Für die entstehenden Kosten wird 1 Sgr. pro Thaler von 
dem Erlöse der Pfänder berechnet und von dem nach Be- 
richtigung des Kapitals und der Zinsen etwa verbleibenden 
Ueberschusse in Abzug gebracht* 

-Bewilligung der späteren Einleitung. 

§. 16. Bis zum erfolgten Zuschlage ist jeder Pfandschuld- 
ner sein Pfand gegen Berichtigung des Darlehns und der bis 
zur wirklichen Einlösung aufgewachsenen Zinsen zurückzu- 
nehmen oder nach §. 14. das Darlehn zu prolongiren berech- 
tigt; hat jedoch die Versteigerung bereits angefangen, so ist 
der Pfandschuldner zu den hierauf verwendeten Kosten einen 
Beitrag von Einem Silbergroschen von jedem Thaler des 
Darlehns zu entrichten verpflichtet.. 

Verfahren wegen des Ueberachussea. 

$.17* Unmittelbar nach geschlossener Versteigerung wird 
durch die hiesigen Intelligenzblätter und zwei Zeitungen ein 
öffentlicher Aufruf an die betheiligten Pfandgeber erlassen, 
sich bei dem Leih-Amte zu melden und den nach Berichti- 
gung des Darlehns und der davon bis zum Verkauf des Pfan- 
des aufgelaufenen Zinsen und des oben bestimmten Kosten- 
beitrages verbleibenden TJeberschuss gegen Quittung und 
Rückgabe des Pfandscheins in Empfang zu nehmen. 

Die betreffenden Pfänder werden lediglieh durch Angabe 
des Zeitraums, in welchem sie niedergelegt sind, bezeichnet, 
die Namen der Pfandgeber und die Nummern der Pfand- 
scheine aber nicht angegeben. Dieser Aufruf wird dreimal 
von- drei zu drei Monaten wiederholt. Meldet sich binnen 
drei Monaten nach der letzten Bekanntmachung (mithin nach 
Jahresfrist vom Tage der ersten Aufforderung ab gerechnet) 
Niemand zur Empfangnahme des Ueberschusses , von wel- 
chem niemals Zinsen vergütigt werden, so wird solcher 
zur Ansammlung des Eingangs gedachten, zu mildthätigen 
Zwecken bestimmten Fonds an die Haupt-Seehandlungskasse 
abgeliefert und der Pfandschein mit den darauf begründeten 
Rechten der Pfandschuldner ist erloschen. 

Meldet sich zwar der ursprüngliche, in dem Pfand- 
buche verzeichnete Pfandgeber, kann jedoch den Pfand- 
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schetn nicht beibringen, so muss er den Ablauf der oben be- 
stimmten Frist abwarten und empfängt alsdann den Ueber- 
schuss gegen Ausstellung der Quittung und eines Mortifika- 
tionsscheins. Wird inzwischen der Pfandschein von einem 
andern Inhaber präsent irt, so wird der Pfandschein angehal- 
ten und der Ueberschuss dem betreffenden ordentlichen Ge- 
richte zur Regulirung der Sache übersendet. 

Letzteres . geschieht auch , Wenn yom Gericht auf das 
Pfand selbst oder auf den Ueberschuss Beschlag gelegt und 
im erstem Falle der Verkauf des Pfandes nicht rechtzeitig 
verhindert ist. fconf. §. 20.) 

Mit dem Ablaufe der oben bestimmten Frist verfällt der 
bis dahin nicht erhobene Ueberschuss dem Eingangs gedach- 
ten mildthätigen Fond unwiderruflich, dagegen wird aber 
auch der Pfandschuldner durch den Verkauf des Pfandes von 
allen Nachforderungen des Leih -Amts wegen des etwa ent- 
standenen Ausfalls an Kapital, Zinsen und Kosten befreit. 

Darlehne auf Staat« - und Kommunal- Papiere. 

§.18. Das Königl. Leih- Amt behalt sich vor, wenn es 
dies seiner Konvenienz gemäss findet, auch auf inlandische, 
auf jeden Inhaber lautende, Staats- oder Kommunal- Papiere,' 
Darlehne bis zu dem Betrage von Eintausend Thalern zu ge- 
ben. Die Bestimmung der Hohe derselben, mit Rücksicht 
auf den jedesmaligen Börsenkurs der zu verpfändenden Pa- 
piere, desgleichen der Dauer, des Zinssatzes (innerhalb des 
gesetzlich zulässigen Betrages, conf. §. 6.) und der sonstigen 
Darlehns- Bedingungen, bleibt der jedesmaligen Vereinigung 
mit dem Kommissartus und res p. Direktor der Anstalt vorbe- 
halten. 

Filial-Aoftalten. 

§• 19* Sollte das Königl. Leih - Amt es dem Interesse der 
Anstalt angemessen finden, zur Bequemlichkeit des Publi- 
kums besondere Komtoire an verschiedenen Orten der Stadt 
zu errichten, so wird das Nähere hierüber zu seiner Zeit öf- 
fentlich bekannt gemacht werden. 

Vorrechte de« Leih- Amts. 

§. 20. Das Königliche Leih -Amt ist die von ihm ange- 
nommenen Pfänder an Niemand, auch nicht an gerichtliche 
Behörden, anders als gegen vollständige Befriedigung wegen 
des Kapitals, der Zinsen und der et warn gen Kosten auszulie- 
fern, auch den Verkauf derselben im Wege der öffentlichen: 
Versteigerung nach eingetretener Verfallzelt (§.15.) nur ge- 
gen vollständige Prolongation des Pfandscheins (§. l4.) oder 
gegen Niederlegung der Gesammt- Forderung der Anstalt bei 
der letztern auszusetzen verpflichtet. 

In allen Fällen also , in welchen es den Pärtheien oder 
Behörden auf die Auslieferung oder Konservation der Pfän- 
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der ankommt, ist es lediglich die Sache der Betheiligten, die 
Einlösung des Pfandes oder die Prolongation des Pfand- 
scheins auf ihre Kosten zu bewirken. Dies eilt auch von 
den in einer Konsursmasse sich etwa vorfindenden Pfand- 
scheinen. 

Hierdurch sollen jedoch die etwanigen Eigen thums- oder 
sonstigen Ansprüche dritter Personen an die niedergelegten 
Piänder, soweit solche nach §. 7* gegen das Leih-Amt recht- 
lich begründet sind, nicht beschrankt werden, sondern den 
Betheiligten entweder auf das Pfand selbst oder, wenn des- 
sen Verkauf nicht in der vorgedachten Weise von ihnen 
verhindert worden, auf die Verkaufslosung gegen das Leih- 
Amt vorbehalten bleiben. 

In allen Fallen dagegen, in welchen das Leih-Amt die 
Redlichkeit des Besitzes für sich hat, ist dasselbe auch die 
von dem Pfand - Darlehne aufgelaufenen Zinsen von dem Vi n- 
dikanten zu verlangen oder demselben in Abzug zu bringen 
berechtigt. 

Dauer dar Anstalt. 

§.21. Die Königl. Seehandlung behält sich zwar vor, das 
Leih-Amt zu jeder Zeit wieder aufzulösen, wird aber die 
bevorstehende Auflösung , wenn solche beschlossen werden 
sollte, ein Jahr vorher öffentlich bekannt machen. 

Tit. I« Tit* SO* £• S81 Seqq. Verordnung vom 9. Decbr. 1 809, 
wegen Mortificatio* der an einen gewissen Inhaber und wegen des öffentli- 
chen Aufgebots der an jeden Inhaber ausgestellten Schuldverschreibungen, 
und wegen Form der Verpfändungen derselben, v. R. X. 8. 217 (*. ad 
A.G.O. I. 51. $. HS seqq.) 

Tb. I« Tit. SO. ff. 399. Rescr. vom 5. Novbr. 1819, betr. die %- 
potheken und deren Eintragung aus Urteln nach französischem Recht. Gr.I. 

&9S. 

Tb« I. Tit. SO. 0. 399-413* «. Judicat ad $. 3 seqq. h. i. 

Tb. I« Tit. SO. 8* 405. Rescr. vom 1 2. Juli 1833, dass die Ein* 
tragung eines Titels zum Pfandrecht nach dem Tode des ursprünglichen 
Schuldners nur mit Einwilligung der Erben und nach Rerichtigung ihres 
Resit Uttels statt finde. Gr. Vi. S. 5 t. 

Tb* I* Tit. SO* 8* 407. Rescr. vom 25. Januar 1822, betr. die 
Folgeordnung der Hypotheken. Gr.I. & 100. - 

Tb.I. Tit* SO. £• 40S und 4SS. Rescr. vom 23. Aprü 1833, 
betr. die Eintragung der Real» Befugnisse y welche sich der im Hypotheken- 
buche vermerkte Besitzer bei der Veriiusserung vorbehalten hat, und deren 
Vorzugsrecht. Gr. Vi. S. 54« 

Tb* I* Tit* SO* *• 411* 48S. 500. Erstreckt sich das Hypo- 
thekenrecht auf die vorbedungenen Zinsen eines eingetragenen Capital s y 
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auch wenn derselben bei der Eintragung im Hypothekenbuche nicht aus- 
drücklich Erwähnung geschehen / Erk. des G. Ob. Trib. vom 1 8. Juli 1826 
desgl. Erk, des Ob, Appell. Ger, zu Posen vom 14. Januar 1824« «• 
r. S. Rechtsspr. Bd. I. S. 87 «. S. 315. 

Th. I. TI*. SO. 0« 411 Beqq. Verordnung vom 16. 1 820, 
wegen Erwerbung und Ausübung der Realrechte bei nicht vollständig ein- 
gerichtetem Hypothekenwesen {G. S, S, 106), so wie mehrere C. O. wegen 
Verlängerung der Fristen zur Anmeldung der Realansjirüche. s. ad Hy- 

poth, - Ordnung Einl, 

Th.I. Tit. SO* 0. 415 und 4M seqq. Rescr. vom 12. Oe- 

tober 1832, dass eine offenbar mit Unrecht erfolgte Eintragung ohne Con- 
sent der Interessenten von Amtswegen gelöscht werden kann, s t, Fi, 
S, 56. ' 

Th. I. Tit. SO. $• 443 seqq. a) Edict vom 9. Octbr. 1807, 

betr. den erleichterten Grundbesitz etc, {s.adA. L. R. 1. 8. §. 6.) 

1») Edict vom 1 4. Sepibr. 1811 zur Beförderung der Landcuhur (§. 6.) 
(#. adA, L. R, I, 22. §.1 seqq.) 

C) Edict vom 1 4. Septbr, 1811, betr. die gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse ( $. 24. 55 «. 56 ) nebst Declaration vom 29. Mai 1 8 1 6 ( ort. 
51) (*. adA, L. R. II. 7. §. 240 seqq.) 

d) Rescr. vom 1 7. -Mai 1819, 6e'r. die Rechte der Real-Gläubiger und 
Grundbesitzer auf die nach der Regulirung der gutsherrlichen und bäuerli- 
chen Verhältnisse für das Hauptgut gewonnenen /Bindereien oder Renten. 
Gr. I. S. 101. • 

Th.I. Tit. SO. ß. 443-465. a) Gemeinheitetheilumge- Ord- 
nung vom 7. Juni 1 82 1 ($. 150.) (s. ad A. L. R. J. 17. $.311.) 

1>) Ordnung vom 7. Juni 182 1, wegen Ablösung der Dienste etc. (§.39.) 
(*. adA. L. R. II, 7. §. 240 seqq.) 

C) Rescr. 2?. August 1 821 , *e*r. <£« Abtretung eines Pertinenzstücks 

oder Ablösung von Diensten. Gr. 1. S. 106. 

d) Ge* efz* rom 8. 4/*ri/ 1823 9 «wfc-e» Regulirung der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältnisse etc. in dem Grossherzogthum Posen , «fem 
Cu/m - «/}</ Michelauischen Kreise und den Landgebieten der Städte Thorn 
und Danzig («. adA. L, R, II. 7* §• 240 seqq.) 

e) Gesetze vom 21. ^fpri/ 1 825, Über die den Grundbesitz beireffenden 
Verhältnisse in fVestphalen, dem Grossherzogthum Berg und den ehemals 
franzosisch -hanseatischen Landestheilen (*. ad A. L. R. II. 7. §. 240 
seqq.) 

£) Rescr. vom 6. Januar 1831 , betr. die Kündigung der Hypotheken- 
käpitatien bei Ablösungen, Gr. VI, S. 6t, 

g") Rescr, vom \Q.Novbr, 1831, Über die bei Regulirung der gutsherr- 
lichen Verhältnisse in Ansehung der Ca] >it als Zahlungen der bäuerlichen 
IVirthe zur Sicherstellung der eingetragenen Gläubiger zu nehmenden 
Maassregeln, Gr. VI. 5.58. 
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Th. I. Tit. 80. 0. 44a. 470-4:74« D/m dingliche Recht des 
Hypolhekenglänbigers erstreckt sich auch auf das später von einem Dritten 
auf das verpfändete Grundstück errichtete Gebäude, Brk, des G, Oh, Trib, 
v, 10. März 1834. S. m. v. S. Rechtsspr. Bd. IV. &. 3* 

Th. I. Tit.'80. 8- 467 und 469. Rescr. vom 19. Juli 1833. 

betr. die Beitreibung- eingetragener Prästationen von den Besitzern der 
einzelnen Theile des verpfändeten parzellirten Hauptgut», Gr, VI. 8. 62. 

Th. I. Tit. 80. 8* 4168. Rescr. vom 16. März 1821, 6«fr. <ff« Äy- 
pothekarische Correaluerschuldung der bäuerlichen Gemeinden gegen die 
Gutsherrschaft, Gr. I, S, 107. 

Tll. JT, Tit. 80. 8« 469. 7fe«<y. com 8. Febr. 1834, Ae/r. Ter- 
fahren bei Dismembration von Gütern, v, K. Jahrb. Bd. 43. Ä 108. 

Th. I. Tit. SO. 8.470. ÄMcr.w)«20.ÄfSrzl813,©«#r.rfw^o- 
ziehung der Hypothekengläubiger bei Verpachtungen, Gr. I. S. 108. 

Th.I. Tit. SO. 9*475-477. Ein Hypothekengläubiger , dessen 
laufende Zinsen gedeckt sind, kann einen Pachtvertrag wegen Uuverhält- 
nissmässigkeit des Pachtgeldes nicht anfechten. Brk. des Ob. Appell. Ger. 
zu Posen vom 2. April 1825. S. u. v. S. Rechtsspr, B. I. S. 407- 

Th. I. Tit. 80. 0. 498. a) Rescr. vom 18. Januar 1796, betr. 
die Frage ; wem die Aufkündigung einer eingetragenen Forderung gesche- 
hen muss y wenn das verpfändete Grundstück verkauft worden, v. R. III. 

S. 233. 

D) Rescr. vom 19. Febr. 1819, oetr, die Wirkung des Judtcats über 
Hypothekenrechte gegen den neuen Acquircnten eines Grundstücks. Gr. II, 
S, 166. 

Th.I. Tit.80. 8.500. Rescr. vom 2*. Mai \%\% betr. die Prio- 
rität zwischen den in die zweite und den in die dritte Rubrik des üypothe- 
kenbuchs eingetragenen Gläubigern, Gr. I. S. 109» 

Tb. I. Tit. 80. Q. 500. Rescr. vom 1. April 181 7, hetr. die Vor- 
zugsrechte unter den vor und nach dem Patent vom 22. Mai 1815 ange- 
meldeten Forderungen in den neuen Provinzen. Gr. 1. S. 109» 

Th.I. Tit. 80. 0. 504 und 506. Haben im Falle eines Priori- 
tät s- Verfahrens über die Revenuen eines sequestrirten, wegen seiner Lehns- 
qualitat unveräusserlichen, Guts bei den nach ergangenem Classification*- 
erkenntnisse statt findenden Revenuenvertheitungen, die Capitalsf orderun- 
gen und privilegirten Zinsenrückstände der vorhergehenden ReaJgläubiger. 
oder die laufenden Zinsen der nachstehenden Gläubiger den Vorzug 1 Brk. 
des G. Ob. Trib. vom 25. April 1 833. S. u. v. S. Rechtssp. B. HI* S. 2Ö1 . 

Th. I. Tit. 80. 8« 518. Rescr. vom 22. August 1812, betr. die 
Eintragungskosten bei cedirten fiskalischen Forderungen. Gr. I. S. 110. 

Th.I. Tit. 80. 8- 520 Seqq. Rescr. vom 2\. August 1806, 
dass eine quittirte Hypothekenforderung vor erfolgter Loschung mit Geneh»' 
migung desSchuldners noch wieder cedirt werden kann. v. B. VIII. S.662. 
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Tb. I. Tit. SO. 0. 5»0 Seqq. a) Beter, vom 11. August 1802. 
b) Bescr. vom 24. Mai 1820. 
C) Declaration vom 3. April 1824. 

d) Bescr. vom 29. Sejrtbr. 1832. 

e) Rescr. vom 25. Febr. 1 833. 

betr. die Befugnis* des Grundbesitzers , fifter ew« ?«*f/tr#« BupotheZ«n- 
schuld zu disponiren und solche zu cedhen. \" 

(*. orf^. z,. ji. i. 16. §. 484. ^«A. f. 52.) 

Tb. I« Tit. ÄO. 0. 521. Jfojcr. vom 5. Febr. 1819, o«tr. dfc ^T«w 
lussigkeit der Löschung- einer auf mehreren Grundstücken eingetragenen 
Forderung auf einem derselben. Gr, 1. S, \ 10. 

* 

Th. I. Tit. SO« 0. 539. Iii Anh. 0. 54. Rescr. vom 27. No- 
vember 1797, ©tfr. die Kosten der Quittungen über Hyi>othekenf orderungen, 
v. B. IV. S. 350. 

Th.I. TM. ÄO. 0.556. Rescr. vom \ 5. Septbr.ISQk, betr. </k 
Zuliissigkeit des Retentionsrechts, v. B. FW. 8. 176. 

Th. I. Tit. ftO. 0. 566. ZK« Eröffnung des erbschaftlichen Liqui. 
dationsprozesses hebt, so lange derselbe nicht in einen Concursprozess über-, 
gegangen ist, die Wirkungen des Retentionsrechts nicht auf. Erk. des G. 
Ob. Trib. vom 15. Novbr. 1821. S.u. v. S. Bechtsspr. B. I. S. 204. 

Tb. I. Tit. »O. 0. 573 seqq. Edia vom 9- Octbr. 1807. ($. 3) 

(s. adA. L. B. I. 8. « 6.) 

Tb. I. Tit. ftO. 0. 616. Bescr. vom 26. Juni 1 820, betr. die Zeil 
der Erklärung des Berechtigten über das Vorkaufsrecht bei Subhastationen. 
Gr.I. S.\\2. 

Tb. I. Tit. 81. 0. 1. Bescr. vom 23. Mai 1791, betr. den Umfang 
und die Wirkung des einer Ehefrau verschriebenen Lebelagsrechts. v. B. 

II. S. 86» ■» 

Tb. 1. Tit. 21. 0.417. Der Fidüciarius ist nicht verpflichtet^ die Ge- 
bäude des Fideieommissgutes bei der Feuersocietiit höher versichern zu las- 
sen, als er dieselben vom Erblasser versichert erhalten. Erk. des G. Ob. 
Trib. v. 5. Januar 1804. S. u. v. S. Bechtsspr. B. I. S. 124. 

Tb.I. Tit. 81. 0. 50 seqq. und 87 seqq. Rescr. vom 4. 

Juni 1 $08 , betr. die Verpflichtung des Niessbrauchers zur Tragung der 
Kriegesschaden und Lasten, v. B. IX. S. 213. 

Tb. I. Tit. »1. 0. 70. ist ein Ehemann dem Gliiubiger seiner 
Frau wegen der Zinsen eines auf ihrem Gute eingetragenen Capitals, ver- 
möge seines maritalischen Niessbrauchs , auf Höhe der davon gezogenen 
Ntdzungen persönlich verhaftet? Erk. des G. Ob. Trib. vom 27. Septbr. 
1832. S. u. v. S. Bechtssp. B. III. S. 237. 

Tb. I. Tit. 81. 0. 187 Seqq. Falls ein Erbpachts-Cesdraei nach 
seinem Inhalte für aufgehoben erachtet werden soll, wenn der Canon in ei- 
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ner bestimmten Frist nicht abgeführt worden ; in wie fern können alsdann, 
wenn diescrhalb die Aufhebung- des Contracts verlangt wird, Abschlagszah- 
lungen entgegen gesetzt werden f Erl. des O. L. Ger* zu Halberstadt vom 
1. Juli 1S25. S. m. v. S. Rechtsspr. Bd. I. S. 357* 

Tb« I« Tit. 31« ß. 197 Seqq. Unter welchen Umstünden ist bei 
einet» Gute Erbzins - oder Erbpacht s- Qualität anzunehmen f Erik, des 
tf. Ob. Trib. vom 9. Octbr 1827. S. u. v. S. Rechtssj»*. B. II. S. 206. 

ÜmI* I. Tit. M* 8. 1$7 seqq. C. O. vom 5. Juni 1796, wegen 

Bestätigung der Erbpachtsverträge über Domainen und Forstgrundstücke. 

v. B. III. S, 427. 

Sr. Königl. Majestät von Preussen etc. Unser allerg nädig- 
ster Herr, setzen nach dem Vorschlage des General -Directo- 
rii, Tom 3. d. hierdurch fest, dass zu Bestimmung der Erheb- 
lichkeit eines in Erbpacht auszuthuenden Domainen- und 
Forstgrundstü'cks künftig der Betrag der von selbigem auf- 
kommenden Landesabgaben das Principium abgeben soll. 
Wenn diese Abgaben jährlich dreissig Thaler und darüber 
betragen: so müssen die Erbverschreibungen über dergleichen 
Domainen- und Forst- Grundstücke Sr. KÖnigl. Majestät Aller- 
höchst selbst zur Bestätigung vorgelegt werden. Dahingegen 
wird das General -Directorium hierdurch authorisirt in Fäl- 
len, wo die Abgaben sich nicht auf 30 Thlr. belaufen, die 
Erbverschreibungen zu confirmiren, es sei denn, dass die 
Erbpächter selbst die unmittelbare Confirmation zu ihrer Be- 
ruhigung zu erhalten wünschten. v 

Th. I. Tit. 91. Seqq. a) Ilescr. vom 20. Febr. 1813, 

betr. die Form der Erbpachts- Contracte Über Domainen-Grundstücke tu äl- 
terer Zeit. Gr.I. S. 113. 

b) Bescr. vom 1 A.Juni 1814, denselben Gegenstand betr. Gr. I. 

s. i a. 

Tll.I* Tit. 21. $. 190 Seqq. a) Verordnung vom 16. März 
1811> über *he Ablösung der Domainen- Abgaben ($.1-1 0.) 

I») Edict zur Beförderung der Landcultur , vom l4. September IS 11- 

' «• 20 

C) Verordnung vom 31. Mai 1 8 1 6, wegen Ablösung' des Erbpachtszin- 
ses von Grundstücken , die den geistlichen und milden Stiftungen gehören. 
(arf §. 2 des Land-Kultur-Edicts) G. S. S. 1 8 1 . 

d) C. O. vom 22. Mai 1833, betr. die Abänderung der Bestimmung des 
§. 2 i». 3 dss Culturedicts vom 14. SejWbr. 18 ll. G. S. S. 65. 

(*. ad A. L. B. I. 22. $. 1 seqq. ) 

e) AblOsungsordnung vom 7. Juni 1 82 1. 

f) Gesetze vom 8. April 1 823 , wegen Anwendung der Ablösungsord- 
nung im Grossherzogthum Posen etc. 

g) Ordnung vom 13. Juli 1829, wegen Ablösung der Reallasten in 
Weslphalen etc. 

(*. ad A, L. B. II. 7. §. 240 seqq.) 
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Tfc. I. Tit. fei. 0. 195. Beter, vom 17. AprÜ 1805, dasein neben 
bemerktem $. «tett „Erbpächter" „Erbverpächter" zu lesen sei. v. Ii. 

vm. s. 270. 

Th.I. Tit. 81. 0.8O1. /?<?#«•. vom 18. iVwftr.l 802, &e*r. <ffe<Ztf- 
lässigkeit der Verpfandung von Erbpachtsgütern ohne Consens des Erbver- 
pächters, wenn demselben auch ein jus revoeandi zusteht, v. R. VII. 
8.212. 

Tll.I. Tit. 81. $• 804. Rescr. vom 13. August 1830, betr. 
die Auslegung des nebenbemerkten §. wegen Sequestration der Erbpacht»' 
grundstucke zur Sicherheit des Brbverpuchters. Gr. VI. S. 64. 

Th. I. Tit. 81. ||. 807 - 811. Kann ein Erbpachter, dem eine 
Krug - und Schank-Gerechtigkeit in Erbpacht gegeben ist, von seinem Erb- 
Verpächter Herabsetzung des Canons verlangen, wenn die Krug- und Schank- 
gerechtigkeit vom Staate aufgehoben wird, und wie ist eventuell die Herab- 
setzung zu bestimmen! Erk. des O. L. Ger. zu Halber Stadt vom 17. Mai 
1822. 8. u. v. S. Rechtssjtr. B. I. 8. 32«J. 

Th.L Tit. 81. 0.258 Seqq. Verordnung vom 24. iVoc&r. 1812, 
wegen Aufhebung des Edicts vom 10. Januar 1754, betr. die Hausmiethen 
in Berlin. G. S. S 196. 

Wir Friedrich Wilhelm , von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc. haben in Erwägung gezogen, dass die, wegen 
der Hausmiethen in Unserer Residenz Berlin, in dem Edikt 
vom 10. Januar 1754 und dem Rescript vom 15. April 1765 
enthaltenen Vorschriften nicht mehr nöthig und nur eine 
Veranlassung zu Zweifeln und Streitigkeiten geworden sind. 
Wir befehlen und verordnen daher, dass diese Vorschriften völ- 
lig aufgehoben und abgeschafft sein, und die Rechte und 
Verbindlichkeiten der Hausvermiether und Miether lediglich 
nach den Bestimmungen des A. L. R., Th. I. Tit. 21. 6.258 
und folgende, und der Verordnung vom 9. Januar d. J. beur- 
theilt werden sollen. 

Th. I. Tit. 81. £• 860. Ist gegen einen bestimmten Zins eine 
fruchttragende Sache mit einer andern, die nur durch den Gebrauch der 
Substanz genutzt werden kann, in einem Contracte überlassen , sogiebt 
bei der Bestimmung, ob das Geschäft nach den Regeln des Pacht- oder 
2Hieths- Contracts zu beurtheilen sei, die Beschaffenheit der Hauptsache 
den Ausschlag. Erk. des O. L. Ger, zu Naumburg vom 15* Novbr. 1827« 
S. tr. v. 8. Bechtsspr. B. III. S. 357. 

Th. I. Tit. 81. £. 860 Ulld 869. Das dem Verpächter gesetz- 
lich zustehende Recht , den Erben des Pächters zu kündigen , setzt voraus, 
dass der Vertrag nicht auf diese ausdrücklich mit gerichtet worden ist. Erk. 
des G. Ob. Trib. vom 24. Juli 1810. S.u. v. 8. Bechtsspr. B. I. S. 198. 

Th. I. Tit. 81. 0. 889 Ulld 890. a) Rescr. vom 2. Juli 1 SOS, 
nebst C. O. vom 24* Juni ejusd. wegen Vertheil ung der Kinquartirungsla- 
sten zwischen Vermiethern und Miethern. v. R. IX» S. 223, 
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b) Rescr. vom 1 8. Mai 1810, dass die Verhältnisse zwischen Rauptet- 
genthümem und Miethern weg** Vertheiiung der feindlichem Binquarti- 
rungslast mit Aufhebung des Regulativs vom 2 i .April 1 8l)7 lediglich nach 
richterlicher Entscheidung bestimmt werden sollen, v. R. X. S. 337. 

' CO. vom 20. Mai 1812, wegen nicht fernerer Anwendung der §§. 

289 und 290 und der Städteordnung auf die gegenwärtige Art derEinquar» 
tirung. G.S. S. 47. 

Ich überzeuge mich aus den eingehenden Beschwerden 
über Prägravationen durch die Einquartierung , dass auf die 
gegenwärtige Art der Einquartierung und Verpflegung aus- 
ländischer Truppen weder die Gesetzstelle des A.L. R. Th.L 
Tit. XXI. §. 289 und 290* Anwendung finden kann, noch dass 
die Regulirung dieser Last in den Städten als blosse Kommu- 
nalsache , weiche sie nicht ist, nach den Vorschriften der 
Städteordnung den Magisträten und Stadtverordneten überlas- 
sen werden darf. Ich will daher die Vorschriften der Städ- 
teordnung für das gegenwärtige Einquartierungs - und Ver- 
pflegungswesen suspendiren, und überlasse Ihnen, die Einlei- 
tung zur Einrichtung besonderer mit dieser Angelegenheit zu 
beschäftigender Kommissionen, so wie zur Entwertung eines 
zweckmässigen Regulativs über das Marsch-, Einquartie- 
rungs- und Verpflegungswesen fördersamst zu treffen. 

Tb» I* Tit. Äl. 8. 898. Rescr. vom 30. Mai 1806, betr. die Be- 
rechtigung des Verjüichters oder Vermiethers , beim Rückstände zweier 
Termine des Pacht - oder Miethszinses die Pacht oder Miethe zu kundigen. 
P. R. Vi II* Ä 599. 

Tb. I. Tit. »1. &• 3t4* a) €. O.vom 30. Juni 1834, über die 
Termine bei fVohnungsmiethsverträgen. O. 8. 8. 92. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Freussen etc. finden Uns bewogen, zur Beseitigung einiger 
bei Vertragen über Wohnungs-Miethen vorgekommenen Zwei- 
fel, auf den Antrag Unseres Staatsministeriums und nach er- 
fordertem Gutachten Unsere Staatsraths für den ganzen Um- 
fang Unserer Monarchie Folgendes zu bestimmen: 

§. 1. Wenn künftig der Anfang eines Wohnungs-Mieths- 
vertrages auf Ostern, Johannis, Michaelis oder Weihnachten 
bestimmt wird, so soll unter diesen Ausdrücken jederzeit der 
Anfang eines Kalenderquartals, also der 1. April, 1. Julius, 
I.Oktober, l. Januar verstanden werden, wenn nicht der Ver- 
trag ausdrücklich ein Anderes bedingt. 

§. 2. Wo es nö'thig gefunden werden sollte, bei grösseren 
Wohnungen die gesetzliche Räumungsfrist zu verlängern, 
kann solches, unter Berücksichtigung der bestehenden örtli- 
chen Gewohnheiten, durch eine von der Orts -Polizeibehörde 
zu erlassende Verordnung mit verbindlicher Kraft für alle 
Einwohner des betreffenden Orts angeordnet werden; solche 
Verordnungen bedürfen jedoch der Bestätigung der vorge- 
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setzten Regierung. Die Regierungen werden hierüber von 
dem Ministerium des Innern und der Polizei mit Instruktion 
versehen werden. 

§. 3. Fallen Sonntage oder Feiertage in die bestimmte 
Umzugszeit, so soll an solchen Tagen die ausserdem vorhan- 
dene Verbindlichkeit des Miethers ruhen. 

1>) Rescr. vom 8. und 15. Septbr. { 834, dass durch vorsiehende C. O. 
adle entgegenstehende Provincial- und Locol -Statuten aufgehoben sind. 
9. K. Jhrb. B. 44. S. 148. 

Th. I* Tit. 91. 340. Bescr. vom 13. April 1816, betr. die Kündig 
gung der Miethscontracte in Berlin. Gr. I. S. 1 16. 

Th. I* Tit. 91. 0. 341. Verordnung vom 9. Januar 1812, betr. die 
Aufkündigung der monatsweise gemietheten Wohnungen. G. S. S. 4. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preussen etc. Verordnen, zur Ergänzung der Vorschriften 
des A. L.R. Th. I. Tit. 21. §.341-344, hiermit Folgendes: 

Bei Monatsweise gemietheten Wohnungen soll, wenn 
nicht ein Anderes ausdrücklich verabredet worden, die Auf- 
kündigung in der ersten Hälfte und spätestens am fünfzehnten 
Tage des laufenden Monats, für dessen Dauer der Betrag des 
monatlichen Miethszinses bestimmt ist, geschehen und jedem 
Theile freistehen, eine spätere Kündigung aber, wider den 
Willen des andern Theils, nicht statt finden, sondern der 
Miethsvertrag alsdann für stillschweigend, jedoch nur wieder 
auf Einen Monat, verlängert angenommen werden. 

Tll.I. Tit. 91* 0« 379. Rescr. vom S.April 1807, betr. die Mi*. 
Unterschrift eines Frauenzimmers unter einem Mieths-Contract. v.B. IX* 
8.11. 

Tb. I. Tit. M. 0. 395. Bescr. 28. August 1 806, betr. die Modi- 
ficationen bei Ausübung des Retentionsrechts gegen den Miether, nament- 
lich gegen Handwerker. v.B. VUi. £. 660. 

Tb. I. Tit. 91. 0. 395. Stehen dem Fiscus als V erpächter , wegen 
seiner Forderungen aus dem Pachtverhältnisse , auf die von dem Pächter 
eingebrachten und zur Zeit der Endigung des Contracts in dem Gute noch 
vorhandenen Sachen die Bechte des Pfandgläubigers zu, oder kann er sich 
gegen den Pächter nur seines ßscalischen Vorrechts bedienen f und 

Bat ein Verpächter das Pfandrecht auf die eingebrachten, zur Zeit der 
Endigung der Pacht im Gute noch vorhandenen Sachen auch dann, wenn 
sie in der Zwischenzeit verkauft sind, und der Pächter sich nur den Ni ess- 
brauch vorbehalten hatl Erk. des G. Ob. Trib. vom 20. März 1 833. S. u. 
9. S. Bechtsspr. B. III. S. 274. 

Th. I. Tit. 91. 0. 403. und Anh. 0. 57. Bescr. vom 13. 

Febr. 1 797, betr. die Gültigkeit der vor Creditdirectionen errichteten Pacht- 
oontracte. v.B. IV. S. 26. 
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Th.I. Tit. 81. Ö.408 Beqq. fVegen der Bechte des Pächters 
bei ReguHrung der gutsherrlichen und bäuerliche* Verhältnisse, Gemein- 
hehstheUungen und Ablösungen, {s. Ergänzungen zum A.L.B. I. 17. 
%. 31 1 ; /. 22. $. 1 eeqq.} Ii. 7. §. 240.) 

STh. I* Tit. 81. 0* 4159« JWtcf »ir Beförderung der Ixindcultur v. 
14. £«p<&r. 181 1 (§. 9.) (*. o</^. I». J?. /. 22. (. 1 seqq.) 

Tb. I* Tit. 91. 0. 560 - 563. Ä/ie auf ein verjmchtetes Gut aus- 
geschriebene Natural ^Lieferung- an den Feind, trifft den Verpächter als 
Eigenthlimer 9 selbst wenn das Gutsinventarütm dem Pächter nach einer 
Taxe als Kiffenthum Übergeben ist. Krk. des G. 06. Trib. vom 1 8. März 
1811. S.u.v.S. Bechtsspr. B. 1. S. 134. 

Th.l. Tit. 81. 0.686-665. s. Ergänzungen zum A. L. B. U. 

7. §.87 *eqq. und 2 Ml seqq. 

Th. I. Tit. 88. 8. 1-848. a) Verordnung vom 16. März 1811, 
Uber die Ablösung der Domanialabgaben jeder Art, nebst Anweisung für 
die Gerichtsbehörden. G. S. S. 157. 

Urn die Ablösung der Doraanial- Abgaben aller Art mög- 
lichst zu erleichtern, haben Wir über das dabei zu beobach- 
tende Verfahren Nachstehendes angeordnet: 

§. 1. Alle Servituten, Bann- und Zwangsrechte, Mono- 
polien, Geld- und Naturalprästationen, sind Gegenstände der 
Ablösung, die Dorna ine mag dabei zum Empfange berech« 
tigt oder zur Leistung verpflichtet sein. Doch muss im letz- 
ten Fall vorzüglich auf Kompensation und Abfindung ohne 
baare Geldzuschüsse Rücksicht genommen werden. Unbe- 
ständige Gefälle, welche nicht von bestimmten Hofbesitzern 
geleistet und wie z. B. Fleischzehnt, wenigstens in jeder Hin- 
sicht als beständige Hebungen betrachtet werden können; 
desgleichen Gerichtsbarkeit, Patronatsrecht , Sozietäts und 
Kommunal -Lasten, Natural - Deputate an Schulen, Kirchen, 
Geistliche und Schullehrer, bleiben jedoch jetzt von der Ab- 
lösung ausgeschlossen. 

§• 2. Die abzulösende Summe wird 25m al genommen oder 
mit A Prozent zu Kapital gerechnet und in baarem Gelde oder 
in anerkannten Staatspapieren nach dem Nennwerthe bezahlt. 
Zu diesen gehören 

1) die im Edikte vom 27. Oktbr. Seite 29 G.S. No. 3 ver- 
zeichneten Obligationen der ausländischen und der holländi- 
schen Anleihe; 

2) Banknoten; 

3) Bankobligationen; 

4) Bergwerksobligationen; 

5) Brennholzobligalionen und Haupt- Nutzholzobligationen; 

6) Bon« über russische Forderungen * 9 
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7) General- Salzkassenobligationen; 

8) Gehalts -Bons, jedoch wegen der zu Kapital geschlage- 
nen Zinsen mit 10 Prozent Abzug. 

9) Interimsscheine aus der inländischen Anleihe der \\ Mil- 
lionen vom Februar 1810; 

10) Münzscheine; 

11) Obligationen der Labesschen Anleihe; 

12) Scheidemünzobligationen ; 

13) Seehandlungsactien; 

14) Seehandlungsobligationen; 

15) Tabacksactien; 

> 16) Tresorscheine; endlich sollen auch 

17) Pfandbriefe angenommen werden, welche auf Gütern 
haften, die in der Monarchie liegen, und für welche regel- 
mässig die Zinsen gezahlt werden. 

Nach erfolgtem Austausche der inländischen Staatspapiere 
treten die neuen Staatsschuldscheine an deren Stelle. 

Die vom 1. Januar 1811 laufenden Zinsen derjenigen Pa- 
piere, für welche die Zahlung vom l.Juli 1811 ab in halb- 
jährigen Terminen versprochen ist, werden nach vollen Mo- 
naten mit in Anrechnung gebracht ; dagegen können Zinsen von 
Papieren, die erst später berichtigt werden sollen, und wo- 
hin also die Zinsen der Bons für die russischen Forderungen 
gehören, nicht mit zum Kapital geschlagen werden. 

Bisherige Goldzahlungen werden mit koursmässigem Agio 
zu Kourant berechnet. 

§. 3. Getreidepächte werden nach den Durchschnittsprei- 
sen in der nächsten bedeutenden Marktstadt für die letzten 
30 Jahre von 1805 an zurückberechnet; andere Naturalien 
nach Lokalpreisen und billigen Sätzen. Sollten diese Durch- 
schnittspreise wegen der frühern theuern Jahre zu hoch aus- 
fallen, so könnet* den Umständen nach bis 10 Prozent nach- 
gelassen werden. Für den Transport bis zum Ablieferungs- 
ort oder bis zur nächsten Marktstadt, darf nur bei grösserer 
Entfernung und bei ausserordentlichen Umständen etwas zu 
Gute "escnrieben werden. Garbenzehnten reducirt man nach 
dem Erdrusch auf Getraidegefälle undkompensirt Stroh und 
Spreu mit der Anfuhr und den Dreschkosien. Zehnjährige 
Durchschnitte werden bei solchen unbeständigen Gefällen 
zum Grunde gelegt, die sich fixiren und dauernd von densel- 
ben Personen verlangen lassen. Ueber die Ablösung der 
Dienste sind bereits besondere Vorschriften ertheilt 

§.4. Die Verpflichtung, Maulbeerbäume zu unterhalten, 
wird für das Stück mit 8 Gr. Kapital abgelöset, sofern nicht . 
ausserordentliche Begünstigungen für jene Last bewilligt wor- 
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den sind. In diesem Fall richtet sich die Ablösungssumme 
nach der Grösse der Begünstigung. 

§. 5. Zur Erleichterung der Zahlungspflichtigen ist die 
theilweise Ablösung bis zum Betrag einer jährlichen Rente 
Ton 12 Gr. nachgelassen. Bei Ablösungs- Objekten von 50 Thlr. 
jährlicher Rente und darüber ist aber jene Summe höher 
festzusetzen. Die Abschreibung an der jährlichen Zahlungs- 
summe kann nur halbjährig zum 1. Juni und 1. December 
erfolgen. 

§. 6. Bei Ablösung der niedern und mittlem Jagd, welche 
jedoch einzelnen Besitzern im Gemenge liegender Grund- 
stücke, nicht gestattet werden kann, wird, wenn gütliche Un- 
terhandlungen nicht zu vortheil haften Resultaten führen, die 
bisherige wirkliche oder nach Wahrscheinlichkeit zu berech- 
nende Rente mit, 3 Prozent zu Kapital berechnet. Ob die 
hohe Jagd mit zu überlassen oder Lokal Verhältnisse halber 
die Konservation einzelner Reviere nöthig ist, bleibt dem Er- 
messen der Regierungen überlassen, doch darf in der Regel 
die hohe Jagd mit hinweg gegeben werden. Niemand soll 
dagegen das Jagdrecht auf fremden Grundstücken z. B. den 
Gemeinde -Feldmarken erblich erhalten. 

§. 7« Die Bedingung, sich von Zeit zu Zeit der Erhöhung 
des Canons nach Getraiaepreisen zu unterwerfen, wird in der 
Art abgelöset, dass der Canon nach den Durchschnittspreisen 
der festgesetzten Umlaufsperiode von 12, 15 oder 30 Jahren 
etc. berechnet, und dann der Betrag mit 4 Prozent zu Kapi- 
tal ausgeworfen wird. Die Durchschnittspreise werden von 
1805 an zurückgerechnet. Erbpächter befreien sich von der 
Bedingung der Erhöhung der Kammertaxe durch Ablösung 
nach den mässigsien Sätzen der neuen Kammertaxe jeder 
Provinz , sofern in ihren Kontrakten nicht bereits höhere 
Preise stipulirt sind, oder ganz ungewöhnliche Verhältnisse 
statt finden. Der im §.3 bestimmte Nachlass von 10 Prozent 
kann auch hier aus gleichen Gründen eintreten. 

§. 8. Bei der Verpflichtung , Laudemien zu entrichten, 
muss zuvörderst ausgemittelt werden , in welchen Fällen sie 
statt findet, und nach welchem Prinzip die Zahlung geschehen 
muss. Hiernach wird der wahrscheinliche Zeitraum, binnen 
welchem die Abgabe eintritt und der Betrag derselben be- 
rechnet, dieser aber auf sämmlliche Jahre des Zeitraums ver- 
theilt. Hierbei gelten folgende Regeln: 

a) Der "WeTth des Dominii utilis oder der Erbpachtsge- 
rechtigkeit wird nach den letzten Kaufpreisen von 1776 
bis 1806, in Ermangelung derselben nach der letzten gericht- 
lichen Werthschätzung in diesem Zeitraum, wo aber beides 
fehlt, nach einer neuen Abschätzung bestimmt. 
• b) Es wird angenommen, dass die Abgabe alle 15 Jahre 
gezahlt wird, wenn sie bei jeder Besitzveränderung fällig ist; 
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alle 25 Jahr, wenn Veräusserungen, und Vererbungen in-auf- 
und absteigender Linie ausgeschlossen sind. 

c) Wenn der Satz der Abgabe nach verschiedenen Prinzi- 
pien bestimmt ist , z. B. für den Fall der Vererbung nach 
dem Canon, für den Fall der Veräusserung nach der Quote 
des Werths, so ersieht der Durchschnitt den als Fixum auf- 
zunehmenden Geldbetrag. 

§. o. Nebenbedingungen der Erbpacht - Kontrakte z. B. 
Einschränkungen wegen Verschuldung und Vererbung, Vor- 
behalt des Vorkaufsrechts etc. sind Gegenstände gütlicher 
Compensation, sofern nicht allgemeine Gesetze sie ohne Er- 
satz aufheben. 

§. 10. Solidarische Verpflichtungen von Erbpächtern sol- 
len aufhören und jedem sein Antheil am Rechte und an der 
Verflichtung ausgemitlelt , dadurch freies Eigenthum be- 
gründet, und die Möglichkeit der Ablösung herbei geführt 
werden. 

§•11. Die anliegende Anweisung für die Gerichtsbehör- 
den, enthält die Vorschriften, welche von derselben bei den 
Ablösungen selbst, und bei der Aufnahme von Kapitalien, 
Behufs der Ablösungen, zu beobachten sind. 

§. 12. Das anliegende Formular zeigt, wie in der Regel, 
und wenn nicht durch besondere Umstände Abweichungen 
nothig werden, die Urkunden über die erfolgten Ablösungen 
zu fassen, sind. 

Nach diesen Vorschriften haben Unsere Regierungen, Ge- 
richtsbehörden , so wie jeder Unserer Unterthanen, welchen 
dieselben betreffen können, sich gebührend zu achten. 

Berlin, den 16. März 1811. Friedrich Wilhelm. 

V.Hardenberg, v. Kircheisen. 

Anweisung für die Gerichtsbehörden, betreffend das Ver- 
fahren bei Ablösung der auf D omainen- Grundstücke 

haftenden Lasten. 

Nachdem den Besitzern der Dorna inen -Grundstücke frei- 
gelassen ist , die auf selbige haftenden Abgaben und Lasten 
durch Bezahlung eines nach richtigen und billigen Grund- 
sätzen zu berechnenden Kapitals abzulösen und sich auf im- 
mer davon zu befreien, so ist für nöthig erachtet worden, 
über das hierbei von den Gerichten und Hypotheken -Buch 
führenden Behörden zu beobachtende Verfahren und dessen 
rechtliche Wirkungen Nachstehendes festzusetzen: 

§•1. Wenn der Besitzer eines Domainen - Grundstücks 
das Ablösungs- Kapital aus eigenen Mitteln oder auch durch 
ein, auf seinen Kredit angeschafftes Darlehn, jedoch ohne das 
Grundstück selbst mit einer neuen Real- Verbindlichkeit zu 
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beschweren, getilgt hat; so ist er befugt, zu verlangen, dass 
die dadurch aufgehobene Abgabe oder Last, wenn solche vor- 
her in dem Hypotheken -Buch eingetragen war, sofort ge- 
löschet werde. 

§. 2. Die Hypotheken- Behörde kann die Löschung nicht 
verweigern, sobald der Besitzer eine von der Provinzial- Re- 
gierung für ihn ausgefertigte Urkunde vorlegt, in welcher der 
Gegenstand der Ablösung und der Betrag des Ablösungs-Ka- 
pitals deutlich ausgedrückt und eine Quittung über die voll- 
ständige Zahlung des Kapitals enthalten ist. 

§. 3. Findet sich der Besitzer nicht im Stande das Ab- 
lösung- Kapital auf andere Art, als durch Beschwerung des 
Grundstücks mit einer neuen Real -Verbindlichkeit zu berich- 
tigen; so ist es nothwendig, dass vorher der Besitztitel für 
ihn im Hypotheken -Buch schon berichtiget sei, oder noch 
berichtiget werde. An Orten, wo bisher die Anlegung vor- 
schriftmässiger Hypotheken-Bücher vernachlässiget sein sollte, 
muss daher solche unverzüglich erfolgen, und dieses Geschäft 
nach aller Möglichkeit zum Besten der ünterthanen erleich- 
tert und befördert werden. 

§. 4. Der eingetragene Besitzer ist alsdann berechtigt, 
zur Zahlung des Ablösungs -Kapitals sich ein Darlehn auf eine 
hypothekarische Schuldverschreibung zu verschaffen und diese 
Verschreibt! ng unter der dritten Rubrik im Hypotheken-Buch 
nach der Zeitfolge eintragen zu lassen, so dass der neue 
Gläubiger unmittelbar hinter den schon früher eingetragenen 
Gläubigern zu stehen kommt. Eine andere und vorzügliche 
Eintragung kann dem neuen Gläubiger von der Hypotheken- 
Behörde in der Regel niemals bewilligt werden. 

§. 5. Von dieser Regel soll jedoch eine Ausnahme in dem 
Fall statt finden, wenn der Gegenstand der Ablösung in sol- 
chen beständig fortlaufenden Lasten und Pflichten und darun- 
ter begriffenen Geld- oder Natural- Frästationen und Diensten 
bestehet, welche nicht aus Kontrakten oder einem andern 
besondern Titel, sondern nach den Verfassungen eines jeden 
Orts oder Kreises, oder einer Provinz, von dem Domainen- 
Grundstück -Besitzer dem Fisko auch als Gutsherrschaft zu 
leisten und zu entrichten sind, und weshalb diesem, nach 
der A. G. 0. Th. I. Tit. 50. §.357. der Vorzug in der zweiten 
Klasse gebühret. 

§.6. In diesem §.5. beschriebenen Falle Söll nämlich das 
Ablösungs -Kapital an die Stelle des abgelöseten Gegenstan- 
des dergestalt treten, dass dasselbe unter der zweiten Rubrik' 
im Hypotheken-Buch für den Gläubiger eingetragen und al- 
ler Vorzugsrechte welche Fiskus selbst vor der Ablösung ge- 
habt hat, theilhaftig werde. 

Nicht nur dem Kapital und den zweijährigen Zins-Rück- 
atänden ist daher bei etwan künftiger Konkurs-Eröffnung nach 
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Anleitung der A. G. O. Th. I. Tit. 50. §. 356. 357. ein Platz in 
der zweiten Klasse anzuweisen, sondern es haben auch die 
laufenden Zinsen nach §. 270. a. a. O. das Vorrecht der kur- 
renten öffentlichen und gemeinen Lasten zu gemessen, und 
nur die mehr als zweijährigen vor der Konkurs - Eröffnung 
rückständig gebliebenen Zinsen gehören nach §. 4o4, ebenda- 
selbst in die vierte Klasse. 

§. 7. Der Gang des hierbei zu beobachtenden Verfahrens 
ist folgender. Der Regierung liegt es ob, zu förderst das Ab- 
lösungs-Kapital nach den ihr vorgeschriebenen Grundsätzen 
auszumitteln und zu bestimmen, und , wenn der Domainen- 
Grundstück-Besitzer damit einig und zur Ablösung bereit- 
willig ist, demselben ein vorläufiges Attest dahin zu erthei- 
len, dass die Ablösung der zu benennenden Gegenstände 
durch Erlegung des ausgemittelten Kapitals bewirkt und die- 
sem Kapital nebst Zinsen, die im §.6. bemerkten Vorrechte 
zu Theil werden können. 

§. 8. Der Besitzer meldet sich alsdann mit dem erhalte- 
nen Atteste bei dem Hypotheken -Richter, welcher die etwa 
schon eingetragenen Gläubiger unverzüglich davon zu be- 
nachrichtigen und auf einen nahen Termin zu ihrer Erklä- 
rung vorzuladen hat. 

§.9. Diejenigen Gläubiger, welche in dem Termin er- 
scheinen, haben nun zwar kein Recht, der Ablösung selbst 
nach der Eintragung des zu diesem Behuf aufzunehmenden 
Kapitals zu widersprechen, wenn die in der Verordnung vom 
16. d. M. vorgeschriebenen Grundsätze der Berechnungsart 
beobachtet sind. Es steht ihnen aber frei, gegen die Höhe 
des Ablösungs- Kapitals Erinnerungen zu machen, wenn sie 
auszuführen sich getrauen, dass die Regierung bei der Ausmit- 
telung und Festsetzung de» Kapitals den vorgeschriebenen 
Grundsätzen zuwider gehandelt habe. 

§. 10. Damit jedoch, wenn dergleichen Erinnerungen ge- 
macht werden, das Ablösungs- Geschäft nicht verzögert werde, 
so müssen solche zu einem besondern Verfahren verwiesen, 
die Gläubiger aber zu einer bestimmten Erklärung über die- 
jenige Höhe des Ablösungs- Kapitals, welche, wenn auch ihre 
Erinnerungen gegründet sein sollten, doch als unstreitig gel- 
ten müsste, angehalten werden. 

§. 11. Der Hypotheken-Richter ist demnächst verpflichtet, 
den unbestrittenen oder nach vernünftigem Ermessen für un- 
streitig zu erklärenden Betrag dej sonst gegen jeden Wider- 
spruch gesicherten Ablösungs- Kapitals auf dem §. 7* erwähn- 
ten Attest, in einer kurzen Registratur zu vermerken, und das 
Attest dem Besitzer zurückzugeben, welcher auf den Grund 
desselben das erforderliche Darlehn sich zu verschaffen hat. 

§. 12. Der neue Gläubiger erlegt hierauf das von ihm 
bewilligte Kapital, wenn er solches dem Grundbesitzer nicht 
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anvertrauen will, selbst bei der Regierung, und empfangt 
zu seiner einstweiligen Sicherheit die für den letztern aas- 
zufertigende Urkunde. Der Besitzer hingegen vollzieht für 
die Gläubiger eine, auf das vorgeschossene Kapital nebst Zin- 
sen lautende Schuldverschreibung und Cessions-Urkunde, worin 
er nach beiderseitigem Uebereinkommen Sicherheit bestellt» , 
und besonders die von dem Fisko ihm cedirte Rechte auf den 
Gläubiger überträgt. 

§. 13. Die Gläubiger und Schuldner präsentiren endlich 
dem Hypotheken -Richter die §. 12. erwähnten Dokumente, 
worauf die wirkliche Eintragung und zwar in Ansehung des 
unstreitigen Betrags des Ablosungs- Kapitals sofort, in Anse- 
hung des streitig gebliebenen und auf Verlangen des Gläubi- 
gers allenfalls besonders sicher zu stellenden Ueberrestes 
aber nach erfolgter Hebung der von den Gläubigern gemach- 
ten Erinnerungen, sub. Rubr. II. des Hypotheken- Buchs er- 
folgen muss. 

§. l4. Auf diesem Wege können und dürfen daher auch 
gerichtliche und Pupillen-Deposita belegt werden. 

b) Verordnung- vom 29- Marz 1829» öeir ' *? ie Ablösung der nieder n 
und mittlem Domainenjag-den. G. S. S. 23* 

Auf den Antrag Unseres Staatsministeriums und nach er- 
fordertem Gutachten Unseres Staatsraths, finden Wir Uns be- 
wogen, die im §.6. Unserer Verordnung vom 16- März 1811, 
über die Ablösung der Domanialabgaben enthaltene Bestim- 
mung, wornach es dem Ermessen Unserer Regierungen über- 
lassen worden, ob die Ablösung der hohen Dorna inen -Jagd 
zu gestatten oder in Erwägung der Lokalverhältnisse zu ver- 
weigern sei, auch auf die Ablösung der niederen und mitt- 
leren Domainen- Jagden auszudehnen. 

Tb. I. Tit. Äfc. Ö.1-S48. a) Edict zur Beförderung- der Land- 
cuHur, vom l4. Sei*br. 1811. G. S. S. 300. 

Das platte Land Unserer Monarchie befand sich bisher 
im Ganzen in einem ungünstigen Zustande. Um ihn zu ver- 
bessern, haben Wir die Untertänigkeit aufgehoben und die 
grosse Last des Vorspanns und der Fouragelieferung erlassen. 
Inzwischen reichen diese Wohlthaten und Andere, die aus 
der Gewerbefreiheit entspringen, immer noch nicht hin, das 
Wohl der Landbewohner gründlich und dauernd zu beför- 
dern. Mit Ausnahme Niederschlesiens fehlt dem grössten 
Theile derselben das Eigenthum, und da, wo es vorhanden 
ist, unterliegt es grossen Beschränkungen. 

Die durch Unsere Edikte vom 9. Oktober 1807 und 27. 
Oktober v. J. gegebene Verheissung wegen allgemeiner Ver- 
leihung des Eigenthums, geht durch das Edikt vom heutigen 
Tage wegen Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
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Verhältnisse in Erfüllung. Auch werden» theils durch sol- 
ches, theils durch die nächstens ergehende Gemeinheitsthei- 
lungsordnung Bestimmungen gegeben, wie die Abhängigkeits- 
verhältnisse der bäuerlichen Grundbesitzer abgelöset nnd die' 
Servituten, welche der Cultur hinderlieh sind, ausgeglichen 
werden können« 

Um nun die noch übrigen Hindernisse völlig aus dem 
Wege zu räumen, und Unsere getreue Unterthanen in die 
Lage zu setzen, ihre Kräfte frei anwenden, und Grund und 
Boden, so weit solche reichen, nach bester Einsicht benutzen 
zu können, verordnen Wir wie folget: 

§. l« Zuvörderst heben Wir im Allgemeinen alle Be- 
schränkungen des Grundeigenthums, die aus der bisherigen 
Verfassung entspringen, hiemit gänzlich auf, und setzen fest : ' 

dass jeder Grundbesitzer ohne Ausnahme befugt sein soll, 
über seine Grundstücke in sofern frei zu verfügen, als nicht 
Rechte, welche Dritten darauf zustehen, und aus Fideikom- 
missen, Majoraten, Lehnsverband ' % Schuldverpflichtungen/ 
Servituten und dergleichen herrühren , dadurch verletzt 
werden. 

Dem gemäss kann mit Ausnahme dieser Fälle, jeder Ei- 
gentümer sein Gut oder seinen Hof durch Ankauf oder Ver- 
kauf oder sonst auf rechtliche Weise willkührlich vergrössern 
oder verkleinern. Er kann die Zubehörungen an einen oder 
mehrere Erben überlassen. Er kann sie vertauschen, ver- 
schenken, oder sonst nach Willkühr im rechtlichen Wege 
damit schalten, ohne zu einer dieser Veränderungen einer 
besonderen Genehmigung zu bedürfen. 

Diese unbeschränkte Disposition hat vielfachen und gros« 
sen Nutzen. Sie ist das sicherste und beste Mittel, die Grund- 
besitzer vor Verschuldungen zu bewahren, ihnen ein dau- 
erndes und lebendiges Interesse für Verbesserung ihrer Güter 
zu geben, und die Cultur aller Grundstücke zu befördern. 

Ersteres geschiehet dadurch, dass bei Erbtheilungen, oder 
sonst entstehenden ausserordentlichen Geldbedürfmssen des 
Annehmers oder Besitzers eines Hofes so viele einzelne 
Grundstücke verkauft werden können, dass derselbe schul- 
denfrei bleibt oder es wird. 

Das Interesse giebt die, für Aeltern so wünschenswert he 
und wohlthätige Freiheit, ihr Grundeigentum unter ihre Kin- 
der nach Willkühr zu vertheilen und die Gewissheit, dass 
diesen eine jede Verbesserung zu Gute kommt* 

Die Cultur endlich wird eben hierdurch und zugleich 
dadurch gesichert, dass die Grundstücke, welche in der Hand 
eines unvermögenden Besitzers eine Verschlechterung erlitten 
hätten, bei dem Verkauf in bemittelte Hände gerathen, die 
sie im Stande erhalten. Ohne diesen einzelnen Verkauf 
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wird der Besitzer sehr oft tiefer verschuldet und der Acker 
entkräftet. 

Durch die Veräuserung wird er schulden- und sorgen- 
frei, und erhält Mittel, dass ihm, verbleibende Land gut zu 
cultiviren. Es bleibt also alles Land bei diesem beweglichen 
Besitzstande in guter Cultur, und deren einmal erreichter 
Punkt kann durch Industrie und Anstrengung wohl noch hö- 
her gebracht werden, ohne äussere störende EinÜüsse aber 
ist ein Zurücksinken nicht leicht zu besorgen. 

Aus der Vereinzelung entspringt noch ein anderer sehr 
beachtenswerther Vortheil, der Unserm landesväterlichen Her- 
zen besonders angenehm ist. Sie giebt nämlich den söge« 
nannten kleinen Leuten, den Käthnern, Gärtnern, Büdnern, 
Häuslern und Tagelöhnern Gelegenheit, ein Eigenthum zu er- 
werben, und solches nach und nach zu vermehren. Die 
Aussicht hierauf wird diese zahlreiche und nützliche Klasse 
Unserer Unterthanen fleissig, ordentlich und sparsam machen, 
weil sie nur dadurch die Mittel zum Landankauf erhalten 
können. 

Viele von ihnen werden sich empor arbeiten und dahin 
gelangen, sich durch ansehnlichen Landbesitz und Industrie 
auszuzeichnen. Der Staat erhalt also eine neue schätzbare 
Klasse fleissiger Eigenthümer, und durch das Streben, solches 
zu werden, gewinnt der Ackerbau mehr Hände, und durch 
die vorhandenen in Folge der freiwilligen grösseren Anstren- 
gung mehr Arbeit als bisher. 

§. 2. Damit das erbpachtliche Verhältniss kein Hinder- 
nis» der Vereinzelung bleibe, so soll eines Theils die Ver- 
wandelung in freies Eigenthum, soweit dies rechtlich angeht, 
erleichtert, andern Theils aber bis dahin eine Einrichtung 
getroffen werden, die jenen Zweck, ohne Nachtheil des Erb- 
verpächters sichert. 

Zu dem Ende soll: 

a) der Letztere verpflichtet sein, sich die Ablösung des 
Canons nach dem Zinsfuss von Vier Prozent gefallen zu las- 
sen, und solche auch, nach vorhergegangener halbjähriger 
Kündigung, successiv in zertheilten Summen, jedoch nicht 
unter Hundert Thaler, nach der Convenienz des Erbpächters 
anzunehmen ; 

b) das in Veränderungsfällen anfällige Laudemium und an- 
dere unbestimmte Abgaoen, sollen auf eine Jährlichkeit be- 
stimmt und ebenfalls ablösslich gemacht werden können. Ist 
dies geschehen, so hat 

c) der Erbpächter die Befugniss, einzelne Theile dergestalt 
zu veräussern, dass er entweder 

a) ein Käufgeld bedingt, und damit den Kapitalwerth 
der Abgaben ad a. und b. an den Erbverpachter, so weit 
es nöthig ist, berichtigt* oder 
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diese Abgabe -an den Accjuirenten mit einer Er- 
höhung von Vier Prozent der jährlichen Abgabe über- 
tragt, welche letztere den Erb Verpächter für die Mühe der 
einzelnen Einhebung entschädigt; 

v) bis zur Ablösung der Hälfte de« Canons darf der 
Erbpächter keine Wiesen und bis zur Vollendung der 
Ablösung durchaus gar keine Gebäude veräussern. 

Sollte in besondern Fällen eine Abweichung von dieser 
letzten Bestimmung nöthic und ohne Nachtheil des Erbver- 
pächters zulässig sein, so kann sie nur auf Entscheidung der 
nach der Gemeinheitstheilungs-Ordnung angeordneten Schieds- 
richter statt finden. 

, §. 3. Auch die Staatsabgaben und Lasten sollen niemals 
ein Hinderniss der Vereinzelung sein. Wir haben vorzüglich 
deshalb mit den Theil derselben aufgehoben, der auf dem 
Ganzen der Güter ruhte und nicht vertheilbar auf die einzelnen 
Theile war, wohin namentlich der Vorspann und die Fourage- 
Lieferung gehörte. Der Müitair- Vorspann, der nothwendig blei- - 
ben ransste, hat dadurch aufgehört, ein Hinderniss zu sei«, dass 
er von allen Grundbesitzern ohne Ausnahme nach Maassgab* 
ihrer Anspannung getragen wird. Die neuen Abgaben des 
platten Landes stehen ebenfalls nicht im Wege, da sie ent- 
M r eder direct oder indirect blos persönlich sind. Es bleibt 
daher nur noch die Schwierigkeit wegen der Grundsteuer zu 
beseitigen, und dies soll dadurch geschehen: 

dass solche bei Vereinzelungen auf die abzutrennenden 
Theile verhältnissmassig repartirt wird. 

Die Reparation geschiehet nach der Entscheidung des im 
§. 4l. bemerkten Landes- Oeconomie-Collegii, welches von 
dem Kreissteueramt und nach Befinden auch von einem 
Kreisverordneten Gutachten darüber erfordert. Die Verkei- 
lung ist ebenfalls wie in dem Fall adb. §.2. mit einer Er- 
höhung von Vier Prozent zur Bestreitung der mehrern Ren- 
danturkosten verbunden. 

§.4. Die Einschränkungen, welche theils das A. L. R , 
theils die ProvinziaU Forstordnungen in Ansehung der Be- 
nutzung der Privatwaldungen vorschreiben, hören gänzlich 
auf. Die Eigenthümer können solche nach Gutfinden benut- 
zen und sie auch parzelliren und urbar machen, wenn ihnen 
nicht Verträge mit einem Dritten oder Berechtigungen Ande- 
rer entgegenstehen. 

§. 5. Mit dieser Einschränkung können auch landwirt- 
schaftlich benutzte Grundstücke in Forst verwandelt und sol- 
che jeder andern beliebigen Veränderung unterworfen wer-- 
den, daher denn auch die in mehreren Provinzen bestehende 
Verordnung, dass bäuerliche Grundstücke nicht unbestellt 
bleiben dürfen, hiemit aufgehoben wird* 
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§. 6. Die Realgläubiger oder etwa vorhandene Lehn»-, 
Fideikommiss- und Majorats -Berechtigte dürfen einer verän- 
derten Benutzung der Grundstücke niemals widersprechen 
und müssen sich auch jede Vereinzelung und ausserordentli- 
che Holzverkäufe .gefallen lassen, wenn nach der Vorschrift 
des Edikts, wegen der gutsherrlichen und bäuerlichen Ver- 
hältnisse und der erfolgenden Gemeinheitstheilungs- Ordnung 
diese Operationen nach dem Gutachten zweier Kreisverordne- 
ten nölhig sind und die Verwendung der Kaufgelder entwe- 
der in die Substanz der Güter oder zur Tilgnng der darauf 
haftenden, den übrigen Hypothekarien vorstehenden oder die 
Mitberechtigten auch mit verpflichtenden Realschulden gc- 
schiehet. 

§. 7. Jedem Grundbesitzer steht zwar frei, so viel Ar- 
beitsfamilien, wie er zu bedürfen glaubt, auf seinem Eigen- 
thom anzusetzen und solche ganz oder theilweise durch 
Landnutzung abzulohnen. Damit sich aber hierdurch nicht 
neue Culturschäd liehe Verhältnisse bilden, so sollen die 
Mieths vertrage einen Zeitraum von längstens .Zwölf Jahren 
umfassen, erbliche Ueberlassungen solcher Stellen aber nie- 
mals unter Verpflichtung zu fortwährenden Diensten gesche- 
hen, sondern nur im Wege des Verkaufs oder mit Auflegung 
einer bestimmten Abgabe an Geld oder Körnern, zulässig 
sein. 

§. 8. Die Verordnung, nach welcher keine Ausländer 
zu Guts- und Amtspächten zugelassen werden sollen, wird 
gänzlich aufgehoben. 

§. 9. Da die Bestimmung des §. 452. im A.L.R. Th. I. 
Tit. 21.: 

dass der von einem Pächter übernommene Viehstand wäh- 
rend seines Besitzes zum Nachtheil des Düngers nicht wei- 
ter vermindert werden darf, als letzterer von ihm auf an- 
dere Art wieder ersetzt wird, 
zu weitläufigen Prozessen Anlass geben kann, so wird ver- 
ordnet: 

dass in dieser Hinsicht nicht auf die Anzahl des Viehes 
gesehen werden soll, sondern darauf, dass nach dem Gut- 
achten der Sachverständigen , eine, wenigstens ebenso starke 
Quantität selbst gewonnenen Futters, als vorher, durch das 
Vorhandene Vieh wirlhschaftlich consumirt wird* 

§. 10. Nach Aufhebung der, in der Verfassung gegrün- 
deten Culturhindernisse bleiben noch diejenigen zu entfer- 
nen, welche aus besondern Verhältnissen und Servituten ent- 
springen. 

So nachtheilig die letztern im Allgemeinen sind, so ste- 
hen sie doch mit dem einmal eingeführten Landbau in den 
meisten Gegenden in einer so engen Verbindung, dass sie 
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ohne Gefahr der Zerrüttung nicht mit einemraale aufgehoben 
werden können, sondern nur nach und nach gelöset werden 
dürfen. Letztere* «oll so weit geschehen, wie es für die freie 
Anwendung der rorhandenen Kräfte Bedürfnis« , oder sonst 
nützlich und ohne Verlust für die Berechtigten zulässig ist. 

Sehr viel kann und soll zu diesem Zweck schon durch 
Abstellung eingeschlichener Missbräuche und durch Verwei- 
sung der Servitutsausübung in die gesetzlichen Schranken 
gewirkt werden. Wir werden deshalb das Nöthige nachste- 
hend verfügen, zugleich aber einige Anordnungen treffen, die 
den Grundbesitzern erlauben, die Resultate des verbesserten 
Landwirtschaftlichen Betriebes zu benutzen, ohne gezwungen 
zu sein, durch die sehr kostbaren und oft schwierigen Spe- 
zialseparationen aus aller Gemeinschaft mit anderen Grand be- 
sitzern zu treten. 

§. 11. Als nächstes und einfaches Mittel dazu verord- 
nen Wir: 

dass der dritte Theil der Ackerländerei einer jeden inWei- 
decommunion befindlichen Feldmark unter den nachfolgen- 
den Bestimmungen von der Hütung befreiet und der pri- 
vativen Benutzung der Besitzer überlassen werden soll. 

§• 12. Es hängt von den Inhabern der Mehrheit des Land- 
besitzes ab, wo dieses Drittel gewählt und ob es in einem 
Felde oder in mehreren genommen werden soll. Ist ein Do- 
minium dabei interessirt, so muss sich die Gemeinde mit 
solchem einigen, und stehet dies nicht zu bewirken , so fin- 
det die im §. 42. erwähnte schiedsrichterliche Entscheidung 
statt, von welcher jedoch in diesem Falle eine Berufung auf 
Revision nicht zulässig sein soll. 

Zur Direktion hierbei dient, dass das Drittel in der Nähe 
des Dorfs, und wo möglich gleichmässig von allen Feldern 
genommen werden muss, damit die Benutzung der übrigen £ 
derselben ungestört bleibt. 

§.13. Besondere und fremde HütungsbeTechtigte, worunter 
der Gutsherr nicht zu zählen ist, müssen, in sofern sie durch 
dies Hütungsfreie Drittel verlieren, von der Gemeinde nach 
Verhältniss der Grösse und Güte des Ackers entschädigt 
/Verden. 

In Ermangelung einer gütlichen Uebereinkunft wird fest- 
gesetzt: 

a) von dem Drittheil ist dasjenige abzuziehen, welches je- 
der Ackerbesitzer nach dem A. L.R. Th. I. Tit. 22. §. 119* 
oder nach der Observanz, dem Futterbau bisher schon wid- 
men oder einhegen, oder überhaupt mit Braachfrüchten be- 
stellen durfte; 

b) nur für den sodann übrig bleibenden Theil ist die Ent- 
schädigung, und zwar in Körnern, durch Schiedsrichter nach 
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den Vorschriften der Gemeinheitstheilungs - Ordnung auszu- 
miUeln. 

§. 14. Die Einrichtung erfordert keine Zusammenlegung 
der Grundstücke eines jeden Interessenten. Ist jene einmal 
getroffen und Tollzogen, so soll auch nachher kein Besitzer 
zur Umlegung und Vertauschung der in diesem Drittel be- 
findlichen Grundstücke jemals gezwungen werden können, 
sondern es muss die Zusammenlegung derselben der freiwil- 
ligen Uebereinkunft der Interessenten überlassen werden. 

§15. Sollte eine Gemeinde einstimmig die Htithfrei- 
heit noch nicht benutzen wollen, so kann sie zwar einstwei- 
len noch ruhen. Sobald aber nur der vierte Theil der In- 
teressenten solche verlangt, so moss sie unbedingt eintreten, 
so wie sie denn auch Einzelne für den Theil ihrer Aecker 
reklamiren können, der ihnen am meisten konvenirt. 

Keine Gemeinde darf sich, bei harter Ahndung unter- 
stehen, solche einzelne Interessenten von Benutzung dieser 
Befugniss abhalten zu wollen. 

§. 16. Unter eben den Umständen, unter welchen nach 
der Gemeinheitstheilungs- Ordnung auf eine Gemeinheitsthei- 
lung angetragen werden darf, kann auch die Befugniss, noch 
mehr als \ des Ackers der gemeinschaftlichen Weide zu ent- 
ziehen, nachgesucht werden. 

§. 17** Bis dahin bleiben die übrigen -f der Feldmarken 
in der bisherigen Verfassung, den Fall- einer Separation aus- 
genommen. 

§.18. Bestellt ein oder anderer Wirth seinen Acker nicht, 
welchen er sonst zu besäen befugt sein würde , so verbleibt 
ihm die Weide oder Grasnutzung darauf ausschliesslich. Er 
muss jedoch bei ersterer Benutzung für allen Schaden, den 
sein Vieh Andern thun könnte, einstehen, und hat, in sofern 
auf benachbarten Feldern Schaden vom Vieh angerichtet wäre, 
die Präsumtion gegen sich, dass dies durch das Seinige ge- 
schehen sei. Sobald der daran stossende übrige Acker der 
allgemeinen Weide preisgegeben wird, kann er auch den 
Seinigen derselben nicht weiter entziehen. 

§• 19. Wo gemeine Weidanger (Plätze die blos behütet 
werden) vorhanden und noch nicht zur Theilung gekommen 
sind, in Ansehung ihrer Benutzung aber keine zweckmässige 
Ordnung festgestellt worden, da muss auf Antrag eines Vier- 
tels der Berechtigten, eine zur bessern Benutzung führende 
Einrichtung entweder durch gütlichen Verein, oder durch 
Zuziehung eines Oekonomie- Commissairs , oder einer Com- 
mission von Kreisverordneten getroffen werden. Es soll be- 
stimmt werden, wo und wann jede Viehart aufzutreiben, in 
welcher Folge dies geschehen soll, and welche Zwischen- 
räume zur neuen Begrasung der Weide % und um sie dem 
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Vieh angenehm zu machen, erforderlich sind, wonach sich 
sodann die Gemeinde und jeder Einzelne zu richten verpflich- 
tet ist. 

§.20. Die Gemeinde -Weide wird in einigen Prorinzeft 
durch das Rasenabhauen (Paltenhauen, Plaggen, auch Possen 
genannt) sowohl Behufs der Dünger - Vermehrung als auch 
zur Feuerung benutzt. Wenn es gleich Fälle geben kann, 
wo dieser Gebrauch durch seine Vortheile die Nachtheile 
überwiegt, so hat doch diese willkührliche Benutzung öfte- 
rer die nachtheiligsten Folgen für das Allgemeine und Ein- 
zelne. Ackerbau und Viehzucht kommen dadurch immer 
mehr im Missverhältniss und der eine bedient sich dieses 
Mittels zu stark zum Nachtheil des andern. 

Um den Missbrauch möglichst zu verhüten, wird ver- 
ordnet : 

a) Jener Gebrauch soll in der Folge überall nur statt fin- 
den, wenn Dreiviertel der Gemeindeglieder damit einverstan- 
den sind und an dem Orte wo sie es gut finden. 

b) Niemand darf die Gemeinde - Weide auf diese Art be- 
nutzen, als nach Verhältniss der Grösse seines Ackers, es sei 
denn, dass ihm eine besondere rechtliche Befagniss, zu einem 
stärkern Gebrauche, zustände. 

c) Streitige Fälle über den Gebrauch werden durch eine 
Kommission der Kreisverordneten entschieden. 

§.21. In Ansehung der Wiesenbehütnng wird auf das 
A. L. R. Th. I. Tit. 22., besonders auf die Vorschrift des §. 4. 
verwiesen : 

nach welcher nasse durchbrüchige Wiesen auch im Herbst 
und folglich noch vielmehr im Frühjahr mit der Hütung 
verschont werden müssen. 

§.22. Die Frühjahrs-Behütung der Wiesen ist, wenn sie 
nicht mit gewisser Vorsicht nur von dem Eigenthümer allein 
geschiehet, in der Regel überall schädlich. Ihre Aufhebung 
soll daher gegen billige Entschädigung, von jedem Besitzer 
gefordert werden können, und solche nach den verschiede- 
nen Gegenden und Lokalitäten , nach den Vorschriften der 
Gemeinheits-Theilungs- Ordnung, regulirt werden. 

§. 23. Die Verwandlung ein- und zweischüriger Wiesen 
in mehrschürige steht ebenfalls jedem Besitzer, unter Vorbe- 
halt einer billigen Entschädigung für die Weide - Berechtig- 
ten, frei. 

§. 24. Durch eine besondere Verordnung ertheilen Wir 
die Bestimmungen wegen der Vorflut, Ent- und Bewässerun- 
gen und Entfernung der Hindernisse, welche hiebei entge- 
genstanden, worauf Wir dieserhalb verweisen. 

§. 25. Von den Servituten, welche auf den Forsten haften, 
sind vorzüglich die Beweidung und das Sammeln des Raff- 
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und Leseholzes und der Waldstreu des Kultur derselben 
nachlheilig. An sich wurden diese Servituten oft nicht 
schädlich sein, aber sie werden es in einem hohen oft zer- 
störenden Grade durch den Missbrauch , der bei der Aus* 
Übung statt findet , und bisher theils aus unzeitiger Milde, 
theils aus nothwendiger oder billiger Rücksicht auf die den. 
Bauerwirthschaften mangelnde Hüllsmittel nachgesehen wor- 
den ist. 

Nachdem nun aber diese Wirtschaften sowohl durch 
die Verleihung des Eigenthums und Abschaffung der Dien- 
ste, wie durch Befreiung | ihrer Ackerländerei von der Hü- 
thung wesentlich verbessert werden und in die Lage kom- 
men, die Wald weide mehr als bisher, entbehren zu können, 
so sollen jene Missbräuehe nicht weiter geduldet werden, son- 
dern Wir verordnen. 

§.26. A. Hinsichtlich des Raff- und Leseholzes: 

1) dass jeder Wald- Eigenthümer befugt sein soll, das Sam- 
meln der Berechtigten auf das Bedürfniss einzuschränken; 

2) dass es nur an bestimmten Tagen unter der Aufsicht 
eines Forstbedienten nach dessen Vorschrift geschehen darf, 
wenn der Eigenthümer gut findet, diese Einrichtung zu treffen. 

§.27. B. In Absicht der Waldweide ist Unser Wille: 
dass dabei die allgemeine gesetzliche Vorschrift, nach wel- 
cher die Ausübung von Servituten die eigentliche Bestim- 
mung der damit belasteten Grundstücke nicht hindern 
darf, zur vollen Anwendung kommen soll. 

§. 28. Dem gemäss wird die mit diesem Grundprinzip 
im Widerspruch stehende Bestimmung, welche die Scho- 
nungs-Befugniss der Wald -Eigenthümer auf einen gewissen 
Theil des Waldes einschränkt, hiemit aufgehoben und fest- 
gesetzt : 

dass die Schonungs - Fläche hauptsächlich durch das Be- 
, dürfniss der Wiederkultur bestimmt werde. 

§. 29* Sollte durch unbeschränkte Anwendung des eben 
erwähnten Grundsatzes eine wirkliche unentbehrliche Weide 
zu sehr leiden, so soll eine billige Einschränkung^ desselben 
nach dem Urtheil der Schiedsrichter Statt finden. 

§.30. Da für die Laubholz - Waldungen die Weide bei- 
nahe immer verderblich — der Boden derselben aber ge- 
wöhnlich von der Art ist, dass er mit Nutzen zu Ackerland 
oder Wiesen aptirt werden kann; so soll dies durch Abfin- 
dung der Weideberechtigten mittelst Abtretung eines Theils 
dieser Holzdistrikte möglichst befördert werden. 

Bei der Abfindung muss zwar die Nutzung, welche die 
Weide gewährte, nach der Billigkeit in Anschlag kommen. 
Entstand sie aber hauptsächlich durch grosse Raumden und 
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Blossen, so wird nicht die wirkliche Nutzung der letzten 



massigen Bestände der Forst Statt gefunden haben würde. 

§.31. Eben dies gilt von den Nadelholz- Waldungen. 

§.32. In sofern die Berechtigten grössere Waldstriche be- 
weiden, als sie zur Hülfe für ihre Heerden bedürfen oder zn 
beziehen berechtigt sind; so müssen sie sich die Einschrän- 
kung auf kleinere Distrikte gefallen lassen. 

Auch ist der Wald - Eigenthümer befugt , bei mehreren 
nicht zu einer Gemeine gehörigen Berechtigten, Jedem einen 
besonderen Weidedistrikt anzuweisen, wenn dies convenabel 
für die Forstnutzung sein sollte. 

§.33. Es soll mit Strenge und Nächdruck auf Respekt i- 
rung der Schonungen gehalten und alles entfernt werden, 
wodurch sie verletzt werden können. 

Wir verordnen deshalb die genaue Befolgung der poli- 
zeilichen Vorschriften: 

a) dass da, wo ganze Coramunen das Weiderecht haben, 
nicht einzelne Mitglieder ihr Vieh in die Forst schicken 
dürfen, sondern solches von gemeinschaftlichen Hirten einge- 
trieben und gehütet werden muss; 

b) dass noch viel weniger das Vieh einzeln ohne Hirten 
in die Wälder gejagt werden darf; 

c) dass es da, wo es über Nacht bleibt, in Buchten oder 
eingehägte Koppeln getrieben werden muss. 

§. 34. Von noch grösserer Wichtigkeit, als für die For- 
sten, ist die Bewahrung der Felder und Wiesen vor Beschä- 
digungen. Sie finden • an vielen Orten in so bedeutendem 
Grade statt, dass die Cnltur wesentlich darunter leidet und 
manche nützliche Anlagen bloss deshalb unterbleiben. 

Zur Abstellung dieser Mängel und Frevel wird mit Be- 
zug auf §. 33 c. 

a) die Verordnung, nach welcher kein Vieh ohne Hirten 
herumlaufen darf, hiermit erneuert, 

b) auch das einzelne Hülben auf sonst gemeinschaftlichen 
Weideflächen , zwischen den Getreidefeldern und an den 
Wiesen mit Pferden, Ochsen und anderem Vieh, selbst wenn 
eigene Hirten dabei sind, ist nicht erlaubt, indem dadurch 
viel Schaden geschieht und einer zum Nachtheil des andern 
zu hüten sucht. 

In jedem Dorfe soll, so viel möglich, ein verpflichteter 
Feldwärter angesetzt werden, der über die Befolgung der 
Feldordnung wacht. 

§.35. Die Strafen gegen Uebertretungen dieser Art, gegen 
Baumfrevel und Felddiebstähle sollen geschärft und min ach- 
sichtlich vollstreckt werden. Ganz vorzüglich strenge werden 
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Wir die Beschädigung der Alleen und sonstigen Baumanla- 
gen ahnden lassen. 

§.36. Die Letzteren können sowohl zum Nutzen wie 
zum Vergnügen gereichen , wenn man die Wege und Felder 
mit Obstbäumen bepflanzt. Wir wünschen sehr, dass solches 
geschehe und machen darauf aufmerksam, dass bei Allge- 
meinheit solcher Anlagen der Verlust durch Diebstähle sich 
für die Einzelnen vermindert, und dass die den Ertrag so 
sehr schwächenden Kosten der Bewachung zu einer Kleinig- 
keit herabsinken , wenn man die Anlage auf Obstsorlen be- 
schränkt, welche für Boden und Klima passen, und zu glei- 
cher Zeit reifen. 

§.37. Wir empfehlen nicht minder die bessere Benutzung 
der in den Forsten und Feldmarken befindlichen kleinern Ge- 
wässer zur Fischerei. Das Hinderniss der Beraubung wird 
durch die angeordnete strengere Polizei gehoben , und der 
Nachtheil der hie und da durch das Flachs- und Hanf-Rö- 
ten entsteht, kann gehoben werden, da es von der Willkühr 
des Besitzers abhängen soll, ob er solches ferner gestatten 
will oder nicht. 

§. 38. Bei Streitsachen über landwirtschaftliche Gegen- 
stände werden oft Sachverständige zu Gutachten vorgeschla- 
gen, welche nicht hinlänglich qualifizirt sind. Um die daraus» 
iür die Grundbesitzer entstehende Verluste und Nachtheile zu 
verhüten, verordnen Wir hiermit, dass in dergleichen Fällen 
nur solche Gutachten gültig sein sollen , welche von appro- 
birten Oekonomiekommissarien oder Kreisverordneten abgege- 
ben werden. 

§. 39. Bei gehöriger Befolgung und Benutzung der vor- 
stehenden Anordnungen, wird eine bedeutende Erweiterung 
und Verbesserung des Landbaues und der Forstwirt hschatt 
nicht entstehen. Jeder Landwirth erhält ein freies Feld zur 
Thätigkeit und Anwendung seiner Industrie. Es kommt nun- 
mehr bloss noch darauf an, die letztere allgemein zu erwecken 
und den schon sehr regen Sinn für reelle Verbesserungen auch 
unter diejenigen zu verbreiten, die bisher zu entfernt von 
den Quellen der Belehrung standen und auch ohne Mittel 
Waren, solche zu benutzen. 

Es ist deshalb Unser Wunsch und Wille, dass erfahrne 
und praktische Landwirthe in grössern und kleinem Distrik- 
ten zusammentreten und praktische landwirtschaftliche Ge- 
sellschaften bilden, damit durch solche sowohl sichere Erfah- 
rungen und Kenntnisse, als auch mancherlei Hülfsmittel ver- 
breitet und ausgetauscht werden mögen. 

Wir werden ein Centrai-Bureau in Unserer Residenz er- 
richten, welches diese verschiedenen Associationen in Unsern 
sämmtlichen Staaten in eine gewisse Verbindung setzt, Be- 
richte und Anfragen von ihnen fordert und erhält, nicht nur 
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ßathschläge erlheilt, sondern auch durch Besorgung von 
"Werkzeugen, Sämereien, Viehracen und in gewissen Geschäf- 
ten erlahmen Arbeitern die gewünschte Hülfe leistet. Auch 
wird dieses Centrai-Bureau gerechte und zweckmässige Dün- 
sche des landlichen Publikums , die ihm durch die Associa- 
tionen zukommen , den obersten Staatsbehörden vortragen 
und empfehlen. 

Das Nähere hierüber wird zu seiner Zeit bekannt ge- 
macht werden, und wollen Wir für jetzt nur bemerken, dass 
die Kosten, welche die Geschäfte dieser Societäten erfordern 
und insbesondere die Salarirung des Sekretairs von TJusern 
Kassen getragen werden sollen. 

Die Organisation der Societäten wird ihnen selbst, jedoch 
nach genommener Rücksprache mit dem Central - Bureau 
überlassen und braucht nicht in allen Distrikten gleichför- 
mig sein. 

§. 4o. Um diese Gesellschaften desto wirksamer zu ma- 
chen und sichere Resultate von landwirthschaftlichen Versu- 
chen und Operationen zu erhalten; so haben Wir den nöthi- 
gen Fonds aussetzen lassen , um In jeder Provinz einige 
grössere und kleinere Versuchs- und Musterwirtschaften zu 
etabliren. Die Besitzer derselben werden verpflichtet, die 
ihnen von dem Central -Bureau aufgegebenen Versuche vor- 
zunehmen und über ihren gesammten Wirthschaftsbelrieb 
Rechenschaft abzulegen, in Absicht dessen sie sich, ohne an 
eine specielle Vorschrift gebunden zu sein, einer musterhaf- 
ten Führung befleissigen müssen. Die Inhaber der grössern 
Wirtschaften dieser Art sind zugleich Aufseher der kleinern, 
welche letztern ausschliesslich zum Beispiel für bäuerliche 
Wirtschaften dienen sollen. 

§. 4l. Wir werden in jedem Regierungs- Departement ein 
besonderes Collegium anordnen, welches die Landesökonomie 
und Kultursachen ausschliesslich bearbeiten und mit Rathen 
besetzt werden soll , die mit vollkommener Qualifikation für 
solche, wissenschaftliche Bildung verbinden. Um dies Colle- 
gium desto wirksamer zu machen , soll ihm die Ausübung 
der Polizeigewalt bei Gegenständen seines Ressorts anvertraut 
werden. Zu dem Ende und um die Verbindung mit den 
übrigen Verwaltungszweigen zu erleichtern, soll es eine De- 
putation der Provinzialregierun^ bilden, dabei aber doch in 
seinen Beschlüssen von dem übrigen Collegio unabhängig sein. 

Wegen der engen Verbindung, worin die Landeskultur- 
sachen mit der Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältnisse stehen, soll der General- Commissair, welcher 
für die letzteren in jedem Regierungs - Departement bestellt 
wird, dem Landesökonomie- Collegio präsidiren. 

§.42. Bei dem bedeutenden Einfluss, den die Gemeinheits- 
theilungen aller Art auf die Kultur haben , ist die Verbesse- 

■ 
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rung des Verfahrens dabei von grosser Wichtigkeit. Es muss 
bewirkt werden, dass solches kurz und doch gründlich sei, 
und jeder Rechtsanspruch gehörig erörtert und entschieden 
werde. Wir werden desfalls eine besondere Verordnung er- 
lassen, und durch solche den Gang bestimmen, der bei den 
Theilungen beobachtet werden soll. Diesemnach wird das 
Theilungsgeschäft selbst von einem qnalifi/Jrteu Oekonomie- 
Commissair unter Mitwirkung eines Rechtsverständigen be- 
sorgt, und bei entstehender Annahme des Theilungsplans 
über dessen Beibehaltung oder Abänderung von einer Com- 
mission entschieden, die aus drei Schiedsrichtern besteht, wel- 
che aus der Zahl der von den Kreiseingesessenen gewählten 
sachverständigen Kreisverordneten genommen worden. 

Beruhigen sich die Interessenten auch bei deren Ent- 
scheidung nicht, so geht die Berufung an ein Revisionskol- 
legium, welches aus zwei Mitgliedern des Landes - Oekono- 
ime-Collegii , aus zwei Rüthen des Oberlandesgerichts und 
einem der Directoren des letzleren bestehen soll. 

§.43* Die Oekonomie - Commissarien , welche zum Be- 
trieb lanchvirthschaftlicher Angelegenheiten erforderlich sind, 
werden von dem Landesökonomie - Collegio angesetzt und 
autorisirt. Die schon als erfahrne und intelligente Männer 
bekannte, brauchen sich nur bei diesem Collegio zu melden, 
um in ihrer Qualität als Oekonomie - Commissarien bestätigt 
oder ernannt zu werden. 

Solche aber, die noch nicht erprobt sind, und den Ruf 
erfahrener Männer nach dem Ermessen des Collegii nicht 
schon notorisch für sich haben, müssen sich einer Prüfung un- 
terwerfen, worüber noch besondere Vorschriften ergehen sollen. 

Diese Commissarien können auch zu Kreisverordnelen 
und Vorstehern derselben erwählt werden,* und in beiden 
Qualitäten wechselsweise auftreten. 

§.44. Wir verpflichten die Mitglieder jener Behörden, die 
Oekonomie- Commissarien, Schiedsrichter und Kreisverordne- 
ten, bei Gelegenheit ihrer Geschäfte, die Grundbesitzer über 
die vorteilhafteste Benutzung ihrer Grundstücke zu beleh- 
ren, sie mit nützlichen, schon erprobten und auf ihr Lokal 
passenden Einrichtungen bekannt zu machen und sie zur 
Nachfolge zu ermuntern. Wir weisen sie zugleich an, die bei 
ihren Geschäften bemerkten wesentlichen Mängel, sei es,dass 
sie landwirtschaftliche, polizeiliche oder sittliche Gegenstände 
betreffen, zur Kenntniss der Behörden zu bringen, auch be- 
sonders an den Orten, wo die Schullehrer schlecht dotirt sind, 
die Gemeinden bei Gemeinheitstheilungen oder Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse yai ermah- 
nen , dass sie selbigen ein bequem gelegenes Stück Ackerland 
zu einem Garten abtreten. 
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§.45. Obgleich Wir vertrauen dürfen, dass im Landbau 
dasjenige, was die Kräfte einzelner erlauben, von den entfes- 
selten Händen Unserer getreuen Landbewohner geschehen 
werde, so bleiben doch für solche mehrere eben so nothige, als 
nützliche grosse Unternehmungen unerreichbar. Das Land ent- 
hält auf mehreren Punkten Brücher von grosser Fruchtbar- 
keit und Umfange, deren Urbarmachung tausende von Hän- 
den erfordert. . Ausser dem bedarf das innere Verkehr die 
Anlegung mehrerer Kanäle, Brücken und Strassen. Wir hal- 
ten es tür landesväterliche Pflicht , alles Mögliche zu thün, 
diese neuen Quellen der Nationalwohlfahrt zu öffnen , und 
werden dazu, sowie es die Umstände nur irgend gestatten, 
besondere Anstalten treffen. 

Es ist für Unser Gefühl höchst erfreulich, dass Wir end- 
lich dahin gekommen sind, alle Theile Unserer getreuen Na- 
tion in einen freiem Zustand zu versetzen, und auch den 
geringsten Klassen die Aussicht auf Glück und Wohlstand 
eröffnen zu können. 

Wir erflehen den Segen der Vorsehung für Unser braves 
Volk und die Bemühungen , die Wir alle vereint ferner an- 
wenden werden, den Zustand des Ganzen wie der Einzelnen 
möglichst zu verbessern. 

h) Verordnung vom 3 1. Mai 1 8 1 6, wegen Ablösung des Erb t >achtszin- 
ses von Grundstücken der geistliehen und milden Stiftungen (a«f |. 2. des 
CuHur-Kdicts). G. S. 5.181. 

Wir Friedrich VYilhelm, von Gottes Gnaden, König von . 
Preussen etc. haben im §. 2. Unsers Edikts zur Beförderung 
der Landeskultur vom 14. Septbr. 1811 verordnet: dass der 
Erbverpächter sich die Ablösung des Kanons nach dem Zins- 
fuss von 4 Procent gefallen lassen, auch $tückzahlungen nach 
der Konvenienz des Erbpächters annehmen müsse. 

Diese Bestimmungen schränken Wir dahin ein: 

dass der Erbpachtzins ♦ der von dem Erbpächter an Relt- 
gions-, Unterrichts-, Erziehung- und Wohlthätigkeitsan- 
stalten bezahlt werden muss, nicht anders, als mit Einwil- 
ligung der Obern und Vorsteher solcher Anstalten ver- 
tragsmässig abgelöst werden soll. 

C) C. O. vom 2 2. Mai 1833, betr. die Abänderung der Bestimmung de* 
$. 2 u, 3* des Cultur-Edicts. G. S. S. 65» 

Nach Ihrem Antrage vom 2. d.M. will Ich die Vorschrift 
im §. 3. des Gesetzes zur Beförderung der Landkultur vom 
l4. »Septbr. 181 1, nach welcher die Grundsteuer bei ihrer Re- 
paration auf getheiltes Grundeigenthum, zur Bestreitung der 
vermehrten Rendanttirkosten , um vier Procent erhöhet wer- 
den soll, ausser Kraft setzen, auch genehmigen, dass die Vor- 
schrift im §. 2. Litt. b. desselben Gesetzes, der zufolge bei 
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Vereinzelung von Erbpachtsgrundstücken die Abgabe an den 
Erbverpächter um vier Procent zu Lasten des Erwerbers der 
abgezweigten Parzele erhöhet werden darf, bei Domanial- 
Erbpachtsgrundstücken nicht angewendet werde. Sie haben 
diese . Bestimmungen zur öffentlichen Kenntnis* zu bringen. 

d) Bescr. vom 27. Januar 1 832, betr. die Gültigkeit de» Cultur- Edicts 
in den ehemale zum Königreich IVestphalen gehörigen Provinzen. Gr. VI. 

5.65. 

Th. I. Tit. 88. 0.1-848. a) Gemeinheilstheilungs- Ordnung v. 
I.Juni 1821. (s.A. LR. I. 17. §. 311 seqq.) 

h) Gesetze vom 21 • April 1 825, Uber die den Grundbesitz und die Real- 
berechtigungen betreffenden Verhältnisse in den ehemals zum Königreich 
IVestphalen, zum Grossherzogthum Berg und zu dem französisch-hansea- 
tischen Departement gehörig gewesenen Landestheilen, so wie 

C) Ordnung vom 13. Juli 1 829» wegen Ablösung der Reallasten in dem 
ad b gedachten Landestheilen. 

(s.adA.L.R. II. 7. §. 2A0seqq.) 

Th. I* Tit. 88. 8» 3 und lO. £1110 servitus necessaria kann nur 
alsdann verlangt werden, wenn dem Eigenthümer kein andres Mittel übrig 
bleibt , sein Grundstück zu nutzen. Erk. des G. Ob. Trib. vom 2. Febr. 
1804. S.u.v. S. Rechtsspr. B. I. 5.53. 

Th. I. Tit. 88. 0. 13. Mieser, vom 30. August 1 824 i, betr. die 
Uebertragung einer Grundgerechtigkeit von einem berechtigten Grundstück 
auf das andere. Gr.. I. 5.117. 

Th. I. Tit. 88. 0.14. Der Nachweis, dass der Besitzer des berech- 
tigten Grundstücks die streitige Befugniss als ein wirkliches Recht und 
nicht vermöge einer blossen Vergünstigung in Besitz genommen habe, ist 
nur bei der praescriptio ordinaria erforderlieh. Erk. des O. L. Ger. zu Glo- 
gau vom 22. Juni 1 821 u. des G. Ob. Trib. 5. u. v. 5. Rechtsspr. B. I. 
5.64. 

Th.I. Tit. 88. fi.14. Wenn bei der Negatorien- Klage die Erwer- 
bung einer Grundgerechtigkeit durch Verjährung behauptet wird, wem Hegt 
der Beweis ob, dass die streitige Befugniss als ein Becht und nicht ver- 
möge einer Vergünstigung in Besitz genommen seil Erk. des Ob. Ap- 
pell. Sen. des Kammerger. vom iß. Juni 1827* 5. «, v. S. Rechtsspr. B. II. 

5. 341. 

Th.I. Tit. 88. 8* 18 seqq. in Anh. ff. 58. drculorver- 

ordnung vom 30. Decbr. 1798 {Absch. II.) (s. ad A. L. R. II. 20. 

i. 167.) 

Th.I. Tit. 88. 8.18-84. Anh. 8*58. Die Bestimmung 
des vorbemerkten $. 24. ist durch den §. 58. des Anhanges für aufgehoben 
zu erachten. Erk. des G. Ob. Trib. vom 15. Febr. 1834. 5. «. c. S. 
Rechtste. B. IV. S. 119. 
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Th. I. Tit. 23. Ö- SO «Cqq. e. Ergänzungen zum A* L. JI. //. 

16. fi. 30 ««77. 

Th.I. Tit. *9. 8. SO seqq. a> reronftwi^ vom 22. Arf 1800, 

6«rfr. <#« Pflichten der Holz- und Huiun%sberechijgten und' Bestrafung der 
Forst- und Jagdvergehen, v. B. Fl. S. \k\* 

Da seit Emanirung der Forstordnjing für Pommern vom 
24. Decbr. 1777 durch mehrere Verordnungen und Rescripte 
naher bestimmt worden, was von den Holz- und Hütungs-. 
berechtigten zu beobachten, und wie und in welchen Fällen 
zu Verhütung der Forstverbrechen die in der Forstordnung 
festgesetzten Strafen zu schärfen seien; so haben Wir nöthig 
gefunden , solche** in gegenwärtiger Verordnung zusammen 
fassen zu lassen, und nebst den übrigen, jene Gegenstände 
betreffenden Vorschriften der Forstordnung aufs neue zur Ach- 
tung und Befolgung Jedermann in Erinnerung zu bringen« 



§. 1. Wer die freie Hütung in den Amtsforsten oder in 
den Kämmerei Bürger- oder Dorfsheiden hat, darf so we- 
nig fremdes als zum Handel erkauftes Vieh eintreiben, noch 
von seinen zur Hütung nicht privilegirten Gütern Vieh mit 



tigen und sodann für jedes Pferd oder Haupt- Rindvieh acht 
Groschen, und für ein Schaaf oder Schwein drei Groschen 
Strafe bezahlen muss. 

g. 2. Kein Vieh darf von den Hütungsb erecht igten ohne 
Hirten in die vorgenannten Waldungen getrieben werden, 
sonst' dasselbe gepf ändet wird, und für jedes Stück Vieh vier 
Groschen, und wenn die Pfändung des Nachts oder des 
Sonntags geschiehet, acht Groschen Pfandgeld erlegt werden 
muss. 

§. 3. In die geschlossenen Masthölzer muss kein Hütungs- 
berechtigter sein Vieh laufen oder gar eintreiben lassen. Auf 
den Uebertretungsfall stehet auf ein Pferd oder Haupt -Rind- 
vieh acht Groschen und für ein Schaaf oder Schwein drei 
Groschen Strafe. 

§. 4. Mit Ziegen darf bei Strafe der Confiscation in den 
Forsten überall nicht gehütet werden. 

g.5. In Schonungen, welche von der Immediat- Forst - 
und Bau-Commission noch nicht wieder offen gegeben sind, 
darf so wenig die Hütung selbst exerciret werden, als das 
Uebertreten des Viehes in dieselben gestattet wird; vielmehr 
muss beides, bei Vermeidung einer Geldstrafe von einem 
Thaler für ein Pferd oder Haupt- Rindvieh, und von acht 
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Groschen für jedes Schaaf oder Schwein, sorgfältig vermieden 
und verhindert werden. 

Für diese Strafe raoss jede Dienstherrschaft, es «ei sei* 
bige ein einzelner Wirth oder eine ganze Gemeinde, anter 
folgenden Umständen mithaften: 

1) Wenn sie unterlassen hat, ihrem Hirten, Schäfer oder 
anderem Gesinde, welches sie gewöhnlich oder auch nur zu- 
weilen zum Hüten des Viehes gebraucht , an Ort und Stelle 
die Schonung anzuweisen, una ihnen dabei das Uebertreten 
oder Ueberhüten des Viehes in dieselbe zu untersagen, auch 
die darauf gesetzte Strafe bekannt zu machen. 

2) Wenn sie nach davon erhaltener Wissenschaft, dass, sol- 
cher Belehrung und Warnung ungeachtet, ihre Hirten oder 
Gesinde dennoch das Vieh in eine Schonung übergehen las- 
sen, solches nicht dem betreffenden Forstamte angezeigt hat. 
Wird aber von solchen Vorstehendermassen verwarnten Hir- 
ten und Gesinde jene Ueber tretung wiederholet, und kann 
dabei die im Anfang des §. festgesetzte Strafe von selbigen 
nicht erleget werden; so Soll dennoch allezeit die Geldstrafe 
bis auf den vierten Theil aus dem Lohne und sonstigem Ver- 
mögen des Gesindes, so weit solches dazu reicht, für den 
Denuncianten beigetrieben, der Straffällige aber, nach Maass- 
gabe der öftern Wiederholung der Verwarnung und der An- 
zahl des Viehes, auf einen oder mehrere Monate zur Zucht- 
hausstrafe mit derbem Willkommen und Abschied verur- 
theilt, und diese Strafe ohne, alle Nachsicht an ihm vollzo- 
gen werden. 

Ist Jemand nicht zur Hütung in den Amts-, Cammeret- 
und Dorfsheiden berechtigt, und treibt dennoch Vieh ein, der 
soll für solches unrechtmässig eingetriebenes Vieh, • und zwar 
für ein Pferd und Stück Rindvieh acht Groschen, und für 
ein Schaaf oder Sehwein drei Groschen an Strafe erlegen. 

Titel II. 

Von den Holzgerechtsamen. 

§.1. Wer nur zu Lager und Leseholz berechtigt ist, 
mnss sich an liegenden Aesten, Sprock und Stubben begnü- 
gen, und sich an keinen abgestandenen oder frisch ausge- 
stürzten und zum Bau diensamen Bäumen, noch an Zopten 
oder znm Bau oder Brennholz gefällten Bäumen vergreifen, 
sonst er als ein Holzdefraudant anzusehen und bestraft wird. 
Auch muss er die geordneten Holztage beobachten und, bei 
■einem Thaler Strafe oder 24stündigem Gefängniss bei Wasser 
und Brod nicht ausser selbigen zu vorerwähntem Behuf in 
die Heide kommen. 

§. 2. So wenig derjenige , dessen Gerechtigkeit nur blos 
auf Kaff- und Leseholz geht, als auch die Hirten und Schä- 
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fer, dürfen eine Axt, eine Säge oder Beil mit in die Forst 
bringen, widrigenfalls sie der Gerechtsame verlustig sind nnd 
Pfandgeld bezahlen müssen. 

§.3. Wer ans den Forsten Raff-, Lager- nnd Leseholz 
zu seinem eignen Bedarf zu holen berechtigt ist, nnd davon 
einem andern etwas ablässt, oder damit Handel treibt, soll 
als ein Holzdefraudant bestraft werden, auch diese Strafe in 
Ansehung aller derjenigen statt haben, welche in dieser Art 
das Holz, welches sie ganz oder doch zum Theil un entgeld- 
lich erhalten, verwenden, wovon jedoch die mit freiem 
Brennholz Privilegirten, welche zu einem gewissen bestimm- 
ten jährlichen Quantum berechtigt sind , oder mit welchen 
ihre Brennholz - Gerechtigkeit auf ein bestimmtes jährliches 
Quantum verglichen worden, ausgenommen sind, indem die- 
sen über ihr dermassen festgesetztes Freiholz die uneinge- 
schränkte Disposition verbleibt. 

$.4* Wer zu Bau-, Nutz- und Brennholz in Klaftern 
oder ganzen Bäumen berechtigt ist, darf nicht eigenmächtig, 
und also nicht ohne Anweisung und Anschlag der Revier - 
Forstbedienten hauen, sonst er als Holzdefraudant bestraft wird. 

§. 5. Wer nicht in seiner Yerschreibung ausdrücklich 
oder durch den Besitz von 1740 von Erlegung des Stamm- 
geldes befreit ist, muss von allem freien Bau- und Nutzholz 
das in der Forstordnung bestimmte Stammgeld, und wenn es 
Eichen- Nutz- und Bauholz ist, auch das Tflanzgeld erlegen, 

§.6. Wer das assignirte Freiholz nicht zweckmässig nnd 
nach den approbirten Anschlägen verwendet, muss den vier- 
fachen wirklichen Holzwerth zur Strafe an die Forstkasse 
bezahlen. 

§. 7. Derjenige, welcher einige Fuder Holz aus den For- 
sten kauft, solche nach und nach abholet, und sich nicht je- 
desmal bei dem Förster des Reviers meldet, soll gepfändet 
werden. 

§. 8. Kein Schneidemüller darf ohne Attest eines Forst- 
bedienten oder des rechtmässigen Verkäufers ein Stück Holz 
abschneiden, sonst er für jedes Stück Holz 10 Thlr. Strafe 
bezahlen muss, im Fall des Unvermögens aber mit yierwö- 
«chentlicber Zuchthans oder Gefängnissstrafe belegt wird. 

§•9. Alles Bau- Nutz- und Brennholz oder Borke, wel- 
ches ohne Attest Unserer Forstbediente, oder wenn es aus 
ad liehen- oder städtischen- oder Unter thanen- Heiden ist, 
ohne Attest des adlichen- oder andern Privat -Gutsbesitzers, 
oder bei dessen Abwesenheit oder Krankheit von dem Wirth- 
schafts- Inspektor oder Päohter oder Gerichtshalter, desglei- 
chen ohne Attest der Magisträte oder des Königl. Forstbe- 
dienten oder Herrschaft nach den Städten gebracht wird, 
soll von den Thorbedienten angehalten nnd confiscirt sein. 
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Lassen aber die Thorbedienten das Holz oder Borke ohne 
solche Atteste ein, so sollen sie in eine Strafe eines Monats- 
Traktaments verfallen, dafern sie aber eines bösen Vorsatzes 
oder einer Durchstecherei dabei überführt werden, cassirt sein. 

Titel III. 

Von der Bestrafung der ForMverbrechen. 

§. 1. Wer die Grenzmale verrückt oder einen Grenz- 
baum beschädigt oder abhauet, desgleichen wer sich an War- 
nungstafeln, Schlagbäumen und andern Zeichen vergreift, soll 
200Thlr. Strafe erlegen, im Fall des Unvermögens aber eine 
einjährige Zuchthausstrafe leiden, 

§. 2. Kein Hirte oder Schäfer, welche mit ihren Heerden 
die Forsten berühren, noch auch die Holzhauer, dürfen vom 
1. April bis Ende September ein Feuerzeug bei sich führen, 
bei Vermeidung von ein Thlr. Geld- oder 24 stündigen Ge- 
fängnissstrafe bei Wasser und Brod. 

§. 3. Wer in oder hundert Schritte von der Heide Feuer 
zum Gebrauche anmacht, oder in den in den Forsten belege- 
nen Seen und da durchfliessenden Flüssen und Bachen bei 
Kiehn- und anderm Feuer fischt und krebset, oder in der 
Heide zur Sommerzeit, d.h. vom 1. April bis Ende Septem- 
ber, Taback raucht, soll, wenn auch kein Schade geschehen, 
mit vierwöchentlicher Zuchthaus oder Gefängnissstrafe belegt 
werden, und ausserdem, wenn Schade geschehen, denselben . 
ersetzen; kann er aber dieses nicht leisten, so muss, befun- 
denen Umständen nach, die Leibesstrafe vermehrt werden, 
dergestalt, dass wenn der Schade nach geschehener Würdi- 
gung bis einhundert Thaler beträgt, eine vierteljährige, von 
hundert bis zweihundert und darüber, eine ganzjährige Strafe 
statt haben soll. 

§. 4. Will Jemand seine verwachsenen Wiesen qSer 
Aecker, welche in oder nahe an der Forst gelegen sind, 
durch Ausbrennen reinigen, so darf solches nach vorheriger 
nachgesuchter und erhaltener Einwilligung der Obrigkeit des 
Orts nicht anders als in Gegenwart des Revier -Forstbedien- 
ten und unter Anwendung aller im Tit. IV. §. 5. der Forst- 
ordnung bestimmt vorgeschriebenen Vorsichts - Regeln bei 
stillem Wetter geschehen. k 

Wer ohne diese Vorschriften zu beobachten, jenes Auf- 
brennen übernimmt, soll, in so ferne Schaden geschieht, 
solchen ersetzen, im Fall des Unvermögens aber, nach 
Maassgabe der Grösse des Schadens, wie g. 3. festsetzt, 
am Leibe bestraft werden; geschieht hingegen kein Schade, 
so soll er dennoch, der Nachlässigkeit wegen, mit einhun- 
dert Thaler Geld oder dreimonatlicher Festungsstrafe belegt 
werden. 
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Hat Jemand aber auf dem durch seine Schuld ausge- 
brannten Fleck Forstgrund eine Hütungsgerechtigkeir, so muss 
er, wenn selbiger ganz oder zum Theil in Schonung gelegt 
wird, nicht nur gleich allen übrigen Hütungs- Interessenten 
sich der Hütung darauf, bis die Schonung wieder aufgege- 
ben wird, gänzlich enthalten, sondern es soll auch ein sol- 
cher Contra venient, wenn gleich der ausgebrannte Ort nicht 
in Schonung gelegt werden Kann, dennoch ausser obigen fest« 
gesetzten resp. Strafe und Schadenersatze den Genuss seines 
Hütungsrechts auf zwei Jahre verlieren. 

§. 5. Derjenige aber, welcher in oder bei einer Forst, 
in der Absicht, selbige zu beschädigen, muthwillig Feuer 
anlegt, soll mit zehnjähriger Festungs- Arbeit und, nach Be- 
schaffenheit der Moralität der Handlung, noch härter und 
wohl gar am Leben bestraft werden. Der Denunciant eines 
solchen Verbrechers soll aus dessen Vermögen eine Beloh- 
nung von 50 Thlr., im Fall aber solches dazu nicht hinreicht, 
diese aus der Forstkasse erhalten. 

§. 6. Ein jeder, der nach der Vorschrift des Tit. IV. §. 7. 
der Forstordnung verbunden ist, zu der Löschung des in 
den Forsten entstandenen Feuers Hülfe zu leisten, und im 
vorkommenden Fall auf die davon erhaltene Nachricht oder 
ihn ertheilten Befehl dennoch ausbleibt, oder zwar sich stellt, 
jedoch nicht löschen hilft, oder vor geschehener Entlassung 
wieder davon geht, soll mit drei Thaler Geldstrafe oder drei- 
tägigem Gefängniss bei Wasser und Brod, und dreistündigem 
Stehen im Geilten jeden Tag des Gefängnisses bestraft werden. 

§. 7* Wer das Holz anbohret, beschälet» behauet oder 
auf eine andere Art zu einem gewissen Gebrauche, es sei zu 
welchem es wolle, beschädigt, soll zwanzig Thaler Strafe 
erlegen, und weuu er solche nicht bezahlen Kann, eine vier- 
wöchentliche Zuchthaus- oder Gefängnissstrafe ausstehen« 
Wer aber namentlich eine junge Eiche zum Peitschenstock 
oder anderem Behuf, ferner junge Fichten zu Querlen und 
von stehenden Birken Besenreise anschneidet, soll mit 5 Thlr. 
oder vierzehntägigem Gefängniss bei Wasser und Brod be- 
straft werden. 

§. 8. Der bloss muthwillige Beschädiger des Holzes soll 
aber 200 Thlr. Strafe erlegen, oder auf ein Jahr zur Festungs- 
arbeit angehalten werden. Eben diese Strafe soll auch auf 
denjenigen Anwendung finden, welcher einen Baum von ei- 
ner Allee, es sei auch aus welcher Ursache es wolle, weg- 
hauet oder vorsätzlich beschädigt. 

§. y. Reisenden soll zwar, im Falle sie etwas am Wagen 
zerbrochen, freistehen, einen Baum in der Heide, nicht aber 
aus einer Allee, ohne Anweisung eines Försters, zu ihrem 
Fortkommen bis zum nächsten Orte umzuhauen; sie müssen 
aber dem nächsten Förster, den sie passiren, oder daferne 
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keiner auf dem Wege wohnte, der ersten Orts- Obrigkeit sol- 
ches anzeigen, und den abgehauenen Baum nach der Taxe 
bezahlen, widrigenfalls sie als Holzdefraudanten behandelt 
werden sollen. 

§. 10. Wer ohne Unsere Höchsteigene odeT des Forst- 
Departements, ünsers General-Directoritims Erlaubniss Forst- 
land radet, soll mit 50 Thlr. oder dreimonatlicher Fesrun gs- 
oder Zuchthausstrafe belegt werden. 

§. it. Wer in angelegten Schonungen Gras schneidet, 
oder durch selbige Wege und Stege macht, imgleichen wer 
in den in den Amtslorsten belegenen Seen oder in den durch 
selbige fliessenden Strömen unbefugtcrweise fischt und kreb- 
set, soll mit drei Thaler oder dreitägiger Gefängnissstrafe bei 
Wasser und Brod belegt werden. 

§. 12. Wer in König]. Kämmerei-, Bürger- und Dorfs- 
heiden stehendes Holz stiehlt, muss den Werth des gestohle- 
nen Holzes sammt Stamm und Pflanzgeld schlechterdings, 
wenn solches auch nicht anders als in leidlichen mit der Er- 
haltung des Holzdiebes bei seinem Nahrungsstande zu verei- 
nigenden Terminen geschehen kann, und als Strafe den dop- 
pelten Werth bezahlen. 

Wenn er aber diese festgesetzte Strafe des doppelten 
Werths zu erlegen nicht vermag, soll doch ein Viertneil für 
den Denuncianten , so wie das Holz-, Stamm- und Pflanz- 

§eld erlegt, drei Viertheil der Strafe aber in verhältnissmässige 
brstdienste verwandelt werden, wobei ein Tagewerk über- 
haupt sechs Groschen, und dem Holzdiebe für ein Tagewerk 
angerechnet wird: 

1) wenn er drei laufende Ruthen Graben, drei Fuss tief, 
oben drei und unten zwei Fuss breit verfertigt, oder 

2) vier Quadrat-Ruthen in der Forst tüchtig umgräbt, oder 

3) sechs Quadrat- Ruthen tüchtig umhacket. 

Wenn indessen Fälle vorkommen, in welchen die Geld- 
strafe oder deren Verwandlung in Forstdienste, nach jenem 
Verhältnisse, wegen Unvermögens und also mit Erhaltung des 
Verbrechers bei seinem Nahrunjisstande nicht anzuwenden 
- ist, oder wenn bei zu sehr überhandnehmenden Holzdiebstahl 
jene Strafen ihren Nachdruck verlieren, so soll statt der Geld- 
oder Forstdienststrafe auf Gefängniss- und Zuchthausstrafe 
erkannt werden. 

Hierbei sollen folgende Verhältnisse statt finden: 

In Fällen, wo die gesetzmassige Geldstrafe unter 5 Thlr. 
beträgt, soll der Holzdieb mit 8 tätiger Gefängnissstrafe bei 
Wasser und Brod belegt und täglich eine Stunde Vor- und 
eine Stunde Nachmittags in den Genten gestellt werden. 
Beträgt die Geldstrafe über fünf, jedoch unter zehn Tha- 
ler, oder ist jemand zum dritten Male, der Betrag sei auch 



Digitized by Google 



A.L.1L 7%.L Tit. 22. §. 80 seqq. 383 



noch so .geringe, des Holzdiebstahls überwiesen, so soll der- 
selbe zu einer vierzehntägigen Zuchthausstrafe mit massigem 
Willkommen und Abschiede verurtheilt werden; ist die Strafe 
zehn Thaler und darüber, so hat eine vierzehntägige Zucht- 
hausstrafe mit derbem Willkoramen und Abschied statt; be- 
trägt aber die- Strafe zwanzig bis fünfundzwanzig Thaler, so 
muss auf eine vierwöchentliche Zuchthausstrafe mit derbem 
Willkommen und Abschiede erkannt werden. 

Damit auch den Holzdefraudationen und dem unerlaub- 
ten Holz verkauf destomehr Einhalt geschehe, so soll zugleich 
derjenige, der auf dem platten Lande oder in den Vorstädten 
Holz ohne Forstattest kauft, ebenfalls den doppelten Werth 
des Holzes als Strafe bezahlen. 

§. 13. Wer geschlagenes oder gearbeitetes Nutzholz aus 
der Heide oder von der Ablage entwendet, soll den Werth 
des Holzes bezahlen, und statt der einfachen Geldstrafe mit 
ein viertel jähriger Festlings- oder Zuchthausstrafe belegt wer- 
den; wenn aber Schiffer oder andere von dem Holze, welches 
ihnen anvertraut ist, etwas entwenden, so sollen diese ausser 
der Bezahlung des Holzes mit zweijähriger Festungsstrafe be- 
legt werden. 

§. l4. Wer aus Muthwillen einen Theerofen sprenget, 
soll ausser der Ersetzung des Schadens mit zweijähriger Fes- 
tungsarbeit belegt, und im Fall des Unvermögens diese Strafe, 
nach Maassgabe der Wichtigkeit des Schadens, vermehrt, 
und bei wiederholtem Verbrechen eine dergleichen zehnjäh- 
rige Strafe statt haben. 

(An merk. Die Bestimmungen wegen Bestrafung des Holz- 
diebstahls sind aufgehoben durch das Gesetz vom 
7. Juni 1S21.) 

Titel IV. 

Ton der Bestrafung der Jagdverbrecher. 

§. 1. Wer zur Jagd berechtigt ist, und solche durch Hir- 
ten, Schäfer, Bauern und andere untüchtige Leute ausüben 
lässt, soll der Jagdnutzung auf 2 Jahre verlustig sein. 

§. 2. Wer, 

a) es sei zu welcher Zeit und in welchen Jagd -Distrikten 
es wolle, Rücken, Auerhennen und Birkhennen, oder 

b) in der Setz- und Brütezeit unbefugterweise auf den 
Königl. Geheegen, Wildbahnen und Jagden, oder auch städ- 
tischen Jagden, nachstehendes Wildprett schiesst oder fängt, 
soll ausser der Bezahlung des Wildpretts und Schiessgeldes, 
nach der jedesmaligen Wildpretts- Taxe, folgende Strafe er- 
legen, wovon aber der im Tit. X. §. 7. der Forstordnung be- 
stimmte Fall, wo denjenigen, welchen die Mittel jagd verlie- 
hen oder verpachtet ist, nachgegeben, Rehböcke und Schweine 
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auch in der Setzzeit zu ihren ausserordentlichen Ausrichtun- 
gen, bei Hochzeiten, Kindtaufen, Begräbnissen und derglei- 
chen, zu schiessen, ausgenommen wird: 

für einen Hirsch, ein Thier, ein Schmalthier oder. 

Spiesser 200 Thlr. 

für ein wildes Kalb, Reh, Schwein, Kayler oder 

eine Bache . . 100 - 

für einen Fröschling 50 - 

für einen Hasen 20 - 

für einen Fasan, einen Schwan, einen Auerhahn 

oder eine Henne, einen Birkhahn oder eine Henne, 

ein Rebhuhn oder Haselhuhn 10 

Wer Unvermögens halber diese Strafe nicht erlegen kann, 
soll, wenn sie nicht über 10 Thlr. beträgt, mit vierwöchent- 
licher Zuchthaus- oder Gefängnissstrafe, wenn sie aber über 
10 Thlr. und bis 50 Thlr. ist« mit dreimonatlicher, und wenn 
sie über 50 Thlr. beträgt, mit sechsmonatlicher Festungsstrafe 
oder Zuchthausarbeit belegt, und wer zum dritten Male die- 
ses Verbrechen begeht und dessen überführt wird, ohne Un- 
terschied des geschossenen oder gefangenen Wildpretts, mit 
zweijähriger Festungsstrafe belegt werden. 

§.3. Eben diese Strafe soll auch statt haben, wenn von 
Jemand in der Selz- und Brütezeit, es geschehe dieses in 
welchem Jagddistrict es wolle, Junge oder Eier von vorste- 
hendem Wildprett ausgenommen werden. 

§.4. Wer von den KÖnigl. Jagdpächtern im tiefen Schnee 
oder auf dem Eise hetzet, soll zehn Thaler Strafe geben. 

§. 5. Wer in den Königl. Gehegen, Wildbahnen und Jag- 
den, auch auf städtischen Jagden mit Gewehr oder anderem 
Jagdgeräthe ausser dem öffentlichen Wege betroffen wird, soll 
desselben verlustig sein, und ausserdem nach Verhältniss des 
gegen ihn streitenden Verdachts mit Geld- oder Gefängnissstrafe 
belegt werden. Thut Jemand aber mit einem dergestalt bei sich 
führenden Gewehr einen Schuss, wovon jedoch der Nothfall 
der Selbstvertheidigung ausgenommen, so soll er, wenn auch 
kein Wild angeschossen oder getödtet worden , zehn Thaler 
an Strafe bezahlen , und im Fall dazu sein Vermögen nicht 
ausreicht, mit vierzehntägigem Gefängniss bei Wasser und 
Brod bestraft werden, 

§. 6. Niemand darf Hunde ledig laufen lassen , als auf 
demjenigen Jagddistricte , wozu er berechtigt ist und wo er 
die Hunde gebrauch', in allen übrigen Fällen sollen die Hunde, 
welche in den Wäldern, Feldern und Landstrassen ledig her- 
umlaufen und nicht am Stricke geführt oder gehörig geknüt- 
telt oder an dem Hinterfuss gelahmt sind, von Unsern Forst- 
bedienten oder andern todt geschossen, und von derer Eigen- 
tümer des Hundes ein Thaler Schiessgeld erlegt werden. 
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Was aber namentlich diejenigen Schäfer und andern Hirten, 
welche Hunde bei ihren Heerden gebrauchen, anbetrifft; so 
müssen selbige diesen ihren Hunden nach der Grösse und 
Stärke derselben einen Knüttel von \\ bis 2\ Fuss lang und 
6 Zoll dick anhängen oder sie an Stricken führen, sonst sie 
von den Forstbedienten todt geschossen, und selbigen, wie 
oben im Allgemeinen auch schon bestimmt worden,' von dem 
Eigenthümer ein Thaler an Schiessgeld bezahlt werden muss. 

§. 7» Wer Selbstgeschoss leget , soll , wenn auch kein 
Schade dadurch geschieht, vierzig Thaler Strafe erlegen, oder 
eine sechswöchentliche Festungsstrafe ausstehen. Geschieht 
aber durch dieses Selbstgeschoss ein Schaden an Vieh, so 
muss der Aussteller solchen ersetzen, und im Fall ein Mensch 
dadurch verletzt werden sollte, muss die Sache untersucht, 
und nach dem peinlichen Rechte darinnen erkannt werden. 

§. 8. Wer in den Königl. und andern der Kammeralauf- 
sicht untergeordneten Forsten Schleifen und Schlingen lest» 
oder ohne Bewilligung und Vorwissen des Ober - Forstmeis- 
ters Dohnsteige einrichtet, Dohnen steckt oder Vogelheerde 
anlegt, soll jedesmal mit zwei Thalern oder vier und zwan- 
zigstündigem Gefängniss bei Wasser und Brod bestraft 
werden. 

§. 9» Wer bei Verfolgung eines angeschossenen Stück 
Wildpretts nicht dasjenige beobachtet, was in der Forst-Ord- 
nung Tit. X. §. 14. vorgeschrieben worden ist, soll nicht nur 
des angeschossenen Wildpretts verlustig sein, sondern auch 
in die §.5. festgesetzte Strafe verfallen. 

§ 10. Wer zu den Wolfsjagden beordert wird, und nicht 
erscheint oder sich dabei widerspenstig bezeigt, soll mit 
zwei Thalern oder dreitägigem Gefängniss bei Wasser und 
Brod bestraft werden , wo hingegen diejenigen , welche zu 
den Wolfsjagden Leute herzugeben verbunden sind, und diese 
nicht gesteilen, zehn Thaler Strafe erlegen sollen. 

§.11. Die Abdecker, welche nicht nach derTit.XII. §.11. 
der Forstordnung gegebenen Vorschrift die Luderstellen und 
Wolfsgärten mit Luder versehen, sollen für jedes Mal fünf 
Thaler Strafe bezahlen. 

§. 12. Wer gefundene Hirschstangen nicht abliefert, oder 
Fallwildprett nicht anzeigt, soll für jede zurückbehaltene 
Stange oder Stück Wildprett fünf Thaler Strafe erlegen, da- 
ferne er aber solche nicht bezahlen kann, mit acl ugigem 
Gefängniss bei Wasser und Brod bestraft werden. 

§. 13. Ohne Attest des KÖnigl. Forstbedienten und Jagd- 
berechtigten dürfen weder Wildhäute noch Wildprett in die 
Städte eingebracht werden, sonst die in dieser Verordnung 
Tit. II. §. 9* bestimmten Strafen in Ansehung des ohne Forst- 
attest eingebrachten Holzes in Anwendung kommen. 

Mannkopff Ergän*. u d. Preus«. Geoettb. I. 17 
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Uebrigens wird hierdurch noch wiederholentlich im All- 
gemeinen festgesetzt: dass die auf die verschiedenen Uebcr- 
trehingsf alle bestimmten Strafen statt haben , wenn sie mit 
keinem andern Verbrechen begleitet sind. Würde aber Je- 
mand Pfandkehrung in den Amtsforsten oder Kämmerei-, 
Bürger- und Dorfs hei den sich zu Schulden kommen lassen» 
oder den Forstbedienten bei ihren 'Amtsverrichtungen übel 
begegnen , oder sich gar thätlich an ihnen vergreifen , der 
soll, nach Beschaffenheit des Verbrechens, mit dreimonatli- 
cher, ein- oder zweijähriger Festungs- oder Zuchthausstrafe 
belegt werden. 

Sollten sioh aber Bösewichter zusammen rotten und mit 
Gewalt Holz oder Wildprett stehlen, oder sonst Schaden an- 
richten, auch dabei wohl {jar den Forst bedienten nach dem 
Leben trachten ; so sollen sie als Störer der öffentlichen Si~ 
cherheit mit zehnjähriger Festungsarbeit, auch nach Beschaf- 
fenheit der Umstände am Leben bestraft werden. 

■ 

Die benachbarten Forstbedienten sind in dergleichen Fäl- 
len schuldig, zusammen zu kommen, und müssen die Thä- 
ter, wenn sie solche nicht kennen, und es etwa auswärtige 
Unterthanen sind, zu ergreifen bemüht sein, demnächst aber 
selbige auf das Amt abliefern, damit ihnen der Prozess ge- 
macht werden könne. 

Kommen aber die Forstbedienten hierbei in Gefahr, so 
stehet ihnen frei, sich zu vertheidigen und zu ihrer Noth- 
durft zu schiessen, wobei sie jedoch alle Vorsicht anwenden 
müssen, dass sie wo möglich Niemanden tödten. 

Endlich soll auch noch von allen vorher bestimmten 
Geldstrafen der Denunciant, er sei Forsl bediente oder ein an- 
derer, v den vierten Theil in dem, in dem Tit. I. §.5. dieser 
Verordnung bestimmten Fall, aber wenn Vieh in den Scho- 
nungen angetroffen wird, die Hälfte haben. 

Ausser diesem soll der Forstbediente befugt sein, an 
Pfand geld 4 Groschen, und wenn das Verhältniss der Strafe 
einen Thaler übersteigt, oder die Pfändung des Nachts oder 
des Sonntags geschieht, den doppelten Satz zu nehmen, ausser 
in dem Tit. f. §. 5. dieser Verordnung beschriebenen Falle, 
wo das Pfandgeld cessiret, und der Denunciant dagegen die 
Hälfte der Strafe erhält. 

Tb.I. Tit. 99. 0. SO Seqq. Rescr.vom 1 4. Beehr. 1833, betr. 
die Gültigkeit der vorstehenden V erordnung und der pommersehen Forst- 
und Jagdordnung vom 24. Decbr. 1777 in dem Lauenburg - BÜtomschen 
Kreise. Gr. FI. S. 749. 

Tb.I. Tit. 99. ß. HO. In Anh. «. OO. Gesetz vom 31. 
August 1S00 wegen Verlegung der Hütung s- und Hebungstermine nach 
dem Julianischen Kalender auf die Jahreslage des verbesserten Kalenders. 
e.R. FI. S. 235. 
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Es ist schon immer ein Grundsatz der Gesetzgebung älte- 
rer und neuerer Zeiten gewesen , Verträgen und Gewohnhei- 
ten, in sofern sie auf Rechnungs-lrrthümern beruhen, keine 
gültige Kraft beizulegen, und das Eigenthum eingeführten 
Missbräuchen nicht Preis zn geben, sondern durch angemes- 
sene Verordnungen sicher zu stellen. Uns ist indessen nicht 
unbekannt geblieben , dass vielfältig die Hütnngs- und He- 
bnngstermine nach dem alten Julianischen Kalender berech- 
net werden, ungeachtet längst ausgemacht ist, dass in diesem 
das Jahr um einige Minuten länger berechnet wird, als des- 
sen Dauer in der Natur währet, wovon die Folge gewesen 
ist, dass schon im Jahre 1582 zehn Tage, als so viel zu der 
Zeit der Unterschied betrug, haben weggelassen werden müs- 
sen, auch meistentheils alle Jahrhunderte ein Schalttag, den 
der Julianische Kalender zu viel beibehalten, ebenfalls aus- 
fallen muss. 

Der Unterschied , der hiervon zwischen der Berechnung 
des alten Julianischen und der des Gregorianischen und ver- 
besserten Kalenders entsteht, betrug bis zu dem in dem ge- 
genwärtigen Jahre, nur in jenem, nicht aber in diesem Ka- 
lender vorkommenden Schalttage, eilfTage, ist aber jetzt auf 
12 Tage angewachsen, und wird sich auch in der Folgezeit 
in der Art vermehren, dass in einem gewissen künftigen, ob- 
gleich noch entfernten Zeitpunkt, die Hütnngs- und Hebungs- 
termine, welche jetzt im Frühjahr eintreten, in der Erndte zu 
stehen kommen werden. Wir wären' nun zwar wohl befugt 
landesherrlich zu verordnen, dass alle durch Verträge und 
Gewohnheiten , deren Ursprung auf ältere Zeiten als die des 
mit dem jetzigen Jahre ablaufenden achtzehnten Jahrhunderts 
zurück geht, nach dem alten Julianischen Kalender bestimm- 
ten Hütnngs- und Hebungstermine auf diejenigen Zeiten 
zurück gebracht werden müssten, auf welche selbige in dem 
(Gregorianischen und verbesserten Kalender fallen, und es 
würde sich dawider rechtlich um so weniger Jemand be- 
schweren können, da ein jeder diesem Ereigniss, welches in 
Ansehung der Frühjahrs- und der Herbst-Behütung sumpfi- 
ger Wiesen schon in dem Rescript vom 19. Mai 1 770 vorbe- 
halten worden , durch die daselbst verordnete Auseinander- 
setzung vorlängst hätte zuvorkommen können. In Erwägung 



schränken : 

1. Für alle Hütungs- und Hebungs- Termine, welche im 
verwichenen Jahre und bis zum 7. März des gegenwärtigen 
Jahres nach dem alten Julianischen Kalender berechnet wor- 



dem Gregorianischen und verbesserten Kalender einfallen* 0 * 

17* 
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2. Da, wo also alte Lichtmessen, alte Maria- Verkündi- 
gung, Alt-Georgi, alle Walpurgis, AU- Bartholomiii , Alt- 
Martini, als Ilebungs- und II ütungs -Termine bestimmt sind, 
soll an deren Stelle der 13. Februar, der 5. April, der 4. Mai, 
der 12. Mai, der 4. Septbr., und der 22. November zur Richt- 
schnur angenommen w*erden, wonach die Fnihjahrs-Hütung, 
in so fern solche bisher bis alte Walpurgis gedauert hat, mit 
«fem Ablauf des 11. Mai des Gregorianischen und neu ver- 
besserten Kalenders für die Folge ihr Ende erreichen wird, 
und es soll 

3. die Zeit der Entstehung jener Termine, bis Wir ein 
anderes beschliessen werden, keinen Unterschied machen, so 
dass also , wenn selbige sich auch aus altern Jahrhunderten 
beschreiben, dennoch bis dahin nur die im 2. §. enthaltene 
Anordnung entscheiden soll. 

Im übrigen 

4. bestätigen Wir dasjenige, was in dem Rescripte vom 
19. Mai 1770 vorgeschrieben worden ist. 

Auch ist Unser Wille, diese Verordnung durch den 
Druck und in der gewöhnlichen Art allgemein bekannt zu 
machen, und Wir befehlen Unsern Landes- Kollegien und 
Gerichten, so wie jedem Unserer Unterthanen, sich darnach 
zu achten. 

Dabei beabsichtigen Wir jedoch nicht, dass diese Ver- 
ordnung auch auf Unsere Fränkischen Fürstentümer ausge- 
dehnt werde, indem für solche, mit Rücksicht auf die gänz- 
liche Abschaffung der Frühlingshut, durch die für das Für- 
stenthum Ansbach unter dem 25. Juni 1767 ergangene Ver- 
ordnung eine besondere Bekanntmachung erfolgen wird. 
N. C.C. T. X. S.3049. No.51. de 1800. 

Th. I« Tit. 88. 9. 197 seqq. Anh. $. Gl. a) C. O. vom 

IS. Juli 1 799 , beir. die Fersorgung der Freiholzdeputanten , Prediger 
und Schullehrer zur mdfte in Torf. v. R. F, & 499. 

Aus den unterm 10. d. Mts. eingereichten vier Berichten 
habe Ich zu Meiner Zufriedenheit ersehen etc. Auf die darin 
gemachten Anträge und Bemerkungen ertheile Ich Euch zur 
Resolution : 

ad I. dass etc. 

k. hinführo alle und jede Freiholz -Deputanten, besonders 
auch die Prediger und Schullehrer , welche Brennholz aus 
Meinen oder Particolier - Holzungen zu erhalten berechtigt 
sind, da, wo ihnen Torf gegeben werden kann, schuldig sein 
sollen, wenigstens die Hälfte in Torf, oder wenn sie dies 
nicht wollen, in Gelde nach der Forsttaxe, zu nehmen. 

In Gemässheit alles Vorstehenden habt Ihr nunmehro 
das weiter Erforderliche zu veranlassen. 

N. C.C T.X. S. 2591. No. 42. de 1799- 
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b) Rescr. vom 5. Marz 1801, denselben Gegenstand betr. v. Ä. Fl. 

8. 468. 

C) Reser. vom 9. Octbr. nebst C. O. vom 24. Septbr. 1802 , wegen des 
den Holzberechtigten, in natura zu verabreichenden Brennholzes^ v. R. 
VII. S. 259. 

Tb. I. Tit. »3. 0. 1-95. Verordnung vom 1 6. JüfÖr* 1811, 
dir« Ablösung der Domanial- Abgaben {s. adA.h.R. 1. 22. 5. 1 

Th. I. Tit. 93. ft. 1-95. a) ÄÄtf vom 29. März 1808, 6«fr. </•« 
Mühl 'eng erecht igkeit und Aufhebung des Mllhlenzwanges in Ostpreussen 9 
Litthauen, Ermeland und den Marienwerderschen Kreis» v. R. IX. 
8. 176. 

Nachdem Wir Allerhöchst erwogen haben, das« das bis- 
her in ünsern Provinzen Ost- Preussen und Litt hauen, mit 
Einschluss des Ermelandes und des Marienwerderschen land- 
räthlichen Kreises, behauptete Mühlenregal an sich der Fi- 
nanzverwaltung keinen erheblichen Nutzen gewahrt, und dass 
besonders das, sowohl Unsern KÖnigl. als den Privat-Mühlen 
zustehende Zwangsrecht zum Druck der Einwohner, haupt- 
sächlich der untern Volksklasse, gereichet, ohne dass es je- 
mals gelingen kann, diese, der Wohlfahrt des Landes und 
der heilsamen Vermehrung der Mühlen entgegenstrebende 
Verfassung durch Polizei-Gesetze und sonstige nähere Bestim- 
mungen unschädlicher zu machen, Wir auch nach der, alle 
Unsere getreue Unterthanen gleich umfassenden landesväter- 
lichen Vorsorge es nicht gestatten dürfen, dass das gemein- 
schädliche Monopol der Mehlfabrikaüon, während es in einem 
Theil der Provinz aufgehoben wird, in dem andern beibehal- 
ten werde; als haben Wir nicht länger Anstand genommen, 
die Gesetze, worauf der Mühlenzwang in den Eingangs er- 
wähnten Provinzen beruht, und worin den Grundbesitzern 
die Anlegung neuer Mühlen untersagt ist, nämlich das Müh- 
lenreglement für Ost -Preussen vom 5. Octbr. 1 756 und für 
Litthaiien vom l4. Decbr. 1785, ferner die Vorschriften des A. 
I*. R. Th.I. Tit. 23. §.25-29. Th. II. Tit. 15. §.236.237.240. 
242 und den Zusatz 230, des Ost-Preussischen Provinzial- 
rechts hiemit gänzlich aufzuheben, und dagegen zu ver- 
ordnen: 

Aufbebung des Miiblenregalf» 

§. I. Jeder Eigenthümer darf auf seinem Grunde und 
Boden Mühlen aller Art an Privatgewässern und Windmüh- - 
len anlegen, blos gegen Uebernehmung der in der Provinz 
für jeden neuen Mahlgang gebräuchlichen Mühlengewerks- 
steuer; in Rücksicht der Wasser- und SchiiFsmühlen an und 
in öffentlichen Flüssen aber, hat es bei den Vorschriften des 
A.L. R. Th. 11. Tit. 15. §.229-232 sein Bewenden. 
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Begünstigung de» Anbaues neuer Mühlen mit Rücksicht auf etwa entge- 
genliegende Polizeieinrichtungen und Privatgerecbtsame. 

§. II. Wer eine neue Mühle bauen, eine eingegangene 
wieder herstellen, sie an einen andern Ort verlegen, oder in 
eine andere Gattung verwandeln, oder mit mehreren Gängen 
versehen will, muss der Landes -Polizei -Behörde, mit Ein- 
reichung des Plans der beabsichtigten Einrichtung, Anzeige 
davon machen. Soll eine neue Wassermühle angelegt wer- 
den, so muss der Bauherr solches, und ob es eine ober- 
oder unterschlag ige, oder eine Panzermühle sein soll, in den 
benachbarten Gegenden an zwei Sonntagen in den Kirchen 
und gleichzeitig einmal in den Inlelligenzzetteln bekannt 
machen. 

§. III. Die Landes -Polizei- Behörde darf den Bau oder 
die Veränderung nur in so fern untersagen, als der eingereichte 
Plan einer etwa bestehenden Polizeieinrichtung nicht gemäss 
ist, in welchem Falle er hiernach abgeändert werden muss. 
Sie beschränkt sich hierauf, und ist zur Wahrnehmung etwa 
entgegenstehender Privat rechte von Amtswegen weder befugt, 
noch verpflichtet. 

§. IV. Dem Eigenthümer einer schon vorhandenen Mühle 
Steht ein Widerspruch gegen einen neuen Mühlenbau zu, 
wenn ihm dadurch das zu seinem Betriebe erforderliche 
Wasser entzogen, oder selbiges zu seinem Nachtheile zurück 
gestauet wird. Es muss aber dieser Widerspruch binnen sechs 
Wochen präcltisivischer Frist vom Tage der Bekanntmachung 
in den Intelligenzzetteln an, sowohl der Landes-Polizei-Be- 
hörde angemeldet, als dem Bauherrn von demjenigen, der 
den Bau selbst hindern will, angezeigt werden. 

§. V. Ein gleiches Widerspruchsrecht ist jedem andern 
eingeräumt, der durch die beabsichtigte Mühlenanlage eine 
Gefährdung bei der Benützung seines Grundeigenthums be- 
fürchtet. 

§. VI. Findet die Landes- Polizei -Behörde einen solchen 
angebrachten Widerspruch (§. IV. u.V.) nach der verhängten 
sachverständigen Untersuchung nicht erheblich, oder lässt der 
Plan zu der Anlage zur Erledigung des Widerspruchs sich 
abändern, oder ist der Widerspruch nicht binnen "der präclu- 
sivischen sechswöchentlichen Frist angemeldet worden; so 
darf die neue Mühlenanlage nicht untersagt, auch bei den Ge- 
richten auf Unterlassung oder Einstellung des Baues keine 
Klage angenommen, vielmehr allenfalls daselbst nur ein An- 
spruch auf Schadenersatz geltend gemacht werden. 

Aufhebung des Mühlenzwange». 

§. VII. Der Mühlenzwang, oder die mit dem Besitz einer 
Mühle verbundene Befugniss, andere zu zwingen, dass sie 
sich derselben bedienen, hört in Ost-Preussen und Litthauen 
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mit dem l.Decbr. 1808 gegen Entschädigung der Zwangsbe- 
rechtigten sowohl in den Städten, als au? dem Lande, in 
Rücksicht aller Mühlen, welchen die Zwangsgerechtigkeit 
beigelegt ist, ohne Unterschied der Qualität der Besitzrechte, 
nach der Willkühr der Zwangspflichtigen gänzlich auf, in- 
dem es von ihrer Erklärung abhängt, den Zwang aufzuheben 
oder beizubehalten. Es darf also vom l.Decbr. 1808 ab, je- 
der Mahlgast, der sich der Beibehaltung des Zwanges nicht 
ausdrücklich unterworfen hat, sein Getreide zum Abmahlen 
in jede beliebige Muhle innerhalb Landes bringen, mithin 
auch der Stadtbewohner in die Landrmihle, und der Landbe- 
wohner in die Stadtmühle; doch versteht es sich von selbst, 
dass ersterer (der Stadtbewohner) die Mahl- Accise dennoch 
bezahlen muss. 



Entschädigung das Erbpacht, oder Pachtbesitzen) der ZwangtmüU« 

§. VIII. Die Entschädigung wegen der künftig zu 
stattenden Mahlfreiheit, soll dem zwangsberechtigten Mühlen« 
erbpächter oder Pächter in der Art gewährt werden, dass ihm 
der Canon oder die Pacht, oder überhaupt die Abgabe, 
welche von der Mühle lür aas Nutzungsrecht derselben bis- 
her entrichtet worden, ganz oder zum Theil erlassen wird, 

§» IX. So wie die Summe der Entschädigung des Zwancs- 
berechtigien den gänzlichen Erlass jener Leistung (§. Vlll.) 
niemals übersteigen darf, so wird zwar vermuthet, dass die 
Erlassung der ganzen Abgabe zur Entschädigung erforderlich 
sei; doch steht sowohl dem Obereigenthümer oder Verpäch- 
ter der Mühle, als den bisherigen Mahlpfiichtigen zu jeder 
Zeit der Beweis offen, dass der Ausfall an dem Gewinste <des • 
Müllers geringer sei und es wird demselben alsdann auch nur 
der wirkliche Ausfall vergütet. 

Jtlühlendienste und Freibolx. 

§. X. Wo bisher von den Mahlpflichtigen zur Unterhal- 
tung der Zwanj^smühle Baudienste geleistet worden, können 
dieselben küuftig, nach aufgehobenem Zwangsverhältniss, 
nicht weiter gefordert werden, und muss der Müller auch 
deshalb durch die Erlassung des Zinses sich für entschädigt 
halten. Dagegen ist % das Recht zum freien Bauholze hier« 
durch nur in so fern aufgehoben, dass der Müller sich eine 
Abfindung in G eitle, welche den zwanzigjährigen Durchschnitt 
der Forsttaxe nicht überschreiten darf', gefallen lassen moss. 

Mab Hohn. 

§. XI. Die Bestimmung des Lohns für die Mühlenfabri- 
cate bleibt zwar dem freien TJebereinkommen zwischen dem 
Mahlbedürftigen nnd dem Müller überlassen, wenn aber ein 
solches nicht getroffen worden, so darf dennoch der Müller 
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nur die folgenden Sätze des Mahllohns in Gelde als die 
höchsten fordern, nämlich: 

1) "Weitzen zu beuteln . . zehn Groschen Preuss. pro SchfD. 

2) Roggen zu beuteln . . sechs - - 

3) Roggen (oder Gerste, 

Erbsen und Bohnen) zu Brod fünf - - - 

4) Brantweinschroot, Fut- 
terschrot aller Art und Malz drei - - - - 

Dieses Maximum des Müllerlohns gilt nur auf sechs Jahre, 
also vom 1. Decbr. 1S0S bis dahin 1814 und es soll diese Be- 
stimmung überhaupt, sobald hinreichende Concuzrenz ent- 
stehen wird, aufgehoben werden. 

Deckung des fcigenthümers der Muhle. 

§. XII. Der Ausfall, welchen die Kassen erleiden, wohin der 
den Mühlenbesitzern als Entschädigung erlassene Zins gezahlt 
worden (§. VIII.), wird durch eine Abgabe gedeckt, welche 
die Mahlpflichtigen iür erhaltene Mahlfreiheit erlegen. 

§. XIII. Diese Abgabe wird in Rücksicht der Königl. 
Erbpachtsmühlen auf dem Lande als eine Grundsteuer von 
den bisher mahlpiiichtigen Gütern, mit einer Erleichterung 
der Käthner gegen die Hubenwirthe, erhoben, und hier den 
übrigen Grundsteuern, in den Städten aber der Mahlaccise 
zugeschlagen. 

Diese Abgabe wird nach dem jetzigen etatsmässigen Er- 
trage jeder Konigl. Mühle unabänderlich fixirt, ohne jemals 
bei vermehrter Seelenzahl der Mahlgäste (deren jährliche 
Consignation nunmehr gänzlich wegfällt) erhöhet, oder bei 
verminderter Anzahl derselben herabgesetzt werden zu können. 

§. XIV. Den Eigenthümern der Privatmühlen steht das 
Recht zu von Jen bisherigen Mahlpflichtigen, wegen der auf- 
gehobenen Zwangsgerechtigkeit, sich auf eine gleiche Weise 
entschädigen zu lassen. Die Summe dieser Entschädigung 
wird durch Vertrag oder richterliches Erkenntniss festgesetzt. 

Von den Quirdeln. 

§. XV. Der Gebrauch 'der Handmühlen (Quirdeln) ist 
auf dem Lande jedem, aber nicht in den Städten erlaubt. 

Von den ftlühlenwaagen und dem Verhaltniss des Mehl« zum Getreide. 

§. XVI. In jeder Mühle wo noch keine Mühlenwaage 
vorhanden ist, mnss selbige sogleich und spätestens bis zum 
l.Deobr. 1808 eingeric htet werden, damit sich jeder Mahlgast 
derselben, mit Zuziehung des Müllers, allenfalls auch ohne 
einen vereidigten Wäger, nach Belieben bedienen kann. Bei 
entstehenden Streitigkeiten muss der Müller vom Weitzen 
drei und achtzig Pfund schwer 
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47 Pfd. feine» Mehl ... 12 Metzen. 
2} - mittel - ... 7 
10 - Kleie 4 

1 Scheüel 7 Metzen. 

Vom Roggen achtzig Pfund schwer 

32 Pfd. feines Mehl . . . 9i Metze. 
36 - mittel - . # . 10 - n 
8 - Kleie. 3 

1 ScheÜ'el 6| Metzen. 

von einem Scheüel Roggen geschrootet und ungebeutelt 

78 Pfd. Brodniehl . . 1 Scheffel 6 Metzen. 

dem Mahlgast in gestrichenem Maasse gewahren. Wiegt das 
Getreide mehr oder weniger, so muss der Müller das Mehl 
nach dem, aus den vors lebenden Sätzen sich ergebenden 
Verhältniss gewähren. Zum Messen des Getreides und Mehls, 
welches jederzeit auf Verlangen des Mahlgastes geschehen 
muss, muss der Müller geaichte ganze, halbe oder viertel 
Scheffel, und wenn der Mahlgast dergleichen mitbringt, diese 
gebrauchen. Auch muss der Müller auf Verlangen dem Mahl- 
gaste über das zur Mühle abgelieferte Getreide einen Eui- 
p fangschein ausstellen, den ihm der Mahlgast bei dem Em- 
pfange des Mehles zurück giebt. 

Von den Rangtafeln. * 

§. XVII. Jeder Müller muss eine schwarz angestrichene 
mit rothen oder weissen Nummern versehene Rangtafel hal- 
ten, und sie öffentlich in der Mühle dergestalt aufhängen, 
dass sie von jedem gesehen werden kann. Auf diese Tafel 
muss der Müller de^ -Namen eines jeden, dessen Mahlgut er 
annimmt, einschreiben, und ihm die Nummer durch einwiie- 
der abzulieferndes Zeichen von Blech zustellen, wobei er ihm 
seinen Vordermann bekannt zu machen hat. Unter keinerlei 
Vorwande darf der Müller dasjenige Getreide, mit dessen Ab- 
mähten schon der Anfang gemacht ist, liegen lassen, sondern 
er muss dasselbe schlechterdings völlig abmahlen, bevor er 
sich auf etwas anderes einlusst. Die Reihe der Rangtafel 
darf nur durch Getreide, welches für die öffentlichen Maga- 
zine oder zur Verpflegung der Armee vermählen wird, im- 

tleicheu durch Malz oder Branntweinschroot, und in den 
tädten durch das Bäckergut, wenn es nicht über dreissig 
Scheflel beträgt, unierbrochen werden. Es versieht sich je- 
doch von selbst, dass jeder Mahlgast sein Getreide, auch nach 
der "Eintragung auf der Rangtafel, zurück nehmen kann, wenu 
ihm die Abwartung der Reihe zu lange dauert. 

Polizei -Gesetz« und Strafen. 

§. XVHI. In Rücksicht der Polizei- Gesetze in MüMensa- 
chen hat es bei den Vorschriften im A. L. 11. Th. II. Tit. 15. 
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§. 243 u. s. w. sein Bewenden, und wegen untüchtigen und 
betrügerischen Mahlens, so wie wegen U Überschreitung des 
im §. XI. vorgeschriebenen Mahllohns, sind gegen den Mül- 
ler die im ersten Theil Tit. 23. §. 42 bis 46 vorgeschriebenen 
Strafen anzuwenden, dergestalt, dass der bereits dreimal be- 
strafte Müller, nicht blos wenn er Erbpächter oder Erbzins* 
besitzer, sondern auch wenn er Eigenthümer der Mühle ist, 
in jenem Falle durch den Erbzinsherrn oder Erbverpächter, 
und in diesem Falle durch den Fiskus, zum Verkauf der 
Mühle oder der Erbpachtsgerechtigkeit angehalten werden 
kann. Andere Contra ven honen der Müller gegen das gegen- 
wärtige Edikt sind auf die Anzeige der Beeinträchtigten von 
der ordentlichen Obrigkeit des Müllers willkürlich, jedoch 
nachdrücklich an demselben zu bestrafen. 

Nach dieser Unserer Allerhöchsten Verordnung hat sich 
ein jeder, den es angeht, genau und pflichtmässig zu ach- 
ten, etc. 

b) C. O, vom 22. Septbr. 1826, wegen Nichtanwendung des Mühlen- 
edicts vom 28. Octbr. 1810 in den, dem vorsiehenden Edict unterliegenden 
Landestheilen, G. S. S. 85. 

Auf den Bericht des Staatsministeriums vom 17* v. M., 
über die Mühlengesetzgebung in Ostpreussen, setze Ich hier- 
durch, zur Beseitigung des entstandenen Zweifels, fest: das» 
die Gesetzgebung über das Mühlenwesen in Ostpreussen und 
Litthauen, mit Einschluss des Ermlaudes und des Marienwer- 
d ersehen landrathlichen Kreises, durch das Edikt vom 29- 
März 1808 für abgeschlossen zu achten, und dass dieses Ge- 
setz durch die für die übrigen Provinzen der Monarchie am 
28. Oktober 1810 ergangene Verordnung und deren spätere 
Deklarationen keine Abänderung erlitten , vielmehr in allen 
einzelnen Bestimmungen volle Gültigkeit behalten hat, ohne 
dass die Verordnung vom 28. Oktober 1810 und deren Dekla- 
rationen in den ostpreussischen Regierungs-Departements und 
dem Marienwerderschen Kreise zur Anwendung kommen 
können. Was dagegen die näheren Festsetzungen über ein- 
zelne Gegenstände des Gesetzes vom 29. März 1808 betrifft; 
so habe Ich hierüber zuvörderst das Gutachten des Staats- 
raths erfordert. Das Staatsministerium hat diesen Befehl 



durch die Amtsblätter der drei betreffenden Regierungen be- 
kannt machen zu lassen. 

Th. I.TIt. 33. £• 1-95. a) Ediei vom 25. Octhr. 1810, wegen der 
Mühlengerechtigkeit und Aufhebung des Mühlenzwangs , des Bier- und 
Getränkezwangs in der ganzen Monarchie. G.S. S. 95. 

In Verfolg des Edikts vom 27. Oktbr. über die künftige 
Finanz- Verwaltung verordnen Wir Folgendes: 

§.1. Der Mühlenzwang, der Brau- und Branntwein- 
Zwang, oder das mit dem Besitze einer Mühle, einer Braue- 
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rei, Brennerei, oder eines Schanks verbundene Recht, An- 
dere zu zwingen, dass aie daselbst ihren Bedarf entweder 
mahlen und schrooten, oder das Getränke ausschiesslich be- 
ziehen müssen, hört vom heutigen Tage an, sowohl in den 
Städten, als auf dem platten Lande, ohne Unterschied der 
Qualität der Besitzrechte, auf. 

§.2. Da die Theorie und die Erfahrung beweisen, dass 
die Aufhebung der Zwangs- und Bannrechte in der Regel 
keineswegs die Einnahmen der früher Berechtigten mindert, 
sondern Dei der gewöhnlich vermehrten Consumtion erhöht, 
so soll weder der Verkäufer, noch der Erb Verpächter, noch der 
Zeitverpächter, noch der Zwang p flichtige verbunden sein, für 
jene Aufhebung Eviction zu leisten, oder irgend eine Ent- 
schädigung zu übernehmen. 

§. 3. Weil jedoch örtliche Verhältnisse einzelne Ausnah- 



Berechtigten herbeiführen können; so wird der Staat in die- 
sen Fällen die Entschädigung nach folgenden Vorschriften 
leisten. 

Der Berechtigte weiset nach: 

a) Den Debit, welcher in den letzten 10 Jahren von dem 
Kriege nach genau geführten Büchern Statt fand} 

b) den Debit, welcher in den nächsten & Jahren, von Auf- 
hebung der Bannrechte an gerechnet, eintritt Vor Ablauf 
der 4 Jahre kann von einer Entschädigung nicht die Rede 
seyn , da die Zeit erst den Erfolg der Aufhebung der- Bann- 
rechte lehren kann. 

c) Dass der liquid irte Ausfall, (welcher übrigens nie pra- 
sumirt wird ) ohne sein Verschulden und nicht durch Man-, 
gel an Thätigkeit, Industrie und Güte des Fabrikats Statt 
fand, sondern lediglich als unmittelbare Folge der aufgeho- 
benen Bannrechte, weniger Getreide vermählen, weniger Ge- 
tränke abgesetzt worden sey, als verhältnissmässig in jener 
frühern Periode. Verringerung des Debits aus andern Grün- 
den, z. B. wegen Abnahme der Menschenzahl, kann nicht 
zur Berechnung gezogen werden. 

Der Ausfall, welcher hiernach dennoch Statt findet, wird 
nach 30jährigen örtlichen Durchschnittspreisen berechnet und 
ersetzt. Ein prozessualisches Verfahren kann hierüber nicht 
eingeleitet werden. 

§.4* Da, wo auf Unsern Dornainen seit dem 1. Jan. 1808 
der Mahl- und Getränke -Zwang gegen eine GeWentschädi- 

§uug von Seiten der Zwangspflichtigen aufgehoben ist, wird 
iese nicht mehr eingefordert. 

§.5. Wer überhaupt zu Bananlagen auf einem Grund« 
stücke gesetzlich berechtiget ist, ist es gleichfalls zu Anlagen 
von Mühlen, die durch Wasser, Wind, thierische Kräfte oder 
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Dampfe getrieben werden, ferner von Brennereien und Braue- 
reien mit Beobachtung der erlassenen und noch zu erlassen- 
den Polizei- Vorschriften in Absicht der Feuersicherheit. 

Jedoch darf ohne Genehmigung der Landespolizei -Be- 
hörde keine Mühle angelegt, oder eine vorhandene verän- 
dert werden. 

§. 6. Wer eine Muhle bauen, eine eingegangene herstel- 
len, oder an einen andern Ort verlegen will, muss der Lan- 
despolizei-Behörde mit Einreichung des Plans, aus dem, wenn 
es eine Wassermühle ist, das Nivellement sichtbar wird, von 
der beabsichtigten Einrichtung Anzeige machen. Zugleich 
mnss der Bauherr solches, und ob es eine Ober-, Unterschlä- 
gige, oder eine Panzermühle seyn soll, in den benachbarten 
Gegenden durch Anschlag an den Kirchenthüren und in den 
Krügen, so wie gleichzeitig dreimal in den lntelligenzblättern 
und Zeitungen bekannt machen. 

Bei allen Mühlen, die nicht Wassermühlen sind, bedarf 
es nur der Bekanntmachung an die Besitzer der zunächst 
gränzenden Grundstücke. 

§. 7. Ein jeder, der durch die beabsichtigte Mühlenan- 
lage eine Gefährdung seiner Rechte fürchtet, muss den Wi- 
derspruch binnen 8 Wochen präclusivischer Frist, vom Tage 
der vorgedachten Bekanntmachung an, sowohl bei der Lan- 
despolizei-Behörde, als bei dem Bauherrn einlegen. 

Der Besitzer einer schon vorhandenen Wind- oder Was- 
sermühle, hat als solcher, kein anderes Widerspruchsrecht 
gegen die neue Anlage*, als wenn sie ihm Wind oder Was- 
ser ia dem Maasse entzieht, oder letzteres aufstauet, dass er 
nach der Art seines bisherigen Betriebs einen Schaden be- 
weisen kann, wofür er nicht vollständig entschädigt wird. 
Es versteht sich, dass im letztern Fall der Schadenersatz nur 
dann angenommen werden darf, wenn die Landespolizei- Be- 
hörde die neue Anlage als überwiegend vortheilhaft anerkennt. 

§.8. Die Landespolizei - Behörde kann den Bau und die 
Veränderung einer jeden Mühle, so wie die Erlaubniss zum 
Betrieb der Brauerei und Brennerei versagen, wenn 

a) die Anlage in allgemeiner landespolizeilicher Hinsicht, 
oder' aus überwiegenden Gründen des allgemeinen Bestens 
unzulässig ist, z. R. bei einer Wassermühle, wegen eines der 
Landes- Cultur hinderlichen Wasserstandes, 

b) ein nach §. 6. erhobener Widerspruch gegründet befun- 
den worden. 

Gegen die Entscheidung der Landespolizei- Behörde kann 
der Weg Rechtens nicht ergriffen werden. 

§.9- Handmühlen, wodurch Getreide oder Hülsenfrüchte 
zerrieben, zerquetscht, oder auf irgend eine Art in ihrer Ge- 
stalt verändert werden, werden verboten. 
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|>) Edict vom 7. Sejrtbr. 1811 , Uber die polizeiliehen Verhältnisse der 
Gewerbe ( §• 51 (*• ^* 8« §• 179 seqq.') 

C) Verordnung vom IS. Septbr. 1818 , wegen der für die Aufhebung 
des Mahl- und Getränkezwangs zu leistenden Entschädigung. G. S. 
S. 178. 

In Unserm Edikte vom 28. Oktbr. 1810 wegen der Müh- 
lengerechtigkeit und Aufhebung des Mühlen-, Bier- und 
Branntweinzwangs ist bestimmt worden, dass denjenigen vor- 
maligen Besitzern dieser Zwangs- und Bannrechte, welche^ 
durch deren Aufhebung erweislich Schaden erleiden möch- 
ten, dafür Entschädigung vom Staate gewährt werden soll. 

Zur Erfüllung dieser Zusicherung verordnen Wir, nach 
erfordertem Gutachten Unsers Staatsraths, Folgendes: 

§. 1. Die Voraussetzung in dem §. 2 des Edikts vom 
28. Oklbr. 1810, dass die Aufhebung der Zwangs- und Bann- 
rechte in der Regel keinesweges die Einnahme der früher Be- 
rechtigten vermindert habe, und die darauf gegründete Vor- 
schrift des §.3., dass nur besondere örtliche Verhaltnisse ein- 
zelne Ausnahmen begründen können, wird hiermit ausdrück- 
lich bestätigt. Jeder Entschädigungs- Anspruch muss also 
durch solche örtliche Verhältnisse begründet, und der behaup- 
tete Schaden als unmittelbare Folge der aufgehobenen Bann- 
rechte, vollstäudig nachgewiesen werden. 

§. 2. Da in den Vorschriften über die Art dieser Beweis- 
führung, welche der §. 3. des Edikts vom 2S. Oktbr. 1810 
enthält, einige nähere Bestimmungen nöthig geworden sind; 
so setzen Wir hierdurch fest, dass der Berechtigte nachweise: 

a) den Debit, welcher in den zehn Jahren von 1796" 
bis 1805 einschliesslich, so wie 

b) den Debit, welcher in den vier Jahren 1811, 1816, 
1817 und 1818 Statt gefunden hat. 

c) Findet sich bei der Vergleichung des Durchschnitts die- 
ser vier Jahre mit dem Durchschnitt jener zehn Jahre ein 
Ausfall; so hat der Berechtigte ferner zu erweisen, dass die- 
ser Austall ohne sein Verschulden und nicht durch Mangel 
an Thätigkeit, Industrie und Güte des Fabrikats Statt fand, 
sondern lediglich als unmittelbare Folge der aufgehobenen 
Bannrechte weniger^Getreide vermählen, oder weniger Ge- 
tränke abgesetzt worden ist, als im Durchschnitt der zehit 
früheren Jahre. Verringerung des Debits aus andern Grün- 
den, z. B. wegen Abnahme der Menschenzahl, kann nicht 
zur Berechnung gezogen werden. 

§. 3. Auch sind zur Nachweisung des Schadens in Fat*» 
len, wo der Ertrag nicht aus genau geführten Büchern er- 
wiesen Werden kann, andere gesetzliche Beweismittel, nur 
mit Ausnahme der Eidesdelation, zulässig. 

.§.4. Der nach diesen Bestimmungen ausgemittelte, und 
nach 30jährigen örtlichen Durchschnittspreisen zu Gelde b«- 
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rechnete Ausfall macht die Entschädigung der Berechtigten 
aus, und wird entweder als bleibende Rente, oder mit fünf 
Prozent zu Kapital geschlagen, als Kapital vergütet. 

$.5. Jeder früher zum Mühlen- oder Getränke -Zwange 
Berechtigte, welcher nach vorstehenden Bestimmungen, einen 
durch die Aufhebung des Zwangs-Rechts entstandenen Scha- 
den nachzuweisen sich getraut, muss seinen Entschädigungs- 
Anspruch innerhalb sechs Monaten, von dem Tage der Ver- 
kündigung dieser Verordnung an, bei der Kreisbehörde an- 
melden. Nach dieser Zeit soll auf keine neue Ansprüche 
weiter Rücksicht genommen , und ein Jeder, der sich nicht 
gemeldet hat, so angesehen werden, als sei ihm die Auf- 
hebung des Zwang- und Bannrechts nicht zum Nachtheil 
gewesen. 

§.6. Die Ausmittelung des Schadens liegt der Kreisbe- 
hörde unter Leitung der Regierung ob. Bevor die Kreisbe- 
hörde aber zur Beweisaufnahme schreitet, muss sie zuerst 
summarisch untersuchen: ob der Fall der Entschädi- 
gung durch besondere örtliche Verhältnisse als 
Ausnahme von der Regel, begründet sei? und dar- 
über gutachtlich an die Regierung berichten, welche vorab 
darüber entscheidet: ob die Beweisaufnahme Statt finden, oder 
der gemachte Anspruch sofort zurückgewiesen werden soll? 

§. 7. Bei dem weiteren Verfahren kann die Kreisbehörde, 
wo sie es nöthig findet, oder von der Regierung dazu ange- 
wiesen wird, einen Justiz- Bedienten aus dem Kreise zu den 
Beweisaufnahmen und anderen Verhandlungen zuziehen; und 
die Justiz- Bedienten sind verbunden, sich auf die Aufforde- 
rung der Kreisbehörde diesen Geschäften zu unterziehen. 

Den Regierungen bleibt vorbehalten, in einzelnen Fäl- 
len, dem Befinden nach, die Ausmittelung des Schadens auch 
andern Kommissarien ausser den Kreisbehörden zu übertragen. 

§. 8. Bei der Ausmittelung des Schadens ist der Legiti- 
mationspunkt der zur Entschädigung Berechtigten nach den 

gesetzlichen Vorschriften zu berücksichtigen, so, dass bei ge- 
heilten Eigenthums- und Nutzungsrechten, nur mit Zuziehung 
aller Theilnehmer verhandelt werden kann. In Beziehung 
auf die yom Staate zu leistende Entschädigung, sind jedoch 
alle Theilnehmer nur als Eine Person zu betrachten» und es 
ist ihre eigene Sache, sich gütlich oder im Wege Rechtens 
auseinander zu setzen. 

§.9. Nach dem Abschlüsse des Verfahrens reicht die 
Kreisbehörde die gesammten Verhandlungen der Regierung 
ein, welche jedoch in Fällen, wo von Entschädigung eines 
Domainen- Grundstücks, oder eines Domainen -Pächters die 
Rede ist, nach vorheriger Anfrage bei dem Finanz- Ministe- 
rium, durch einen Beschluss in Pleno die Entschädigungs- 
Summe testsetzt. *"** 



Digitized by Google 



A.L.R. Th.I. TU. 23. £.1-95. 399 



§. 10. Der Rechtsweg findet gegen die Entscheid ob gen 
der Regierung (§. 6 und 9) nicht Statt. Dem Berechtigten ste- 
het aber binnen zehn Tagen nach der förmlichen Bekannt- 
machung derselben der Rekurs dagegen an das Ministerium 
des Innern und das Ministerium für die Gewerbe und den 
Handel frei. 

§.H. Bei demjenigen, was von diesen Ministerien jge- 
meinschaftlich auf den eingelegten Rekurs beschlossen wird, 
behält es unabänderlich seih Bewenden. 

€.12. Die gegenwärtige Verordnung findet übrigen» nur 
auf diejenigen Provinzen und Theile Unserer Monarchie An- 
wendung, welche bei der Bekanntmachung des Edikts vom 
28. Oktober 1810 mit derselben vereinigt waren. 

Wir befehlen Unserm Staats -Ministerium, Unsern Regie* 
rungen und Kreisbehörden, diese Verordnung ihrem ganzen 
Inhalte nach zur Ausführung zu bringen. 

Tfc.I. Tit. 83. 0.1 -95. (adEdictvom 28. Ort**. 1810 und r«* 
Ordnung vom 15. Sejrtbr. 1818) Welchem von mehreren auf einander fol- 
genden Besitzern einer zum Mühlenzwange früher berechtigten Mühle ge- 
bührt die Entschädigung für die Aufhebung des Mühlenzwanges l Erk. des 
G. Ob. Trib. vom 2, Marz 1832 und 6. Oethu 1833. & ti. v.S. Rechtsspr. 
B.UL Ä184. 

d) C. O. vom 24. Octbr, 1823) dass den bannberechtigten Mühlenbek 
sUzern wegen Aufhebung des Getränhexwangs von Seiten des Staats eine 
Entschädigung nicht geleistet werden soll, CS. S, 168. 

Das Mir vorgelegte Gutachten des Staatsraths über das 
Bedenken: ob den bannberechtigten Mühlenbesitzern auch 
für solchen Verlust, den sie durch Aufhebung des Getränke- 
zwangs erlitten haben, eine Entschädigung von Seiten des 
Staats zu leisten sei? habe Ich dahin bestätiget: dass> die 
Mühlenbesitzer für diesen Theil ihres Verlustes eine Entschä- 
digung vom Staate nicht fordern können, weil der Gewinn,, 
den der Müller durch den Getfänlcezwang mittelst der gros* 
Sern Konsumtion der Brauereien und Brennereien bezog, nur 
zufällig war, und das Bannrecht des Getränkezwanges mit 
dem ihm überwiesenen Bannrechte des Mahlzwanges in kei- 
ner innern Verbindung stand, weshalb der Inhaber des Ge— 
trankezwanges dieses Recht, ohne Widerspruch von Seiten 
des Müllers, aufzugeben und eben hierdurch, mittelst der 
vermehrten Einfuhr fremder Getränke in den bisherigen Bann« 
bezirk des Müllers, den Gewinn desselben zu vermindern oder 
ihm solchen gänzlich zu entziehen, unstreitig befugt war, 
woraus von selbst folgt, Theils, dass der Staat den Getränke- 
zwang allgemein aufheben konnte« ohne sich dadurch dem 
Müller zu einer Entschädigung zu verpflichten. Theils, dass 
der Verlust, den die ErbpachUnüller durch aie Aufhebung 
des Getränkezwanges erleiden, nicht zu den Gegenständen 
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gebort, worüber das Gesetz vom 28. Oktober 1810 verfügt, 
indem es §. 2. den Regress gegen den Erbverpächter aus- 
schliefst. Ob der Erbpachtmüller einen solchen Regress gel- 
tend machen könne, ist daher, unabhängig von der Vorschrift 
des Gesetzes vom 28. Oktober 1810. §. 2., lediglich nach den 
Bestimmungen des Landrechts §§. 207. u. f. Tit. XXI. P. I. und 
dem Inhalte des Erbpachtvertrages zu beurtheilen. Das Staats- 
ministerium hat hiernach weiter zu verfügen und diese Ent- 
scheidung durch die Gesetzsammlung bekannt zu machen. 

e) C O. vom 23. Octbr. 1826, Uber die Befugniss und Verpflichtung 
der Landespolizeibehörden, die Erbauung' und Veränderung von Mühlen zu 
gestatten. G. S. S. 108. 

Die landespolizeiliche Befugniss zur Beschränkung neuer 
Mühlen-Anlagen, ist im §. 8. des Gesetzes vom 28. Octbr. 1810, 
durch welches der Mahlzwang aufgehoben worden, bereits 
enthalten. Ich will jedoch, mit Rücksicht auf die in Bezie- 
hung auf das Mühlenwesen gemachten Anträge der Provin- 
ztalständen der Mark Brandenburg und Pommerns, nach dem 
Gutachten des Staatsministeriums, hierdurch noch besonders 
festsetzen : 

dass die Landespolizei -Behörde den Bau und die Verän- 
derung einer jeden Mühle, die nicht auf das eigene Be- 
dürfnis des Eigenthümers derselben, es sei ein Gutsherr, 
eine Korporation, oder eine Gemeine, beschränkt* sondern 
gleichzeitig, oder ausschliesslich auf fremde Mahl-Gäste be- 
rechnet ist, zu versagen befugt und verpflichtet sein soll, 
wenn die Tor der Ertheilnng der Genehmigung jederzeit 
zu veranlassende polizeiliche Ermittelung ergiebt, dass die 
in der Gegend schon vorhandenen Mühlen hinreichen, um 
das Bedürfniss der Anwohner vollständig zu befriedigen. 

Die gegenwärtige Bestimmung bezieht sich übrigens nur 
auf diejenigen Provinzen, in welchen das Gesetz vom 28. Ok- 
tober 18t0 gesetzliche Kraft hat, mithin weder auf die Lan- 
destheile der Provinz Preussen, für welche das Gesetz vom 
29. März 1808 ergangen ist, noch auf die seit 18t4 mit der 
Monarchie vereinigten Provinzen und Ortschaften, in welchen 
es bei den daselbst bestehenden Vorschriften verbleibt. Das 
Staatsministerium hat diesen Befehl zur öffentlichen Kennt- 
niss zu bringen. 

Tb. I. Tit. £3. 0. 1-95. a) Rescr. vom 30. Octbr. 1822 «. 20. 
August 1 824 , dass das Mühlenedict vom 20. Octbr. 18 10 in den-vormols 
sächsischen Provinzen nicht gilt, Gr, 1. S. 1 20. 

I)) wegen Aufhebung der Bannrechte in den zum Königreich JVestpha- 
len , dem Grossherzogthum Berg und den französisch - hanseatischen De- 
partements gehörig gewesenen Landest heilen, s. Gesetze vom 2 t. April 
1825 über die den Grundbesitz betreffenden Verhältnisse, ad A. L. R. II. 
7. %.2kQseqq. 
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C) Rescr. vom 19« März 1832, betr. die Gültigkeit des Edicts vom 28* 
Octbr. 1810 über den Mühlenzwang im Fürstenthum Erfurt. Gr. FI. 
S.66. 

d) Gesetz vom 13. Mai 1833, wegen Aufhebung der Zwangs- und 
riaiinrecriie in aer t^rovinz rosen. Cr. o. o, Dzf. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preussen etc. etc. haben, um den Verkehr und Gewerbfleiss 
in Unserer Provinz Posen von jedem lästigen Zwange zu be- 
freien, auf den Antrag Unsers Staatsministeriums und nach 
eingeholtem Gutachten Unsers Staatsraths zu verordnen be- 
schlossen : 

§. 1. Die in der Provinz Posen noch bestehenden Zwangs- 
und Bannrechte, namentlich das mit der Befugniss zum Be- 
trieb der Brauerei und Brennerei bisher verbunden gewesene 
Recbt des Getränke- Konsumtionszwanges und die Schank- 
gerechtigkeit, insofern dieselbe in einem bestimmten Bezirk 
ausschliessend ausgeübt worden, sind mit dem Tage der Ver- 
kündigung des gegenwärtigen Gesetzes aufgehoben. 

§.2. Was unter Zwangs- und Bannrechten überhaupt, 
und unter Konsumtionszwang, so wie unter ausschliessender 
Schankgerechtigkeit zu verstehen sei, bestimmen die Vor- 
schriften des A. L.R. Tbl. I. Tit. 23. §§.1-22. und §§.53-95. 

§. 3. Die Eigenthümer und Erbpächter eines Grundstücks 
bleiben jedoch in dem Besitz des Rechts, zum Absatz an An« 
dere Bier zu brauen oder Branntwein zu brennen, und das 
fabrizirte Getränk im Einzelnen zu verkaufen, so wie in dem 
Besitze des durch Verjährung oder ausdrückliche Verträge er- 
worbenen Krugverlags. A. L. R. Thl. I. Tit. 23. §. 56. 

§.4. Verträge, wodurch der Inhaber einer Schankstätte 
sich verpflichtet, das zu seinem Debit erforderliche Getränke 
nur aus einer bestimmten Fabrikationsstätte zu nehmen (Ver- 
* lagsrecht), können auch ferner errichtet werden. 

Verträge, wodurch Jemand sich unterwirft, den Bedarf 
zu seiner eigenen Konsumtion aus einer bestimmten Schank- 
stätte zu nehmen, dürfen, bei Strafe der Nichtigkeit, nur auf 
die Dauer eines Jahres geschlossen werden. ; • 

§.5. Die Anlage neuer Brauereien und Brennereien auf 
ländlichen Grundstücken ist von der Genehmigung der 
betreffenden Regierung abhängig; diese Genehmigung darf nur 
ertheilt werden, wenn der Eigenthümer oder Erbpächter ei- 
nes Grundstücks einen nach landschaftlichen Taxgrundsätzen 
ermittelten Kapital -Grundwerth von 15,000 Rthlr. oder dar- 
über nachweiset. Die Beurtheilung dieses Nachweises gebührt 
der Regierung, und ein Recht zum Widerspruch Stent dem 
Besitzer eines bisher ausgeübten Konsumtionszwanges oder 
abschliessenden Schankrechts nicht zu. 

§. 6. Neue Schankstätten auf dem Lande können nur un- 
ter besonderer Genehmigung der Regierung, und zwar nur 
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auf den Antrag einer Gemeinde tinter dem Nachweis de* Be- 
dürfnisses, and wenn- zuvor der zur Ausübung des Sehank- 
rechts berechtigte Grundherr mit seinen Einwendungen ge- 
hört worden, errichtet werden. 

§. 7. Wenn in einzelnen Fällen durch die Aufhebung der 
Zwangs- und Bannrechte (§. 1.) ein wirklicher Schade ent- 
stehen sollte, so wird in solchen Fallen eine Vergütigung des 
wirklichen Schadens nach den Grundsätzen und Bestimmun« 
gen Unserer Verordnung vom 15. Septbr. 1818 §§. 1. 2. Litt. c. 
§§. 3. 4. 6-11. incl. (G. S. S. 178 und fg.), welche Wir hier- 
durch auch in der Provinz Posen in Kraft setzen, und für 
die bezeichneten Fälle in Anwendung gebracht wissen wol- 
len^ aus Staatskassen gewährt werden. 

Dagegen soll weder der Verkäufer, noch der Erb- oder 
Zeitverpächter, noch der Zwangpflichtige verbunden seyn, 
eine Entschädigung für jene Aufhebung zu leisten. 

§. 8. Der Berechtigte ist der im §. 7 ertheilten Bestim- 
mung gemäss, Behufs der Ausmittelung seines Verlustes, ver- 
bunden, den Debit, welcher in dem Zeitraum von 1816- 1825 
einschliesslich, und den Debit, welcher in den Jahren 1834. 
4835. 1836. 1837 stattgefunden hat, nachzuweisen; und es 
soll durch Vergleichung des Durchschnitts dieser vier Jahre 
mit dem Durchschnitte jener zehn Jahre der entstandene Aus- 
fall ermittelt werden. 

Eine Vergütigung dieses Ausfalls findet jedoch nicht statt, 
wenn dem Berechtigten Mangel an Thätigkeir, Industrie und 
Güte des Fabrikats nachgewiesen werden Kann, und der Ver- 
lust daher nicht als eine unmittelbare Folge des aufgehobe- 
nen Zwang- und Bannrechts anzusehen ist. 

§. 9. Nach dem Ablauf des Jahres 1837 sollen die Inha- 
ber früherer Zwangs- und Bannrechte (§. 1) durch eine öf- 
fentliche Bekanntmachung der Kreispolizei -Behörde zur An- 
meldung und Bescheinigung ihrer Entschädigungsansprüche, 
bei Verlust derselben, binnen einer sechsmonatlichen Frist 
aufgefordert werden. 

3Ph. I. Tit. 23. ß. 33 Seqq. Milhlenordnung vom 28. Oetbr.iSlO. 

c.s. s.$s. 

Wir Friedrich Wilhelm etc. etc. besti mmen die gegen- 
seitigen Rechte und Pflichten der Müller und Mahlgäste künf- 
tighin in folgender Art : 

§.1. Die Bestimmung des Lohns für Bearbeitung des Ge- 
treides auf den Mühlen bleibt künftighin dem freien Ueber- 
einkommen zwischen dem Müller und Mahlgast überlassen. 
Wo keine Uebereinkunft vorher gegangen oder zu erlangen 
gewesen, gilt die bisherige Mahlmetze und das bisherige Mahl- 
loh 11 als höchster Satz ßir die nächsten 3 Jahre. 
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Dein Mahl gast steht es frei, statt der Mahlmetze den 
Geldwerth derselben nach dem Preise der nächsten Stadt zu 
zahlen. 

§. 2. In jeder Mühle, wo keine Mühlenwaage rorhanden 
ist, mtiss selbige sogleich, und spätestens bis zum 1. April 
181t bei 5 Thlr. Strafe für jeden folgenden Monat, wo sie 
fehlt, auf Kosten des Müllers an einem schicklichen, nö thigeiw 
falls Ton der Polizeibehörde zu bestimmenden Orte eingerich- 
tet werden. Wo vereidete Waagemeister vorhanden sind, ist 
jeder Mahlgast sich derselben zu bedienen schuldig, wo keine 
vorhanden sind, bedient sich jeder Mahlgast der Waage mit 
Zuziehung des Müllers. 

§. 3. Bei entstehenden Streitigkeiten entscheidet das Ge- 
wicht und die, Mühlenwaage -Tabelle vom 26. Septbr. 1804- 
Jeder Müller ist verpflichtet, ein Exemplar dieser Tabelle in 
der Mühle so aufzuhängen, dass es jedem in die Augen fällt, 
und es jeder lesen kann. 

Unsere Regierungen aber werden verpflichtet, eine hin- 
reichende Anzahl dieser Tabellen abdrucken und gegen Be- 
zahlung der Druckkosten ungesäumt vertheilen zu lassen. 

§. 4. Das Stein- und Staubmehl gehört in der Regel dem 
Müller, wenn deshalb nicht eine besondere Uebereinkunft ge- 
troffen ist, wogegen letzterer die Verpflichtung hat, die Müh- 
lensteine rein und gehörig geschärft zu erhalten, und sie, 
wenn vorher Malz geschrootet ist, vor dem Aufschütten des 
andern Getreides abzureiben. 

§.5. Jeder Müller muss eine schwarz angestrichene, mit 
Nummern von einer andern in die Augen fallenden Farbe 
versehene Rangtafel halten, und sie dergestalt öffentlich in 
der Mühle aufhängen, dass sie von jedem gesehen werden kann. 

Bei Einhändigung der in dem Reglement wegen Erhe- 
bung der Land- Consumtionssteuer vorgeschriebenen Steuer- 
Quiitung muss der Müller den Namen desjenigen, dessen 
Mahlgut er annimmt, auf die Rangtafel schreiben, die Num- 
mer der Tafel aber, und da, wo blosse Dorfs-Einnehmer sind, 
(der Name des Mahlgastes mithin nicht auf der Quittung steht), 
den Namen des Mahlgastes auf der Rückseite der Quittung 
bemerken. Den Mahl"ast muss er mündlich mit dem Namen 
seines Vordermannes bekannt machen. 

Unter keinem Vorwande darf der Müller dasjenige Ge- 
treide, mit dessen Abmahlen er schon den Anfang gemacht 
hat, liegen lassen. Auf die Nichtbefolgung dieser Vorschrift 
steht 1 Thlr. Strafe für jeden Fall. 

§•6. Diese Mühlenordnung, muss gleich der Mühlenwaage- 
Tabelle in den Mühlen aufgehangen werden, und können die 
Müller Exemplare bei Unsern Regierungen gegen Bezahlung 
der Druckkosten erhalten. 
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Tit. I. Tit. 33. 8. 51. Eine Gutsh err schaff , welche ihre Zwang s- 
mtihle in Erbpacht gegeben hat, ist verbunden, auf dieser Mühle mahlen zu 
lassen, selbst wenn hierüber in dem Coutracte nichts festgestellt ist, und das 



Edict vom 28. Octbr. 1810 hat in dieser V erbindlichkeit nichts geändert. 
Brk. des G. Ob. Trib. vom 6. Octbr. 1815. S. u. v. S. Reehtsspr. B. I. 



Th. I« Tit. 33. 0. 53 Seqq. Gesetz vom 7. Septbr. 1811 , betr. 
die polizeilichen Ferhältnisse der Gewerbe (§. 53 u. 54) (*. ad 4. L. R. II. 
8. $. \19seqq.) 

Th.I. Tit. 33. 0.53-59. Durch den $. 54* des Gesetzes vom 7« 

Septbr. 181t ist nicht die Bestimmung des §. 1 des Gesetzes vom 28. Octbr. 
1 8 1 0, wonach der Branntweinszwang als Bannrecht nicht ferner statt 
finden soll, aufgehoben, vielmehr nur die Schliessung von Ferträgen über 
das Verlagsrecht für zulässig erklärt, und die Fortdauer eines solchen, auf 
Grund der Ferjährung oder ausdrücklicher Ferträge, bereits bestehenden 
Rechtsverhältnisses ausgebrochen. Erk. des G. Ob. Trib. vom 29« &ovbr. 
1826. S. u v. S. Reehtsspr. B. III. S. 68. 



S.65. 
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